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Erinnerungen 


aus meinem Leben. 


Von 


VKichard Freiberrn bon Friesen, 


Bönigl, Sächsischen Stantsminister a. 8, 


Sweite, von Uenem ducchgefehene Auflage. 





Dresden 1882, 


Wilhelm Baenſch Verlagshandlung. 


Pi) ee a 


True: Offisin der Kerlagthandlung. 


Vorrede zur ersten Auflage. 


Ehe ich mid) darüber entfcheiden konnte, ob ich Die 
„Erinnerungen aus meinem Leben“, wie ich fic niebergefihrie- 
ben, der Ocffentlichkeit, und zwar ſchon jeßt, übergeben folle, 
mußte 0 mir darüber EHar werden: ob dieſe meine Erinner- 
ungen überhaupt von der Art und Bedeutung jeien, daß fic 
in weiteren Kreiſen einiges Intereſſe erregen könnten, und, 
wenn died der Fall, ob der richtige ‚Beitpunft zu ihrer Ber: 
öffentlichung ſchon jegt gefommen jet: 

Meine Erinnerungen, wenn id) dabei von den Eindrüden 
meiner Jugend und denen eines unreifen Sünglingsalters ab- 
jehe, umfaſſen einen Beitraum von etwa einem halben Sahr- 
hundert; davon habe ich ziemlich vierzig Jahre im höheren 
Staat3dienite Sachſens, mehr als einundzwanzig Jahre an 
der Spige zweier Minijterien zugebracht. Der astra, der 
zwiichen dem Jahre 1835, in welchem tch in die Kreisdirection 
(Regierungsbehörde) zu Leipzig eintrat, und dem Sabre 1876 
inneliegt, in welchem id) von meiner Stellung als Finanz- 
miniſter zurüctrat, umfaßt einen der wichtigiten Abjchnitte 
nicht nur der Jächliichen, ſondern der deutſchen Geſchichte. 
Während diefer Periode wurde nicht nur die innere Ver— 
fafjung, das Staatzleben Sachjens wejentlich erjchüttert, und 
nach mannichfachen Beränderungen von Neuem begründet, 
jondern es trat auch in Bezug auf das geſammte Deutſch— 
land eine tief ein veifende, großartige Umwälzung cin. Nach 
langen diplomatischen und publiciitiichen Streitigfeiten und 
Kämpfen, nad) einem blutigen und entjcheidenden Kriege wurde 
der taufendjährige, aber freilich im Laufe von mehr ala einem 
Sahrhundert ſchon vielfach untergrabene und geloderte Zus 
Jammenhang Oeſterreichs mit Deutjchland völlig zerriffen, 
wurde der deutſche Bund, dies cin halbes Jahrhundert alte 
Kind des Wiener Congreſſes, gewaltſam aufgelöjt, der Norden 
Deutjchlands zu einem neuen Bunde, und endlicd), nach einem 
zweiten ruhmreichen Kriege mit Frankreich, daS ganze außer— 
öjterreichijche Deutfchland zu einem neuen deutjchen Reiche 
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Bezug auf eine ſolche Zeit der allgemeinen, leidenſchaftlichen 
Aufregung für den ſpäter Lebenden, der den Ausgang Des 
Kampfes, den endlichen Erfolg desjelben kennt, auperordent- 
ich ſchwierig, ich in die Zeit des Kampfes felbit, in die Zeit 
der Ungewißheit über den Ausgang vesjelben, wo jeder Theil 
in einjettiger Weije alle Mittel anwendet, um den Steg zu 
erringen, To vollftändig hineinzudenken, daß es ihm möglich 
wird, Die Ziele und Beitrebungen der verfchiedenen Parteien und 
die Motive ihrer Handlungen genau fennen zu lernen, und, ohne 
von dem Erfolge geblendet zu werden, allen, auch den unter— 
legenen Theilen, eine gerechte Beurtheilung zufommen zu laffen. 

Wenn daher aud von den Mitlebenden, zumal wen jte 
an dem Kampfe in größeren oder Heineren Streifen ſelbſt mit- 
gewirkt haben, eine objective und in feiner Weiſe einſeitig ges 
färbte Geſchichte jener Zeit nicht zu erwarten tft, wenn ihnen 
eine jolche zu fchreiben jogar unmöglich fein wird, jo feheint 
es doch höchſt wünfchenswerth, daß Männer, die in der 
Lage gewejen find, die wahren Motive und Zivede, aucd nur 
eines oder des anderen der jtreitenden Theile, aus eigener 
Mitwirkung fennen und würdigen zu lernen, das, was ic 
davon wiften, auch befannt machen, nicht um durch Be— 
Ihuldigungen und Angriffe gegen anders Denfende frühere 
Streitigfeiten in gehäffiger Weiſe zu erneuern, fondern um 
in Bezug auf Ihatjachen und Bertrebungen, die fte genau 
kennen, weil jie ſelbſt dabei mitgewirkt haben, die Wahrheit 
zu conjtatiren und durch die öffentliche Aussprache derjelben 
ungerechte Angriffe und falſche Beſchuldigungen zu entkräften. 

Kommen dergleichen ruhige, der Wahrheit getreue Dar: 
jtellungen der Ereigniffe und der Motive, die dabei margebend 
waren, don vderjchiedenem Standpunkte aus in die Oeffent— 
lichkeit, jo kann dies wejentlic) dazu beitragen, den fünf: 
tigen Gejchichtsjchreiber feine Arbeit zu erleichtern und ihm eine 
wahrheitgetreue Darftellung jener Zeiten möglich zu machen. 

Erwägungen dieſer Art waren es, die mich beſtimmten, 
meine Erinnerungen niederzufchreiben. Hierzu kam jedoch noc) 
eine ſpecielle Nückficht auf mein engeres Baterland Sachen. 
Steine andere der deutschen Regterungen tt damals in Tolcher 
Weiſe und mit ciner Jolchen beharrlichen Conſequenz anges 
griffen amd verleumdet worden, wie die Königlich iii e, 
und das wurde ſo weit getrieben, daß ſie ſchließlich ſogar be 
Ihuldigt wurde, den eigentlichen IAhrlap zu dem Ausbruche des 
Krieges von 1866 herbeigeführt, ja ſogar Preußen mit einem 
Angriffe bedroht zu Haben. Sachen hat jchon einmal, vor 
dent Ausbruche des ficbenjäßrigen Krieges, das gleiche Schickſal 
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Iogar mit den Waffen befämpften, und diefe Perſonen können 
ſich leicht Durch meine Darftellungen unangenehm berührt, ja 
verlegt fühlen und zum Widerfpruch gereizt werden. Dennoch) 
aber hat dieje Befürchtung mic, von meinem Borhaben nicht 
abzubringen vermodht. Ich Habe mic) gewilfenhaft bemüht, 
die Perſonen und Ereigniffe jo zu fehildern, wie ich fie zu 
jener Zeit thatfächlich aufgefaßt habe, und mich dabei, jo weit 
als irgend möglich, jeder ciggatlichen Polemik, jedes Angriffs 
auf Andere zu enthalten. ch habe mich insbeſondere be- 
müht, die damaligen Anfichten und Ziele der ſächſiſchen 
Regierung, fowie die Motive ihrer Entjchlüffe und Hand— 
lungen ſo darzuftellen, wie fie wirklich waren, um ungerechte 
Beihuldigungen und Angriffe abzumehren. Inſoweit bes 
anſpruche ich Glaubwürdigkeit und Vertrauen. Aber ich bin 
weit entfernt, in Bezug auf meine Beurtheilung Anderer und 
der Motive ihrer Handlungen und Entſchlüſſe einen jeden 
Irrtum für unmöglid) zu halten. Ich kann mid, z. B., 
wenn ich zuweilen geglaubt habe, den glänzenden Schein 
nationaler Hingebung und Opferfreudigfeit für eine Maske 
halten zu müſſen, hinter der ſich ein ganz gewöhnlicher Eigen- 
nug verbarg, wohl hier oder da einmal geirrt haben. Wenn 
dies aber wirklich der Fall fein, wenn ic Anderen zuweilen 
Unrecht gethan haben Jollte, dann Liegt e8 ja nur im Intereſſe 
der Sache, für die ich fchreibe, der Hiltorischen Wahrheit, daß 
meine Schrift zu einer Zeit erjcheint, zu der eine Wider- 
legung, Fr Rechtfertigung der irrthümlich Bejchuldigten nod) 
möglich ift. 

Sch habe mid) daher entichloffen, meine Erinnerungen 
aus der Zeit bis zum Friedensſchluß von 1866 ſchon jetzt 
der Deffentlichfeit zu übergeben. Mit diefem Friedensſchluſſe 
wurde die Beit des Kampfes, des Zuſammenbruchs alter Ver— 
hältniſſe beſchloſſen, eine neue Zeit begann, in der es galt, 
Neues zu ſchaffen, zu befeſtigen. Bis dahin kann man ſagen: 
das Vergangene iſt vergangen, es liegt vor uns nur noch 
als Gegenſtand ernſter, ruhiger Betrachtung. Was ſeitdem 
geſchehen, iſt noch zu neu, zu ſehr mit dem unmittelbar Gegen— 
wärtigen verbunden, als daß eine unbefangene Darſtellung 
desſelben geſchrieben und veröffentlicht werden könnte. 


Dresden, im Juli 1880. 
Der Verfasser. 
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erfreulich, weil es mir dadurg möglich wurde, dieſelbe raſch und 
leicht zu bewirken. Nur in Bezug auf eine der ſo berichtigten 
Stellen ſcheint mir hier noch eine Bemerkung nöthig. Um die 
Thätigkeit eines Theiles der in Sachſen erſcheinenden Zeitungen 
während der Friedensverhandlungen von 1866 zu charakteriſiren, 
wollte ich be ßbiefätoeife einige Stellen aus den beiden beveutend- 
iten derjelben anführen. Bei der „Eonjtitutionellen Zeitung“ 
war mir dies leicht, da ich ein vollitändiges Eremplar derſelben 
aus jener Zeit erlangen konnte. In Bezug auf die „Deutjche 
Allgemeine Zeitung“ gelang mir dies letztere aber nicht und 
da mir auch bei meinem damaligen Aufenthalte in Berlin nur 
einzelne Nummern derjelben zufällig zu Geſicht gekommen 
waren, jo bejchränfte ich mich im Wejentlichen auf die Er: 
zählung eines einzigen Falles, deffen ich mic) noch erinnerte, 
weil ich mir ihn furz motirt hatte Bon Herrn Profeſſor 
Biederntann darauf aufmerffam gemacht, daß in meiner Er— 
zählung dieſes ‘Falles einige thatſächliche Unrichtigfeiten ent- 
halten jeien, babe ich in der zweiten Auflage diefe Stelle 
genau nach den von Herrn Broteffor Biedermann ſelbſt mir 
mitgetheilten Notizen berichtigt. Als aber die Biedermann’sche 
Keclamation in weiteren reifen befannt wurde, erhielt ic) 
von mehreren Seiten her. einzelne Nummern der „Deutschen 
Allgemeinen Zeitung“ aus jener Periode mitgetheilt — ein 
volljtändiges Exemplar habe ich auch jetzt nicht erlangen 
fünnen —, aus welchen fich ergab, day die Wirkfamfeit dieſes 
Blattes in jener Zeit eine viel bedeutendere gewejen ift, ale 
ic) mac) den mir damals zugekommenen einzelnen Nummern 
angenommen hatte. Ich habe daher meine Erzählung durch 
Aufnahme einiger weiterer Berlpiele davon (S. 345 fl. Bd. 2) 
auch in diefem Punkte zu vervollitändigen gejucht. 
Abgefehen aber von der Berichtigung einzelner Stellen, 
die nothivendig werden fonnte, mußte ich auch darauf gefaßt 
jein, dag mein Buch oder einzelne Abſchnitte desselben un 
Bezug auf meine Auffaffung und Beurtheilung der Borgänae 
jener Zeiten Widerſpruch finden werde. Indem ich es unter: 
nahm, die politiiche Haltung Sachſens in den Jahren 1849 
bis 1866 zu Ichildern, zu erläutern, und gegen oft gehörte 
Vorwürfe zu rechtfertigen, mußte ich vorausjehen, day man 
vom Standpunkte anderer politischer Auffaſſungen aus ver: 
juchen werde, meine Anfichten zu befämpfen und zu wider: 
legen, meine Darjtellungen als nicht zutreffend, meine Urtheile 
als unbegründet darzuftellen. Darauf war ich gefaßt; es 
konnte nicht ausbleiben. Es giebt eben im politischen Leben 
und im Entwidelungsgange der Völker Vorgänge, die ganz 
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Regierungen der einzelnen, außerprenpifchen, deutſchen Staaten 
angehörten oder ihnen dienten, auch ihrem engeren Vater: 
lande, ihrem Fürften und Landesherrn gegenüber beſchwo— 
rene Pflichten zu erfüllen Hatten, Pflichten, die fie ohne 
ſchwere Schädigung ihres Gewiſſens und ihrer Ehre gar nicht 
aus den Augen fegen durften, davon jcheint der Herr Pro— 
feffor gar feine Ahnung zu haben, dafür fcheint er gar fein 
Verſtändniß zu befigen. Nur durch diefe Annahme wird es 
z. B. erklärlich, daß er, obgleich er vollfommen Gelegenheit 
hatte, meine politische Thätigkeit, wenn er fi) darum be— 
ümmert hätte, aus der nächſten Nähe genau fennen zu lernen, 
obgleich er mein Bud), in welchem ich meine Anfichten ausführlich 
entwidelt habe, gelefen hat, dennoch für meine ganze politifche 
Haltung fein anderes Motiv aufzufinden vermag, als (©. 34) 
„Preußenhaß“, den ich in meinem Buche „zur Schau tragen“ 
jol, oder (S. 36) „maßlofen roll gegen Preußen“, oder 
(S. 38) „Antagonismus gegen Preußen“; nur durch diefe 
Annahme wird c3 erflärlich, daß er meinen politischen Stand- 
punft (S. 34) als den des „nadtejten Particularismus“ be- 
zeichnen fann, „der das Königreich Sachſen als eine Inſel 
im Ocean auffaßt“, fowie daß er (ebendaſelbſt) behauptet, 
„undeutſches Weſen jet in gewiffen (!) Dresdner Kreiſen eine, 
gleihfam durch locale Miagmen erzeugte chronische Krank— 
heit.“ () Es iſt bedanerlich, folche geſchmackloſe und dabei 
jo völlig verbrauchte und abgenugte Barteiphrafen, von denen 
ſich jegt jelbjt jedes anjtändige PBarteiblatt frei zu halten 
ſtrebt, in dem Munde eines Mannes zu finden, von dem, 
als verdientem Gelehrten und Lehrer der Jugend an einer 
berühmten Anftalt, man eine cdlere und würdigere Haltung 
auch in der Polemik erwarten jollte. Sehr charakteriſtiſch iſt 
3 übrigens, dag der Herr Profefjor in feiner Recenſion die 
legten Abſchnitte meines Buches eigentlich) ganz übergeht, 
indem er die Zeit während der preußiichen Occupation des 
Landes nur mit einigen Worten erwähnt, auf die Beurthei- 
lung meiner Parjtellung der Friedengverhandlungen aber 
ausdrücklich verzichtet. Bei einem näheren Eingehen auf 
diefe Abjchnitte würden freilich feine Fictionen über meinen 
Breugenhag und über meine Gefinnungen gegen das deutfche 
Reich (S. 35), ebenſo wie feine oben erwähnten Behauptungen, 
in eine zu auffällige Collifjion mit den Thatfachen gefommen 
jein, und deshalb wohl hat er es vorgezogen, diefe Abjchnitte 
gänzlich mit Stillfchweigen zu übergehen. 

Für mich perjönlich ergiebt ſich aus der Recenfion Flathe's 
die beruhigende Ueberzeugung, daß ich ihm fein Unrecht ge- 
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geaenzuitel en, jo hätte ich) Dies zuhig hinnehmen und das 
Irtheil darüber, wer von ung Beiden Recht Hat, getroſt dem 
Leſer überlafjen fünnen. Damit hat fi) Herr Graf Beuft 
aber nicht begnügt; um feinen Zwed zu erreichen, ſucht er 
vielmehr mein Bud) überhaupt als ganz unzuverläffig und 
unglaubwürdig, mich felbft aber als einen Mann darzuftellen, 
der wegen eoächeuthichtwäche und aus anderen, noch viel 
weniger entjchuldbaren Gründen gar nicht im Stande fein 
fol, eine wahrheitsgetreue Darjtellumg früherer Zeiten zu 
geben. Zu dieſem Behufe wirft er mir Sedächniffehter, mir 
verjtändniffe, Irrtümer und Verwechſelungen in der Angabe 
von Beiten und Ereigniffen vor, nicht der au fich meist gan 
gleichgiltigen und unbedeutenden Dinge wegen, auf welche fi 
dieſe — direct und unmittelbar beziehen, ſondern um 
darauf die Folgerung zu begründen, daß meine Erzählung 
auch in wichtigeren, ihm aber unangenehmen Punkten 
gänzlich unzuderläjlig jet und daher einer ernjten Wider- 
gung gar nicht bedürfe. Hierdurch gewinnt da8 Verfahren 
des Herrn Grafen einen ganz anderen Charafter, cine 
weit größere Bedeutung, denn — und darüber kann er fich 
doc) kaum ſelbſt getäuscht Haben — wenn die Vorwürfe, die 
er mir macht, gegründet wären, wenn ich wirklich jo wäre, wie 
er mich aut efaßt zu ſehen wünfcht, dann würden die Sorgen 
davon — nicht blos an den Stellen meines Buches, 
die dem Herrn Grafen nicht gefallen, ſondern auch an den 
viel zahlreicheren anderen Stellen, wo ich ſein Verfahren und 
ſeine Haltung ausdrücklich anerkenne und vertheidige, ja in 
meinem Buche überhaupt und nach allen Richtungen hin 
hervortreten und bemerkbar werden; dann aber würde mein 
Buch einen jeden Anſpruch auf Glaubwürdigkeit und Beach— 
tung vollſtändig verlieren. Dieſem Verfahren gegenüber durfte 
ich nicht ſchweigen, mußte ich und zwar öffentlich antworten. 
Der Umſtand, daß gerade jetzt eine neue Auflage meines Buches 
nöthig wurde, hat mir auch dies inſofern erleichtert, als es mir 
dadurch möglich wurde, meine Antwort nicht in einer beſonderen 
Streitſchrift, die ja immer einen mehr oder weniger perſön— 
lichen Charakter gehabt haben würde, ſondern bei Gelegen— 
heit dieſer neuen Auflage ſelbſt in ſachlicher und rein ob— 
jectiver Weiſe zu geben. 

Der hauptſächlichſte Angriff, den der Herr Graf gegen 
mich richtet, läßt ſich dahin zuſammenfaſſen, daß ich zu 
viel von mir ſelbſt und von dem, was ich gethan, zu 
wenig von Anderen und von den Verdienſten derjelben 
geiprocdhen, daß ich insbeſondere die Des Herrn Grafen 
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meiner Ueberzeugung nach der Wahrheit getreuen Beitrag zur 
Zeitgeſchichte. Wenn ich dabei auf der einen Seite ſeine Wirk— 
ſamkeit, ſoweit ſie mit meinen Ueberzeugungen übereinſtimmte, 
offen und unumwunden anerkannte, dann durfte ich 1. auf 
der anderen Seite in Bezug auf die Punkte, wo eine folche 
Uebereinſtimmung nicht stattfand, wo ich mit feinen Anfichten, 
mit jeinem Auftreten nicht einverjtanden war, wenn id) fic 
des Zuſammenhanges wegen oder aus einem anderen Grunde 
nicht ganz mit Stillſchweigen übergehen konnte, meine Anficht 
nicht Dertihiweigen, dann mußte ic) dicjelbe auch injoweit der 
Wahrheit gemäß aussprechen. ieſes mein Verfahren ift 
durchaus vereinbar mit der offenen und unummvundenen An 
erfennung der großen Verdienite, die ſich Graf Beuſt insbe: 
jondere auch ım Sahre 1849 um König und Vaterland 
erworben hat; diefe Anerkennung, die ich ihm auch jet no 
im vollen Maße zolle, wird nicht im Geringiten dadur 
beeinträchtigt, daß es mir ſcheint, als ob es auch in 
feinem Leben einige Male vorgekommen fei, daß er aufgeregt 
und zerjtreut war oder cinige Tage ſchwankte, ehe er über 
die Faſſung eines wichtigen Entſchluſſes mit fich ins Reine 
fommen konnte. Es dürften die Männer jelten fein, in deren 
Leben [olde Momente niemals vorgelommen, noch ſeltener freilich 
die, welche durch die bloße Erwähnung derjelben — und darauf 
fommt im Wejentlichen alles hinaus, was Graf Beuſt mir 
zum Vorwurf macht — in ihrem Selbjtbewußtjein ſich jo ver: 
legt und gereizt fühlen, daß fie ſich zu üffentlichen Aus— 
laffungen der Art Hinreißen laffen, wie er. 

Hiernächſt wirft mir Graf Beuſt (a. a. D. ©. 52) cine 
„rücjichtslofe Erwähnung und fehr freie Ausbeutung des 
Privatgejpräch® mit Anderen“ vor, die ich mir erlaubt haben 
jo. Ich glaube, diefer Vorwurf ift nicht begründet. Wenn 
man von einem Marne, der Memoiren fchreibt, aljo felbit- 
erlebte Ereigniffe bald darauf von jeinem Standpunfte aus 
ihildern will, verlangen wollte, ſich dabei nur bereits ge= 
drucdter Nachrichten oder officieller Ausſprachen als Quelle 
jeiner Erzählung zu bedienen, fich aber der Benugung von 
Geſprächen mit Anderen, von Briefen und mimdlichen Mit- 
theilungen gänzlich zu enthalten, jo würde man ihm ſeine 
Arbeit ganz unmöglich machen. Sch muß auch, entgegen der 
Behauptung des Herrn Grafen Beust, hervorheben, daß ſich 
wohl ın allen den zahlreichen Memoiren älterer und neuerer 
Beit und in ähnlichen Beröffentlichungen eine, oft ſehr weit 
gehende Benugung derartiger Quellen findet und daß Der 
Werth) vieler ſolcher Memoiren für die Geſchichte gerade auf 
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verftändniffe aller Art vorfommen follen. Inwieweit dies 
letztere wirflih der Fall it, wird ſig nur nach einer 
näheren Prüfung der von dem Herrn Grafen angeführten 
Stellen ſelbſt beurtheilen laſſen. Ich habe daher, um dem 
Leſer dieſe Prufung in der einfachſten Weiſe möglich zu machen, 
meine Erwiderungen auf die Beuſt'ſchen Angie in der Form 
von Anmerkungen den bezüglichen Stellen des Textes beigefügt 
und bitte, diejelben dort nachlejen zu wollen. Nur auf zwei 
derjelben will ich ſchon hier näher eingehn, auf den einen, 
weil er fich, obgleich nur in Bezug auf eine Stelle erhoben, 
doch in nen onſequeuzen auf mehrere Stellen, eigentlic) 
jogar auf mein ganzed Bud) erjtredt, auf den zweiten, weil 
er feiner Bedeutjamkeit wegen cine ausführlichere und tiefer 
eingehende Betrachtung erheiſcht, welche innerhalb der Grenzen 
einer Anmerkung nicht leicht möglich fein würde. 

Der eritere findet fi a. a. O. Seite 3, wo Graf Beuft 
jagt: ich könne mir von der Bedeutung meiner eigenen 
Worte nicht immer Nechenfchaft gegeben haben und zum 
Beweife deffen aus der — jebt wörtlich wieder mit ab- 
gedrudten — Vorrede zur erjten Auflage zwei Säße anführt 
welche ſeiner Anſicht nad) ſich direct widersprechen jollen. 
Dabei reißt er aber dieſe beiden Süße aus ihrem Yufammen- 
bange heraus, jtellt fie unmittelbar nebeneinander und läßt 
die fie verbindenden und ER ihrem Verſtändniß unbedingt 
nöthigen Zwiſchenſätze einfac weg. Auf diefem Wege kann man 
ei leicht —28 e finden, wenn man ſie ſucht und 
braucht, um ſeinen Zweck zu erreichen. Weitere Bemerkungen 
darüber ſcheinen mir unnöthig; wer die Vorrede mit Aufmerk— 
ſamkeit, aber ohne Borurtheil lieft, wird auch ohne mein Zu— 
thun fich überzeugen, daß dort fein Widerspruch vorhanden ift. 

Der zweite bezieht ſich auf meine Taäh ling der Bor: 
gänge in Wien in den Tagen vom 12. bi8 15. Auguſt 
1866, die ich im zweiten Bande der Erinnerungen Scite 237 
bis 246 der eriten und Seite 235 big 243 der zweiten Auf- 
lage findet und gegen welche Graf Beuſt (a. a. O. Seite 51 
bis 62) entjchiedenen Widerjpruch erhebt. Ich habe ge- 
rade dieſen Abjchnitt viel früher niedergejchricben als die 
übrigen Theile meines Buches und zwar kurze Zei nach den 
Ereigniſſen ſelbſt, wo meine Erinnerungen noch ganz friſch 
und bis in die kleinſten Details vollkommen ſicher waren, 
laube daher auch für die Nichtigkeit gerade deſſen, was ich - 
bier mitgetheilt habe, ganz unbedingt und in jeder Beziehung 
einjtehn zu können. Auch bei der fpäteren Aufnahme des 
früher Niedergefchriebenen in dag jet vorliegende Buch ift 
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yandlungen abgewartet werden folle und endlicd) fügt er wört— 
ich bei: „Fällt diefe Antwort abfällig aus, jo wird fich 
das Entlaffungsgefuh daran anſchließen und die Aller: 
höchite Genehmigung erhalten“. In dem zweiten, nicht offi- 
cielen, Schreiben (a. a. D. ©. 59 fl.), in welchem fich übrigens 
auf jeder Zeile eine lebhafte Verftimmung über dag Verfahren 
der ın Dresden zurüdgeblicbenen Minifter ausſpricht, nimmt 
Herr von Beuft von leßteren eventuell, d. N ür den Fall, 
ben 3 oe tem an N ungs u en Sen lt br in 

en Folge jein Entlafjungsgejuch einreichen follte, Abfchied. 
Wenn daher Graf Beuft " t (aa. O. ©. 61) jagt Se 
jenem — officiellen — Schreiben habe er bereits feine Ent— 
lafjung angezeigt” und (©. 62) „fein, nur von der 
Berliner Antwort abhängige® Entlaſſungsgeſuch“ ſei be- 
reit3 am 13. Augujt in Dresden gewejen, jo iſt das nicht 
zutreffend, denn in jenem Schreiben theilt er nur mit, daß 
er fein Entlaffungsgefuch einreichen werde, wenn die Ant- 
wort aus Berlin ablehnend ausfallen Ka Bon dieſem 
Schreiben nun, welches, wie Graf Beuſt ſelbſt angiebt, am 
11. in Wien abgegangen und am 13. in Dresden angefommen 
war, konnte ich natürlich, als ıc) am 12. in Wien eintraf, 
feine Kenntniß haben; dic ablehnende Antwort aus Berlin war 
aber dort bereit? eingegangen, was mir Herr von Beuft auch 
jofort mittheilte. Hätte derjelbe nun das Schreiben vom 10. 
damals fo aufgefaßt, wie er es jet aufgefaßt zu —— wünſcht, 
jo würde er mid) gewiß von dem Inhalte desſelben unter— 
richtet und entweder fein Entlaffırn Sgefuch wirklich eingereicht 
oder wenigſtens mir mitgetheilt Haben, daß er dies nunmehr 
thun wolle. Er hat aber keins von beiden gethan, vielmehr 
von dem Inhalte jene Schreibens mir gegenüber fein Wort 
erwähnt und die eerage, ob jein Abgang wirklich nothiwendie 
jei und ob er nicht durch eine längere Beurlaubung oder au 
cine andere Weiſe vermieden werden könne, täglid) mit mir 
beiprochen. Ich kann mir das nur dadurch erflären, daß er 
jelbft damal3 den Inhalt des Schreibens vom 10. Auguſt 
nur ala den Ausdrud einer Abſicht anjah, über deren wirt: 
liche Ausführung und den Zeitpunkt derjelben die Ent: 
ſchließung noch offen war und dag Für und Wider beiprochen 
werden fonnte. Auch ich habe, als ich |päter in Dresden von 
dem Inhalte jenes Shreibeng Kenntniß erhielt, dasjelbe feinem 
Wortlante nad) nicht anders auffasfen können, aljo auch darin, 
daß Graf Beuft bei meiner Anwelenheit in Wien mir nichts 
davon gejagt hatte, nichts Auffallendes gefunden. Wenn der— 
jelbe übrigens, wie er in diefem Schreiben ausſpricht, jelbit 
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Bemühen, einen Ausweg zu ſuchen der nach beiden Seiten 
hin ſeinen Pflichten und ſeinen Gefühlen entſprechen könnte. 
Der König, der bei ſeiner längeren Abweſenheit vom Lande 
und ohne gebe Berbindung mit demfelben, ebenfo wie Beuft, 
von der Lage der Dinge in Sachen und in Berlin nicht 
genau unterrichtet war und es nicht fein konnte, gab feinen 
anfänglichen Wunſch, fich die Unterftügung Beuft’ noch für 
die Friedensverhandlungen zu erhalten, auf, nachdem ich ihm, 
in Folge des mir von der Landesconmilfion ertheilten Auf: 
trag3, über die Zuftände in Sachſen und die in Berlin herr— 
ihende Stimmung einen volljtändigen wahrheitsgetreuen Bes 
richt erjtattet und zugleich die Anficht der Landescommiflion, 
daß ohne vorherige Entlaffung Beuſt's an einen, aud) nur 
leidlichen Friedensſchluß gar nicht zu denfen jei, ausführlich 
entwidelt Hatte. Dies Ichtere fonnte ich aber, da ich nicht 
als perjönlicher Gegner Beuſt's auftreten und nicht hinter 
feinem Rüden handeln wollte, nicht cher thun, ala bi ich 
ihn felbit von der Nothiwendigkeit ſeines Abganges über- 
eugt hatte. Ich habe dies auch in ganz offener und loyaler 

eiſe wiederholt zu thun verfucht; Fine auf durchaus acht- 
baren und — Motiven beruhenden Bedenken waren 
aber doch ſo ſtark, daß es mir erſt am Morgen des letzten 
Tages meines Aufenthaltes in Wien gelang, fie zu über— 
winden. An diefem Tage (15. Augu td) fand im Beiſein 
Beuſt's mein Bortrag beim König ſtatt, in deſſen Folge auch 
diefer der Anficht der Landescommiſſion beitrat und dies Beuft 
gegenüber ausſprach; am Nachmittag desſelben Tages reiſte 
ich von Wien ab und von demſelben Tage iſt das Ent— 
laffungsgefuch Beuſt's datirt. Meine Erzählung it daher 
auch in diefem Punkte buchjtäblich richtig. 

In derjelben Conferenz }prach nun Herr von Beuft den 
Wunſch aus, daß der König ihm bei feinem Abſchiede nod) 
ein chriftliche® Zeichen feiner Gnade geben möge und der 
König verſprach ihm dies. Sch Habe es damals vollitändig 
veritanden, daß Herr von Beuft wünfchen mußte, von feinem 
Könige, für den er gewirkt und gearbeitet hatte, bei feinem 
Abgange und zu feiner eigenen Beruhigung noch ein ehrendes 
Wort und ein Zeichen zu erhalten, dag Er, der König, billi 
und gerecht über ihn denfe und feine Thätigkeit nicht aha! 
verurtheile, weil fie nicht vom Glücke gekrönt war. Ich Habe 
3 aud) nicht auffällig gefunden, daß er diefen Wunſch offen 
ausſprach, denn fein Abgang vollzog fich ja nicht in einer 
formellen, jteif gefchäftlichen Weiſe, Yondern war die Folge 
einer fpeciellen, tief eingehenden Beſprechung aller dafür und 
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für möglich erklärt, daß er Achnliches gejagt haben könne, „nur 
im —— mit Anderem, mit der Sache eine ganz 
andere Bedeutung gebenden Worten“, wenn er (S. 56) ſogar 
ſoweit geht, al3 möglich anzunehmen, daß er — in jenem 
ernten Momente! — gejcherzt, „in ſcherzhaftem Zone ge= 
\prochen“ haben könne, jo jcheint mir dies zu beweilen, Daß 
Graf Beujt jegt überhaupt nicht mehr im Stande ift, ſich in 
jene Zeiten zurüdzudenfen, daß er die Gefühle, die ihn da— 
mals beherrichten und die Motive deſſen, was er in jener 
Zeit gethan und gefprochen hat, ſich jet nicht mehr klar und 
enau zu vergegenmwärtigen vermag und daß er es daher vorzieht, 
Thatfachen und Aeußerungen, die er jet teepft nicht mehr richtig 
zu verjtchen im Stande ıjt, gänzlich in Abrede zu jtellen. 

Bei dieſer Sadjlage halte ich es, um meine Darjtellung 
der thatjächlichen Vorgänge gegen nenne zu ſchützen, 
für nothwendig, hier bejtimmt zu erflären, daß die Landes- 
commiffton, al3 fie in Folge der Mittheilung des Grafen 
Hohenthal, daß Herr von Beuft über das, was er thun folle, 
in Zweifel jei und ohne eine äußere Einwirkung fich nicht ent- 
ſchließen werde, um jeine Entlaffung zu bitten, fi) von der Noth- 
wendigfeit übergengte, einen offictellen Schritt zu thun, um 
ihn hierzu zu bewegen, und als fie mic) beauftragte, diejen 
Schritt in Wien perjönlich zu erläutern und zu unterjtüßen, 
hierbei nicht einen Augenblid daran gezweifelt Hat, daß die 
Gründe und Erwägungen, auf welchen die Unentjchloffenheit 
und das Schwanken Beuft'3 in jenen Tagen beruhte, durch— 
aus chrenhafte und achtungswerthe waren, die ſich aus der 
Lage, in welcher er fid) damals befand, leicht erklären Liegen. 
Ich darf dies nicht nur für mich, fondern für alle Mit- 
glieder der Landescommiſſion mit der größten Beſtimmtheit 
ausfprechen und habe ebendeshalb auch Fein Bedenken Br 
Me Vorgänge jener Zage ganz offen und wahrheitsgemäß zu 
erzählen. 


Dresden, im September 1881. 
. ' Der Verfasser. 


Erster Sbschnitt, 

Jugend und Borbereitung 
Reiter Abschnitt, 

Mein erſtes Minijterium 


Erster Abschnitt. 


Sugend und Vorbereitung. 


Ih bin geboren am 9. August 1808 zu Thürmsdorf 
bei Pirna im Meißner Hochlande, wo meine Aeltern eine Heine 
ländliche Beligung hatten. Mein Bater, Heinrich Adolph Frei: 
herr von Frieſen aus dem Haufe Cotta, geboren am 24. No— 
vember 1776, hatte, wie c8 in jener Zeit in den adelichen Fami— 
lien Sachſens allgemeine Sitte war, feine Erziehung durch 
Hauslehrer im äÄlterlichen Haufe erhalten, bis er, 24 Jahre 
alt, die Univerfität Leipzig bezog. Dem Wunſche feines Vaters 
gemäß ſollte er nad) vollendeten Untverfitätsjtudien fich dem 
Hofleben widmen und eine Stellung am Hofe annehmen. Bon 
Staat3dienjte war nicht die Rede, ſeine ganze Vorbildung nicht 
darauf angelegt. So mangelhaft nun auc) eine jolche Er: 
zichung und Bildung lediglich durch Hauslehrer nach unferer 
jegigen Auffaſſung Kein würde, To hatte fie doch, wenigſtens 
bei einem jungen Manne von jo klarem und fcharfem Ber: 
jtande, wie mein Bater, und bei dem umviderftchlichen Drange 
nad) SKenntniffen, der bei ihm mit einer tiefen poetischen 
Empfindung verbunden war, Die gute Folge, daß fie einer 
ganz felbftändigen und eigenartigen geiftigen Entwickelung 
nicht hinderlich entgegen trat. 

Die große Beit der deutſchen Literatur, die Zeit Goethe's 
und Schillers, fiel in die Jugend meines Vaters, und mächtig 
wurde der Süngling von den überwältigenden Eindrücken der: 
jelben und von den Werfen jener Herven der deutfchen Poeſie 
ergriffen. Noch in jenem jpäteren Alter ſprach er mit 
jugendlicher Begeifterung von den erjten Aufführungen der 
Jungfrau von Orleans, der Maria Stuart, des Wallen: 
jtein u. }.w. So, ganz Dingegeben dem damals regen poe— 
tiihen Leben der Nation, wurde er weniger berührt von den 
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während beichäftigenb und emſig fortbildend, meine Mutter 
unermüdlich und mit ſtets gleicher Licbe und Hingebung im 
Hauje Jchaffend und wirfend, kannten, in der Stille des Land- 
lebend, keine höhere Freude, fein ſchöneres Glüd, al das eines 
liebevollen und heiteren Zuſammenlebens im $reife ihrer Kinder. 

Schon in Leipzig war bei meinem Vater, zunächjt wohl 
durch feine Befanntihaft mit dem Kupferftecher ar die 
Liebe zur Kunst angeregt worden, und der Plan entitanden, 
eine größere und möglichtt vollftändige Sammlung von Kupfer: 
jtichen und Radirungen anzulegen, was er aud) mit ſchönem 
Erfolge ausgeführt Kae Bald erwachte aud) feine Neigung 
für die alte Kunft, für Archäologie und tytbologie, die er, 
angeregt zunächſt durch ein ei es Studium der Werke 
Winckelmann's, viele Sahre hindurch mit dem größten Eifer 
und unabläffigen Studien weiter ausgebildet hat. In dem 25 
Sahren, von 1806 bis 1831 ctwa, ijt wohl fein größeres und 
Heineres Werk über die Kunst der Griechen, Römer, Egypter 
u. |. w., über Ardjäologie und Mythologie dieſer Völker, keine 
Beichreibung einer Reife nad) Italien, Griechenland oder 
Egypten erichienen, die er nicht angejchafft und er, Itudirt 
hätte. Durch feine fortwährende Beichäftigung mit Goethe's 
Schriften wurde auch fein Interefje für die Naturwiſſen— 
Ihaften, insbejondere für Geognoſie und Mineralogie, an- 
geregt; insbeſondere die Wirkſamkeit Werner’3 in Freiberg 
und jeine bahnbrechenden Lehren interejfirten ihn in hohem 
Grade. Der lehtere Umstand wurde aud) für mein Leben von 
großer Bedeutung, da mein Bater lebhaft wünfchte, daß ich, 
jein ältefter Sohn, mid) dem Bergbau widmen, Geognoſie und 
Mineralogie ftndiren folle. 

Ich bin der ältefte von ſechs Geſchwiſtern; meine drei 
Brüder find: Julius, der als Kgl. Sächſ. Geheimer Rath 
und penfionirter VBice-Bräfident des Ober-Appellationggerichts 
in Dresden lebt; Edwin, weldyer im Jahre 1876 al3 pen- 
jionirter 8. ©. Generalmajor verstorben, und Yuitbert, 
weldyer ale K. S. Obriftlieutenant am 3. Juli 1866 in der 
Schlaht bei Königgrätz gefallen ift. Meine ältejte Schwe: 
jter war zulegt an den Regiffeur Meiſter verheirathet und 
lebt als deſſen Wittwe in Dresden, während meine jüngjte 
Schweiter an den Herzoglich Sachſen-Coburg'ſchen wirklichen 
al it Rat) von Yaivel- Nammingen in Coburg verbei: 
rathet iſt. 

Meine früheſte Erinnerung geht bis in das Jahr 1811 
zurück; es ſteht mir noc) lebhaft vor der Scele, wie mein 

ater mid) eines Abends auf den Arın nahm und mir durd) 
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es für Knaben das Beſte ſei, bald aus dem älterlichen Hauſe 
heraus und in eine Lage zu kommen, wo ſie, anf ſich ſelbſt 
gewieſen, ſich auch allein ſelbſt forthelfen mußten. Wir er— 
hielten daher — ich und mein Bruder Julius — unſern 
erſten Unterricht im Leſen und Schreiben von dem Schullehrer 
des Ortes und gingen ſpäter, von Oſtern 1818 an, täglich 
auf die Feſtung Königſtein, wo wir bei dem daſigen Sarniton, 
Prediger Flemming in der lateinischen und griechischen Sprache, 
in Geſchichte, Geographie und Religion Unterricht erhielten. 
Wir mußten damals alltägli), Sommer und Winter hin- 
durch, bei gutem und fchlechtem Wetter, cin Ränzchen mit 
Büchern und Schreibmaterialten auf dem Rüden, cine Starke 
Stunde weit einen hohen und teilen Berg hinauf und dann 
wieder hinunter gehen, jo daß wir unſeren erjten Unterricht 
auch mit ziemlicd) bedeutenden körperlichen Anftrengungen er: 
faufen mußten. j 

Daß diefer Unterricht im Vergleiche mit dem, was man 
jegt don dem Unterrichte zehn- bis zwölfjähriger Knaben ver: 
langt, ein ziemlich dürftiger und mangelhafter war, tft Leicht 
zu begreifen. Seine Mängel wurden aber reichlich ausgeglichen 
durch) das Leben in der Familie, welches eigentlich ein Immer 
fortgehender, fat jpielender Unterricht der Kinder durch den 
Rater war. Diefer, im Beſitze einer umfänglicdhen, reichhal- 
tigen Bibliothek, gab feine entfchiedene Neigung zu ernſter, 
wiljenfchaftlicher Beichäftiqung auch in der Stille des Yand- 
lebens nicht auf und fühlte oft das Bedürfniß, fich die Er: 
gebniffe feiner Studien dadurch ſelbſt klarer und verjtänd- 
licher zu machen, dat er fie Anderen mittheilte, wobei es ihm 
dann zuweilen wohl weniger darauf ankam, ob dieje Anderen 
im Stande waren, jene Mittheilungen vichtig und volljtändig 
zu derjichen oder nicht. So fam 18 denn, day er zuweilen 
auch jeinen Kindern gegenüber derartige Geſpräche führte; 
immer aber und abgejehen von ſolchen Meittdeilungen, die 
unjeren geiftigen Horizont Überjchritten, waren jeine Unter: 
haltungen mit uns belehrend und unterrichtend. Namentlich 
in der eriten Hälfte feines Zandaufenthaltes ließ er feine 
Gelegenheit vorübergehen, ohne uns zu unterrichten, ſei es 
nun über Gegenjtände und Vorkommniſſe in der Natur, oder 
über den Inhalt und die Bedeutung feiner Kunſtſachen und 
über alles, was fonjt in unferem Leben irgendwie vorkam. 
Aber nicht blos belehrend und unsere Kenntniſſe vermehrend 
wirkten dieſe täglichen, uns lebhaft intereſſirenden Unterhal: 
tungen auf uns ein, ſondern zugleich moraliſch, ſtreng ſittlich 
bildend und erziehend. Mein Vater hatte — und das war 
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kam, bei mir noch ſehr gering war, ſo wurde ich in die 
unterſte Abtheilung geſetzt, unter Knaben von gleichem Alter, 
denen ich zwar in der allgemeinen geiſtigen Ausbildung weit 
überlegen war, die aber in der ſpeciellen Kenntniß der alten 
—* viel mehr vorgeſchritten waren, als ich. Es wurde 
mir daher in der erſten Zeit ſehr ſchwer, dem Unterrichte zu 
folgen und mit den Anderen fortzukommen; aber die mancherlei 
Keränfungen und das Lachen meiner Mitjchüler, wenn meine 
Unwifjenheit jo recht zu Tage trat, fpornten mic) aufs 
Aeußerſte an, aus diefer unangenehmen Lage herauszufommen; 
namentlich waren es die griechiichen unregelmäßigen verba, 
die mich außerordentlidy chicanirten, weil ich bis dahin noch 
gar nicht® davon erfahren hatte und-fie nun auf einmal voll: 
jtändig fennen jollte Es beſtand damals die Einrichtung, 
daß die Schüler an zwei Nachmittagen der Woche jpazieren 
geführt wurden; aber ich habe mid) während des erſten Jahres 
meine® Aufenthaltes in der Schule an vielen diefer Tage 
wegen vorgeſchützten Unwohlſeins von dem Ausgehen entjchul: 
digt und während der Stunden, in denen ich dann allein war, 
mich mit der gricchifchen und lateinischen Grammatik bejchäftigt 
und die griechiichen unregelmäßigen verba auswendig gelernt. 
Erſt als es mir auf dieſe —* nach und nach gelungen war, 
meinen Mitſchülern gleich zu kommen, erſt dann fing ich an, 
mich in der Schule überhaupt beſſer zu befinden und wohler 
zu fühlen. Der Unterricht in St. Afra beſchränkte ſich damals 
im Weſentlichen auf die lateiniſche und griechiſche Sprache; die 
Klaſſiker wurden geleſen, aber nur benutzt, um grammatika— 
liſche Bemerkungen daran zu knüpfen und die Sprache zu er— 
läutern; der jachliche Inhalt blieb uns meift fremd und gleich- 
giltig. Für die künftigen Theologen wurde in den oberen 
Klaſſen das Hebräifche gelehrt. Was ſonſt noch getrieben 
wurde: Gejchichte, Mathematik, deutjche Sprache war überaus 
unbedeutend und oberflächlich, blieb auch bei der Locirung der 
Schüler in die einzelnen Klaſſen ohne jeden Einfluß. Deſſen— 
ungeachtet habe ich der Meißner Schule ſehr viel zu ver— 
danken, denn ich habe dort „arbeiten“, gründlich arbeiten ge— 
lernt. Auch war es für meine Charakierbildung nicht ohne 
Werth, daß ich jo jung ſchon aus dem älterlichen Haufe 
heraus in einen großen Kreis wenig beauffichtigter_ junger 
Leute fam, unter denen ich ganz allein auf mich Telbit ange: 
wiefen war und nur durch das, was id) jelbjt war und that, 
mir eine Stellung verfchaffen, mir die Achtung und Theil— 
nahme Anderer erwerben konnte. Nachdem die erjten Schwie— 
rigfeiten überwunden waren und ic) das, was mir fehlte, 
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Karl Naumann kam erſt ſpäter zum Erſatz von Mohs, hat 
aber von da an, unter allen meinen Freiberger Lehrern, den 
größten und nachhaltigſten Einfluß auf mich gehabt. Die 
für mich ganz neue Welt, die ſich mir durch das Studium 
der Naturwiſſenſchaften aufthat, erfüllte mich mit dem leb— 
hafteſten Intereſſe. Insbeſondere war es die Phyſik und die 
Geognoſie, zu denen ich mich hingezogen fühlte, obgleich letz— 
tere durch Kühn in einer ziemlich geiftlofen und langweiligen 
Weiſe, noch ganz nach dem, ſchon damals in feinen Haupt: 
arumdjägen veralteten Werner'ſchen — neptuniftiichen — 
Syiteme, vorgetragen wurde. Auch die Kryitallographie, die 
ich erſt bei Mohs, dann bei Naumann nad) einem anderen 
Syiteme hörte, interejjirte mich fehr. Am ſchwächſten war da— 
mals die Chemie vertreten; der alte Lampadius konnte fi in 
die neuen Anjchauungen, die, damals von Berzeliugs, Thenard, 
Say-Luffac, im Deutjchland von Stromeyer, Mitfcherlich und 
Anderen ansgingen, gar nicht hineinfinden; mit den quanti- 
tativen Analyſen konnte er nic zurecht kommen; feine Er: 
perimente verunglüdten in der Regel jümmerlid. Beſſer 
war feine Hüttenfunde, in der cr tüchtige Erfahrungen Hatte, 
und feine technifche Chemie. Ich erinnere mich noch, mit 
welcher Befriedigung er uns von feiner Erfindung, Wein aus 
Kartoffeln zu bereiten, erzäblte, und welche Umwälzungen in 
den Culturzuſtande der, Wein erbanenden Länder er davon 
erwartete. Welche ungehenern Fortjchritte die Chemie in dem 
jeitdem verfloffenen halben Sahrhundert gemacht hat, davon 
überzeugt man ſich am beten, wenn man cin altes Collegien- 
heft aus jener Zeit wieder einmal zur Hand nimmt. So 
theilte uns VLampadius in einer feiner Borlefungen einmal 
mit, man habe bei einer neuerlichen Analyfe des mensch: 
lihen Blutes darin Eifen gefunden, und ſchloß daraus, daß 
das Eiſen nicht, wie man bisher angenommmen habe, ein eine 
faher, Jondern ein zuſammengeſetzter Körper jein müſſe, 
„denn“, jagte er, „Eifen eſſen wir doch nicht, es muß ſich 
erft im menschlichen Körper bilden, was nur möglich it, wenn 
cs aus anderen Stoffen zuſammengeſetzt iſt“. 

Mit dem größten und lebhaftelten Intereſſe ftudirte Ich da— 
mals auch die Werfe von A. von Humboldt, Leopold von Buch 
und Anderen. Nachdem ich mid) jo zwei bis drei Jahre lang 
eifrig mit den Naturwiffenschaften befchäftigt hatte, wurde 
der Wunjch in mir rege, die eigentliche bergmännifche Bes 
amten-Carriere, zu welcher noch das Studinm der Jurispru— 
denz nothwendig war, aufzugeben und ftatt deſſen mid) ganz 
und ausschließlich den Naturwiffenjchaften zu widmen. Meein 
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lichkeit der Berhandlungen gebe, da bildeten ſich auch fofort 
verfchiedene Barteien, Eonfervative und Liberale, und daraus 
entftehe Unzufriedenheit, Streit und Barteihaß, während bei 
uns in Sachſen alles ruhig, einig und zufrieden ſei“. Ich 
antwortete darauf — für einen faum achtzehnjährigen jungen 
Menſchen allerdings etwas vorlaut —, „da fei er ſehr im 
Irrthume, diefe Meinungsverfchiedenheiten und Parteien exi— 
jtirten in Sachſen gerade ebenſo, wie anderwärt3, die Bar: 
teien dürften bei und nur nicht reden und ihre Anfichten und 
Wünſche aussprechen, und das fei doch offenbar ungerecht“, 
worauf ich eine ſehr ernfte und wohlgemeinte Ermahnung 
und Warnung vor folchen gefährlichen Ideen mit anhören 
mußte, dic aber, wie ic) mich noch genau erinnere, nicht den 
geringjten Eindrud auf mic) machte. 

Da aber unter den damaligen Verhältniffen, unter der 
Regierung des Königs Den uguft und ſpäter des Königs 
Anton, und bei der faſt unumſchränkten Macht des Cabinets— 
miniſters Grafen von Einfiedel an einen Umfchwung und an 
die Entwidelung eine öffentlichen Lebens in Sachſen gar 
nicht zu Denken war und daher auch die Auzficht auf eine 
Stellung in der Juftizpflege oder in der allgemeinen Ber: 
waltung nicht3 Verlodendes für mich Hatte, I fonnte auch 
alles Intereſſe, welches ich an den politifchen Ereigniffen der 
Zeit nahm, mid) von meinem eigentlichen Studium nicht 
abhalten. Eine befondere Anregung in diefer Richtung fand 
ich auch durch Freunde, die von demfelben Streben befeclt 
waren, wie ih. Mit einigen derfelben ftiftete ich einen willen: 
ſchaftlichen Verein, der wöchentlic) einmal zufammenfam und 
den Zweck hatte, ung in dem mündlichen Bortrage über 
wiſſchchaftliche Gegenſtände und in der Discuſſion darüber 
zu üben. 

Es war damals und zwar ſeit langer Zeit ſchon eine 
geognoſtiſche Landesunterſuchung im Gange und ihrer Be— 
endigung ſchon ſehr nahe, deren Ergebniſſe ſpäter durch eine 
geognoſtiſche Karte von Sachſen mit Erläuterungen von Karl 
Naumann veröffentlicht worden ſind. Dieſes Unternehmen 
wurde zugleich als ein Inſtructionsmittel für Freiberger Berg— 
akademiſten in der Weiſe benutzt, daß alljährlich einige der— 
ſelben, die ſchon einen Curſus über Geognoſie gehört hatten, 
mit der Unterſuchung beſtimmter, nicht unterſuchter 
Diſtricte beauftragt wurden. Demgemäß habe ich im Jahre 
1827 einen Diſtrict nördlich von Karlsbad und Elnbogen bis 
an die ſächſiſche Grenze, im Jahre 1828 einen Theil des 
bayerischen Voigtlandes zwiſchen dem Fichtelgebirge uud Hof 
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lich billigte, aber doch dadurch Harlächtig ratihabirte, daß 
er den Herzog Karl des Throne für verluftig erklärte und 
deſſen Bruder zum Nachfolger berief. 

Alle dieſe Dinge hielten mich jedoch von meinen Arbeiten 
und Studien nicht ab, und fo ging der Reit des Sommers 
ohne bejondere Störung vorüber, bis ich zu Anfang Septem— 
ber Göttingen verlich, um mit meinem Bruder über Kaffel 
durch Thüringen nach Haufe zu reifen. Im Kaffel fanden 
wir ın Folge von Unruhen, die einige Tage vorher vorgefom- 
men waren, noch alles in großer Aufregung und die Befürch- 
tung, daß noch ernjtere Ereignifje fommen könnten, fehr ver: 
breitet. In Gotha kamen uns zuerst unbejtimmte Gerüd)te von 
einem in Dresden ausgebrochenen Aufitande zu Ohren; in 
Weimar fanden wir im Saftzimmer des Hotels eine Gejellichaft 
don Herren vereinigt, die fic) von dem „Dresdner Aufitande“ 
unterhielten und auf die Ankunft der wol warteten, in der Hoff: 
nung, von den mit ihr ankommenden Reisenden Näheres darüber 
u hören. Wir wurden natürlich) durd) die Erzählungen, die 
in hier durchkreuzten, lebhaft aufgeregt. Endlich fam die Poſt 
und brachte aud) wirklich einen angeblid) von Dresden kommen⸗ 
den Weinreijenden ntit, der, da er nach einer Viertelſtunde weiter 
reijte, erzählen konnte, was er wollte, ohne eine Widerlegung 
fürchten zu müjjen; er machte auch von diefer günftigen Si— 
tuation den weiteſten Gebrauch, um die Neugier der Anz 
weienden durch die fürchterlichſten Schilderungen zu befrie- 
digen. Da follte die Zahl der vielen in Dresden vom Pöbel 
erichlagenen, meijt vornehmen Leute noch gar nicht genau be= 
fannt, da jollte das Königliche Schloß „der Erde gleich ge: 
macht“, an der katholiſchen Kirche „kein Stein mehr auf dem 
andern“ fein u. ſ. w. Trotz dieſer Handgreiflichen Lügen und 
Ücbertreibungen mußten wir doch annehmen, day etwas Wal)- 
res zu Grunde liege und wenigjtens cin ernjter Aufruhr ſtatt— 
gefunden habe, deſſen endlichen Ausgang auch unjer Reisender 
nicht zu fennen behauptete. Wir blieben daher nur einen Tag 
in Weimar und reiten ſchon am nächtfolgenden Tage nad) 
Leipzig weiter. Hier fanden wir bei unſerer Ankunft Die 
anze Stadt in der freudigjten und lebhafteſten Aufregung; 
chen war von Dresden die Nachricht von der Berufung Des 
Prinzen Friedrich zum Mitregenten, von der Entlafjung des 
Grafen Einjiedel und von der Ernennung Lindenau's zum 
Gabinetsminister eingegangen, und damit ſchien und war aud) 
ae eine vernunftgemäße Umgeftaltung der Verfaſſung 
und Berwaltung Sachſens nad) den Forderungen der Heit 
verbürgt und ficher gejtellt. Schon in Leipzig und noch mehr 
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in allen Punkten achtete und aufrecht erhicht. Nun war zwar 
in allen reifen der Sevberung, am entſchiedenſten aber in 
den höheren und höchſten Verwaltungs und Regierungsfreifen 
jelbjt, die Ueberzeugung durchgedrungen, daß es fo nicht fort: 
gehen könne, dak die total veränderten Berhältniffe aud) eine 
den Anforderungen der Zeit entfprechende Veränderung der 
Berfafjung und Verwaltung verlangten. Während der Re— 
gierung des Königs Friedrich Auguſt hatte jedoch ein ſehr 
natürliche und ehrenwerthes Gefühl von Pue jede der— 
artige Idee zurückgehalten, und nach deſſen Tode hatte es 
noch immer an einer geeigneten Gelegenheit gefehlt, um 
den König Anton, der in dem feſten Glauben ſtand, daß 
er ganz ım Sinne und nad) den Wünfchen des Volkes 
und, wenn er alles fo laſſe, wie es zur Zeit feines „Herrn 
Bruders” geweſen war, vom Gegentheil zu überzeugen 
und zur Entlafjung des Grafen Einfiedel zu bewegen, 
der, perfünlicd) ein durch und durch makelloſer Ehrenmann, 
doch den Ideen der neuen Zeit völlig fern ſtand und 
für ihre Bedürfniffe, ihre Forderungen fein Verſtändniß 
hatte. 

Nun geigten zwar die zahlreichen Aufſtände des Jahres 
1830 in Sadjjen eigentlich nur einen durchaus localen Cha— 
rafter und bezogen ſich meilt auf die Wahrung geführdeter 
materieller Intereffen; eine höhere politische Idee lag ihnen 
nicht zu Grunde Die Beſchwerden, deren Abhilfe damals in 
zahllofen Petitionen und Schriften mit mehr oder Weniger 
Entichiedenheit verlangt wurde, bezogen ſich im Weſentlichen 
auf die Gommunalverwaltung der Städte, Die zu jener Zeit 
ohne jede Mitwirkung der Bürgerjchaft ausſchließlich in den 
Händen ſich jelbjt ergänzender Mägiftratscollegien lag, auf 
die — ganz unleugbare — große Ungleichheit in der Verthei- 
lung der Stenern und ſonſtigen öffentlichen Laſten und end: 
lid) auf die angeblich zu weitgehende Connivenz der Behörden 
gegen Beeinträdjtigungen der Gerechtſame und Privilegien der 
gewerblichen Innungen. Es ift für -diefen Charakter der 
damaligen Bewegung befonders bezeichnend, daß Die erſte 
legislative Maßregel, durd) welche die Negierung die auf: 
geregten Gemüther zu beruhigen fuchte, cin „Mandat“ — 
damals joviel wie „Geſetz“ — vom 3. Januar 1831 war, 
durch welches dag Recht der Frauen gi Fertigung weiblicher 
Kleidungsftüde im Intereſſe der Schneider = Inmungen gan, 
weſentlich bejchränft wurde. , 

Einige der damald an der Spiße der einzelnen Ver— 
waltungszweige ftehenden Männer benugten aber, in richtiger 
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angeſehen und iſt jetzt faſt vergeſſen; aber der Fortſchritt zum 
Beſſeren, der in dieſer früheren Reform lag, war im Ber: 
hältnig zu den Zuſtänden, die dadurch befeitigt wurden, und 
im Vergleich mit dem, was gleichzeitig in anderen Staaten 
Norddeutſchlands, namentlich in Preußen, geſchah — beziehent— 
lich nicht geſchah —, von der größten und umfaffendften Be- 
deutung. Die Zeit geht freilich raſch, und die fich aufopfernde 
Arbeit edler Männer zur Herbeiführung eines wirklichen Fort- 
ſchrittes zu bejjeren Zuständen ift oft ein undankbares Ge— 
haft! alten doch diefelben Männer, die 1830 und wäh: 
rend mehrerer Jahre darauf noch von den Einen als die 
Bürgen und Stüßen einer fortjchreitenden freiheitlichen Ent: 
widelung erhoben und gepriefen, von den Anderen als ge- 
jährliche Neuerer und halbe Nevolutionäre verdächtigt wurden, 
kaum ſechszehn bis ſiebzehn Jahre jpäter jenen als unver 
befjerliche Reactionäre, dieſen al3 die feſte Stüge beſtehender 
Rechte gegen den Andrang der Revolution! 

Sc) Hand dem Allen damals noch jehr fern, Hatte aber 
doch ſchon cin volles Verſtändniß dafiir, day Die ſächſiſche 
Kegierung, frei von jeden Haſchen nad) Bopularität und 
jeder liberalen Phraſenmacherei, mit vedlichem Eifer an der 
Berbefferung und Bereinfachung der Staatsverwaltung nad) 
allen Richtungen hin arbeitete und fich für die Hebung des 
Volkswohlſtandes, wie für Die geiftige Bildung eifrig und 
erfolgreid) bemühte. on 

sm October 1830 bezog ich die Univerſität in Leipzig, 
wo td) zwei Jahre lang mid) dem Studium der Zurispruden, 
eifrig hingab. Auch Hier war es damals mit den Lehrfräften 
nicht beſſer, cher noch weniger gut bejtellt, als in Göttingen. 
Nicht ein einziger Mann war.da, wenigjtens in der juriſti— 
Ichen Facultät, der mit feinen gelehrten Kenntniſſen ſoviel 
Geiſt und foviel Talent zum Bortrag verbunden hätte, um 
auf jeine Zuhörer ermunternd und belebend einzuwirken. Viele 
beſchränkten ſich blos auf ein einfaches Dietiren, andere dietiv 
ten einzelne furze Süße, die fie danı mündlich, aber wieder 
nur durch Ablefen eines Concepts, fchläfrig und langweilig 
erffärten. Ich war daher auch bier auf meinen Privatfleiß 
und auf einige Nepetitionen angewieſen, unter denen Die von 
Guſtav Schilling, damals auferordentlichen Profeſſor, gebal: 
tenen durch eine lebendige und geijtvolle Behandlung ſich 
anszeichneten und anregend wirkten. Gleichzeitig beſchäftigte 
ich mid) auch mit Gefchichte und Staatswiljenjchaften; _ Die 
hiſtoriſchen Vorlefungen von Wachsmuth waren interejjant 
und anregend; deito geijtlojer und langwerliger trug Dagegen 
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hatte mich fortwährend damit bejchäftigt, fo daß ich ſchon als 
Student mit Shafefpeare, Walter Scott, Moliere, Calderon, 
Cervantes und von den Deutjchen mit Goethe, Schiller, Leſſing, 
Tied, Jean Baul und vielen Anderen ziemlid) genau bekannt war. 

Ein glüdlicher Umftand war es fir mich, daß ich Die 
wejentlichen Lücken meiner Bildung jchr bald ſelbſt bemerkte 
und mir zugleich darüber Har wurde, daß mir zur Ausfüllung 
derfelben nur noch die wenigen Jahre zu Gebote jtanden, die 
zwijchen der Univerlitätszeit und der erſten Anstellung im 
Staatsdienjte inne lagen. Sch war daher nicht in Zweifel, 
dar ich diefe Zeit noch zu ſehr umfasjenden Studien benugen 
müffe, und habe dies auch nicht nur während meines Aufent— 
baltes in Dresden, fondern auch jpäter mit Eifer und Be— 
harrlichkeit gethan, bi8 die nach und nad) immer mehr an— 
wachjenden Amtsgeſchäfte dies mit der Zeit faſt und ſchließ— 
lid) ganz unmöglich machten. 

In jene Periode fiel aud) der Beitritt Sachjens zum 
Zollverein, der, in den mduftriellen Bezirken des Landes mit 
lebhafter Freude begrüßt, in Leipzig aber anfänglich auf den 
heftigiten Widerſpruch ſtieß. Die wichtigen volks- und ftaats- 
wirthichaftlichen Fragen, die in Folge deſſen damals öffentlich 
und in Brivatgejprächen lebhaft verhandelt wurden, mir aber 
noch ziemlich unverjtändlich waren, ſpornten mich auf das leb— 
baftejte an, die mir noch fehlenden theoretischen Kenntniffe zu 
verschaffen, jo daß ich Die volks- und ſtaatswirthſchaftlichen 
Schriften von Adam Smith, Loge, Nau und Zachariä damals 
eifrigſt ſtudirte. 

Im Herbſte des Jahres 1834 trat ich nach Fertigung 
der vorgeſchriebenen Probearbeiten als Acceſſiſt in die Landes— 
direction ein, die damals die oberſte Verwaltungsbehörde 
der Erblande unter dem Miniſterium des Innern bildete, 
und zwar in die zweite Abtheilung derſelben, welche unter 
der ſpeciellen Leitung des Geheimen Regierungsraths Dr. 
Meißner ſtand. Letzterer, ein ausgezeichneter Beamter im alt— 
ſächſiſchen Sinne, etwas ſteif und pedantiſch, aber reich an 
Kenntniſſen und erfüllt von ſtrengem, gewiſſenhaftem Pflicht: 
eifer, schien ſehr bald ein gewifjes Vertrauen zu mir zu ge— 
winnen. Als daher kurze Zeit nach meinem Eintritt in 
die Yandesdirection von den Negierungen von Sachen und 
Sachjen- Altenburg befchlofjen wurde, die zahlreichen, ment 
ſehr alten, jeit mehr als Hundert Jahren aber volljtändig 
ruhenden Grenz: und Hoheitsdifferenzen zwiſchen beiden Staa: 
ten wieder aufzunchmen und zu Ende zu führen, befam ich 
den Auftrag, aus den hierauf bezüglichen Acten des Haupt: 
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alljährlicheu Stiftungsfeſten, am 30. December 1833 bei fröh— 
lichem Mahle und allerhand eruften und heiteren Reden das 
eimtaufenddreihundertjährige Jubiläum der Bublifation der 
Bandeeten! vielleicht die einzige Inbelfeier diefes Ereigniſſes, 
die, wenn auch nicht überhaupt, doch in der neneren Beit 
vorgekommen: ift. 

Am 1. Mai 1835 wurde Die neue Organifation der Ber: 
waltungs- und der Ruftizbehörden in Sachjen eingeführt und 
mit derjelben die Landesdirection aufgehoben und durch vier 
Kreisdirectionen in Dresden, Leipzig, Zwickan und Bautzen 
erfeßt. Ach mußte die Verfepung nach Zwickau ohne jeden 
Schalt, Die mir angeboten wurde, ablchnen, weil mein Bater, 
der für ſechs Kinder zu jorgen hatte, nicht die Mittel befaß, 
um mic) außer dem Haufe ganz zu unterhalten. Ich blich 
alfo in der Kreißdirection zu Dresden und trat damals zuerst 
dem Chef derjelben, dem ſpäteren Minifter von Wietersheim, 
näher, auf deſſen Beranlaffung ich auch bald darauf den Acceß 
in der Abtheilung des Ministeriums des Innern für Handel und 
Industrie erhielt, welcher er ebenfall® vorjtand. Wietersheim 
war unleugbar ein bedeutender Mann; fein febbaftes und 
aufgeflärtes Intereffe für die Entiwidelung des Volkswohl— 
itandes, für alles, was ſich auf Handel, Induftrie und Ger 
werbe bezoa, war damals für Sachjen von der größten Be— 
deutung. Er war unter den höheren Beamten Sachjens der 
erite, welcher die Hohe Wichtigkeit der Srduftrie für das Yand 
und den Staat flar erfannte und die Fürforge für dieſelbe 
als cine Pflicht des Staates betrachtete; er war der erite, 
der es begriff und auch entjchieden ausſprach, daß zur Regie: 
rung der Staaten in unſerer Zeit die Surisprudenz allein 
nicht mehr ausreiche, und daß der alte ſächſiſche Grundfat: „Der 
Jurist iſt in alle Sättel gerecht“, aufgehört Habe, richtig zu 
fein; er war der erste unter ihnen, welcher die Nothwendigkeit 
eines geordneten gewerblichen Unterrichtes, und die Prlicht des 
Staates, dafür zu jorgen, richtig erfannte; ihm verdanft man 
die erften bejcheidenen, aber tüchtigen Anfänge unſeres jeßt 
jo blühenden Gewerbeſchulweſens. Sem Beiſpiel wirfte an- 
regend und maßgebend auf alle die jüngeren Beamten, Die 
Gelegenheit hatten, ihm näher zu treten und befähigt waren, 
ihn zu verſtehen. Zu jeinem Unglüde lich er Sich ſpäter be: 
wegen, das Cultusminifterium zu übernehmen, für welches er 
in feiner Beziehung geeignet war. Doch hat er Sich auch in 
diefer Stellung um die Verbefferung der finanziellen Verhält- 
niffe der Universität Leipzig und die Verwaltung ihres großen 
Vermögens wefentliche Verdienste erworben. 
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trägen, die er bekam, meine Mithilfe, indem er mich zu den 
etwa nothwendigen ſpeciellen Erörterungen, ſowie zur Proto— 
kollführung und zur Fertigung der ſchriftlichen Arbeiten be— 
auftragte, ſo z. B. bei der Entwerfung der Statuten für die 
Leipziger Bank und die verſchiedenen damals entſtehenden 
Eiſenbahngeſellſchaften und den ſonſtigen Verhandlungen mit 
denſelben, bei der neuen Einrichtung der Univerſität und ihrer 
Vermögensverwaltung nnd in vielen ähnlichen Angelegenheiten. 
Sm Sahre 1837 wurde ich auf längere Zeit nach Rochlitz 
geihict, um eine Maſſe von Reften der dortigen Amtshaupt- 
mannjchaft aufzuarbeiten. 

Sm Sahre 1841 trat cine weientliche Veränderung in 
meiner Stellung cin; es bildete jich dag ſächſiſch-bayeriſche 
Eifenbahnunternehmen, für welches der bedeutende Aufwand 
in damals noch ganz neuer, eigenthümlicher Weife zum Theil 
durch die Regierungen von Sachen und Sadjfen-Altenburg, 
zum Thal von ciner Aectiengefellichaft aufgebracht werden 
jollte. Für das Directorium der leßteren hatten Jich die beiden 
Regierungen die Ernennung je eines Mitgliedes vorbehalten, 
und mir wurde von Seiten der Königl. ſächſiſchen Regierung 
diefe Stellung übertragen. Doch fann ich den großen Ein— 
fluß, den dieſer Umftand auf mein ganzes Leben hatte, erſt 
jpäterhin im Zufammenhange daritellen. Zwei Sahre jpäter, 
1843, feierte die Fürſtenſchule zu Meißen ihr dreibundertjähri= 
ges Stiftungsfeit; ich beſuchte dasjelbe und brachte zwei ſehr an— 
genehme Tage in dem Kreiſe meiner Schulfreunde und in der 
wohlthuenden Einnerung an cine vergangene Schöne Jugend» 
zeit bin. Im December des Sahres 1844 jtarb mein Bater, 
nachdem er längere Zeit hindurch ſchon fehr leidend gewesen 
war. Als der älteſte jeiner Söhne übernahm ich die Regulirung 
der Hinterlaffenjchaft, und c3 gelang mir auch bald, da feine 
Unmündigen vorhanden waren, zwwifchen meiner Mutter und 
meinen ſämmtlichen Geſchwiſtern ohne die geringite Differenz 
eine Bereinigung zu Stande zu bringen. Im Sommer 1845 
machte ich mit meinem Bruder Edwin cine Reife nach Salz: 
burg, Gatten, Iſchl und Wien und über Prag zurüd, auf 
der ich zum erjten Male die ſpäter fo oft von mir befuchte 
großartige Alpenwelt kennen lernte und bewunderte. 

In meinem Privatleben befand ich mich während meines 
ganzen Leipziger Aufenthaltes durchaus wohl und zufrieden. 
Das Verhältniß in der Kreisdirection, zu meinen älteren nnd 
Jüngeren Collegen war cin ſehr angenehmes; unter den Ich: 
teren war es befonders Herr von Burgsdorff, der ſpäter als 
Krersdirector in Leipzig ſtarb und damals auch dort ange: 
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ganz auf die Berichte "der untergeordneten Organe umd Be— 
hörden angewieſen. Es ift daher erflärlic), daß junge Männer, 
die ihre Beamten-Laufbahn in Dresden anfingen und, ohne 
jemals das Leben und die Verhältniffe des Landes außerhalb 
der Nefidenz kennen gelernt zu haben, fortjegten, bis fie als 
Mitglieder der oberiten Behörden einrüdten, ſich fat unbe: 
wußter Weiſe einseitige und kleinlich-bureaukratiſche Anſchau— 
ungen aneigneten, die ſie ſpäter nicht ſo leicht wieder los— 
werden konnten, durch welche ihnen aber eine richtige und 
unbefangene Auffaſſung der Verhältuiffe des Landes, ſelbſt 
beim beſten Willen, ſehr ſchwer gemacht wurde. 

Ganz anders lagen die Dinge damals in Leipzig. Der 
Geiſt der dortigen Bürgerſchaft war freilich nicht weniger ein— 
jeitig und engherzig, als der, welcher in der Dresdner Bürger: 
Ihaft herrſchte, denn er beruhte lediglich auf den Intereſſen der 
Stadt als eines großen Died: und Handelsplages, die vielfach 
im Wideripruch jtanden mit den Intereſſen des übrigen Landes 
und bejonders denen der induftriellen Bezirke. Leipzig bat 
ich daher von jeher in einer gewiſſen Oppoſition gegen Die 
Regierung befunden, deren Maßregeln dort in der Negel einer 
Iharfen Kritik unterworfen wurden. Indeſſen waren Diele 
immerhin einfeitigen Sntereffen Leipzigs doch viel weitgreifen- 
der und umfajjender, als die localen Sntereffen Dresdens; 
fie jtanden mit den Intereſſen und den Verhältniſſen anderer 
Städte und Länder, ja ganz Europas, in vielfachen nahen 
Bezichungen und Verbindungen und wieſen fortwährend auf 
allgemeine volfswirthichaftliche und handelspolitiſche Fragen 
bin, die damals noch, ſelbſt in den oberen Dresdner Verwaltungs— 
collegien, nur wenig vder gar nicht derjtanden wurden. Dazu 
fam die Univerſität, deren Einfluß auf alle Verhältniſſe des 
Yeben® ich ſehr bemerkbar machte, indem ſie wicht nur den 
Aufenthalt einer großen Anzahl wilfenjchaftlich gebildeter und 
geiitvoller Männer in Leipzig unmittelbar veranlaßte, jondern 
indireet auch auf die Anfichten und die gejellichaftlichen Ver— 
hältniſſe wenigſtens des gebildeteren Theiles der Kaufmann— 
ſchaft ganz weſentlich einwirkte. Auch die große und ganz eigen— 
thümliche Entwickelung des Leipziger Buchhandels blieb nicht 
ohne Einflug auf die Geſtaltung des dortigen Lebens, wo— 
von weiterhin die Rede jein wird. Dieſe glücliche Verbin: 
dung eines bedeutenden, nad) allen Richtungen hin ſich er— 
Itredenden Handelsverfehres mit der Thätigfeit einer großen, 
auf der Höhe der wiffenschaftlichen Bildung ſtehenden Univer— 
ſität und dem gejchäftlichen Verkehre des dort ſich conceu— 
trirenden Buchhandels gab dem geiſtigen Leben der Stadt 
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jichten nicht entjprachen oder fie dieſelben vielleicht gar nicht 
einmal richtig auffaßten. 

Die ſächſiſche Regierung war nicht ohne Verſtändniß 
diefer Sachlage, und In engeren Kreifen der höheren und 
höchſten Beamten fonnte man ſchon damals oft die Anficht 
vernehmen, daß die Cenſur nicht lange mehr haltbar fei, mit 
einem tüchtigen Preßgeſetze aber auch viel mehr, als mit der 
Cenſur werde zu erreichen fen. a aber den Bundesbe— 
ſchlüſſen und den Anfichten gegenüber, die über dieſen Gegen- 
Itand damals noch ın Wien und Berlin herrſchten, an eine 
Aufhebung der Genjur gar nicht zu denfen war, jo mußte 
ih) die ſächſiſche Regierung darauf befchränfen, dieſelbe 
möglichjt mild zu handhaben und insbefondere durch Ernen: 
nung durchaus gebildeter, zum Theil gelehrter, politisch aber 
möglichht unbefangener Männer zu Cenforen Mißgriffe und 
zu große Härten thunlichjt zu vermeiden. Dabei fette fie 
ſich Freilid) jehr häufigen und dringlichen Reclamationen und 
Beſchwerden anderer deutſcher Regierungen, namentlich der 
öſterreichiſchen und preußischen, aus, in deren Folge fie oft 
wider ihre eigene Ueberzeugung zu härteren Mapregeln ge: 
nöthigt wurde. Immerhin aber blieb Leipzig, der Ort in 
Deutſchland, wo bei dem größten buchhändlerischen Verkehre 
auch die mildejte Handhabung der Cenſur gefunden wurde. 
In Folge deſſen wurde aber auch) Leipzig bald zum Sammel: 
plage und Licblingsaufenthalte aller Derer, die it dem damals 
ſehr ausgebreiteten und viel bearbeiteten Gebiete einer halb 
belletrijtischen, halb politischen, meiſt aber überaus oberfläch- 
lihen und frivolen Tagesliteratur Befchäftigung und noth— 
dürjtigen Lebensunterhalt juchten. Es machte einen eigen— 
thümlichen Eindrud, wenn man die Maffe der jungen umd 
älteren Männer überblidte, die damals ſich in Leipzig zu— 
jammenfanden und dort unter der Eollectiv-Benennung „Lite: 
raten“ zufammengefaßt wurden. Da fand man alle Schat: 
tirungen der politischen Tppofition, aber auch alle Stufen 
der geiftigen Bildung und Des ſittlichen Werthes vertreten; 
von den entjchtedenjten und „gefinnungstüchtigjten“, wie 13 
damals hieß, politischen Ngitatoren, die ihre Anfichten und 
Grundſätze vertraten und in Conſequenz derjelben die Me: 
gierungen befämpften, bis herab zu den prineip und ge 
ſinnungsloſen Lumpen, die alles Jchrieben und vertraten, wo— 
für fie don einem Buchhändler vder ſonſt von irgend emer 
Seite her bezahlt wurden; von Männern ernten und höheren 
literarischen Strebens und chrenbaften Lebenswandels, denen 
die dDentjche Literatur ſchon damals werthvolle Bereicherungen 
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eigenthümlichen, dem übrigen Laude durchaus fremden und un— 

ſympathiſchen Leipziger Verhältniffen nur wenig Notiz. Die 

politische Seite diefer legteren blieb daher auch auf die Stim- 

un ne Landes damals noch ohne erheblichen praktischen 
influß. 

So lagen die inneren Verhältuiſſe Sachſens, als im 
Jahre 1837 der König Ernſt Auguft von Hannover die Ver— 
faſſung, die jein Vorgänger wenige Sahre vorher dem Lande 
egeben Hatte, durch cinen Machtipruc aufhob und dic be— 
annten ficben Göttinger Brofejforen, ihres dagegen erhobenen 
Protefte wegen, von ihren Aentern abfeßte. Die bei dem 
Bundestage gegen das Verfahren des Königs von Bannone 
erhobenen Berchwerden wurden auf Verlangen von Oesterreich) 
und Preußen gegen eine ziemlich jtarfe Minorität, unter 
welcher ſich auch die ſächſiſche Regierung befand, zurückge— 
wieſen. Dod) deutete der Meinifter von Zeſchau auf Die 
ſächſiſche Abſtimmung im Bundestage in der Zweiten Kammer 
der ſächſiſchen Ständeverfammlung ehr deutlih Hin; aud) 
wurden von den entlafjenen Göttinger Profeſſoren jpäter zivei, 
Albrecht und Weber, in Leipzig angeltellt, was im ganzen 
Yande mit Freuden begrüßt und dankbar aufgenommen 
wurde. Diefe Abjtimmung Sachſens und feine ganze Hal- 
tung bet Öclegenheit der Hannoverfchen Verfaſſungs-Aenderung 
gereicht dem damaligen ſächſiſchen Miniſterium und nament— 
lid) dem Miniſter von Zeſchau um jo mehr zur Ehre, als 
Suchjen ſich dadurch in den entjchiedenften Widerfpruch zu den 
Anfichten der Regierungen von Defterreich und Breußen feste. 

Für die Stimmung der jächjiichen Bevölkerung aber 
wurde jenes hannoverſche Ereigniß inſofern von Bedeutung, 
als in Folge desſelben zuerſt wieder auch in anderen Streifen 
des Volkes, als in denen der Leipziger Literaten, das nationale 
Bewußtſein angeregt und der Blick neben den jpeciellen ſäch— 
ſiſchen Zuftänden auch auf die des geſammten deutſchen Vater— 
landes hingeleitet wurde. Das, was in Hannover geſchehen, 
konnte auch anderwärts wieder vorkommen; der Bundestag 
hatte ſich als ganz unzureichend und vollſtändig abhängig 
von Oeſterreich und Preußen erwieſen, und die politiſchen 
Anſchauungen und Principien, die damals in den leitenden 
Kreiſen in Wien und Berlin herrſchten, ließen für das Be— 
ſtehen der Verfaſſungen in den deutſchen Mittelſtaaten das 
Schlimmſte befürchten; ſo gewann denn die Meinung immer 
mehr und mehr Boden, daß eine Sicherung der Rechtszu— 
ſtände Deutjchlands nur durch eine Aenderung der Bundes— 
verfaſſung in liberalem Sinne, insbeſondere durch Herſtellung 
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entgegentreten mußten, ſondern auch die große und ruhige 
Maſſe der Bevölkerung, die nichts weniger wünſchte, als 
demokratiſche und revolutionäre Umſturzexperimente, zurück— 
ſchreckten und gegen die nationale Idee ſelbſt mißtrauiſch 
machten. Noch Schlimmer war es, daß das gefammte, damals 
jo zahlreiche, aber zum Theil völlig grundfaglofe und fitt- 
lich verderbte literarifche To etariat, welches ſich im Beſitze 
eines großen Theile der Zagesliteratur befand, fich der na- 
tionalen Idee bemächtigte, fie in jeiner Art ſich zurechtlegte 
und für feine Zwecke benugte, für Zwecke, die oft in nichts 
anderem als darin bejtanden, einem an fich ganz unbedeuten- 
den Journale durch eine möglichit pifante und aufreizende 
Schreibart Abonnenten zu verichaffen Unter diefen Umſtän— 
den war es wohl erflärlich, day die Fürften und Regierungen 
Deutſchlands vom tiefjten Mißtrauen gegen die ganze Bewe— 
gung erfüllt wurden und fi) ihr entichieden ablehnend ent= . 
gegenftellten. In dieſe Zeit —* der Regierungsantritt König 
riedrich Wilhelm's IV., dieſes edlen, geiſt- und gemüthvollen 
Fürſten, der aber durch einen eigenthümlich romantiſchen Zug 
ſeines Charakters, ſowie durch manche, oft ſchwer —— 
von momentanen Gefühlen und Empfindungen eingegebene 
Reden viel dazu beigetragen hat, die —— aufzuregen, 
die Ideen zu verwirren und das Anſehen, den Rimbus der 
Monarchie zu untergraben. So kam es denn, daß die deutſche 
Idee, die ja an ſich gar nichts Revolutionäres enthielt und 
unter anderen Umſtänden und thatſächlichen Verhältniſſen ganz 
dazu angethan geweſen wäre, ein —* gemeinſames Band 
unter den Fürſten und Völkern Deutſchlands herzuſtellen, 
nicht ohne große Schuld von beiden Seiten, ſehr bald einen 
revolutionären Charakter annahm. So lagen die deutſchen 
Verhältniſſe in den erſten Jahren des fünften Jahrzehnts 
unſeres Jahrhunderts. Von der eigenthümlichen Wendung, 
welche die deutſche Frage ſpäter nahm, als, nach dem Aus— 
bruche und der Unterdrückung der Revolution, Preußen mit 
dem Streben hervortrat, die dadurch entſtandene allgemeine 
Verwirrung, die Befürchtungen der Fürſten ebenſo wie die 
Unzufriedenheit des Volkes für cine, ſeinen eigenen, beſon— 
deren Intereſſen entſprechende Umgeſtaltung der deutſchen Ver— 
faſſung zu benutzen, kann erſt ſpäter im — die 
Rede ſein. 

In dieſer Zeit trat auch die bereits oben angedeutete 
Veränderung in meiner amtlichen Stellung ein; ich wurde im 
Jahre 1841 von der Königl. ſächſiſchen Regierung zum Mit— 
gliede De3 Directoriums der ſächſiſch-bayeriſchen Eiſenbahu— 
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In meinen Arbeiten bei der Sreisdirection hatte mir 
meine Beichäftigung mit dem Eiſenbahnweſen feine Erleid)- 
terung gebracht; ich behielt fie in demjelben Umfange bei, wie 
vorher, jo daß meine Beit jo in Anfprud) genommen war, 
day ich an der gleichzeitig fortjchreitenden politischen Entwide- 
lung nur wenig Antheil nehmen konnte. Diefe ging ihren 
rafchen und unruhigen Gang in einer Weife fort, die, wie 
Ihon damals Har zu erkennen war, fchlieglich zur völligen 
Auflöjung der bejtchenden Ordnung, zur Revolution führen 
mußte. Wejentlich mitwirfend in diefem Zerftörungsproceffe 
wurde Die deutjch-fatholifche Bewegung. Die Ausstellung des 
„heiligen Rockes“ in Trier — eine für das neunzehnte —* 
hundert allerdings unbegreifliche und bei der damaligen Stim— 
mung Deutſchlands geradezu frivole Provocation — hatte 
den katholiſchen Prieſter Johannes Ronge veranlaßt, einen 
„offenen Brief“ an den Biſchof Arnoldi von Trier zu ſchrei— 
ben. Dieſe an ſich ſehr gleichgiltige Handlung eines ſehr unbe— 
deutenden Mannes wurde von den Führern der politischen 
Kcvolutionspartei, an ihrer Spike don Robert Blum, ehr 
bald als ein wirkſames Agitationsmittel erfannt und auch für 
ihre Zwecke benupt. Als diefe Partei fpäter ihre Zwecke mo— 
mentan erreicht hatte, bekümmerte fie fid) wenig mehr um den 
Deutſchkatholicismus, er blicb fich ſelbſt überlaffen und fiel 
ſehr bald in Die Bedentungslofigfeit, die ihm bei feiner inneren 
Leere und Nichtigkeit zufam. Anfänglich war er aber als 
politiſches Agitationsmittel, wenn auch nur eine kurze Zeit 
hindurch, wirflic) von Bedentung. Im März 1845 wurde 
im Leipzig das erſte Concil der Deutſchkatholiken abgehalten 
und dabei das Hlaubensbefenntmf der neuen Religionsgeſell— 
Ichaft feitgejtellt. Charafteriftiich war es, daß die Stifter 
dieſer neuen Religtonsgefellfchaft daber auch in ſehr menſchen— 
freundlicher Weife für das Vergnügen der Theilnehmer am 
Concile und dafür geforgt hatten, daß die Verſammlung auch 
dem Bublifum in ihrer ganzen Pracht gehörig gezeigt werde. 
Unter den Vergnügungen, die denjelben geboten wurden, be— 
fand fich and) eine Opern-Borftellung; wenn id) nicht ſehr 
irre, war „Des Teufels Antheil” die Oper, die zur Erheiterung 
der Herren Religiongjtifter gegeben wurde. Die Theilnahme 
und der Beifall des zahlreich im Theater verfammelten Publi— 
cum3 war getheilt zwifchen den Sängern und Sängerinnen 
auf der einen, und den Mitgliedern des Concils, welche in 
einem großen Kreife die ganze erjte Galerie des alten Leip— 
ziger Theaterd eingenommen batten, auf der anderen Seite. 

Die vorübergehende Wichtigkeit, welche der Deutſchkatho— 
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Deutjchland noch ganz neu und ungewohnt waren. Daß die 
bewaffnete Macht, wenn fie berufen wird, die gejtörte öffent- 
liche Ordnung, das Anſehen des Geſetzes wieder herzuftellen 
und aufrecht zi erhalten, jchlieglich und wenn nichts Anderes 
mehr bilft, von den Waffen Gebraud) machen muß, und daß 
dadurch dann auch bei dem Tumulte ſelbſt unbetheiligte Ber: 
jonen, die fi) nur aus Neugier unter die Tumultuanten 
mijchen oder zufällig in deren Nähe fommen, verlegt und 
Jogar getödtet werden fünnen, das erjchien damals dem großen 
Fublicum als etwas fo Außerordentliches und Ungeheuerlicheg, 
day die ohnedies ſchon aufgeregte öffentliche Meinung es ſich 
nur aus groben Fehlern der Behörden oder aus einem Miß— 
brauche der Gewalt erklären zu können glaubte. Dabei fehlte 
es aud) damals in Sachjen noch durchaus an gejeglichen Vor: 
jchriften darüber, unter welchen Umjtänden und Voraus: 
ſetzungen in jolchen Fällen überhaupt von den Waffen Ge: 
brauch gemacht werden dürfe Es war vielmehr diefe Frage 
thatjächlicdh ganz und allein dem Ermeffen des commandirenden 
Tffiziers überlaffen. Wenn daher in jenem alle von den 
jtädtifchen Vertretern und mit ihnen fat von der gefamnten 
öffentlichen Meinung Leipzigs entjchieden behauptet wurde, 
es ſei gar fein Anlaß zum Schießen vorhanden gewesen, 
indem die Tumultuanten bereits überall zurücgewichen und 
nur noch einzelne ganz unfchädliche Steimvürfe vorgekommen 
jvien, von der Militärbehörde und dem commandirenden 
Offizier aber ebenſo beftimmt und entfchieden erklärt wurde, 
das Militär fer jo heftig angegriffen worden, daß es ſich 
babe vertbheidigen und von den Waffen Gebrauch machen 
müſſen, jo feblte es an jedem gejeplichen Anhalten für eine 
weitere Unterſuchung, amd blieb der Negierung allerdings 
nichts Anderes übrig, als das Verhalten des commandivenden 
Offiziers zu vertreten und für gerechtfertigt zu erflären. 
Weniger konnte man es billigen, day gegenüber den allge: 
meinen Klagen darüber, daß die Leipziger Negierungs: und 
Bolizeibehörden, obgleich der Ausbruch von Unruhen allgemein 
befürchtet und vorausgeſehen wurde, doch zur Vermeidung 
derjelben ebenſowenig irgend etwas gethan hatten, wie zum 
Entfernung des Publicums vom Plate, che cs zum Schießen 
fam, — dieſen Klagen gegenüber der nad) Leipzig entjendete 
Regierungscommifjar, Geheimer Rath von Yangenn, ım 
Namen und Auftrage des Miniſteriums des Innern ſofort 
und ohne jede vorherige Unterfuchung beſtimmt ausſprach, 
die Behörden hätten ihre Pflicht gethan und jede Unterjuchung 
deshalb jei unnötig. Wie vorauszufchen, konnte die Ne: 
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habe. Daß durch dieſe Auffaſſung und durch ſolche und 
ähnliche Aeußerungen die geſammte Bevölkerung Leipzigs, 
auch die loyalſten und conſervativſten Klaſſen, die dort noch 
jehr zahlreid), angefchen und geacdjtet waren und nun auf 
einmal von der Regierung jelbft mit den ſchlimmſten Revo— 
Iutionären und Unruheſtiftern zufammengeworfen und ges 
radezu einer, wenigftens moralifchen, Mitſchuld angeflagt 
wurden, ſich tief verlegt fühlten, Anhänglichfeit und Ber: 
trauen zur Regierung verloren, ijt leicht erklärlich. Daß in 
der damaligen Auffaſſung der Regierung, im Allgemeinen und 
in der Theorie, etwas Wahres liegt, läßt fich ja nicht ver- 
fennen; in vollfommen frei organijirten, an Selbitvenwaltun 
und Selbfthilfe gewöhnten Gemeimvefen, bei Breffreibeit un 
gejetlich geordneten Vereinsweſen, kann der Staat von der ge: 
bildeten und orönungsliebenden Mehrheit ciner Stadt aller- 
dings und mit Recht verlangen, daß fie unrubhigen, gewalt- 
thätigen und der Ordnung feindlichen Elementen, die fich in 
ihrer Mitte zeigen, bei Zeiten und entjchieden entgegentritt 
und fie von gewaltjamen, verbrecherifchen Ausbrüchen abhält, 
ihr daher auch), wenn ſie dies nicht thut, eine moraliſche Mit- 
ſchuld an ſolchen Ereigniffen vorwerfen. Offenbar ungerecht 
wird aber cin folder Vorwurf in Zuftänden und Zeiten, wie 
ſie damals waren, wo die Selbitthätigkeit auch der beiten 
Theile der Bevölkerung durch Cenſur, Bejchränfung des 
Vereinsweſens und überhaupt durch ein ängjtliche® Mißtrauen 
der Regierung in jeder freien Bewegung gehindert wird, in 
Zuftänden, in denen die Regierung, wie es zu jener Zeit noch 
der Fall war, das ausjälichliche Recht zur Bevormundung des 
Rolks für ji in Anſpruch nimmt und Seden, der," jelbft 
in guter und loyaler Abficht, auf öffentliche Verhältniffe 
einzumirfen verjucht, im beiten Kalle mindejtens für einen 
vorlauten und unbequemen Menſchen anficht, der ſich um 
Tinge befümmert, die ihn nicht® angehen. Möge man aber 
darüber denfen, wie man will, fo fchien es mir doch, zumal 
in einer Beit, wo man bereits mit Sicherheit vorausſehen 
konnte, daß ohne ein feites Zufammenbalten der Regierungen 
und der monardisch gefinnten und den revolutinären Be- 
ſtrebungen widerfichenden Klaſſen der Bevölkerung der Aus— 
bruch einer Revolution gar nicht zu verhindern war, in hohem 
Grade bedenklich und unpolitich, diefe Klaſſen durch folche 
Ansichten und Auslaffungen zu beleidigen und fat mit Ge— 
walt in die Oppojition zu drängen. 
Durch dieſes Verfahren der Regierung erhielten jene 
Leipziger Auguſt-Ereigniſſe erft die politische Wichtigkeit, die 
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von großem Nutzen geweſen ſei, indem er mich in einem 
noch jugendlichen und bildungsfähigen Alter mitten hinein 
in ein kräftig bewegtes und beſtimmten ſachlichen Intereſſen 
gewidmetes Leben geſtellt, meinen Geſichtskreis erweitert und 
mir eine freiere und unbefangenere Anſchauung öffentlicher 
Verhältniſſe und Intereſſen ermöglicht hatte. 

In die Zeit meines Leipziger Aufenthaltes fällt auch die 
Verheirathung meines Bruders Edwin, der damals in Grimma 
in Garniſon ſtand und ſich im Jahre 1840 mit Adelaide von 
Tannhof, Tochter des Oberſten von Tannhof, ſowie die meiner 
jüngſten Schweſter Luitgarde, die ſich in demfelben Jahre mit dem 
Herzogl. Coburgſchen Kegierungsrathe, jpäteren wirklichen Ge- 
heimen Rathe von Pawel-Rammingen in Coburg, verheirathete. 

Mein Aufenthalt in Dresden wurde mir zunächjt durch 
ein traurige Familienereigniß ſchmerzlich getrübt. Während 
mein Vater bereit® am 29. December 1844 nad) längerer 
Krankheit verjtorben war, ftarb am 20. December 1846 aud) 
meine Mutter, nachdem jie nur wenige Wochen die Freude 
gnoften hatte, mid) nach langer Zeit wieder bei fich zu haben. 

er Winter 1846—47 verging daher für mich in tiefjter Stille, 
da ich natürlich an feinem gejelligen Verkehre Antheil nahm 
und mid) nur den, zum Theil für mich neuen, Arbeiten im 
Miniſterium hingab. 

Schon in dem letzten Jahre in Leipzig hatte ich mich 
faſt fortwährend unwohl gefühlt. Da ich, ungeachtet der 
vielen und meiſt unangenehmen und aufreibenden Arbeiten 
im Directorium der ſächſiſch-bayeriſchen Eiſenbahn, in meinen 
Arbeiten in der Kreisdirection nicht erleichtert, ſondern ganz 
ſo wie jedes andere Mitglied beſchäftigt wurde, ſo war die 
mir aufliegende Laſt ſo groß, daß ich Tag und Nacht ar— 
beiten und auf jede körperliche Bewegung in freier Luft ver— 
zichten mußte. Die übeln Folgen davon konnten natürlich 
nicht ausbleiben. Mein Leipziger Arzt war ein höchſt braver, 
rechtſchaffener und liebenswürdiger Mann, gehörte aber als 
Mediciner noch ganz der alten Schule an; für ihn exiſtirten 
die damals nod) neuen Fortſchritte der mediciniſchen Wiſſen— 
Ichaften, insbejondere die neuen Hilfsmittel der Diagnoſe, noch 
gar nicht; er gab mir auf alle meine Klagen wiederholt den 
troftlofen Beſcheid: „gegen ein fo unbejtinnmtes Lebelbefinden 
könne der Arzt gar nicht? thun, da müſſe er abwarten, bis 
ſich eine bejtimmte, namhafte Krankheit daraus eutwidele, 
gegen welche ſpecifiſche Heilmittel bekannt jeien, die der Arzt 
dann anwenden könne.“ Da ic) mich aber immer übler be— 
fand und mein Zustand, insbefondere die Schwäche und Erz 
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Meine Arbeiten im Minijteriun brachten mic) nicht in 
unmittelbare Berührung mit dem politifchen Leben, welches in 
immer jchrofferen Formen zu einer fyftematifchen Oppofition 
egen die Regierung und die beiden Kammern der Ständever: 
ummlung ausartete. Nur in einer Beziehung jtreifte meine 
Ihätigfeit an das olitiiche an. Der Bundestag hatte, um den 
gorberungen der Zeit einigermaßen entgegen zu kommen, die 
Senjurfreiheit der über zwanzig Bogen ſtarken Drucdjachen ge— 
ſtattet. Nach dem Sächjiichen Breßgejehe vom 5. Februar 1844 
fonnte die Bolizcibehörde jolche, nicht cenfirte und ihres Inhal— 
tes wegen nach irgend einer Richtung Din bedenklich, unfittlich 
oder ſtaatsgefährlich erfcheinende Drudjchriften proviforifd) 
mit Beichlag belegen; die entihlichung über ihre definitive 
Confiscation hatte aber das Ministerium des Innern in der 
für Admintitrativ-Zuftizfachen vorgejchriebenen collegialen Zu— 
fammenjegung zu fafien, d. h. es wurde unter Vorſitz des 
Miniſters aus zwei Räthen des Miniſteriums und zwei Mit— 
gliedern des Oberappellations-Gerichtes ein Collegium gebildet, 
welches über die Fragen der Confiscation definitiv zu ent— 
ſcheiden hatte. Ich war Mitglied dieſes Collegiums. Dieſe 
Einrichtung war gewiß gut gemeint, ſie ſollte dem Verleger 
und dem Schriftſteller einige Sicherheit gegen willkürliche Con— 
fiscationen gewähren, ſie war aber doch vollſtändig verfehlt. 
Da die Gründe der proviſoriſchen Beſchlagnahme in der Regel 
auf politiſchen Erwägungen, namentlich auf Rückſichten be— 
ruhten, die Sachſen anderen, deutſchen oder nicht deutſchen, 
Regierungen gegenüber zu nehmen hatte, dieſe Erwägungen 
und Rückſichtnahmen aber den Räthen des Oberappellations— 
Berichtes ganz fern lagen und ihrer amtlichen Stellung nad) 
auch Fern liegen mußten, jo famen diejelben fortwährend in die 
Yage, ich entweder der Verficherung des Meinifters, daß Die 
Schrift politifch bedenklich und iyre Unterdrüdung aus Staats: 
rüdjichten notwendig fei, unbedingt fügen zu müffen, oder durch) 
ihren Widerſpruch gegen eine folche Berjicherung des Miniſters 
Entſcheidungen herbeizuführen, welche nach außen nachtheilig 
wirken und dem Intereſſe des Staates fchaden konnten, was 
um ſo leichter möglich) war, als die fremden Kegierungen, jo 
lange die Genjur überhaupt noch beftand, doch immer Die 
ſächſiſche Regierung für alles verantwortlich machten, was im 
Yande gedrudt oder Öffentlich vertrieben wurde, und dabei wenig 
oder gar nicht danach fragten, ob die legte Entjcheidung in der— 
gleichen Fällen von dem Miniſter, als dem Vertreter der Regie: 
rung, allein vder von einen Collegium ertheilt wurde, in wels 
em der Miniſter möglicher Weiſe aud) überſtimmt werden fonnte, 
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allmählig ‚bernichet wurde. Denn felbft die loyalſten ‘und 
conjervativjten Männer mußten fid) fragen, welcher Werti) 
auf eine Verſaſſung zu legen ſei, deren ſouveränes Organ 
ſich in einer ſo falſchen Stellung befand, daß es ſich, um 
nur die ärgſten und für ſein eigenes verfaſſungsmäßiges 
Beſtehen gerährlichften Gonflicte zu vermeiden, in den wich— 
tigiten Angelegenheiten der Nation, für welche es dod) ganz 
eigentlich bejtimmt und gefchaffen war, für incompetent er- 
Hären mußte. Hierzu kam die große Verfchiedenheit in den 
Berfaffungen der einzelnen Bundesstaaten; während die Mittel: 
und Kleinjtaaten Deutſchlands ji), mit einigen wenigen 
Ausnahmen, im Beige von Berfaffungen befanden, welche 
den Ständeverfammlungen, den Vertretungen des Volkes be- 
ſtimmte, mehr oder weniger weit gehende Rechte und, was 
die KA war, eine nur wenig bejchränfte Freiheit der 
Meinungsäußerung gewährten, verhielt Sich Oeſterreich noch 
unbedingt ablehnend und feindlich gegen alle conſtitutionellen 
Ideen und Regungen; in Preußen aber hatte König Friedrich 
Wilhelm IV. zwar offen und beſtimmt ausgeſprochen, er 
würde nie dulden, daß ein beſchriebenes Blatt Papier ſich 
zwiſchen ihn und ſein Volk eindränge, aber doch in dem ſo— 
genannten „Vereinigten Landtage“ eine Inſtitution geſchaffen, 
die mit der Fortdauer der abſoluten Regierungsgewalt des 
Königs nicht recht vereinbar war, zugleid) aber auch dem Ber: 
langen der Nation nach einer wirklichen Staatsverfaffung 
nicht im Geringſten entſprach. 

Dieſe widerjpruchsvollen, in fi) unwahren YZuftände 
Deutſchlands, dieje ſchroffen Gegenfäge in den Anſchauungen 
der einzelnen Regierungen, in den Forderungen und Bünfehen 
der Nation und der verjchiedenen, noch feineswegs flar 
und bejtimmt gejonderten und ihrer Zwecke ſich bewußten 
Parteien, waren die Hauptveranlaffung der unbehaglicdyen, 
vertrauenzlojen, peſſimiſtiſchen Stimmung, die in den legten 
Sahren vor 1848 cbenfo innerhalb der Negierungen, wie in 
den verfchiedenen Streifen der Nation vorherrichend war. 
Allgemein und übereinstimmend war nur die UÜcberzeugung,, 
daß es fo nicht fortgehen fünne, aber Niemand vermochte 
fi cin Bild davon zu machen, wie es anders werden ſolle 
und fünne Ein allgemeines Mißtrauen war die Signatur 
jener Zeit; die Regierungen waren mißtrauiſch unter fich und 
gegen die Nation; das Volk war mißtrauiſch gegen Die Re— 
gierungen, die einzelnen Stände und Klaſſen waren es gegen 
einander. Jedermann fühlte und wußte, daß ſelbſt der 
deutiche Bund, dieſes ſchwache und machtloje Band, weiches 
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auf welchem die Verfaſſungen des deutjchen Reiches und der 
einzelnen deutſchen Bundesſtaaten beruhen. letzteren 
Syſteme liegt die Idee einer Vertretung des Volkes dem 
ſouveränen Monarchen gegenüber zu Grunde, ſo daß 
die von dem Volke gewählten Vertreter, die Regierung des 
Monarchen nicht nur im Allgemeinen controliren, ſondern 
auch bei der Geſetzgebung und bei der Ordnung des Finanz— 
weſens injoweit — mitwirken, d. h. gemeinſchaftlich mit 
dem Monarchen wirken, daß zur Erlaſſung eines jeden Ge— 
ſetzes ihre Zuſtimmung, zur Ordnung des Staatshaushaltes, 
zur Erhebung von Steuern und zur Feſtſtellung der Staats: 
ausgaben ihre Bewilligung nothiwendig iſt. Nach dieſem 
Syſteme regiert der Monarch; er führt aber feine Regierung 
durch Miniſter, welche in gewiſſen, in der Verfafjung genau 
bejtimmten Punkten an die Zuftimmung der Vertreter des 
Volkes gebunden und een deshalb, ſowie wegen der 
Aufrechterhaltung der Ber ung überhaupt, verantwortlich 
ſind. Die Bildung ſcharf geſonderter Parteien iſt für dieſes 
Eyitem feine charakteriſtiſche, keine nothwendige Bedingung, 
noch viel weniger liegt es in Diefem Syiteme, daß die Re— 
gierung, dad Miniſterium, aus Männern der Partei bejtehen 
müffe, welche gerade in der VBollsvertretung die Majorität 
befigt. Sa, es Nhrechen jogar wichtige Gründe für das Segen: 
tyeil. Denn die Eontrole der Regierung und die Mitwirkung 
bei gewiffen Regierungshandlungen wird offenbar genauer, 
unbefangener und wirfjamer ausgeübt werden, wenn die Ma— 
jorität der Volksvertretung mit den Miniſtern, wenn fie ihnen 
auch nicht feindlich gegenüberfteht, doch jedenfalls nicht durch 
die Zuſammengehörigkeit zu einer und derjelben Partei eng 
verbunden iſt, denn im legteren alle kann gar zu leicht die 
Täufchung entitehn, als ob die, den Miniſtern und Der 
Majorität der Volksvertretung gemeinschaftlic) eigenen Partei— 
intereffen auch mit den Intereffen des Staates und der ge— 
jammten Bevölferung identisch feien. In einer auf diejem 
Syiteme beruhenden Serfaffung fann daher die Nothivendig- 
feit einer Aenderung des Miniſteriums wegen einer Abjtim- 
mung der Kammern vder überhaupt wegen der Verfchtedenheit 
jeiner politifchen Anfichten von denen der Majorität der leßteren 
principiell niemals, fondern nur thatfächlich und aus Zweck— 
mäpigfeitgrüdjichten dann al3 vorhanden angenommen werden, 
wenn. jo tich eingreifende, auch durch cine Auflöfung der 
Kammern und die Wahl neuer Abgeordneten nicht zu beſei— 
tigende Differenzen über ejentliche Punkte beſtehen, dap em 
gemeinschaftliches Fortwirken des Ministeriums mit den Kam— 
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theilhafteſten Pläne verzichten muß, wenn dieſe letzteren mit 
den Intereſſen der Partei nicht übereinſtimmen, welche gerade 
die Majorität im Parlamente hat, und daher fein Minifterium 
mit jeinen Borjchlägen unterliegt, jo ift es ja nur menfchlich 
und natürlich, wenn auch er, um fid) und feine Stellung auf: 
recht zu erhalten und zu fichern, in ähnlicher Weife verführt 
und das Ministerium nicht Hindert, vielmehr geradezu unter: 
jtüßt, wenn c8 bemüht ift, die Intereſſen der Partei, welche 
die Majorität des Parlamente bildet, auch dann vorzugsweise 
zu berüdjichtigen, wenn fie mit denen des Landes und der ge= 
jammten Bevölkerung nicht unbedingt identisch find. Dies 
‘ wird aber um fo gefährlicher dann, wenn die Verfaſſung in 
einem vermeintlichen aber mißverjtandenen conjervativen In— 
tereffe das Wahlrecht, wie damals in Frankreich der Fall war, 
durch einen unverhältnigmäßig hohen Cenſus auf einen gerin— 
gen Theil der Bevölkerung befchränft und dann dasjelbe durch 
indirecte Wahlen und ähnliche Meittel auch noch in der Aus: 
übung erſchwert. Denn dann bildet ich ſehr Leicht ein jcharfer 
und tief eingreifender Gegenſatz zwiſchen der geſammten Be— 
völferung und dem Theile derfelben, welchem die Berfaffung 
allein politifche Befugniffe gewährt. Diefer letztere Theil 
aber, den man in Frankreich zu jener Zeit ſehr charakteriftiich 
als „pays legal“ bezeichnete, war dort — und wird es unter 
gleichen Verhältniſſen wohl überall fein — ehr geneigt, feine 
eigenen Jntereffen mit den allgemeinen Intereffen des Staates 
und Des Landes zu verwechfeln. In Frankreich wurden die 
Gefahren dieſes Zuſtandes durch befondere Verhältniſſe noch 
vermehrt. Die legitimiſtiſchen, überhaupt die eigentlich 
conſervativen Parteien hielten ſich ganz fern von der 
Theilnahme an den öffentlichen Augelegenheiten, die große 
Maſſe des kleineren Mittelſtandes war durch einen hohen 
Cenſus davon ausgeſchloſſen, und ſo fiel die Leitung des 
Staates und die Vertretung im Parlamente faſt ausſchließlich 
der Geldariſtokratie, dem höheren Handels- und Fabrikſtande, 
Advocaten und ſtrebſamen Journaliſten und ſonſtigen Poli— 
tikern zu, mit wenigen Ausnahmen Leute, die, wenn ſie ſchon 
reich waren, ihr Vermögen zu vermehren wünſchten, wenn ſie es 
aber noch nicht waren, es zu werden hofften. Als wirklich re— 
gierungsfähige Staatsmänner im höheren Sinne des Wortes 
haben ſich damals eigentlich nur zwei erwieſen, Guizot und 
Thiers, die, ſich fortwährend gegenſeitig bekämpfend, in rafchem, . 
eintönigem Wechſel die Hügel der Regierung ergriffen und 
wieder aufgeben mußten, ohne daß für diefen häufigen Wechtel 
ein anderer Grund als der aufzufinden war, day es bald dem 
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falſchen und unchrlichen Weiſe, in welcher es dort gehandhabt 
worden war. Die doctrinären Parteien, die 1848 in Deutfch- 
land fo einflußreich und mächtig waren, erblidten daher, un- 
berert durd) die Vorgänge in Frankreich, in der Annahme dieſes 
Spitems für Deutjchland das befte Mittel, um aus unferen 
trüben Zuſtänden herauszufommen, und glaubten, daß, um 
alle etwaigen Gefahren desjelben zu bejeitigen, nichts weiter 
nöthig jei, als eine chrliche, durchaus confequente Durchfüh- 
rung ſeines Principes, und daß daher das Barlament, wie in 
England, geradezu und ganz offen zum eigentlichen Träger 
der Staat3gewalt gemacht werden müſſe. Dieſe Idee wurde, 
ungeachtet des Widerfpruches der größeren Regierungen, auch 
beit der Wahl des deutſchen Parlamente entfcheidend und 
maßgebend, und legtere3 adoptirte fie ganz offen und handelte 
auch) danach. Selbit die gemäßigtere —8 welche keine 
conſtituirende und allein entſcheidende Verſammlung, ſondern 
eine Vereinbarung über die künftige Verfa tung Deutschlands 
zwifchen dem Parlamente und den Fürjten wollte, ging dabei 
im Grunde von der, zwar nicht ausgeſprochenen, aber ihr 
jelbjtverftändlich ſcheinenden Borausfegung aus, daß die 
deutjchen Fürſten unter den damals herrichenden Verhältniſſen 
die Beſchluͤſſe des Parlamentes, wenn aud) vielleicht ungern, 
aber doch jedenfall® „freiwillig“ annehmen würden und 
müßten. Dieſen doctrinären, mehr oder weniger liberalen 
Anjichten ſtand die große radicale Bartei gegenüber, welche 
von der Monarchie überhaupt, ſelbſt mit Zugabe des Parla— 
mentarismus, nicht® wiſſen wollte, ſondern ganz einfach und 
offen Die Republik verlangte. 

In einem Punkte aber ſtimmten 1848 alle Barteien in 
Deutſchland überein, nämlicd) darin, daß Frankreich nicht mehr, 
wie bei der Bewegung 1530, als Bor: und Muſterbild 
für Deutſchland zu betrachten, ſondern höchſtens noch als 
eine Warnungstafel anzufchen ſei, die den Deutjchen zeige, 
wie ſie es nicht machen durften. 

In Sachjen beitand im Jahre 1848 im Wejentlichen 
noch das Minitterium von 1831. Nachdem Lindenau ſich in 
das Privatleben zurücdgezogen hatte, waren die Minifter von 
Könneriß und von Zeſchau die bedeutendjten und einflußs 
reichjten Mitglieder desſelben, zwei durch Charakter, Kenntniſſe 
und eine unermüdliche, pflichtgetreue Thätigkeit gleich ausge— 
zeichnete Männer, welche nicht nur die 5 von 1831. 
mit entworfen und durchgeſetzt, ſondern auch die in Folge 
derſelben nothwendig gewordene vollſtändige Umgeſtaltung 
der geſammten Staatsverwaltung nach allen Seiten hin mit 
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Suftizminifter von Sarlowig war als Führer der ſtreng con- 
jervativen Partei in der Erften Kammer feit längerer Beit 
Ichon allgemein befannt und ftand wegen der Conſequenz, der 
Haren Beftimmtheit und Offenheit, mit welchen er jeine, den 
Deeinungen des Tages meiſt ſchroff entgegengefegten Anfichten 
vortrug und vertheidigte, and) bei ſeinen Gegnern in Anfchen 
und Achtung. Er war aber, bevor er in das Minijterium 
eintrat, nichts weniger als ein unbedingter Anhänger des: 
jelben geweſen, weil es feiner Anficht nad) viel zu liberal, 
den revolutionären Tendenzen der Zeit gegenüber viel zu 
nachgiebig und in Bezug auf die Erhaltung der aristofvatisch- 
confervativen Grundlagen des Staates viel zu wenig ent: 
Ihieden war. Er war es 3. B. vorzugsweile, welcher der 
ihon vom Minifter von Könneritz beabjichtigten Aufhebung 
der Patrimonialgerichte entgegen getreten war und die Ableh— 
nung dieſer Maßregel in der Erften Kammer durchgeſetzt 
hatte. Seine Ernennung zum Juſtizminiſter im Sabre 1346, 
als von Könneritz dieſes Miniſterium aufgab und ſich auf 
den Vorſitz im Geſammtminiſterium beſchränkte, überraſchte 
daher allgemein. Sie wurde damals Seiten der Regierung 
mehrfach damit motivirt, daß das Miniſterium ſelbſt empfinde, 
daß es den lebendigen Zuſammenhang die Fühlung mit den 
Kammern und der Bevölkerung verloren habe und nun glaube, 
in Garlowiß, der zu jener Yeit in feinem amtlichen Ber: 
bältnifje, jondern als Privatmann in perfünlichem Verkehre 
mit vielen Mitgliedern beider Nanımern ganz unabhängig da— 
jtand, den rechten Mann gefunden zu haben, der, wenn auc) 
von ſtreng ariſtokratiſchen und conjervativen Anfichten geleitet, 
doc geeignet jein werde, durch das Gewicht jener Perſönlich— 
keit und feiner unmittelbaren Einwirkung jene verlorene Füh— 
lung, jenen dem Miniſterium nöthigen Zuſammenhang wieder 
herzustellen. Dies wäre auch in ruhigen Zeiten und wenn 
die politischen Kämpfe auf die Debatten der Kammern De: 
Ihränft geblieben wären, wohl möglich geweſen; für die Zeiten 
aber, die bald darauf fommen follten, war Garlowig nicht 
der geeignete Dann. Er war cin fchroffer, in ſich gefehrter, 
verschloffener Charakter, wohl befühigt und geſchickt, Perſonen, 
welche ſich im Wefentlichen fchon auf demjelben politischen 
Standpunkte befanden, wie er, in den gemeffenen Formen einer 
parlamentarischen Debatte zu imponiren und ſie durch eine 
Hare, bejtimmte und vffene Auseinanderſetzung für feine An— 
lichten in einer vorliegenden ſpeciellen Frage zu gewinnen; 
aber er war gänzlich unfähig, principiellen Gegnern, politiſchen 
Feinden in eigener Perſon gegenüber zu treten und, unbeirrt 
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einer allgemeinen deutschen Volksvertretung erhoben; in Frank: 
furt trat eine Berjammlung von Männern, größtentheils den 
liberalen Barteien angehörige Abgeordnete der Klammern der 
verschiedenen einzelnen Staaten, frewillig und cigenmächtig 
zu einem fogenannten Borparlamente zufammen, auf welchem 
die fofortige Wahl von Vertretern des gefammten deutfchen 
Volkes zu einem allgemeinen, verfaffunggebenden Parlamente 
bejchlojien wurde. Der Bundestag verlor jchr bald Faſſung 
und Haltung, verlangte von den einzelnen Regierungen eine 
Berftarfung durch befondere PVertranendmänner und faßte 
ſchon am 3. März cinen Beſchluß, durch welchen jedem cin- 
zelnen deutichen Staate „Freigejtellt“ wurde, die Cenſur auf: 
zubeben und Brepfreiheit einzuführen, wobei er jedoch ausdrück— 
lich beftimmte, daß dies nur unter Garantien gejchehen dürfe, 
durch welche die anderen deutfchen Staaten und der Bund gegen 
den Mißbrauch der Preßfreiheit möglichit fichergeftellt würden. 
Die war freilich ein ſehr eigentHümlicher Beichluß, durch 
welchen die ganze Verantwortlichkeit den einzelnen Regierungen 
zugeſchoben wurde, die ſich jelbit kaum aufrecht erhalten 
fonnten. Er bewies nur, daß der Bundestag jelbit dag Ber: 
trauen in jeine eigene Autorität vollftändig verloren hatte. 

Die ſächſiſche Regierung war ebenjo durch die Pariſer 
Greigniffe, wie durch die Nachrichten von dem Eindrude, den 
diefelben überall in Deutjchland gemacht hatten, überrascht und 
rathlos geworden. Der Miniſter von Falfenftein, in dem 
Gefühle, daß cin großer Theil der im Lande berrfchenden 
Unzufriedenheit gegen ſeine Perſon gerichtet ſei, bat, um nicht 
einen Vorwand für fernere Demonftrationen zu geben, um 
feine Entlafjung und erhielt fie. Am 6. März erlich der 
König eine von den Miniſtern von Könneriß, von Zeſchau 
von Wietersheim, von Carlowitz und von Oppell contraſignirte 
Anſprache „An meine Sachſen“, in welcher er, ſobald die 
angeordneten Neuwahlen vollendet ſeien, fhäteitens für An— 
fang des Monats Mai die Zujammenbernfung der Stände 
veriprach, mit welchen Er Sich über „Alles, was als wahres 
Bedürfniß für das Staatswohl erjcheint”, verständigen, denen 
er auch mit Rücjicht auf den Bundesbeichlug vom 3. März 
eine Borlage über die Preſſe machen wolle. Dieſe Ver: 
iprechungen genügten der aufgeregten Stimmung, dem Ber: 
langen der Parteien keineswegs; man verlangte jofortige Auf- 
hebung der Cenſur und eine zeitigere Einberufung der Kammern. 
Das Minijterinm gab aud) raſch nach, denn Schon drei Tage 
nach jener Bekanntmachung, in welcher die Einberufung der 
Kammern für Anfang Mai und die Vorlage eines. Preßge— 
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Regierung war don entſcheidendem Einfluß auf das ganze 
Land; von da an war der Sieg der Revolution entjchteden, 
war die Autorität der Staatögewalt untergraben, ſie felbit 
mad)tlo8 geworden. Es ijt wahr, aud) die Dune Sachſens 
waren alt geworden, ſie bedurften einer Erfriſchung und Er— 
neuerung, aber ſie waren nicht ſchlimmer als irgend wo 
anders in Deutſchland, ſie waren nicht ſo ſchlimm, daß ſie 
nicht in geordneter und veruünftig überlegter Weiſe gebeſſert 
werden konnten, nicht ſo ſchlimm, daß die Regierung ſich ſo— 
fort ſelbſt aufgeben und bei dem erſten offenen Hervortreten 
des Feindes ſich thatlos zurückziehen mußte. Hätte Carlowitz 
damals, was er zu thun berechtigt war und thun mußte, 
wenn er ſeine Pflicht erfüllen wollte, die Stadt, als er ſich 
überzeugte, daß gütliche Verhandlungen nichts halfen, mili— 
täriſch beſetzen und einen etwaigen gewaltſamen Widerſtand 
kräftig unterdrücken laſſen, ſo wären damit natürlich die be— 
rechtigten Erwartungen und Forderungen des Volkes nicht be— 
ſeitigt, nicht überwunden, aber es wäre der geſetzliche Boden 
erhalten worden, auf welchem ſie in friedlicher und vernünftiger 
Weiſe befriedigt und erfüllt werden konnten, es wäre die 
Revolution unterdrückt worden, die in maßloſer Weiſe alles 
Beſtehende untergrub, und es hätte vielleicht das ganze tolle 
Jahr 1848, der Maiaufſtand und ſehr Vieles von dem ver— 
mieden werden können, was als Folge des letzteren noch ſpäter 
über Sachſen gekommen iſt. Auch hätte der Erfolg eines 
kräftigen Auftretens der ſächſiſchen Regierung in Leipzig viel— 
leicht auch anderen deutjchen Regierungen als Beispiel und 
Beweis dafür dienen fünnen, daß es möglich ſei, der Re— 
volution mit Erfolg entgegen zu treten. 

Carlowitz hatte damals wegen ſeines überaus ſchwachen, 
faſt unbegreiflichen Verhaltens m Leipzig viele und bittere, 
aber wohlverdiente Vorwürfe erdulden müſſen, vom Könige, 
von ſeinen Collegen ebenſo wie — und zwar in ſchärfſter 
Weiſe — von feinen früheren conſervativen Freunden und 
Parteigenoſſen, die feſt auf ihn gebaut hatten, auf ſeinen 
Charakter, feinen Muth und fein hingebendes Brlichtgefühl, 
und jic num jo bitter getänjcht jahen. Man hatte den Mann 
eben ganz falſch beurtheilt und, wie jo oft gejchicht, ein jchrof: 
fes, zähes und eigenfinniges Feſthalten an gewiſſen conſerva— 
tiven Parteianfichten und Brincipien für wahren moralijchen 
Muth genommen und einen Charafter, deren Brumdzug Falter 
Egoismus war, einer Aufopferung für allgemeine Iutereffen 
für fühig gehalten. Flathe in feiner Sefchichte von Sachen 
(Band 3, Seite 567) behauptet, „Garlowig habe nur mit 





Regierung war von entjcheidenden Einfluß auf das ganze 
Land; von da an war der Sieg der Revolution entjchteden, 
war die Autorität der Staatsgewalt untergraben, fie jelbjt 
machtlos geworden. Es ijt wahr, aud) die —— Sachſens 
waren alt geworden, ſie bedurften einer Erfriſchung und Er— 
neuerung, aber ſie waren nicht ſchlimmer als irgend wo 
anders in Deutſchland, ſie waren nicht ſo ſchlimm, daß ſie 
nicht in geordneter und vernünftig überlegter Weiſe gebeſſert 
werden konnten, nicht ſo ſchlimm, daß die Regierung ſich ſo— 
fort ſelbſt aufgeben und bei dem erſten offenen Hervortreten 
des Feindes ſich thatlos zurückziehen mußte. Hätte Carlowitz 
damals, was er zu thun berechtigt war und thun mußte, 
wenn er feine Pflicht erfüllen wollte, die Stadt, als cr fid) 
überzeugte, daß gütliche Verhandlungen nichts halfen, mili- 
tärifch bejeßen und einen etwaigen gewaltjamen Wideritand 
kräftig unterdrüden laffen, jo wären damit natürlich die be— 
techtigten Erwartungen und Forderungen des Volkes nicht be— 
jeitigt, nicht überwunden, aber es wäre der gejegliche Boden 
erhalten worden, auf welchem fie in friedlicher und vernünftiger 
Weiſe befriedigt und erfüllt werden konnten, es wäre Die 
Revolution unterdrüdt worden, die in maßlofer Weiſe alles 
Beitchende untergrub, und es hätte vielleicht das ganze tolle 
Jahr 1848, der Maiaufſtand und ſehr Bicles von dem ver: 
mieden werden können, was als Folge des leßteren noch ſpäter 
über Sadjjen gekommen iſt. Auch hätte der Erfolg eines 
fräftigen Auftretens der ——— Regierung in Leipzig viel— 
leicht auch anderen deutſchen Regierungen als Beiſpiel und 
Beweis dafür dienen können, daß es möglich ſei, der Re— 
volution mit Erfolg entgegen zu treten. 

Carlowitz hatte damals wegen ſeines überaus ſchwachen, 
faſt unbegreiflichen Verhaltens in Leipzig viele und bittere, 
aber wohlverdiente Vorwürfe erdulden müſſen, vom Könige, 
von ſeinen Collegen ebenſo wie — und zwar in ſchärfſter 
Weiſe — von ſeinen früheren conſervativen Freunden und 
Parteigenoſſen, die feſt auf ihn gebaut hatten, auf ſeinen 
Sharakter, ſeinen Muth und fein hingebendes Pflichtgefühl, 
und ſich nun ſo bitter getäuſcht ſahen. Man hatte den Mann 
eben ganz falſch beurtheilt und, wie ſo oft geſchieht, ein ſchrof— 
fes, zähes und eigenſinniges Feſthalten an gewiſſen couſerva— 
tiven Parteianſichten und Principien für wahren moraliſchen 
Muth genommen und einen Charakter, beijen Grundzug Falter 
Egoismus war, einer Aufopferung für allgemeine Interefjen 
für fähig gehalten. Flathe in feiner Sefchichte von Sachjen 
(Band 3, Seite 567) behauptet, „Sarlowig Habe nur mit 
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plögliche Abreife des Commiſſars der Regierung, deffen Mifjion 
ohne jedes Reſultat geblieben war, die Zurüdzichung der 
Truppen aus der Umgebung von Leipzig, Alles dies galt als 
ein vollitändiger Sieg der Revolution, als cin Beweis, daß 
ih die Regierung den Forderungen derfelben unterworfen 
babe, und wurde als folcher nad) allen Richtungen bin ver: 
fündet. Ueberall erhoben die äußerſten Demokraten ihr Haupt 
und riffen, obſchon fie meiſt eine nur fehr fleine Minorität 
bildeten, die Gewalt au fich, indem fie die junge Preßfreiheit 
zu den heftigſten, jchranfenlofen Angriffen gegen die Regie: 
rung, gegen die Berfafjung und gegen Alles benußten, was 
ihnen im Wege ftand. Die Behörden verloren überall Kraft 
und Muth und fchloffen ji), da fie nirgends einen Rücken— 
halt und nirgends eine Unterftügung fanden, der Bewegung 
entiueber fetbt an oder ließen ſich willenlos von ihr mit —* 
treiben. 

Auch das Miniſterium wurde in feinem Beltande er: 
Ihüttert; Carlowitz fonnte natürlich nicht mehr Miniſter blei- 
ben, und da das, was in Leipzig gefchehen, nicht wieder 
gut zu machen war, jo bat das gefammte Miniſterium am 
13. März um feine Entlafjung, und der König übertrug, auf 
den Rath) feiner abgehenden Meinifter, dein bisherigen Präſi— 
denten der Zweiten Kammer und Führer der Oppofition in 
derjelben, dem Advocaten Braun aus Plauen, die Bıldıng 
eines neuen Miniſteriums, indem er ihm die Wahl feiner 
Collegen überließ. 

Ich war den ganzen Winter über ſehr leidend und un— 
wohl geweſen; die erſchütternden Nachrichten, die von allen 
Seiten kamen, die Leipziger Vorgänge, der Abgang Falken— 
ſtein's, meines unmittelbaren Chefs, die völlige Ungewißheit 
über das, was uns noch bevorſtand, das Alles hatte meine 
ohnedies ſchon geſchwächte Geſundheit ſo angegriffen, daß ich 
in ein heftiges —— verfiel. Vier Wochen hindurch 
lag ich zu Bett; anfänglich bewußtlos in heftigem Fieber, 
dann noch ſo ſchwach, daß man, um mich nicht aufzuregen, 
mir Alles ſorgfältig verſchwieg, was ſich inzwiſchen ereignet 
hatte. Als ich ſoweit hergeſtellt war, daß mir Alles mit— 
getheilt werden fonnte, war der Umſturz vollendet, das Mi— 
niſterium Könneritz verſchwunden, anſtatt Falkenſtein war mein 
unmittelbarer Chef als Miniſter des Innern — Oberländer. 

Das neue Miniſterium fand eine große, unter den da— 
maligen Verhältniſſen überaus ſchwierige Yufgabe vor, cine Auf: 
abe, der es allerdings nicht gewachſen war. Der vorfigende 

tinijter, Braun, war cin durchaus chremverther, braver 
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Im Gegenfage zu diefen revolutionären, zum Theil offen 
antimonarchiichen Vereinen bildeten fich, zunächſt in Leipzig 
angeregt und von Dort ausgehend, die „Deutfchen Bereine“, 
weiche die conftitutionelle Monarchie „auf breitefter de— 
mofratifcher Grundlage“ vertheidigten und überhaupt 
gemäßigter auftraten, als die WVaterlandsvereine.. Aber Die 
Hoffnung Diefer Vereine, dem Minifterium eine Stüße zu 
werden in dem Kampfe gegen die unmäßigen Anfprüche der 
Radicalen, ging nicht in Erfüllung, da das Ministerium, aus 
Furcht vor den Anführern der Lebteren und wohl auch, weil 
der Minifter des Innern, Oberländer, der Bartei der Vater: 
landsvereine offenfundig angehörte, nicht wagte, ſich den 
„deutſchen Bereinen“ zu nähern und ihre Unterftügung offen 
anzunehmen. Dagegen wurde die völlige Abhängigkeit des 
Miniiteriumd von den Baterlandsvereinen fehr bald außer 
Zweifel geſetzt. 

Im Jahre 1830 waren, nach dem Vorgange von Belgien, 
in den größeren Städten des Landes aus den ſelbſtändigen 
unabhängigen und unbeſcholtenen Einwohnern des Ortes 
„Communalgarden“ gebildet worden, deren Aufgabe es war, 
die Behörden bei der Handhabung der öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit innerhalb des Ortes zu unterſtützen. Dieſes 
Inſtitut hatte zwar außerhalb Leipzigs nie eine größere Bedeu— 
tung erhalten, aber doch in denjenigen Orten, wo ſich keine 
Garniſonen befanden, immerhin vielfach nützlich gewirkt; jeden— 
falls Hatte es im Ganzen einen loyalen und confervativen 
Charakter, ſtand unter dem Oberbefehle des Prinzen Johann 
und war als bewaffnete Vereinigung der beſitzenden Klaſſen 
der Bevölkerung wenig geneigt, revolutionäre Experimente 
ruhig mit anzuſehen. Ein ſolches Inſtitut war daher den 
radicalen Agitatoren ein Stein des Anſtoßes und mußte 
beſeitigt oder, noch beſſer, ſo umgewandelt werden, daß es 
aus einem Hinderniſſe der Revolution, was es urſprünglich 
ſein ſollte, zu einer Waffe derſelben würde. Das Miniſterium 
ging bereitwillig auf dieſes Verlangen ein, und am 11. April 
1848, alſo kaum vier Wochen nach der Ernennung des Mini— 
jteriums, erjchien eine von ſämmtlichen Miniſtern, einſchließ— 
lich Herrn von der Pfordten's und des Kriegsminiſters, contra- 
fignirte Königliche Verordnung, durch welche „als Vorbe— 
reitung zu einer zum Schuße des Baterlandes im 
Innern und nöthigen Falles auch nad) außen die- 
nenden allgemeinen Bolfsbewaffnung“ für jede Ge— 
meinde des Landes die Bildung einer Communalgarde durch 
Bewaffnung aller wehrhaften unbefcholtenen Einwoh— 


























_ 13 — 


eine ſehr ungünftige und widerſpruchsvolle Lage und beraubte 
ih, indem es das Anſehen der Klammern untergrub und 
herabfegte, der Unterjtüßung derjelben, mit welcher es den 
weitgehenden Forderungen der radicalen Bartei hätte Fräftig 
entgegen treten können. ' 

Nachdem die Schon von dem Ministerium Könnerig aus- 
gegangene Einberufung der Stände zu einem jaußerordent- 
lihen Landtage auf den 20. Mär, von dem Minijterium 
Braun am 16. März wieder aufgehoben worden war, wurde 
am 19. April wiederum ein ſolcher, d. h. ein außerordentlicher 
Landtag für den 18. Mai einberufen. Daß es recht gut 
möglich geweſen wäre, eine, den wahren Intereſſen des Landes 
entſprechende, vernünftige — freilich den maßloſen Forde— 
rungen der Umſturzpartei noch nicht genügende — Neu— 
geſtaltung der Verfaſſung und des Wahlgeſetzes mit den 
Kammern dieſes Landtages zu Stande zu bringen, konnte 
Niemand bezweifeln, der mit den Perſonen bekannt war, aus 
welchen ſie beſtanden; auch bewies es die Thatſache, daß ſchon 
am 22. Mai, alſo unmittelbar nach dem Zuſammentritte der 
Kammern, cin von ſämmtlichen Vertretern der Ritterguts— 
bejißer unterzeichneter Antrag auf Gleichjtellung des ritter: 
ihaftlichen und bäuerlichen Grundbefiges, auf Aufhebung des 
Patronatsrechtes, des Jagdrechtes auf fremdem Grund und 
Boden und anderer Bevorzugungen der Rittergüter in beiden 
Kammern eingebracht und, theils einjtimmig theils gegen eine 
ganz kleine Minorität, angenommen wurde. Hätte das Mi— 
niſterium dieſe günjtige Stimmung beider Kammern damals 
benugt und raſch mit ihnen eine, den Forderungen der Zeit 
entiprechende, definitive Abänderung der Berfaffung berathen 
und vereinbart, es kann feinem Zweifel unterliegen, daß es 
dann möglich geweſen wäre, ein vernünftiges, dauerndes Verf 
zu Stande zu bringen. Aber dazu fonnte jich das Minijtertum 
nicht entſchließen; in ſich ſelbſt geipalten, nach allen Richtungen 
bin furchtfam und ängftlich, aller Energie und Thatfraft ent- 
behrend, fonnte es zu nichts weiter, als zu halben Maß: 
regeln fommen, die feinen anderen Zweck hatten, als Zeit zu 
gewinnen, und feine Partei befriedigten. Die Entwürfe des 
Wahlgeſetzes und eines Geſetzes zur Abänderung einiger Bes 
jtimmungen der Berfaffungs » Urkunde, welche den Kammern 
bald nad) ihrer Eröffnung vorgelegt wurden, überraſchten all- 
gemein. Nach denfelben follte die Erfte Kammer von jeder 
Beränderung unberührt bleiben und in ihrer bisherigen Yu. 
ſammenſetzung fortbeftehen, Dagegen war cine totale Um— 
gejtaltung der Ziveiten Kammer auf Grund des allgemeinen 
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gehen, wollte eine Erfte Kammer auch nicht einmal proviſoriſch 
und am wenigften einen Cenſus für diefelbe annchmen, war 
überhaupt mit der ganzen, ihrer Anficht nad) viel zu wenig 
liberalen Haltung des Minifteriums, in welchem nur Ober: 
länder ihre Sympathien beſaß, unzufrieden und befchloß, dies 
öffentlid) zum Ausdrude zu bringen. Sn einer General: 
verfammlung ſämmtlicher VBaterlandsvereine Sachſens, welche 
am 3. September in Dresden ftattfand, wurde daher das 
Minijterium auf dag Heftigſte angegriffen und nad) einer fehr 
ſtürmiſchen, durchaus revolutionären Berhandlung mit einer, 
allerdingd geringen Mehrheit beichloffen, die „Aufrecht— 
erhaltung der conjtitutionellen Monardie für 
Sachſen“ welche als einer der Zivede der Baterlandsvereine 
in ihrem Programm bezeichnet war, dajelbft zu ftreichen. 
In derjelben Verſammlung wurde beiehtofen, die Entlaffung 
des bejtehenden Miniſteriums und die Bildung eines Mi— 
niſteriums Oberländer, die Auflöfung des Landtages und die 
Berufung einer conftituwirenden Verſammlung zu verlangen 
und als Grundprincip für die künftige Verfaffung Sachſens 
das Einkammerſyſtem ohne Cenſus zu bezeichnen. Diefe Bes 
Koräle wurden in einer am folgenden Tage veranftalteten 
olföverfammlung ebenfall3 angenommen. 

In den Kammern aber hatte die entjchiedene Betonung 
des Umjtandes, daß die Gelege, deren Entwürfe vorgelegt 
wurden, nur prodijorische, nur für den nächſten vorliegenden 
Fall berechnet fein jollten, einen anderen, dem Miniſterinm 
günjtigeren Erfolg, indem dadurd) die Annahme der Geſetze 
in beiden Kammern ermöglicht wurde. Während nämlich auf 
der einen Scite die Redner der Linken mehrfad) ausfprachen, 
dag jie ihre Bedenken gegen das Zweikammerſyſtem nur des- 
halb für jegt unterdrüden und für die Sefege ſtimmen wollten, 
weil diefelden nur für diefen einen Fall gelten jollten, er: 
Härten auf der anderen Seite die Redner der Nechten, daß 
diefer Grund auc für fie maßgebend jei, um für die Ent: 
würfe zu ſtimmen, mit deren Inhalt fie ſonſt nicht allentbalben 
einverjtanden jeien. Sch werde auf diefen Gegenjtand }päter 
noch einmal ausführlicher zurüdfommen, bier will ich nur 
noch bemerken, daß auch in dem Berichte dev Deputation der 
Erjten Kammer, weldyer der Berathung zu Grunde lag, das 
Bedenken, welches einer ſolchen proviforijchen, nur für einen 
bejtimmten Fall berechneten Geſetzgebung entgegen jtche, her— 
vorgcehoben und dabei insbefondere darauf hingewieſen wurde, 
daß die Erlaffung blos proviſoriſcher Geſetze eigentlich nicht 
nothiwendig ſei, weil ja aud) definitive, für die Dauer ge— 
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den Wahlen der Gefchwornen Theil zu nehmen habe; für die 
Geſchwornen felbjt wurde neben der Wählbarkfeit für den 
Landtag nur nod) das dreißgigjährige Alter beftimmt. Unter 
den damaligen Berhältnifjen und bei der allgemein herrjchen- 
den Aufregung Fonnte es feinem Zweifel unterliegen, daß die 
Kevolutionspartei durch dieſe Beitimmung in den Stand 
gejegt wurde, die Wahlen der Gefchwornen allein und aus— 
ihlieglich zu beherrichen, und daß fie dadurd) dag wirklich 
erreichte, was jie erreichen wollte, nämlich die vollftändige 
‚sreiheit, in den Vereinen und Berfammlungen und in der 
Breffe zu wirken, wie, und zu jagen, was fie wollte, ohne 
deshalb jemals eine Berurtheilung durch die Gejchwornen be- 
fürchten zu müfjen. 

Die Bewegung der Geijter und das unrubige, faſt franl- 
hafte Streben nach Veränderungen befchränfte Mich aber nicht 
blos auf das cigentlid) politiihe Gebiet im engeren Sinne, 
ſondern erjtredte jich auch auf die focialen und wirthichaft- 
lichen Verhältniſſe; auch diefe jollten vollftändig umgejtaltet 
werden. Denn viele, ihrer eigenen Meinung nad) ernftere 
und tiefer blickende ‘Berfonen waren der Anficht, daß in der 
thatjächlich beſtehenden Geſtaltung unferer ſocialen und wirth— 
ſchaftlichen Verhältniſſe der eigentliche Grund der vorhandenen 
Uebelſtände liege, und daß daher mit den Umſturze der poli- 
tiſchen Zuſtände allein, alfo etwa mit der Einführung der 
Republik, wicht viel gewonnen ſei, wenn nicht zugleich eine 
völlige Umgeftaltung aller ſocialen und wirthfchaftlichen 
Verhältniffe damit verbunden würde Dieſe Ideen Waren 
nicht etwa blos unter den Anhängern der verjchiedenen ſocial— 
demofratiichen Parteien und Richtungen, oder in den Arbei- 
terfreifen verbreitet, wo ſie beſonders aud) zu dem Streben 
nad) Arbeitergenofjentchaften — Aſſociationen — führten, 
jie hatten vielmehr namentlid) auch in manchen Kreiſen der 
höheren, gebildeteren Klaſſen Cingang gefunden. In mehreren 
Öffentlichen, zahlreich bejuchten Verfammlungen wurden des— 
halb Borlefungen gehalten, und in Dresden befchäftigte ſich 
ein eigener Verein mit großem Ernſte und lebhaften Eifer 
damit, eine neue Baſis für die wirthichaftlichen Zuſtände 
der Nation aufzufinden, welche für ganz faul und unhaltbar 
und daher ciner volljtändigen Umgeſtaltung für dringend be: 
dürftig angefehen wurden. Ein den höheren Geſellſchafts— 
freiten der Etadt angehöriges Mitglied dieſes Bereing, ein 
gebildeter und erniter junger Mann, theilte einem feiner nahen 
Verwandten, einem höheren, mit mir genau befannten Staats- 
beamten, der mir dies felbft erzählt hat, einmal in engiten 
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Die Zuſammenſezung der Kammern war, wie ſie unter den 
damaligen Verhältniſſen, bei der allgemeinen Aufregung der 
Gemüther, bet der vollſtändigen Nullität der Regierung, der 
unbejchränften Herrichaft der äußerſten Revolutionzpartei im 
ganzen Lande und dem allgemeinen Stimmrechte jedes einund— 
zwanzigjährigen Mannes gar nicht anders fein konnte. Die 
radicale und die republifanische Partei hatten zu jener Zeit den 
Kampf ın Frankfurt gegen die gemäßigte Bartei der National: 
verfammlung als ausſichtslos zeitiweilig aufgegeben und fuchten 
ihren Zweck, die VBereitelung der Frankfurter Verfaſſung mit dem 
Kater an der Spiße, durch die Nevolntionirung der einzelnen 
deutichen Länder zu erreichen. Deshalb famen die fächjischen 
Mitglieder diefer Parteien, die zugleich Mitglieder der fächfischen 
Kammern waren, Tzſchirner, von Trügfchler, Joſeph, von 
Dieskau und mehrere andere, nad) Dresden und traten hier 
in die Kammern cin. Neben ihnen und einigen anderen Häup— 
tem jener Parteien, die nicht Mitglieder der Frankfurter 
Nationalverjammlung waren, bejtand die große Mehrheit beider 
Nammern aus ganz unbedeutenden, bis dahin völlig unbe: 
kannten, zum großen Theil aber auch gänzlich ungebildeten 
Berjönlichkeiten, ohne Charakter und ohne Kenntniſſe, deren 
parlamentarische Thätigkeit nur in hohlen und prahleriſchen, oft 
geradezu Jinnlofen Phrafen und in ganz gemeinen Srobheiten 
gegen die Miniſter und alle Andersdenkenden zum Ausdrud 
fan. Ihre Wahl und Eriitenz in den Kammern überhaupt 
verdanften dieſe Leute Lediglich der Gefügigkeit, mit welcher 
ſie den Führern ihrer Partei ohne irgend welches Widerjtreben 
gehorchten. Tiefer Mehrheit gegenüber waren die wenigen 
Vertreter der gemäßigten liberalen Partei, der Deutjchen 
Vereine, machtlos nd jo eingetchüchtert, daß fie nur ſehr ſel— 
ten mit ihren eigenen Anfichten hervortraten. Eigentliche 
Conſervative gab es in den Kammern gar nicht. 

Die erſte Kammer, in welcher Joſeph zum Präftdenten ge: 
wählt wurde, war cin treues Spiegelbild der Zweiten, nur dar in 
ihr eine Anzahl ſehr wenig gebildeter Bauern, welche der Leitung 
Joſeph's unbedingt folgten, die Mehrheit bildete, während in der 
Zweiten Kammer neben den eigentlichen Führern der Partei einige 
nicht genügend befchäftigte Advocaten, Journaliſten umd nur 
mäßig gebildete, aber ſehr radicale Schullchrer das große Wort 
führten. War es daher bei dieſer Zuſammenſetzung der Kammern 
ſchon von Anfang an flar, daß dem Minijterium eine Verein: 
barung mit ihnen über irgend wichtige Gegenſtände nicht möglich 
jein werde, fo trifft Doch auch diefes letztere felbft ein großer Theil 
der Schuld an dem überaus ungünftigen, geradezu kläglichen 
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der Einberufung der Kammern, d. h. am 27. December 1848, 
über die Grundſätze, nad) welchen die Verfaſſung definitiv neu 
zu geitalten und das Wahlgefeß zu entwerfen ſei, insbefondere 
über die Beibehaltung des Zweikammer-Syſtems, felbit noch 
nicht geeinigt; auch fonnte es wohl darüber nicht im Zweifel 
jein, dag eine ſolche Einigung in der kurzen Zeit bis zum 
10. Ianuar 1849 nicht werde zu erreichen fein. Offenbar 
war daher das Minijterium nicht im Stande, den Klammern 
in Diejer, der Damals wichtigiten und dringenditen Ange: 
legenheit, cine Borlage zu machen; die nachträgliche Ge— 
nchmigung des Steuerausjchreibens Seiten der letzteren war 
aber durchaus nicht dringlich, und da nun auch, wie der Er- 
tofg lehrte, irgend cin anderer erheblicher und dringlicher 
Berathungsgegenjtand nicht vorbereitet war, jo entfteht aller: 
dings die Frage, aus welchem Grunde fi) das Meinifterium 
jo ſehr beeilte, die Kammern zufammentreten zu laffen, deren 
Zuſammenſetzung ihm doch genugjam befammt war, um fich 
über jein Verhältniß zu denfelben feinen Sllufionen Dingeben 
zu können. In der Thronrede wird, anfcheinend um dieſe 
zeitige Einberufung zu motiviren, auf 8 115 der Verfaſſungs— 
Urfunde mit der Bemerfung Bezug genommen, daß es durch 
die Beichleunigung des Wahlverfahrens möglich gewefen fei, 
die „Einberufung“ der Kammern noch im Laufe der Tehten 
sinanzperiode zu bewirken und dadurch jener Verfaſſungs— 
beitimmung zu genügen. Nun tft aber dieje leßtere, welche 
im erjten Satze von 8 115 wörtlich jo lautet: „Der König 
wird alle drei Sahre einen ordentlichen Landtag einberufen“, 
bis dahin nie ander verjtanden worden und kann auch bei 
unbefangener Prüfung der ihr zu Grunde liegenden Abficht, 
insbeſondere in Verbindung mit $ 112, wonad) diefer ordent: 
liche Landtag die Berpflichtung bat, dag Staatsbudget für 
die nädjjtfolgenden drei (jet zwei) Jahre feſtzuſtellen, nicht 
anders als jo verjtanden werden, daß es zur Befolgung der: 
jelben nicht genügt, wenn nur die Verordnung, Welche die 
Einberufung enthält, noc im Laufe der letzten Finanzperiode 
publicirt wird, fondern daß auch der wirkliche Zufammentritt 
der Kammern und die Vorlage des Budgetentwurf an 
diefelben noch innerhalb der legten Finanzperiode und zwar 
jo zeitig ftattfinden muß, daß entweder die Verabſchiedung des 
neuen Budget3 oder wenigjtens die ftändische Genehmigung 
eines proviſoriſchen Finanzgejeßes und eine proviſoriſche Ge— 
nehmigung der Steuererhebung noch vor Beginn der neuen 
Finanzperiode erfolgen kann. Denn der Zweck der ganzen 
Beſtimmung iſt offenbar der, zu verhindern, daß eine Zeit 
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reite Charakteriſirung jener Kammern tft in einer, Damals von 
yem deutſchen Vereine zu Leipzig an das Miniſterium gerich- 
eten Adreſſe enthalten, in welcher diefelben als die Vertreter 
xs „ſouveränen Unverſtandes“ bezeichnet wurden. Dieſe 
Bezeichnung wurde im ganzen Lande für ſo richtig und 
reffend gehalten, daß jener Landtag ſeitdem ganz allge— 
mein den Namen „Unverſtandslandtag“ erhielt und unter die— 
jeon Namen auch in der füchfischen Gejchichte unvergeffen 
bleiben wird. 

Sn allen gebildeten und nicht den äußerſten dejtructiven 
Barteien angehörigen Ktreifen des Volkes herrſchte damals eine 
wahre Empörung über dag Treiben diefer Kammern, uber 
auch cine heftige Erbitterung gegen das Minijterium, welches 
das Regieren anscheinend ganz aufgegeben hatte und mit einer 
nach augen hin geradezu unbegreiflichen Schwäche ruhig mit 
anſah, wie alle Grundlagen des Staates und der Gefellichaft 
täglidy mehr und mehr untergraben und erjchüttert wurden. 
Dieſe Erbitterung war ganz befonders gegen Oberländer ge= 
richtet, von welchem man annahnı, daß er, in fortiwährender 
Berbindung mit den Baterlandsvereinen und unter dem Einfluffe 
der Führer derjelben jtehend, jeine Collegen an jedem ernften 
und entjchiedenen Auftreten hindere und durch feine, nur den 
Intereſſen der äußersten Demokratie dienende Oppofition 
gegen dieſelben hauptſächlich daran Schuld ſei, dal es nie zu 
einer Einigung unter den Minijtern komme. Bon der da— 
maligen Stimmung des Dresdner Publicums in Bezug auf 
das Miniſterium umd inSbejfondere auf Oberländer giebt ein 
Borfall im Königl. Hoftheater Zeugniß, den ich ſelbſt mit erlebt 
babe. In einem fleinen Luftipiele jagte der ſehr beliebte 
Komiker Räder, als er chen einige Bilder an der Wand be: 
reitigt hatte, zu jeinem Begleiter: „Nun! die Niederländer 
(Bilder) baben wir nun alle aufgehängt; wo aber hängen 
mir denn Die Oberländer auf, wenn wir die einmal De: 
kommen?“ und Ddiefer grobe, ungezugene Ausfall auf einen 
im Anıte befindlichen Staatsminifter wurde don dem geſamm— 
ten Publicum lebhaft beflatjcht und hatte für den Schaufpieler 
ſelbſt — ſoviel ich wenigſtens weiß — nicht die geringiten 
nachtheiligen Solgen. Es waren einmal alle Bande der 
Autorität und Ordnung aufgelöſt. 

Day die Minijter unter folchen Umftänden, auch inſoweit 
Nie noch wirklich an ihren Plätzen thätig und nicht, wie der Vor— 
Jigende, beurlaubt waren, alle Luft und allen Muth zu weiterem 
Vorgehen gründlich verloren hatten und nur daran dachten, ſich 
ſelbſt jobald als möglich aus ihrer unerträglichen Yage zu ziehen, 
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Die zweite, an und für ſich noch viel wichtigere Differenz 
bezog ſich auf die Publication der deutſchen Grundrechte. 
Dieſe bildeten einen Theil der deutſchen Verfaſſung und hätten 
daher eigentlich nur als ſolche und im Zuſammenhange mit 
der letzteren in das Leben treten können. Deſſenungeachtet 
hatte der Reichstag beſchloſſen, ſie, unerwartet des Zuſtande— 
kommens der Verfaſſung, als beſonderes Geſetz zu publiciren, 
und es hatte der Reichsverweſer demgemäß die „Grundrechte 
des deutſchen Volkes“ unter dem 21. December 1848 und das 
Einführungsgeſetz zu denſelben unter dem 27. desſelben Mo— 
nats als —— Reichsgeſetze publicirt. Nun hatte zwar ſchon 
die Ständeverſammlung des Jahres 1848 ſich damit einver— 
ſtanden erklärt, daß Reichsgeſeße von der Regiernng ohne 
weitere Vernehmung mit den Kammern in Sachſen publicirt 
werden könnten; das Miniſterium trug jedoch Bedenken, dieſe 
Ermächtigung auch auf die Grundrechte auszudehnen, weil 
dieſelben Fein viele Bejtimmungen enthielten, welche theils, To 
lange ſie nicht in allen deutjchen Staaten gleichzeitig galten, 
unausführbar vder wenigjtens für Sachjen nachtheilig, theils 
jo unflar und vieldeutig waren, daß fie einer fpeciellen geſetz— 
lichen Erläuterung bedurften, während andere wieder fo tief 
in wohlbegründete Privatrechte eingriffen, daß ſie ohne gleich 
zeitige Fertitellung einer dafür zu gewährenden Entjchädigung 
nicht publicirt werden, noch weniger in das Leben treten 
tonnten. Demgemäß gelangte ein Küönigliches Decret an Die 
Kammern, nach weldhem die Regierung die Publikation der 
für das ganze deutſche Reich berechneten deutſchen Grundrechte 
erjt dann für zuläſſig erklärte, wenn dieſelben wenigjtens von 
den zum Reiche gehörigen größeren Nachbarländern Sadjjens 
ebenfall3 angenommen worden jeien. Dabei hatte die Regie: 
rung mehrfache Erläuterungen und Bemerkungen zu den ein— 
zelnen Paragraphen der Grundrechte beigefügt, nach) welchen 
diefelben zum Theil aud) dann noch, d. h. nad) ihrer Pu— 
blication, erjt nach Emanirung bejonderer Gelege in Kraft 
treten jollten. Die Zweite Hammer war jedoch hiermit nicht 
einverftanden, faßte vielmehr am 14. Februar 1949 nad) einer 
jehr Icharfen Debatte, in welcher mehrfach angedeutet wurde, 
dag die Gründe der Regierung nicht jtichhaltig ſeien, dus 
Miniſterium vielmehr, indem es fich gegen die ſofortige ein= 
fache Bublicirung der Grundrechte erkläre, geheimen, höheren 
Einflüffen nachgebe, einftimmig den Beſchluß, die Grundrechte 
als das Minimum der Boltsfreiheit anzuerfennen, unbeſchadet 
der Publication derjelben ji) Für das Kortbeftehen aller, 
größere Freiheiten gewährender Öejege zu erklären und Die 
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verjchwiegen, ſie zögen ſich nicht deshalb zurüd, weil 
erhaupt nicht die Wieajorität in den Kammern, jondern 
b, weil fie diefelbe in einer Hauptfrage, der über Die 
ration der Grundrechte, nicht hätten. 
tod am 24. Februar wurden den Kanımern die Namen 
uen Miniſter mitgetheilt. An der Spiße derjelben ſtand 
uſtizminiſter — bis dahin Oberappellations = Gericht$- 
— Dr. Held, ein allgemein geachteter, tüchtiger Rechts— 
ter, der auch durch mehrere gejeßgeberische Arbeiten vor: 
ft bekannt geworden und deſſen loyale, prlichtgetreue 
tung außer Zweifel war, der fich wohl aber noch nie— 
mit der Politik ernjtlid) und eingehend bejchäftigt und 
einen Beweis dafür gegeben hatte, daß er diejenige Kraft 
mergie des Willens beftke, welche unbedingt nöthig war, 
e Stellung eines vorfigenden Miniſters in einer tolchen 
ut Erfolg ausfüllen zu fünnen. Derſelbe übernahm zus 
die Verwaltung des Miniſteriums des Eultus und öffent: 
Unterrichtes. ALS Deinijter der auswärtigen Angelegen: 
trat der Freiherr von Beuſt ein; er gehörte jeit 
ren Jahren jchon zu den ausgezeichnetjten Mitgliedern 
hſiſchen Diplomatie, war bis vor Kurzem Minifterrefident 
mdon und ſodann Geſandter in Berlin geweſen. Er 
urch jeine vielfachen Kenntniſſe und feinen ſcharfen Ver— 
ebenjo, wie durch Charakter und Sefinnung ganz vor: 
cite zum Miniſter, ſelbſt in jo ſchwierigen Heiten, ge- 
. Dodh wurde ihm jeine Wirkſamkeit im Anfange 
tlich dadurch erjchwert, daß er jeit mehr als zwölf Jahren 
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ziehung ausgezeichneter Geſchäftsmann, von gründlicher 
d umfalfender Bildung und großer, nie ermüdender Arbeits- 
ft; eim milder, zur Verſöhnlichkeit geneigter Charafter. 
ine politifche Richtung war, grundfäglicdh und auf Ueber- 
ıgung beruhend, eine gemäßigt confervative. Er wäre in 
digen, gewöhnlichen Zeiten ein vorzüglicher Miniſter geweſen, 
ter den damals beitehenden Berhältniffen wurde er aber in 
lge feiner Neigung zum Bermitteln einem Feinde gegenüber, 
durch Eoncefjionen nicht zu befriedigen war, nach jo kurzer 
it ſchon veranlaßt, um feine Entlafjung zu bitten, daß cs 
n nicht möglich war, während ſeines Minijteriumg eine 
ichtbare Thätigfeit zu entwideln.*) 

Zum Kriegsminiſter war der damals in Frankfurt bei 
e Bundes-Militär-Commilfion befchäftigte Oberſt Rabenhorſt 
timmt. Bis zu feiner Ankunft führte General von Buttlar 
: Geſchäfte fort. 

Ungeachtet der Bedenken, die darüber auftaudhten, ob 
e die neuen Minifter auch wirflich der ihrer wartenden 
gaben gewachſen jein möchten, wurde das neue Miniſterium 
3 Ganzes Doch von Allen, die nicht den extremen revo— 
ttonären Parteien angehörten, mit Vertrauen und Befrie- 
zung aufgenommen. Wenn auch im Augenblide an eine ent— 
ſiedene Wendung zum Belferen noch nicht zu denken war, ſo 
aubte man doc) in der Einfegung des neuen Minijterinms 
ı Beichen der wieder eriwachenden Thätigkeit der Staats: 
walt zu erbliden und hoffte, daß dasselbe wenigstens dem 
siteren Fortjchreiten der durch und Durch revolutionären 
hätigkeit der Kammern mit Kraft und offen entgegentveten 
erde. Diele Hoffnung wurde aber nur zu bald getänfcht. 
te erite That des neuen- Miniftertums, nach allen Seiten 
n unerwartet und in jeder Beziehung unglüclich und ver: 
bit, war die Publication der deutichen Grundrechte als eines 
chſiſchen Landesgeſetzes, welche nach, vorher durch befonderes 
ecret eingeholter Zuftimmung beider Kammern unter dem 
März 1849 und zwar ganz in der Weiſe erfolgte, wie ſie 
in den Kammern verlangt worden war, d. h. ohne irgend 
elche Erläuterungen oder Zufäge und mit der ausdrücklichen 
rflärung, daß fie das geringjte Map der Rechte und Frei— 
sten des ſächſiſchen Volkes enthielten. 

Das vorige, an und für ſich viel mehr liberale Mini— 


*) Die Faſſung dieſer Stelle iſt gegen die der erſten Auflage etwas 
rändert, weil die letztere zu einer mißverſtändlichen Auffaſſung meiner 
nfiht möglicher Weiſe hätte Anlaß geben können. 

7 


v. Frieſen, Erinnerungen. I. Zweite Aufl. 





— 99 _ 


ntſchiedenen Fortſchritt, dabei aber doch immer Achtung der 
Brivatrechte und Schonung derſelben verlangten, ſowie bei der 
jeoßen, nicht politiſch gejchulten, aber durch die maßloſen 
Ausschreitungen der radıcalen Parteien fchon ſehr bedenklich) 
nd faſt reactionär gewordenen Maſſe der Bevölferung verlor 
a3 Minifterium jofort alles Vertrauen und jede Unterftügung. 
se mehr man allgemein gehofft hatte, in dem neuen Mini— 
terium endlich einen feiten Mittelpunft zu finden, dem jich 
alle, Recht und Ordnung Tiebende Elemente zur Bekämpfung 
der Revolutionäre anfchließen könnten, um jo bitterer war die 
Enttäujchung, ald man ſehen mußte, daß dasjelbe in der Nach— 
giebigkeit gegen die Kammern und ihr Andrängen nod) viel 
weiter ging, al3 das Miniſterium Braun gegangen war. Die 
Kammern dagegen, ebenjo wie die radicalen und revolutionären 
Barteien des Landes, erblidten in diefem Acte nichts weniger 
als ein dankbar anzuerkennendes Entgegenfommen, Tondern 
nur einen Beweis der äußerjten Schwäche und Heflofigfeit 
der Minijter, und gingen daher in der Schroffheit und Derb- 
heit ihrer Oppofition, jowie in der Rohheit und Grobheit 
ihrer Sprache noch viel weiter als bisher, ja bis ins Un: 
glaubliche und Unerträgliche. „Diefem Miniſterium gegen 
über muß man grob fein, ſonſt verftcht es nicht”, fagte ein 
Führer der Meajorität der Zweiten Kammer in öffentlicher 
Sigung; andere fügten, wenn fie von der „Krone“ Tprachen, 
ters den Sat bei: „jo lange fie noch exiſtirt“. Aehnliche 
Aeußerungen famen faſt täglıc) vor. 

Am 8. März wurde das Miniſterium durd) den Eintritt 
des Dberjten Rabenhorſt als Kriegsminiſter vervollitändigt 
und weſentlich gekräftigt. Rabenhorſt war durch und durd) 
Militär, von unerjchütterlicher Pflichttreue und feſtem Cha 
rafter; er war Sich feiner Siele und Zwecke klar bewußt, 
aber in jeinen Acußerungen und in feinem ganzen Anftreten 
oft ſehr ſchroff und unnöthig verlegend. Durch feinen 
längeren Aufenthalt in Frankfurt, wo er als Mitglied der 
Bundes-Militär-Commiſſion beichäftigt war, hatte er eben— 
falla die genauere Bekanntjchaft mit den Perſonen und Ber: 
hältniffen Sachſens etwas verloren, dagegen während der 
Dauer der Nationalverfammlung im Frankfurt vielfache Ge— 
fegenheit gehabt, ſich eine ſpecielle Kenntniß von allen den 
verichtedenen Mitteln und Wegen zu verjchaffen, welche zu 
jmer Zeit dort angewendet und betreten wurden, um Die 
Majorttät der Nationalverfanmlung von Dejterreich zu cuts 
jenen und für die Erreichung preußischer Sonderzwecke zu 
gewinnen. Bon jener Beit jchrieb fich auch feine — um nicht 


mx 
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Im 12. März motivirte Tafchirner in der Zweiten Slanınrer 
de Interpellation: ift die Regierung gemeint, mit den 
ıern eine Umgeltaltung der Berfaffung mit Einfammer: 
‚ freiem Stimmrechte und nur ſuspenſivem Beto der 
anzunehmen, ein gerechte Steuerſyſtem herbeizuführen, 
taatsansgaben durch Verminderung der Eivillifte und 
panagen zu verringern, den Volfövertretern cin Vor: 
recht bei der Beſetzung richterlicher Stellen einzuräumen ? 
. Nachdem der Minister Held ſich geweigert hatte, hier— 
ı antiworten, jtellten Tzſchirner und ſechszehn Genoſſen 
8. März den Antrag auf eine förmliche Mißtrauens— 
ng gegen das Minifterium. In der Debatte über den— 
erklärte einer der Antragjteller, dag das Ministerium 
olitischen Bildung des ſächſiſchen Volkes nicht 
rede. Ein Redner rief dabei aus: in dem Miniftertum 
viel Weisheit repräfentirt fein, „aber das Volk will 
Weisheit, es will Volkswillen und Volkskraft“. Ein 
r Redner fagte: das vorige Miniftertum ſei „ein cor= 
volksthümliches“ Minijterium gewefen, das jeßige fei 
:orruptes bureaufratisches”; ein dritter Redner erklärte 
der Tajchirner’fche Antrag auf ein Mißtrauensvotum 
de im zur ſehr nach Eonititutionalismus“, das Grund— 
iege darin, daß die Minifter nur don dem unverant- 
hen Staatsoberhaupte allein und nicht von den Ber: 
ı des Volkes mit gewählt würden; er beantragte daher, 
ntrag auf ein Mißtrauensvotum abzulehnen und ftatt 
einfach zu erklären, „die Minifter Hätten jich dem 
imiflen dih den Kammerheſchſlüſſen zu fiinen und 
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Bedenken erregen. Die dabei einfchlagenden Beltimmungen 
der Verfaſſms wurden daher, als das Miniſterium Braun 
jene Verordnung den neugewählten Kammern zur nachträg— 
lichen Genehmigung vorlegte, ausführlich erörtert, aber die 
Steuererhebung ſelbſt wurde in der Zweiten Kammer, da dieſe 
damals nicht die Abſicht hatte, das Miniſterium Braun zum 
Abgang zu Drängen, am 7. Februar auf die Zeit bis zum 
30. Juni 1849 bewilligt, ohne daß dabei über die einſchlagen— 
den Principfragen und die von allen Rednern betonte Ber: 
faffungswidrigfeit der Verordnung vom 18. December ein Be: 
ſchluß gefaßt wurde. Da das Miniſterium Braun jedoch bald 
darauf feine Entlaffung nahm, fo benußte die Erjte Kammer 
diefe Gelegenheit, um dem neuen Miniſterium, welches Doch 
an der durch die Berordnung vom 18. December begangenen 
Verfaffungsverlegung gänzlich unjchuldig war, deshalb Schwie— 
tigkeiten zu bereiten, änderte daher die don der Zweiten 
Kammer bi Ende Juni ansgejprochene Bewilligung ab und 
beichränfte jie am 3. März auf die Zeit bis Ende April, 
indem fie zugleich jede weitere Steuererhebung über diefen 
Termin hinaus für einen Berfaffungsbrud) erflärte. Die 
Zweite Kammer trat am 15. März dieſem Beſchluſſe bei, hob 
Jomit ihre cigene, frühere und weitergehende Bewilligung 
wieder auf. 

Tas Minijterium kam dadurch im die größte Verlegen: 
heit; die von dem Miniſterium Braun in diefer Angelegenheit 
gemachten Fehler waren nicht wieder gut zu machen; es hatte 
unterlaffen, einen zur Budgetberathung berechtigten ordentlichen 
Yandtag einzuberufen; 68 fehlte daher vom 1. Januar an nicht 
nur an einem Budget, ſondern auch an einer Steuerbawilligung; 
die Berordnung dom 18. December war verfaſſungswidrig. 
Es war daher eine neue Stenerbavilligung Selten der Kam— 
mern unbedingt nöthig, und das Miniſterium verlangte wieder: 
holt die Bewilligung der Steuern auf einen längeren Bett: 
raum, beantragte aber zugleich) auch cine mäßige Erhöhung 
derjelben, da die Stantsausgaben fih im Folge der gan; 
auperordentlichen Verhältniſſe jo vermehrt hatten, day ohne 
eine Jolche Erhöhung nicht ausjufommen war. Die Zweite 
Stammer beawilligte nun ‚auch wirklich am 21. April die Er: 
hebung und zwar der erhöhten Steuern, aber wieder nur auf 
die Zeit bis Ende Juni, alfo auf etwa zwei Monate. Da 
zeigte jich aber deutlich), day auch die Kammern nicht mehr 
an der Spite der Bewegung jtanden und den Baterlande- 
vereinen gegenüber machtlos waren. Denn am 22. April, 
alfo am näcjten Tage nach diefer Bewilligung, fand in 
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einer einſeitigen Feſtſtellung der Reichsverfaſſung überhaupt 
gar nicht berechtigt ſei, dieſe vielmehr nur auf dem Wege der 
Bereinbarung der deutſchen Fürften unter fi) und mit der 
Rationalverfammlung errichtet werden fünne, die Anerkennung 
des Frankfurter PVerfaffungsentwurfes als ein für Sachjen 
giltiges Reichsgeſetz und die Bublication desselben in Sachſen 
entjchieden ablchnten, gingen die beiden Miniſter Weinlig und 
von Ehrenjtein auch in diefer Beziehung viel weiter in ihrer 
Nachgiebigkeit gegen die Beichlüffe der Nationalverfammlung 
und der Kammern und verlangten die Anerkennung und ein— 
fache, unbedingte Publication der Reichsverfaffung als eines 
bereit3 giltigen Reichsgeſetzes. Der vorfigende Meinifter, 
Dr. Held, ſchwankte ohne eine beftimmte eigene Meinung 
längere Zeit hin und her und konnte zu feinem felten Ent: 
ſchluſſe fommen. Es erjcheint jetzt fait unbegreiflich, wie bei 
der damaligen Sadjlage, wo der Frankfurter Entwurf durch 
die Ablehnung der Katferfrone Seiten des Königs von Preußen 
In cinem feiner wichtigjten Punkte bereits hinfällig geworden 
und die unbedingte Annahme desſelben, als Reichsgeſetz, nicht 
nur von Oeſterreich, Jondern aud) von den Negierungen von 
Preußen und Bayern bereit3 abgelehnt worden war, ſo dal; 
er in jedem Falle doch nur als Unterlage für weitere Ber: 
handlungen dienen fonnte, die bedingungsloje Annahme und 
Publication derjelben in Sachſen von jo chreubaften, ver: 
tändigen und loyalen Männern verlangt werden fonnte, Die 
noch dazu in ihrer Eigenſchaft als Minifter von der wahren 
Sachlage genan unterrichtet waren. Wenn es Dennoch) ges 
ſchehen iſt, ſo Legt wohl die Vermuthung nahe — die ich 
auch durch ihr ſpäteres Verhalten beitätigt hat —, daß dieſe 
Herren nur einen anftändigen Vorwand Juchten, um ſich aus 
einer Yage zu ziehen, für welche fie ſich ſelbſt nicht gefchaffen, 
und einer Verantwortung aus dem Wege zu geben, zu Deren 
Uebernahme ſie ſich nicht kräftig genug fühlten. Denn die 
Annahme, daß ſie geglaubt hätten, durch eine Nachgiebigkeit 
in dieſer Frage die aufgeregten Gemüther für den Moment 
beruhigen und dann ſpäter, wenn ſich die Unausführbarkeit 
der Verfaſſung ergeben hätte, wieder einlenken zu können, iſt 
nach der Erfahrung, welche kurz vorher mit den „Grund— 
rechten“ gemacht worden war, nicht wohl möglich, obgleich 
dieſe Auffaſſung gerade damals für viele andere deutſche Re— 
gierungen unter ganz ähnlichen Umſtänden das Motiv für 
eine ſchleunige Annahme und Publication der Verfaſſung war, 
welche denn auch in den meiſten kleinen deutſchen Staaten 
wirklich erfolgte. 
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Tsrankfurter, von ihnen mit Ausdrüden der tiefften Gering— 
ſchätzung bezeichnete, fondern eine andere, dem „Willen des 
jonveränen Volkes“ entiprechende und von dieſem fpäter ſich 
jelbjt zu gebende Berfaffung im Auge hätten. Defjenungeachtet 
war die Verwirrung der Begriffe und die Unklarheit über 
das, was vorging, jo groß, daß auch in zahfreichen Streifen 
der gebildeteren Klaſſen, jelbjt bei Staatsbeamten und Be— 
hörden, die Ueberzeugung herrſchte, daß die ganze zum offenen 
Aufitande treibende Agitation nur die Folge der Hartnädig- 
feit jet, mit welcher der König und das Miniſterium die An— 
nahme der Reichsverfaffung venweigerten. Sehr unbeilvoll 
wirkte in diefer Beziehung der Abgang der drei Miniſter ge— 
rade in jenem Augenblide. Wenn die drei, die Majorität 
des Miniſteriums bildenden Männer, welche als durchaus 
chrenwertb, verftändtg und politisch gemäßigt bekannt waren, 
die Annahme der Reichsverfaffung nicht nur für unbedenklid), 
jondern auch — wie es Wenigstens nad) außen hin jchten — 
für jo nothwendig hielten, daß fie lieber auf ihre Stellen 
verzichteten, al der Ablehnung derfelben zuſtimmten, ſo 
glaubte man annehmen zu müſſen, dal die Sache dod) nicht 
jo gefährlich fei und der Slönig wirklich nur durch dynaſtiſche 
Intereſſen gehindert werde, die VBerfaffung anzunehmen. Nur 
jo läßt es ſich erklären, daß in ſehr verbreiteten, ganz loyalen 
Kreiſen der Bevölferung zwar der Aufſtand an fich entſchieden 
gemigbilligt, aber die moraliiche Verantwortung dafür zum 
größten Theile der Regierung zugefchoben, ihr Berfahren 
heftig getadelt und fie jelbjt dem tollen Treiben der Revo- 
lution gegenüber fait ganz ohne Unterſtützung gelaffen wurde. 
Taran trugen freilid) die beiden Meinifter, die im Amte blieben, 
jelbjt eine große Schuld, weil fie gar nichts gethan hatten 
und gar nichts thaten, um die öffentliche Meinung aufzuklären 
und den maßlofen Lügen und Berleumdungen, welche Die 
Organe der revolutionären Bartei täglich in die Welt Ichieten, 
entgegen zu treten, weil fie fich niemals offen darüber aus: 
gejprochen hatten, was ſie eigentlich wollten und was fie nicht 
wollten, weil ſie eben deshalb mit feiner Partei um Volke 
Fühlung hatten umd bei feiner ein unbedingtes Vertrauen 
genoffen. Ich ſpreche dies als cine Thatſache aus, nicht als 
einen Vorwurf gegen jene Männer, die jeit wenig mehr als 
zwei Monaten überhaupt erſt nach Sachſen zurückgekehrt 
waren, während dieſer Zeit in ununterbrochenem, beftigem 
Kampfe mit den Stammern und im avigen Differenzen mit 
ihren Eollegen gelebt und daher bei den überhäuften Geſchäften 
gerade ihrer Departements (Aeußeres und Krieg) weder Zeit, 
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Frankfurter, von ihnen mit Ausdrüden der tiefſten Gering— 
ſchätzung bezeichnete, jondern eine andere, dem „Willen des 
ſouveränen Volkes“ entjprechende und von dieſem Tpüter ſich 
jelbjt zu gebende Verfaſſung im Auge Hätten. Deffenungeachtet 
war die Verwirrung der Begriffe und die Unklarheit über 
das, was vorging, jo groß, daß auch in zahlreichen Streifen 
der gebildeteren Klaſſen, ſelbſt bei Staatsbeamten und Be— 
hörden, die Ueberzeugung herrſchte, daß die ganze zum offenen 
Aufitande treibende Agitattion nur die Folge der Hartnädig- 
feit jet, mit welcher der König und das Miniſterium die Anz 
nahme der Reicheverfaffung verweigerten. Sehr unbeilvoll 
wirkte in diefer Beziehung der Abgang der drei Miniſter ge- 
rade in jenem Augenblide. Wenn die drei, die Majorität 
des Minijtertums bildenden Männer, welche als durchaus 
ehrenwertb, verftändig und politifch gemäßigt bekannt waren, 
die Annahme der Reichgverfaffung nicht nur für unbedenklich, 
jondern auch — wie es wenigjtens nach außen Din fchten — 
für jo nothwendig hielten, daß fie Lieber auf ihre Stellen 
verzichteten, als der Ablehnung derjelben zuſtimmten, jo 
glaubte man annehmen zu müſſen, day die Sache dod) nicht 
jo gefährlich ſei und der König wirklich nur durch dynaftische 
Intereſſen gehindert werde, die Berfaffung anzunehmen. Nur 
jo läßt es ſich erflären, daß in fehr verbreiteten, ganz loyalen 
Kreiſen der Bevölkerung zwar der Aufftand an fich entſchieden 
gemißbilligt, aber die moraliiche Verantwortung dafür zum 
größten Theile der Regierung zugefchoben, ihr Berfahren 
heftig getadelt und ſie jelbjt dem tollen Treiben der Revo— 
lution gegenüber faſt ganz ohne Unterftüßung gelaffen wurde. 
Taran trugen freilid) die beiden Miniſter, die im Amte blieben, 
jelbjt eine große Schuld, weil ſie gar nichts gethan hatten 
und gar nichts thaten, um die öffentliche Meinung aufzuklären 
und Den maßlojen Lügen und Berleumdungen, welche die 
Organe der revolutionären Bartet täglich in die Welt ſchickten, 
entgegen zu treten, weil fie ſich niemals offen darüber ang: 
geſprochen hatten, was fie eigentlich wollten und was fie nicht 
wollten, weil jie eben deshalb mit feiner Partei im Volke 
Fühlung hatten und bei feiner ein unbedingtes Vertrauen 
genofjen. ch Ipreche dies als cine Thatſache aus, nicht als 
einen Vorwurf gegen jene Männer, die jeit wenig mehr als 
zwei Monaten überhaupt erſt nach Sachjen zurücgefehrt 
waren, während Ddiefer Zeit in unnunterbrochenem, beftigem 
Nampfe mit den Kammern und in avigen Differenzen mit 
ihren Eollegen gelebt und daher bet den überhäuften Gejchäften 
gerade ihrer Departements (Aeußeres und Krieg) weder Zeit, 
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rechts- und emdgiltig bejtchend betrachte, jeden 
Widerjtand gegen dicjelbe als Revolution von oben 
anfehe und das Minifterium dafür verantwortlid 
mache”. 

Am 1. Mai herrfchte in der ganzen Stadt die größte 
Aufregung; eine Maſſe von mehreren Hundert Berfonen begab 
ich zu dem Vorſitzenden des Geſammtminiſteriums, Dr. Held, 
um von ihm die Anerkennung der Reichsverfaſſung zu verlan- 

en, erhielt aber von demjelben die Eröffnung, daß der König 

n beſtimmt entjchloffen habe, diejelbe nicht anzuerkennen, und 
dag in Folge deffen er, Dr. Held, fowie die Herren Weinlig 
und von Ehrenjtein gejtern ihre Entlaffung als Minifter er- 
beten und erhalten hätten, aljo auch im Sinne der Bittjteller 
nicht weiter wirken fünnten. Diefe Nachricht wurde ſofort in 
der Stadt verbreitet und trug wefentlid) dazu bei, die Auf: 
tegung nod) zu vermehren. 

Am 2. Mai wurde der Präfident des Dresdner Appel- 
lationdgericht3, Dr. Zſchinsky, welcher Schon im vorigen Jahre, 
nad) von Falkenſtein's Abgang, einige Tage das Miniſterium des 
Innern verwaltet hatte, zum Juſtizminiſter und Vorfigenden 
des Gejammtminijteriumg ernannt, ſo daß das Ministerium doc) 
wenigſtens wieder aus drei Berfonen bejtand. Während der näch— 
ten Tage wuchs die Aufregung von Stunde zu Stunde; von 
allen Seiten, aus faſt allen Städten des Landes famen Depu: 
tattionen der Stadträthe, der Stadtverordneten, der Sommunal- 
garden, einzelner Vereine u. ſ. w, um den König um Aner- 
fennung der Neichsverfaffung zu bitten; mit bewunderns— 
werther Geduld empfing der König fie alle und entließ ſie 
alle mit demjelben ablchnenden Bercheide. 

Am 2. Mai Vormittags arbeitete ich, wie gewöhnlich), in 
meinem Zimmer im Miniſterium des Innern, welches ſich zu 
jener Zeit im Landhaufe, auf der damaligen Pirnaiſchen 
Safie, jest Landhausſtraße, befand. Da fam der Referent 
für Bolizcifachen im Minifterium des Innern, Geheimer Re— 
gierungsrath Lucius, zu mir und theilte mir mit, day nad) 
allen, ihm durch die Organe der Polizei zugekommenen Nach: 
richten eine offene, bewaffnete Revolution jtündlich ausbrechen 
könne; für heute Nachmittag ſeien Urverſammlungen aller 
Bataillone der Communalgarde, und zwar ohne Genehmi— 
gung de3 Commandanten, anberaumt worden, in welchen wicht 
nur im Allgemeinen für die Meichsverfaffung demonftrirt, ſon— 
dern insbeſondere für morgen, den 3. Mai, Mittags, cine all- 
gemeine Barade der gefammten Gommunalgarde bechlofjen 
werden jolle. Bei diefer Parade wolle man dann von der, 
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pflichtet Hatte, Doch gar nicht mehr auf das Miniſterium kom— 
men und ſich an den Gejchäften, jelbjt an den dringenditen, 
nicht mehr betheiligen wolle, ich ihn aber jeit längerer Zeit 
Ihon als einen zwar jchwachen und umentjchiedenen, aber doch 
ehrenhaften und offenen Eharafter kannte, er mir auch ſtets 
vertrauensvoll entgegengefommen war, jo beſchloß ich doch) 
einen Verſuch zu machen, vb es nidyt möglich jei, ihn zu 
einer anderen Auffaſſung zu bewegen. Ich begab mid) daher 
noch an demſelben VBormittage in jeine Wohnung, jtellte 
ihm vor, daß unter den fo überaus kritiſchen Umſtänden, 
wo die Bolizei jeden Augenblid in die Lage kommen fünne, 
handeln zu müſſen, unbedingt Jemand im Minijterium fein 
müſſe, der die nöthigen Anordnungen treffen fünne, und daß 
er, da er fi) verpflichtet habe, dic laufenden Geſchäfte big 
zur Ernennung jeines Nachfolgers fortzuführen, ſich dem nicht 
entziehen dürfe. Ich erreichte jedoch nichts; Weinlig antwor— 
tete mir vielmehr beitimmt, daß er diefe Sache nicht zu den 
„Laufenden Gefchäften* rechnen könne, deren Fortbejorgung 
er übernommen babe; er fer nicht Schuld an dem entjtehenden 
Unglüde, denn er habe die Reichöverfaffung annehmen wollen; 
was jet komme, ſnten allein die zu verantworten, welche den 
König in ſeiner ablehnenden Haltung beſtärkt hätten; ſie möch— 
ten nun auch allein verſuchen, wie ſie damit durchkommen 
könnten. Es half auch nichts, als ich ihm vorſtellte, daß es 
ſich ja zunächſt gar nicht um die Reichsverfaſſung, ſondern 
um einen bewaffneten Aufſtand handle, der unter allen Um— 
ſtänden verbrecheriſch, und daß es daher ſeine Pflicht ſei, ſich 
den, zur Verhinderung desſelben nöthigen Arbeiten nicht zu 
entziehen; er blieb dabei ſtehen, daß er ſich um nichts weiter 
befümmere und zu Haufe bleibe. Ich ging daher unverrich— 
teter Sache fort, aber voll erujter Bejorgntiffe um das, was 
Alles noch kommen könne. 

Die Urverſammlungen der einzelnen Bataillone der Come 
munalgarde verliefen in ſtürmiſcher Weiſe; die Agitationen in 
den Bereinen und in allen öffentlichen Yocalen wurden in der 
heftigſten Weife betrieben, ohne day es jedoch an diefem Tage 
zu größeren Störungen der öffentlichen Ordnung fan. Am 3. 
wurde, nachdem befannt worden war, daß der König wiederum 
mehrere jtädtische Deputationen, die um die Anerkennung der 
Reichsverfaſſung gebeten hatten, abfällig befchieden Habe, von 
dem Bommunalgarden-Ausfchuffe, gegen den Widerſpruch des 
Gommandanten, Kaufmann Lenz, die Abhaltung einer allge: 
meinen Parade bejcjloffen. Ter Ausschuß hielt ſeinen Bes 
ſchluß auch feit, nachdem der Generalcommandant aller 
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Schickſale überlaffen Hütten. Kann man es da noch tadehı, 
daß fie unter diefen Umſtänden ihre Thätigkeit ebenfalls ein: 
Itelten? Durch) die übereilte Abreife der Minijter ohne Hinter- 
laffung irgend welcher Weifungen und Sujtructionen war dem 
Wirken aller Behörden der geſetzliche Boden entjogen, war 
Dresden der Anarchie preisgegeben; aber nicht blos Dresden, 
jondern das ganze Land. Die Nachricht von der „Flucht des 
Königs und der Regierung“ wurde mit der größten Schnellig- 
feit und in der fchroffiten Form nad) allen Seiten hin ver: 
breitet. Bon allen Orten und Behörden des Landes kamen 
Anfragen und Bitten um Inſtruction, aber die Jchriftlichen 
Anfragen blieben auf dem Blodhaufe uneröffnet Liegen, und 
die Beamten, welche perfünlich gekommen waren, um ſich In— 
jtructionen und Weiſungen zu holen, gingen mit der trojts 
lofen Nachricht zurüd, die Miniſter ſeien fort, man wiſſe nicht 
genau wohin, eine Regierung exijtire in Dresden nicht mehr. 
Diefe Lage wurde von den Aufrührern vortrefflich benutzt. 
Da gar feine öffentliche Kundgebung darüber vorlag, vb Die 
Minister überhaupt nad) Dresden zurüdfommen würden, oder 
ob der Sit der Regierung anderswohin verlegt werden ſolle, 
jo verbreiteten ſich die tolliten und lügenhafteſten Gerüchte, 
und es gewann in den Augen der im höchſten Grade auf- 
geregten Maſſe allerdings einen Schein von Verehtigung, als 
mehrere frühere Mitglieder der aufgelöften Kammern im Laufe 
des Vormittags zujammentraten und mit Nüchicht darauf, 
dag König und Minifter „entflohen“ jeien und das Land 
Daher feine Regierung mehr Habe, die Einſetzung einer pro: 
vijorischen Regierung befchloffen und auch ſofort Tzſchirner, 
Heubner und Todt zu Mitgliedern derjelben wählten. Diese 
proviſoriſche Negierung conſtituirte fich auch ſofort auf dem 
Rathhauſe. Ein chemaliger griechischer Offizier, Heinze, welcher 
ſchon einige Monate vorher von einer Generalverſammlung 
aller ſächſiſchen Bürgerwehren für den Fall eines bewaffneten 
Aufitande3 zum Gommandanten derjelben gewählt worden, 
war ſchon am Tage vorher, nachdem der Kaufmaun Xen, das 
Kommando der Communalgarde niedergelegt hatte, von einem 
dur) die Stadtverordneten erwählten Sicherheitsausſchuſſe 
zum Sommandanten der Dresdner Commnunalgarde ernannt 
worden und wurde in dieſer Eigenfchaft bald der militäriſche 
Führer und Leiter des ganzen Aufjtandes. Inwieweit aber Die 
provisorische Regierung und Heinze für alles das, was weiter 
geſchah, jelbit, nicht blos rechtlich, Jondern auch moraliſch 
verantwortlich zu machen jind, iſt nicht leicht zu entscheiden. 
Denn an demjelben Tage war Bakunin in Dresden eingetroffen; 
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während feiner Abweſenheit die Stellungen zu behaupten, aber 
feinen Angriff auf die Inſurgenten zu unternehmen. Der 
General von Schulz ließ ſich aber durch eine Deputation der 
Snjurgenten zu einer förmlichen Konvention über einen Waffen: 
ſtillſtand bewegen, durch welchen feftgefeßt wurde, daß beide 
Theile einſtweilen in ihren Stellungen verbleiben, der Schloß 
pla& aber und die Verbindung mit dem Hauptzeughauſe über 
die Brühl'ſche Terraffe als neutral betrachtet und weder von 
den Truppen noch von den Aufſtändiſchen betreten werden 
jollten. Diefe Convention, welche mit Recht allgemein ge— 
tadelt und verurtheilt wurde und dem General von Schul; 
die Entlafjung von feiner Stellung als Garnijonconmandant 
eintrug, war in militärischer Hinficht ebenſo unglüdlich, wie 
in politifcher. Erſteres, weil das Militär dadurd) gehindert 
wurde, den Schloßplag "und die Brühl'ſche Terraffe zu bes 
fegen, welche noch nicht in den Händen der Inſurgenten, für 
die Regierung aber deshalb von befonderer Wichtigkeit waren, 
weil ſie die einzigen Angriffspunkte für die Wiedereroberung 
der Altjtadt und zugleich die einzige Verbindung mit dem 
Schloffe und mit dem Zeughauſe bi deten, welche beide noch 
von den Truppen befegt waren, während die Amjurgenten 
einen ganzen zug gewannen, um ſich Durch zahlreiche Zuzüge 
aus den benachbarten Städten und Dörfern zu vderjtärfen. 
In politischer Hinficht war aber die Convention höchſt nach: 
theilig, weil das Anjchen der Anfurgenten, mit welchen der 
Milttärcommandant, wie gleich) mit gleich, verhandelt batte, 
dadurch bedeutend erhöbt und das Vertrauen der nicht bei dem 
Aufſtande betheiligten Bevölkerung zur Negterung wejentlic) 
geſchwächt wurde. Freilich wäre auch dieſer Mißgriff ver: 
mieden worden, wenn der Kriegsminiſter Dresden gar micht 
verlaffen hätte Er ließ den Bertrag nach feiner am ſpäten 
Abend erfolgten Rückkehr kündigen und ertheilte einer am 
andern Morgen erfcheinenden anderweiten Deputation der pro= 
vijorischen Regierung, welche über Verschiedenes mit ihm ver— 
bandeln wollte, die würdige und dem Verhältniffe allein ent— 
Iprechende Antwort, „mit Rebellen könne ev nicht verhandeln“. 

Als ic) am 4. Mai nach neun Uhr früh meine Wohnung 
verlieh, um mich nach Neuftadt zu begeben und die Negierung 
aufzufuchen, wußte ich von alledem, was am vorhergehenden 
Abend vorgegangen war, fein Wort, da meine Wohnung 
ziemlich entfernt don dem Mittelpunkte der Bewegung in der 
bis dahin noch ruhigen Seevorstadt lag. Sch war daher Sehr. 
überrajcht, als id) die ganze innere Stadt und die nächſten 
Straßen der Vorstädte mit einer großen Menge von Barricaden 
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in mir auf, daß ich beſſer thun würde, mich aud) zu entfernen 
und meinen Weg nach Neuftadt fortzufegen. Es war aud) 
die höchſte Zeit dazu, denn kaum hatte ich) mich einige Schritte 
von der Hausthüre entfernt, als ich einen Haufen von etwa 
dreigig mit Zlinten und Piken bewaffneten Männern erblidte, 
die unter der Führung einer etwas beſſer gefleideten Perſon 
auf das Trompeterſchlößchen zugingen, in dasjelbe eindrangen 
und nach einiger Beit wieder herausfamen. Später erfuhr 
ich den Zuſammenhang; die Herren, welche die Verſammlung 
veranftalten wollten, hatten Dies und die beabjichtigte Neu— 
tralität der Secvorftadt bei der proviforischen Regierung an— 
gezeigt, von diefer aber die Antwort erhalten: von einer Neu— 
tralität könne gar nicht die Nede fein, wer nicht mit ihr 
gehe, ſei ihr Feind und werde als folcher behandelt werden. 
Zugleich war der Befehl gegeben worden, dag Trompeter: 
Ihlößchen zu unterfuchen und, wenn wirklich eine Berfammlung 
dort jtattfände, die Mitglieder derjelben zu verhaften. Mein 
Freund, der nicht Zeit gehabt hatte, die von ihm Eingeladenen 
deshalb zu warnen, war über das Scidjal derjelben jehr 
beforgt und fpäter froh, von mir zu erfahren, wie Alles ab— 
gelaufen fei. Ich aber war durch einen reinen Zufall einer 
Berhaftung entgangen, die nicht nur an ſich höchſt unangenchm, 
fondern auf alle meine fpäteren Lebensschiejale vom größten 
Einfluffe gewejen wäre. 

Da der directe Weg nad) Neuftadt über die Auguſtus— 
brüde nicht gangbar war, jo mußte ich, um dorthin zu fommen, 
einen großen Umweg machen und mich oberhalb des Elbbergs 
in einer Gondel über die Elbe fahren laffen. Auf diefenr 
langen Wege mupte ich eine große Anzahl von Barricaden 
überjteigen, ohne jedoch dabei irgend welchen Aufenthalt zu 
erfahren, da die Barricaden an diefem Tage wegen des Waffen— 
jtillftandes nicht bejeßt waren. In Neuftadt Herrfchte äußerlich 
nod) tiefe Ru he; meinen Bruder aber und die übrigen mir 
befannten Militärs fand ich in großer Aufregung; die un— 
erwartete Abreife ſämmtlicher Minifter und namentlich des 
Kriegsminiſters hatte, obgleich die Rückkehr des legteren für 
Abends beftimmt erwartet wurde, eine allgemeine Beltürzung 
hervorgerufen, die durch den Abfchlu des Waffenjtillitandes 
natürlich nod) vermehrt worden war. Kurz vor meiner An— 
funft hatte der Commandant des Cadettenhauſes vom Garniſon— 
commandanten die Aufforderung erhalten, die Kaſſen des Ca— 
dettencorpg zu paden und Alles jo vorzubereiten, day lebteres, 
wenn es nöthig würde, ſofort die Stadt verlaffen fünne Man 
glaubte nun hierein ein Anzeichen für die Abjicht zu erbliden, 
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der Zoll⸗ und Stencrdirection, ein chemaliger Offizier, der als 
Familienvater mit mehreren Kindern und ohne Bermögen 
durch die Ereigniffe der legten Tage in große Gewiſſens— 
bedrängnig gefommen war. Als cin durchaus foyaler und 
dem Könige tren ergebener Dann empörte fich fein Ehrgefühl 
bei dem Gedanken, unter der proviforischen Regierung fort- 
dienen und vielleicht Befehle von ihr annchmen zu follen, 
während er auf der anderen Scite bei der Schwäche der legalen 
Regierung und den völlig unficheren Zuftänden in dem übrigen 
Deutichland doch den Fall als ſehr leicht möglich, ja fogar 
als wahrſcheinlich vorausſah, daß die Negierung für eine 
längere Zeit wentgjtens unterliegen und er dann, wenn er ſich 
geweigert hätte, unter der prodiforischen Regierung zu dienen, 
leicht feine Stellung verlieren könnte, wodurch feine zahlreiche 
‚samilie der Noth und Armut preisgegeben werden würde. 

r wünjchte nun meine Anficht darüber zu hören, was ic) 
unter diefen Umständen für das Richtige halte und an feiner 
Stelle thun würde. Ic erwiderte ihm, daß ich für meine 
Perſon feſt entichlofjen jei, nicht nur unter der proviſoriſchen 
Regierung nicht zu dienen, jondern mich auch nicht auf dieje 
pajjive Haltung zu beichränfen, vielmehr morgen früh, wo 
die Minister wieder in Dresden fein würden, fie aufſuchen 
und mic) ihnen zur Digpofition ftellen werde, daß ich es aber 
ihm als A enouker bet der jo ungewiſſen Sacjlage und 
da feine Beichäftigung bei der Zoll: und Steuerdirection in 
gar Feiner Beziehung zu den politischen Verhältniſſen jtche, 
nicht derargen würde, wenn er zur Seit noch einen Jolchen 
entjchiedenen, pofitiven Schritt vermeide, vielmehr ruhig fort 
arbeite und erſt dann austräte, wenn chvas von Ihm ver: 
langt werden follte, was jeinen Vflichten gegen König und 
Berfaffung zuwiderlaufen würde Ich erwähne diefen Fall als 
einen unter vielen, in welchen durch und durch ebrenbafte und 
loyale Deänner in Folge der allgemeinen Unſicherheit der Ber: 
hältniffe und des Mangel an Bertrauen zur Kraft und Feſtig— 
feit der Regierung felbft ungewiß und zweifelhaft wurden an 
dem, was ihnen Pflicht und Ehre geboten, hier nur deshalb, 
um den auffallenden Umjtand zu erläutern, day die Regierung 
in der Zeit von dem Austritte der drei Minifter an bis zur 
Befiegung des Aufſtandes fait gänzlich iſolirt und nicht bios 
von der großen Mehrheit der Bevölferung, jondern namentlich 
auch) von faſt ſämmtlichen, felbjt den Höheren Behörden und 
Staatsbeamten, verlafjen war, während von dem Momente 
an, wo das Minifterium die nothiwendige und jo lange ver— 
mißte Energie zeigte, das Vertrauen jtieg und dadurch Die 





treu, fie „biffen an“, und zwar recht derb, und gaben damit 
auch den anderen Truppen Signal und Beiſpiel zum eifrigen 
und bartnädigen Kampfe. 

Mein eriter Gang in Neuftadt war zum Geheimen Natl 
Behr. Früher längere Zeit hindurch juriftifcher Referent im 
‚sinanzminijterium, war derjelbe, nachdem der Geheime Rath 
Kohlichütter al3 Bundesbevollmädhtigter nach Frankfurt ge: 
jendet worden, als Director der erjten Abtheilung des Mint: 
jtertums des Innern angeftellt, zu deren Reſſort anch die 
gejammte Polizei in ihrem weitelten Umfange gehörte. In 
diefer Eigenfchaft war er der natürliche Stellvertreter des 
Miniſters, in deſſen Abwefenheit oder ſonſtiger Behinderung 
er die laufenden Gefchäfte zu leiten hatte. Da er nun übers 
dies in der Neuſtadt wohnte, für ihn alſo eine ganz un— 
behinderte Communication mit den Miniſtern möglich war, jo 
zweifelte ich nicht, daß cr in Verbindung mit denjelben ſtehe 
und die in das Bereich der Polizei und der inneren Ber: 
waltung fallenden Gejchäfte beſorge, daß er cs aljo ja, an 
den ich mid) zunächjt zu wenden und dem ich meine Dienfte 
anzubieten habe. Da ic) aber am Tage vorher, als ich mic) 
auf dem Blodhauje nad) ihm erfundigte, erfahren hatte, daß 
er noch nicht dorthin gekommen ſei, fo ſuchte ich ihm heute in 
jeiner, auf der Waſſerſtraße gelegenen Wohnung auf. Sch 
hatte gehofft, daß er mich freundlich empfangen und erfreut 
jein würde, in mir eine Unterftügung in jenen Bemühungen 
zu finden. Aber wie jehr hatte ich mich getäuscht! Er empfing 
mid) äußerſt froftig und mit unverfennbaren Zeichen, day er 
von meinem Erjcheinen unangenehm berührt jei; ev Te, jagte 
er, don meinem Entjchluffe jehr überrajcht, er könne nicht 
begreifen, was ich Damit „beabſichtige“, daß ich mich gerade jett 
freiwillig melden wolle, wo doch der völlige Zuſammenbruch 
der Regierung mehr als wahrjcheinlich ſei; es würde mir ja 
fein Menſch verdenfen, wenn id) jeßt, wie die anderen Beamten 
des Minijteriums, ruhig zu Haufe bleibe. Als ich ihm hier— 
auf antivortete, ich „beabjichtige” weiter gar nichts, als meine 
Fliht zu thun, und habe mich zu diefem Behufe zunächſt 
an ihn gewendet, weil ich allerdings als ſelbſtverſtändlich 
vorausgeſetzt habe, day er als Abtherlungsdirector im Mini— 
ſterium des Innern und Stellvertreter des Miniſters ſich den 
beiden noch im Amte befindlichen Miniftern bereits angefchloffen 
und die Gefchäfte in die Hand genommen babe, die unter 
jo außerordentlichen Umftänden von dem Miniſterium des 
Innern beforgt werden mußten, erwiderte er mir ſehr be— 
itimmt: „Nein, das zu thun, jei gar nicht jeine Abjicht; 
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gegeben habe, daß er ihn nicht ſchützen könne, wenn die Mi— 
litärbehörde etwa ſeine Anweſenheit für bedenklich halten 
ſollte, bereits wieder abgereiſt ſei. Auf meine Bemerknng, 
daß es mir nothwendig ſcheine, daß dem übrigen Lande gegen— 
über die Regierung ein Lebenszeichen von ſich gebe, da überall 
die Ordnung geſtört zu ſein ſcheine und die Behörden ohne 
Inſtruction nicht wiſſen würden, was fie thun ſollten, und 
daß ich gern bereit ſei, mich den deshalb nöthigen Arbeiten 
zu unterziehen, war er zwar damit ganz einverſtanden, verwies 
mich aber deshalb an den Miniſter Rabenhorſt, da er ſelbſt 
nicht in der Lage ſei, in dieſer Richtung etwas zu thun, viel— 
mehr von den politiſchen Geſchäften in dieſem Augenblicke 
ganz abſorbirt werde, weil er gar keine Hilfe habe und Alles 
allein beſorgen, Alles ſelbſt leſen und ſchreiben müſſe. Raben— 
horſt fand ich ruhig, gefaßt und beſchäftigt, mit dem dama— 
ligen Major Andrich und einem anderen, mir nicht bekannten 
Ingenieuroffizier auf einem großen Grundriß der Stadt einen 
ſpeciellen Plan für den Angriff der Truppen zu bezeichnen 
und darüber Beſchluß zu faſſen. Außerdem traf ich dort den 
Geheimen Kriegsrath von Abendroth und andere Beamte und 
Offiziere des Kriegsminiſteriums; es war dieſes überhaupt 
das einzige Miniſterium, welches in ſeinem ganzen Beſtande 
noch vorhanden war; vom auswärtigen Miniſterium war nur 
der Chef ſelbſt da, von allen anderen Miniſterien, wenigſtens 
in dem Blockhauſe, feine Spur. Rabenhorſt empfing mic) 
jehr freundlich und ſagte mir, es fer eine große Menge von 
Briefen und Packeten angekommen, welche an andere Mini— 
jterien adrejjirt jeten, aber noch unerbrochen dalägeı, weil 
bis jeßt Niemand vorhanden gewesen jet, der ein Necht babe, 
jte zu erbrechen; er frene ſich nun darüber, daß Ich gekommen 
jei, und überlaffe mir ganz, Die eingegangenen Briefe und 
Berichte zu eröffnen und zu jehen, ob etwas und was darauf 
zu thun ſei. Sch machte mich auch ſofort an die Arbeit und 
jand auf einem großen Tiſche weit über hundert unerbrochene, 
zum bei weiten größten Theile an das Miniſterium des 
Innern adreſſirte Berichte, die ich nach und nach erbrach und 
durchlas. Es waren Anzeigen aus fat allen Theilen des 
Yandes über die Vorgänge der legten Tage und Anfragen 
der Behörden, wie ſie ſich dabei zu verhalten hätten. leberall 
diejelbe Erjcheinung; Die durch Die verjchtedenen demo— 
fratiichen Bereine aufgeregten Bolfgmaffen forderten die An— 
erkennung der Neichöverfafjung und verlangten von den Be: 
börden, Daß jie diejelbe ſofort beſchwören ſollten. Die Com: 
munalgarden und jonjtige bewaffnete Haufen bildeten Zuzüge 
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nungen zu treffen, Die zum Refjort des Miniſteriums des 
Innern gehörten. Obgleich dies letztere auch) bei mir und 
zwar in noch weit höherem Grade der Fall war, jo mußte 
doc etwas geſchehen; ich ſetzte mich daher über alle formellen 
Bedenken hinweg und erließ nun drei volle Tage Hinter ein: 
ander zahlreihe Anordnungen und Injtructionen an Die 
Behörden des Landes im Namen und unter dem Siegel des 
Miniſteriums des Innern, welche ich mit dem Beiſatze „Für 
den Miniſter“ oder „Im Auftrage des Miniſters“ unterjchrich, 
obgleich 2 nur der jüngfte Rath im Ministerium, und cin 
Minifter, für welchen oder in deſſen Auftrage ich hätte unter- 
jchreiben fünnen, gar nicht vorhanden war. Es giebt chen 
Zeiten und Verhältniffe, wo die Sache mehr gelten muß, als 
die Form; ich war der einzige, wenn auch ſehr untergcord- 
nete Beamte des Miniſterums des Innern, welcher auf feinem 
Plage war, und in diefer Thatfache glaubte id) nicht blos 
die Berechtigung, jondern auch die Verpflichtung zu finden, 
alles das zu thun, was unter den obwaltenden außerordent- 
lidyen Umständen nothwendig war, wenn c8 auc) eigentlich 
nur von einem vereideten und verantwortlichen Minifter hätte 
geſchehen können. Aehnliche Auffaſſungen jcheinen auch die 
Behörden des Landes gehabt zu haben, denn meine Anord— 
nungen und Aufrufe wurden überall willig befolgt, machten 
jogar, als erites Lebenszeichen der Regierung, einen guten 
Eindrnd, obgleich) Niemand wußte, wie ich dazu komme, 
jolche Dinge zu umterjchreiben, und ich wohl den meisten Be— 
hörden nicht einmal dem Namen nad) befannt war. An dem: 
selben Tage noch entwarf und unterjchrieb ich auch Die nach: 
Itehende Bekanntmachung, welche beim Abdruck das Datum 
vom 7. Mai erhalten hat, weil die darin angezogene Bekannt: 
machung des Geſammtminiſteriums, welche bereit3 am 4. ge: 
drudt und verbreitet worden, aus VBerjehen im Drucke vom 6. 
datirt worden war: *) 

„Es hat fich während der ununterbrochenen Anweſenheit 
St. Majejtät des Königs und der verantwortlichen Staats: 
minifter im Lande eine ſogenannte provijorische Negierung 





*) Diejer Aufn, defien Erijtenz Graf Beujt (Erinnerungen zu Er: 
innerungen S. 23) deshalb u bezweifeln fcheint, weil er nicht in dem be— 
tannten Buche des Grafen Walderjee über den Mai-Aufſtand abgedruct 
it, welches nad) der Anſicht des Grafen Beuft doch alle jenen Tagen 
angehörige Tocumente enthalten joll, findet ji) abgedrudt in der 
officiellen Leipziger Zeitung Nr. 129 vom 9. Mai 1849. Cine andere 
Befanntmachung mit der gleichen Unterjchrift, vom 6. Mai Datirt, findet 
ih in Ar. 127 der Leipziger Zeitung von 7. Mai. 
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Eine Deputation aus der Altjtadt, welche mit der Re— 
ierung verhandeln wollte, wie der Kriegsminiſter zurüd, 
tellte aber zugleich die Bedingungen auf, unter welchen er 
eine Unterwerfung annchmen fünne, wenn der Stadtrath 
im Stande jei, eine ſolche zu vermitteln. Auch geitand er, 
um dem leßteren zu dieſer Bermittelung die nöthige Zeit 
zu tollen, eine Waffenrue bi8 zum nächſten Mittag zu. 

ie Nacht brachte id in der Wohnung meiner Tante, 
einer Schweſter meines Vaters, Frau von Rayska, in der 
Neuſtadt zu. Am 6. Mai, Sonntags, wurde ich früh "24 
Uhr durch den Donner der Kanonen erweckt; dad Erite, was 
ich erblidte, war die rothe Gluth einer Feuersbrunft; das alte 
Dpernhaus ſtand in Flammen, welche aud) einen Theil des 
Zwingers ergriffen und die in demſelben befindlichen natur: 
hiſtoriſchen Sammlungen vernichteten. Die provisorische Re- 
gierung hatte dieſe Brandlegung, diefe nichtswürdige, völlig 
zwedloje Schandthat, befohlen; fie war die Antwort auf die 
ihr geitern vom Stadtrathe mitgetheilten Unterwerfungsbes : 
dingungen. Ic ging von meiner Wohnung zunächit nad) 
dem Palaisgarten, um mir von dort aus den Brand näher 
anzujchen, und begab mich jodann, da ich mich geitern über- 
zeugt hatte, daß die proviforifche Ucbernahme des Minijteriums 
de3 Innern Seiten eines der beiden Miniſter unbedingt noth— 
wendig jei, wenn nicht die übeljten Folgen für das ganze 
Land entſtehen jollten, gegen '/z5 Uhr früh wieder auf das 
Blockhaus, um im diefem Sinne zu wirken. Beuſt konnte ich 
nicht Iprechen, da er noch ſchlief; Rabenhorſt war aber ſchon 
in voller Arbeit und nahm mich fofort in cin Kleines, an— 
ſtoßendes Babinet. Hier theilte ich ihm meine Anfichten 
mit, die im Wefentlichen dahin gingen, daß ein Miniſter des 
Innern unbedingt nothiwendig ſei, daß aber, einen jolchen 
anzujtellen, unter den obwaltenden Umſtänden nicht nur ſehr 
ſchwierig, ſondern vielleicht nicht einmal unbedenklich fern 
möchte, und zwar erſteres, weil ſich ſchwerlich Jemand ent: 
ſchließen würde, dieje Stelle jept, mitten in der Bekämpfung 
des Aufitandes, anzunehmen und dadurch die ganze Verant— 
wortlichkeit für alles Gejchehene mit zu übernehmen; nicht 
unbedenklich aber um deswillen, weil jegt unbedingte Einigkeit 
der Minijter das erjte Erfordernig, aber doch ſehr zweifelhaft 
jet, ob diejelbe fo fortbeitchen werde, wenn noch eine dritte, 
bisher ganz unbetheiligte var als Miniſter eintreten jollte, 
und daß daher meiner Anficht nach nichts übrig bleibe, als 
dap Se. Majeftät der König ihm, Rabenhorſt, die Interims— 
verwaltung de Minijteriums des Innern mit übertrage. 


v. Zriefen, Grinnerungen. I. Zweite Aufl. y 
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und das ſei „Frieſen“. Er habe ihm auch deſſen jegige Woh— 
nung bezeichnet, und heute, ſehr zeitig fchon, ſei ein Bote 
nach diefem „riefen“ geichickt worden, um ihn in das Blod- 
yaus einzuladen. Nun gebe es aber mehrere Berfonen dieſes 

amens in Dresden; er, Nabenhorft, habe zwar angenommen, 
daß der von Abendroth genannte „riefen“ derjelbe jei, wel- 
cher ſich geitern bei ihm gemeldet und Hier gearbeitet habe, 
gewiß aber ſei er darüber doc) nicht gewejen, und da ich nun 
zu einer Beit gekommen jet, wo fein Bote feiner Berechnung 
nad) längſt hätte müſſen bei mir gewefen fein (ev war, wäh: 
rend ich im Palatögarten war, in meiner Wohnung gewefen), 
ih aber gar nicht® davon erwähnt hätte, jo ſei er dod 
zweifelhaft geworden, ob ich der richtige ſei, und habe fi 
daher mir gegenüber ehr vorjichtig und zurüdhaltend ge- 
äußert. Jetzt nad) meinem Weggang habe er nun von Herrn 
von Abendroth erfahren, daß ich es fei, und nunmehr ftelle 
er in Uecbereinftinfinung mit Herren von Beuft und zugleich 
in feinem Namen die Anforderung an mich, das Minifterium 
des Innern zu übernehmen. 

Ih war im höchſten Grade überrafcht und beftürzt. Ich 
war entjchloffen, meine Dienfte dem Könige zu widmen bis 
auf den legten Moment und mein Aeußerſtes daran zu feßen; 
aber in der höchſten Inſtanz die Verantwortung für cin jo 
wichtiges Departement zu übernehmen, felbft in eine leitende 
Stellung einzutreten, dazu fühlte ich mich nicht befähigt, nicht 
vorbereitet genug. Neben dieſen perjünlichen hatte ıch aber 
auch noch ernste jachliche Bedenken. Sch mipbilligte entſchie— 
den die erfolgte Publication der Grundrechte, ich war auch) 
überhaupt mit der bisherigen unflaren Haltung de3 Mini— 
jteriums nicht eimverjtanden; ich hielt es inSbejondere für 
einen großen Fehler, day dasſelbe gar nichts gethan hatte, 
um die öffentliche Meinung darüber aufzuklären, daß die ganz 
unvermeidlich getvordene Betampfun der Revolution, die eben 
offen ausgebrochen war, und die Weigerung des Königs, die 

eichsverfaſſung anzuerkennen, gar nichts miteinander zu thun 
ätten, gar nicht miteinander zuſammenhingen. Ich war ent— 
—5— damit einverſtanden, daß der König die Reichsver— 
ſaſſung nicht annehmen konnte; cs wäre dies, ganz abgeſehen 
von dem materiellen Inhalte derjelben, bei der damaligen 
Lage der Berhältnifje ganz unmöglich geweſen; aber ich wußte 
auch, daß ſehr viele brave und loyale Perſonen und ein ſehr 
großer Theil der weniger gebildeten Klaffen, wenn ſie auch 
die Reichsverfaffung jelbjt nicht wünjchten, die Annahme der: 
felben Seiten des Königs unter den „damaligen Umftänden 
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de? Königs und des Landes liege, ſich mit den Inſurgenten 
zu verftändigen, die Reichsverfaffung au publiciven, cine Am— 
neftie zu gewähren u. |. w., und dann ſpäter zu fehen, wie wir 
aus diefer Lage wieder herausfommen fünnten. Sch war durch 
dieſe Mittheilung in hohem Grade überrafcht und fuchte den 
Zweiſel, der ſich hierin auszusprechen ſchien, entſchieden zu 
befämpfen; in diefem Augenblide, jagte ich, gebe es für uns 
nur cine Aufgabe, und das jet die, die Empörung zu unters 
drüden und die Autorität des Königs und der Geſetze wieder 
herzuitellen; die Bublication der Reichöverfafjung werde übri- 
gens meiner Anticht nach gar nichts helfen und das Ver— 
ſprechen einer Amnejtie, bevor der Sieg vollitändig errungen, 
nur als cin Zeichen großer Schwäche und Hilflofigkeit ange: 
jehen werden; ob die preußische Hilfe ung künftig nachtheilig 
werden könne, vermöge id) bei meiner Unbefanntichaft mit 
der jpectellen politiichen Lage nicht zu beurtheilen; jollte fie 
benugt werden, um uns fünftig zu unterdrüden und zu 
ihaden, jo müßten wir ung dann, ſoweit möglich, dagegen 
wehren, jegt aber hätten wir an nichts zu denken, als an die 
Unterdrüdung des Aufſtandes. Hierbei feßte ic) ihm aud) 
meine oben angedeuteten Bedenken auseinander und ſagte ihn, 
daß ich diefelben zwar überwunden habe, mir aber vorbehalten 
müffe, fie jpäter noch einmal öffentlich zu betonen, — was 
idy übrigens nicht getan habe. Beuft erklärte ſich hierauf 
mit meiner Auffaſſung vollitändig einverſtanden und bemerfte 
ausdrüdlich, er ſei ganz meiner Anficht, Habe aber bei der 
großen Wichtigkeit der Frage und der ungeheuren Verant— 
wortlichfeit, die wir mit unjerem jegigen Borgehen übernähmen, 
doc) auch meine Anficht noch kennen lernten wollen, zumal ich 
bei dem bisherigen Berfahren der Regierung ganz unbetheiligt 
ſei und daher aud) der jeßigen Lage völlig unbefangen gegen— 
über ſtehe.“) 








*) Dieſer Erzählung, welche mit der Faſſung der erften Auflage wört- 
li) übereinftimmt, fett Graf Beuſt (Seite 25 ff. feiner Erinnerungen) dag 
„entichiedenfte Dementi“ entgegen, indem cv behauptet, ich jage iym „hellen 
Unfinn“ nad. Hierzu kommt er durch ein, freilich ſehr eigenthümliches 
Mittel. Er läßt nämlich nur den eriten Theil derſelben bis zu den Worten 
„wicder herauafommen könnten“ abdruden, das Ucbrige, aljo meine Antwort 
darauf und feine cigene Erklärung dejien, was er gejagt und was er mit 
feiner Mittheilung au mid beabjichtigt habe, twodurd) jener erjte Theil erſt 
verftändlich wird, läßt er nicht nur nicht mit abdruden, jondern erwähnt es 
auh mit feinem Worte, als ob es gar nicht exiſtire. Meine Auffaſſung 
jeiner damaligen Mittheilung an mid) war und ijt heute noch folgende: Als 
der König Sich entſchloß, die Reichsverfaſſung nicht anzunehmen, fonnte man 
noch nicht vorausjchen, dag die Revolutionspartei dies zur Herbeiführung 








Ela wi. fi 





— 137 — 


nicht entitanden, da es nur darauf anfam, einen verfaffungs- 
mäßig beranfioortlichen Reiter des Finanzminiiteriums zu haben, 
während die laufenden Gejchäfte durch Herrn Geheimen Rath 
von Ehrenftein thatlächlich und jelbftitändig fortgeführt wur— 
den. Nur eine erhebliche Maßregel habe ich damals als 
intertmiftifcher Vorſtand des Finanzminifteriums durchgeführt, 
nämlich die längſt gewünſchte und für nöthig erachtete, bis 
dahin aber immer verweigerte Uebergabe der Leipziger Zeitung, 
welche damal3 noch unter den Finanzminijterium ftand, an 
das Miniſterium des Innern. 

Als ich nach Beſorgung der für den Moment dringendſten 
Geſchäfte in die Wohnung meiner Tante, wo ich die Nacht 
vorher geblieben war, zurückkehrte, fand ich ſie in der größten 
und nur zu leicht erklärlichen Aufregung, da ihre fämmtlichen 
drei Kinder bei dem Kampfe in verfchiedener Weife betheiligt 
waren. Ihr ältefter Sohn, Major bei den Schügen, war 
mit feinem Bataillon im Königlichen Schloffe vollftändig ab- 
gejchnitten und in fortwährendem Kampfe mit den Infurgenten, 
Kt drei Tagen hatte fie feine Nachricht von ihm; der zweite 
Sohn, Lieutenant bei der Cavallerie, war in der Nähe Dres— 
dens im Kampfe mit den YZuzüglern, auch von ihm war fie 
ohne Nachricht; von dem Gemahle ihrer Tochter endlid), 
welcher damals Amtshauptmann in Pirna war, wußte fie 
nur, daß er vor den Infurgenten, welcje fein Haug jtürmen 
wollten, flichen mußte; fie wußte aber nicht, ob es ihm ge— 
lungen und wo er jei. Im dieſer Aufregung war fie num, 
al3 der Bote zu ihr fam, der mich zum Minifter Rabenhorft 
einladen follte, und dadurd) entſtand in ihr die Bermuthung, 
daß man mid) zum Miniſter haben wolle, Als ic) ihr nun 
bei meiner Rückkehr dies beftätigte und zugleich fagte, daß ich 
angenommen hätte, fiel fie mir fchluchzend und mit den Worten 

en Hals: „Muß denn alles Unglüd. über meine Familie 
kommen!“ Daß die Ernennung eines Familiengliedes zum 
Minitter als ein Unglüd angejehen wird, was über eine 
Familie fommt, dürfte nicht oft vorgefommen fein, für die 
Pr Situation war es aber eine ganz berechtigte Auf: 
aſſung. | 

Rabenhorſt Hatte mir mitgetheilt, daß er von verschiedenen 
Militär und auch von anderen Seiten Klagen darüber gehört 
habe, daß die Direction der ſächſiſch-ſchleſiſchen Eiſenbahn den 
Aufitand unterftüge und ihre Beamten gegen die Megierung 
wirkten, daß er daher beabfichtige, den ſächſiſch-ſchleſiſchen 
Bahnhof militäriſch zu beſetzen und. ebenſo den Betrieb der 
Bahn in die Hand zu nehmen. Da jedoch diefes Bahn— 
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Disciplinarunterjuchhung angeordnet worden, bei welcher jich 
jedoch die oben angedenteten Klagen wenigſtens injorern ale 
unbegründet erwicjen, al3 feinem der Direetoren und Beamten 
der Geſellſchaft eine abfichtliche Begünstigung des Aufjtandes 
nachgewieſen werden konnte, vielmehr außer Zweifel geftellt 
wurde, daß alles das, was zu jenen Gerüchten und Klagen’ 
Anlaß gegeben hatte, unter dem umviderjtchlichen Druck der 
Verhältniffe vorgegangen war. Es find daher auch die Bes 
amten der Bahn und unter ihnen namentlich auch die an dem 
obigen Geſpräche betheiligten bei dem Ankaufe der Bahn Seiten 
des Staates mit in den Staatdienft übernommen worden. 

Da ich am vorhergehenden Tage bei dem Geheimen Rat 
Behr gewejen war und ihm angezeigt hatte, daß ich mid) bei 
dem Miniſterium melden wolle, jo bielt ich es uunmehr für 
meine Pflicht, wieder zu Hm zu gehen und ihm mitzutbeilen, 
daß id) das Miniſterium des Innern übernommen habe. Er 
war über meine Mittheilung im höchſten Grade überraſcht, 
ja jo unangenehm davon berührt, daß cr mir jagte: er fünne 
den am mic) gerichteten Antrag, das Miniſterium zu über: 
nehmen, nur al3 eine Seiten der beiden Minifter Beuft und 
Rabenhorſt ihm angethane jchwere Beleidigung auffaffen. Die 
beiden Herren hätten ihm ſchon vor eigen Tagen dieses 
Minifterium angeboten, er habe es auch nicht abgelehnt, ſon— 
dern ich nur einige Tage Bedenkzeit ausgebeten; went nun 
diefe Herren, ohne feine definitive Antwort abzuwarten, das: 
jelbe Ministerium einem Anderen anböten, jo fühle er ſich 
dadurd) tief verlegt und beleidigt. Ich konnte darauf mur 
envidern, daß mir dieſer Vorgang ganz unbekannt geweſen, 
jebt aber aud) zu meinem Bedanern nichts mehr zu ändern 
jet. Wie mir Beuſt Später mittheilte, hatte er allerdings ums 
mittelbar nach dem Abgange von Weinlig bei Behr angefragt, 
ob er das Miniitertum des Innern übernehmen wolle? Letz— 
terer hatte aber erwidert, dafr er zwar nicht abgeneigt jei, 
nad völliger Beendigung des Aufſtandes und nad 
Wiederheritellung der Ordnung das Minifterinm zu über: 
nchmen, ſich aber feine definitive Erklärung bis zu dieſem 
Beitpunfte vorbehalten müſſe. Da 08 ſich nun aber gerade 
darum handelte, ſofort umd cben zum Behufe der Unter— 
drüdung des Aufitandes und der Wiederheritellung der Ord— 
nung im Lande einen Miniſter des Innern zu gewinnen und 
daher cin Mann, der erſt eintreten wollte, wenn Alles wieder 
in Ordnung wäre, nichts helfen konnte, jo hatten die beiden 
Herren die Erklärung Behr’s, wie mir fcheint mit vollem 
Rechte, als eine Ablehnung angefehen, aber freilich unterlaffen, 
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re,re, iomvroom Sr Altiradt wohnten und Dort cin 
ayttlttın were, Ezrin ar nach Unterdrüdung des Auf: 
tardız wat md ort wieder zum Vorichein. Da cs vor 
drnstcch wor weder cine Boltet su Ichaffen, wenig: 
en Unzigen Theil Tresdens, Der ın 
den Handen des Minuiterturis vor, der damalige Polizeidirector 
von Trbu zur m iener Wohnung in der Altſitadt cin: und 
von im Minptrim abgeichloſſen war. to beauftragte ich 
den ieaicrungsrath von Waßdori mit der interimiſtiſchen 
Organiiation einer Polizeibeherde. indem ich Das in der Neu— 
ade beindliche Kerſonat von Polizeidienern und Gensdarmen 
an ſeine Briehle wies. 


Zloeiter Abschnitt. 


Mein erſtes Miniſterinum. 


Am 7. Mai, Montag, iruh traf Herr Kammerherr von 
Nauendori, dom Konigſtein zurückkehrend, wieder ein und 


Bat mm don einigen Seiten her verdacht worden, Day ich Das 
Krihalten Behr's Bu Dieter Gelegenhett uberbanpt erwahnt babe. Ich 
glaubte aber, v3 nicht übergehen zu dürien, Da cs einmal zur richtigen 
Charnkteriſinnug Der damaligen zuſſande und Verhaltniſie beionders ar 
rignet wan, und ſodann, weil es nur durch das damalige Verhalten Achte 
crtlarlich wird, da; ich, das jiugite Mitglied des Miniſterinmo des Innein. 
eher in Das neue Miniterium eintrat, als cr, und ın Demirlben über hr 
nannirte, der doch das alteſie und erite Mitglied der eriteien und lange Jen 
Bo Voigeſeßter geweſen war. Um übrigens das Veriahren Vehr's ge 

redyt zu —8 made ich aut das auimerfiam, was ib bei einer 
fpäteren Gelegenheit über jeine perſönlichen und Aamilienverbaltmiie Tage. 
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brachte meine, vom Minifter Zſchinsky ‚gerieben und vom 
Könige unterzeichnete Ernennung zum Miniſter des Innern, 
jowie eine Verordnung mit, durch welche mir interimijtilc) 
auch die Leitung des Finanzminiſteriums übertragen wurde. 
Herr von Nauendorf hatte, da der directe Weg von den In— 
Jurgenten verfperrt war, einen großen Umweg machen müffen, 
um vom Königftein auf dem rechten Elbufer über Schandau 
nach Dresden zurüdzufehren und war bei Schandau von der 
dortigen Communalgarde, die fi) dem Aufjtande angejchloffen 
hatte, arretirt und unterfucht, aber auch ſchon am folgenden 
Morgen wieder entlaffen worden, da man die in feinen 
Stiefeln verborgenen Schriftjtücte nicht bei ihm gefunden hatte. 
Ich aber habe mir jenes forınloje und durch die Art des Tranz- 
porte3 vielfach verlegte und unfcheinbar gewordene Schriftjtüd 
als eine wertvolle Erinnerung an die unglüdliche und ſchwere 
Zeit, in welcher id) das Miniſterium übernahm, eorgfültig auf: 
bewahrt und nie gegen ein Anderes austaufchen wollen. 

So konnte id mic) denn nunmehr als wirklichen, voll- 
berechtigten Miniſter anjehen und contrafignirte daher noch 
an demjelben Tage eine auf Grund von $ 88 der Berfajjungs- 
urfunde zu erlajjende Königliche Verordnung vom 7. Wat, 
das Berfahren bei Störungen der öffentlichen Ruhe und 
Sicherheit betreffend, durch welche eine wesentliche Lücke unferer 
oeiekge hung ausgefüllt wurde. Am 8. mitunterzeichnete ich 
eine Verordnung des Geſammtminiſteriums, durch welche Die 
Stadt Dresden umd deren Umgebung in einem Umkreiſe von 
drei Merlen in Kriegsſtand verfeßt wurde. Um aber das 
Land ſelbſt von meiner Ernennung und meiner Auffaſſung 
der Verhältniſſe in Kenutniß zu jeßen, erließ ich folgende in 
Nr. 130 der Leipziger Zeitung vom 10. Mat abgedrudte, vom 
8. datirte Befanntinachung: *) 


*) Hier macht Graf Beuft darauf aufmertjan, DaB in dem Abdrude 
derfelben Bekanntmachung in dem Buche des Grafen Walderfee über den 
Mai: Aufftand nod) zwei Stellen enthalten jind, welche bier fehlen. Das 
it richtig und ich kann noch hinzufügen, day diefelben Stellen aud) in dem 
Bude des (jepigen) Generals von Montbe iiber den Mai-Nufjtand ent: 
halten jind und day außerdem in jenen beiden Werken die Bekanntmachung 
vom 7. Mai datirt ijt, während fie hier das Datum des 8. Mai trägt. 
Mein Abdrud ſtimmt mit dem officiellen Terte in Nr. 130 der Yeipziger 
Zeitung vom 10. Mai 1849 Wort fiir Wort überein; die Herren Verfajjer 
der beiden obengenannten Werke haben wahrſcheinlich nicht diefen Text, 
jondern eines der damals viel verbreiteten Blafate vor Augen gehabt. Wie 
es nun zu erflären iſt, daß fo weſentliche Abweichungen zwiſchen beiden 
Zerten ftattfinden,, wird jeßt nad) Verlauf von mehr als 32 Jahren um: 
joweniger zu ermitteln jein, als bei dem überaus bedrängten, faſt tumul— 
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Ihr Alle, Mitbürger, die Ihr im der dentichen Ver— 
faſſung etwas Anderes ſeht, als emen Waffenjtillftand der 
Bartcien, den jede nur jo lange anerkennt, bis ſie Kräfte 
gefammelt hat, ihn zu brechen, Ihr Alle, die Ihr nicht die 
Herrichaft einer partei, ſondern die gleiche Freiheit Aller 
wollt, ſchaart Eud) muthig um Euren König, den Shr feit 
achtzchn Jahren aus jeinem Wirken, deffen Liebe zu Euch Ihr 
fennt, jchaart Euch um die Männer, die Seinen Rath bilden, 
verlapt Euch) auf fie, fie werden fejthalten, unerjchütterlich 
fefthalten an dem heiligen Eide, den fie dem Könige, den fie 
der Berfaffung geſchworen haben. 

Dresden, am 8. Mai 1849. 

Minifterium des Innern. 
Richard von Frieſen.“ 

Beuft Hatte nad) meiner Mittheilung über die Bedenken, 
die id) gegen die bisherige Haltung des Miniſteriums aus: 
gejprochen hatte, annchmen zu müften geglaubt, daß ich die 
von mir zu crlaffende Bekanntmachung benugen wolle, um 
meinen abweichenden Standpunkt zu betonen und mic) gegen 
eine unbedingte Solidarität mit ihm und Rabenhorjt zu ver- 
wahren, war daher jehr befriedigt darüber, in meiner Bekannt— 
machung feine Andeutung davon zu finden. Als er mir dies 
austprach, konnte ich ihm nur erwidern, daß ich diefe Idee 
aufgegeben, daß ich, indem ich in das Miniſterium eingetreten 
jei, meine früheren Bedenfen überwunden und fallen gelaffen 
habe und gewiß nad) Außen Hin nicht das Geringite davon 
werde bemerken lajjen, day in Bezug auf frühere Vorgänge 
eine Berjchiedenheit der Anfichten zwischen uns beitche. 

Bon Montag den 7. an, am welchem Tage der Com— 
mandant der Artillerie, Generalmajor Homilius, indem er 
über die Brüde ging, von eier Kugel der Aufjtändischen 
getroffen und getödtet wurde, ging der Kampf mit großer Er: 
bitterung fort. Die Truppen, Sachſen und Preußen, fümpften 
mit der größten Ausdauer, mit bewunderungswürdigem Muthe, 
jo dar die baldige Niederwerfung des Aufſtandes feinem Zweifel 
mehr unterliegen fonnte. Am Bormittag des 9. Mai, Mitt: 
wo, fam endlich die Nachricht, day die Inſurgenten den 
Widerftand aufgegeben und die Flucht ergriffen hätten. Die 
Mitglieder der proviforischen Regierung waren in der Richtung 
nach Freiberg entflohen. Ich brachte dies in einer öffentlichen 
Bekanntmachung vom 10. Mat zur Kenntniß des Landes.*) 
Die Männer der provijorischen Regierung gaben aber ihre 





*) 5. Leipziger Zeitung Nr. 132 vom 12. Mai 1849. 
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wieder abgereiſt. Einige Tage darauf war er wiedergefommen 
und zwar diesmal, um, wie er fagte, zwiſchen den Parteien 
zu „vermitteln“. Schien nun, nach diefem Auftreten des Com— 
miffars, die Reichsregierung die im offenen, sewvaffneten Auf- 
ruhr begriffenen Infurgenten als cine der Königlichen Staat3- 
regierung gleichberechtigt gegenüberjtchende Macht anzujehen, 
jo daß es darauf anfäme, zwiſchen beiden zu vermitteln, 
jo mußte es in Dreöden um jo mehr verlegen, daß ſich zu 
diejer Aufgabe gerade Herr von Wapdorff hergegeben hatte, 
der erjt vor Kurzem den ſächſiſchen Stontabientt in welchem 
er auleht als Referent im Gefammtminiftertum angejtellt war, 
verlajjen hatte und in Weimar’schen Dienft übergetreten war: 
Nachdem fich derjelbe in Dresden von dem Stande der Dinge 
überzeugt hatte, reifte er aud) bald wieder ab. Später erjchien 
ein anderer Reichscommiſſar, der Reichſtagsabgeordnete Briegleh 
aus Coburg, und wurde von Beuft, der jich offenbar diefer 
unangenchmen Verhandlung entziehen wollte, an mid), als 
den Minifter des Innern, verwieſen, der ihm, wie er fagte, 
am Beſten über die Berhältniffe des Landes Auskunft geben 
könne. Briegleb trat nun von Anfang an viel correcter und 
tactvoller auf, als jein Vorgänger, ſchickte zunächit die be- 
itimmte Erklärung voraus, daß die Reichsregierung jelbft- 
verftändlich nicht an cine „Vermittelung“ denfe, vielmehr un— 
bedingt anerfenne, daß die ſächſiſche Regierung das Recht 
und die Pflicht habe, cinen bewaffneten Aufſtand mit der 
Gewalt der Waffe zu unterdrüden und dab jeine Miſſion 
nur den Zwed habe, darüber Erfundigungen einzuzichen, ob 
die Behauptung der Inſurgenten, daß fie nur für die Ein— 
führung der Reichsverfaſſung kämpften, begründet jet, weil 
die Reichsregierung wünschen müfje, hierüber Gewißheit zu 
erlangen. Unter diefen Umjtänden hielt ih es für ganz uns 
bedenklich, ihm alle die — ihm jedenfalls privatim ſchon längſt 
befannten — Thatſachen aud) officiell mitzuteilen, aus welchen 
hervorging, daß der Aufitand mit der Reichsverfaffung gar 
nichts zu thun habe. Da erſt wenige Stunden vor unſerem 
Geſpräche Bakunin und Heubner gelangen in Dresden ein— 
ebracht worden waren, benußte ich den Umjtand, daß Die 
erhaftung beider in Ehemniß, alfo in einem Drte, in oehten 
Umgebungen vier bis fünf Meilen weit in der Runde jic) Fein 
Soldat befand, von unbewaffneten Bürgern unter Beifall der 
ganzen Bevölferung erfolgt war, um ihm zu zeigen, wie wenig 
das jächjische Volk überhaupt mit den Aufſtändiſchen über: 
einftimme, und wie «8 handle, wenn es von dem Drude des 
durch die Demokraten und Republikaner aufgeregten Pöbels 
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Grundlage eines jeden Staates die Gerechtigkeit ift und fie 
daher von den Grundfägen derjelben nie und ſelbſt dann nicht 
abweichen darf, wenn es ohne irgend welche Gefahr gefchehen 
fann und von einem Theile des Volkes jogar verlangt wird. 
Wenn eine Regierung dies dennoch thut, wenn fie ihre Macht 
dazu hergiebt, um einfeitigen Intereffen und Rachegelüften 
einer Partei zu dienen, dann wird auc die Strafe dafür, 
und wenn fie auch nur eine moralische ift, nicht ausbleiben, 
dann wird eine jolche Regierung dem wahren, dauernden Inter: 
eſſe des Staates, ganz befonders aber auch gerade der Partei 
ſchaden, der fie durch einen ceimjeitigen und ungerechten Ge: 
brauch ihrer Macht zu nüßen glaubte. 

Meine damalige Haltung Stand übrigens im vollfommenen 
Einklang mit den Anfichten meiner beiden in Dresden befind- 
lichen Collegen, und auch der Juſtizminiſter Dr. Zſchinsky 
erflärte ſich, als er |päter vom Königſtein zurüdfam, damit 
vollflommen einverjtanden. Insbeſondere muß ich es aber 
dem General Rabenhorft zur Ehre nachrühmen, daß er aud) 
als Militär und im Meomente der höchſten Aufregung jeden 
Gedanken an cine Standrechtliche Behandlung der Gefangenen 
entfchieden zurückwies und daran feithielt, daß die Yırlgabe 
des Militär nur die Ueberwindung und Befiegung der Re- 
bellen, die Bejtrafung derfelben aber Sache der Juſtizbehörde 
fei. Als auf einen Beweis der ruhigen und gemäßigten Hal: 
tung, welche damals in voller Webereinftimmung mit dem 
Willen Sr. Majeltät des Königs von dem Minifterium, un— 
eachtet vielfachen Tadels, ſtreng beobachtet wurde, will ich 
hier ausdrüdlich darauf himweiſen, daß nach der Unterdrüdung 
jenes blutigen und weitverbreiteten Aufftandes fein Aus— 
nahmegericht eingejeht, ungeachtet des Kriegsſtandes fein 
Standreht eingeführt, die Unterfuchung gegen die Em: 
pörer vielmehr in ganz regelmäßiger Weiſe von den ordent- 
lichen Griminalgerichten geführt und von den zahlreichen, 
wegen Hochverrathes ausgeiprochenen Todesurtheilen aud) 
nicht cin einziges volljtredt worden iſt, daß vielmehr 
Begnadigungen in umfasfendfter Weife erfolgt umd 
ib die Hauptanftifter und Führer des hochver— 
rätheriſchen Aufitandes, nachdem die ihnen zuerfannten 
Todezjtrafen erjt in lebenslängliches Zuchthaus verwandelt 
worden waren, nad) Ablauf von mehreren Sahren voll: 
ftändig begnadigt worden jind.*) 


*) Auch egen diefe Darjtellung hat Graf Beujt (a. a. O. Seite 25) 
Biderjprud 2b en. Er fann natürlich die Wahrheit der Thatfachen nicht 
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i, bejtanden nod) in voller Giltigkeit, fo, wie fie unter 
Miniſterium Braun-Oberländer erlaffen worden waren. 
h die übereilte und ohne jede nähere Beftimmung und 
ührungsmaßregel erfolgte Publication der „Grundrechte“ 
eine Heillofe Verwirrung in die wichtigsten Rechtsverhält- 
hineingebracht worden. In Folge der nun über cin Jahr 
uernden, ſyſtematiſchen Untergrabung aller Autorität und 
tenzenlofen Schwäche der Regierung, in Verbindung mit 
roſtloſen Zuftänden Deutfchlands überhaupt, hatten die 
en und gebildeteren Claſſen Deutfchlands allen Muth, 
Vertrauen verloren; jeder dachte nur an ſich und an 
Bahrung feiner eigenen Intereffen, Niemand an das All: 
ine, Niemand war geneigt, zum Beſten des Staates ein 
e zu bringen. Anſtatt daher das neue Miniſterium, deſſen 
borgezeichnete und Far erkannte Aufgabe es war, die bis 
Innerſte gejtörte ftaatlicdhe Ordnung und das geſunkene 
hen der Monarchie, der geſetzlichen Staatsgewalt wieder 
ſtellen, in dieſer ſeiner ſchwierigen Aufgabe offen und 
h zu unterſtützen, waren es gerade die verſchiedenen 
icen der conſervativen und gemäßigt liberalen Parteien, 
e dasſelbe fortwährend tadelten und ſogar heftig an— 
n, wenn es ſich nicht unbedingt dem anſchließen wollte 
konnte, was gerade dieſe Parteien als ihren jpeciellen 
—X eniſprechend anſahen und verlangten. Und wie 

arteien auseinander! Während die damals mächtig 
—5 hervortretende ſtreng-conſervative Partei von dem 
ſterium forderte, es ſolle vor allen Tingen dahin wirken, 
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fräftig unterjtüßt und dadurch nicht nur in feinem Kampfe 
gegen die Revolution, fondern auch in feinem Widerjtande 
gegen zu weitgehende reactivnäre Beftrebungen geftärft hätte, 
that dies nicht nur nicht, fondern trat im Gegentheil dem: 
jelben faſt überall fchroff entgegen, ſuchte ihm das öffentliche 
Bertrauen zu entziehen und e3 an jeder noch jo zweckmäßigen 
und nothwendigen Mapregel zu hindern — und dies Alles 
lediglich zu dem Zwede, um thatſächlich die Anſicht zu be— 
gründen, daß Sachſen außer Stande ſei, fi) mit eigenen 

äften aus der damaligen Auflöjung herauszuziehen und 
geordnete Zuftände wieder herzuftellen, daß vielmehr die ein— 
zige Rettung des Landes und aller befigenden Klaffen nur 
in der Aufgabe feiner verfaffungsmäßigen Selbjtändigfeit und 
in dem unbedingten Anfchluffe an, d. 5. in der Unterwerfung 
unter Preußen, zu finden ſei. 

Du ſonach das Miniſterium gar feine feſte Partei hatte, 
auf welche es fich ftügen konnte, und in allen, nicht officiellen 
Blättern — officiöfe gab es damals in Sachſen nicht —, 
wenn auch von den verfchiedeniten Standpunften aus, fort- 
während, zum Theil fehr heftig, angegriffen wurde, fo war 
es natürlich, daß auch die große Maſſe des nicht zu bejtimm- 
ten politifchen Parteien gehörigen, Ruhe und Ordnung lie: 
benden Volkes zu dem Beſtande des Mimftertums fein Ber: 
trauen gewinnen fonnte und daß daher „Euge” Leute, deren 
es namentlich) auch unter den Staatsdienern nicht wenige 
gab, in ihrem Wirken für die Regierung ſich ſehr vorſichtig 
und fo verhielten, daß Tie auch nad) dem, wie damals allge: 
mein angenommen wurde, nahe bevorjtchenden Sturze des 
Ministeriums nicht al3 compromittirt erfcheinen Fünnten. 

Zu allen diefen Schwierigkeiten von außen fam aber 
noch eine und zwar eine ſehr bedeutende, welche in der Zu: 
jammenjegung des Mintfteriums felbjt ihren Grund hatte. 
Die jämmtlihen Miniſter hatten jchon früher und bis zu 
ihrem Eintritt in dag Minifterium zwar im Allgemeinen jtets 
conjervative Grundſätze vertreten, aber doch noch feine Ge— 
legenheit gehabt, ihre ſpeciellen Anfichten über die wichtigften 
der damals vorliegenden, zum Theil brennenden Fragen zu 
zeigen, fie alle hatten fich bis dahin unter einander theils 
gar nicht, theils wenigſtens nur ganz oberflächlich gekannt. 

en Stern bildeten die aus dem vorhergehenden Miniſterium 
verbliebenen beiden Herren, von Beuft und Rabenhorit; 
ſchinsky und ich waren, jener kurz vor dem Ausbruche des 
ufitandes, ich während Ddesjelben, eingetreten, unter dem 
zwingenden und überwältigenden Einflug von Ereigniffen, die 
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eu wur nun —R Yun mung vrogngigin win: 
hmen und in Üebereinjtimmung mit feinen Gollegen bejorgt 
en, Al war doch dieſe Frage von jo großer Wictigteit 
lle Berhältnifje Sachſens, ja für ſeine ganze jtaatliche 
my, daß wir alle ein —* — Intereſſe daran nahmen 
hiehhn und daß wenigſtens die allgemeinen Grundſätze 
die wichtigſten Entichliehungen im Geſammtminiſterium 
ochen und etgeftellt werden mußten. 
Das Verhalten der ſächſiſchen Regierung insbejondere 
em Abſchluſſe des Dreifönigsbünduiffes und bei der An— 
e der Berliner Berfaffung vom 26. Mai 1849, ſowie 
prem ſpätern Rüdtritt von der leßteren hat vielfach zu 
itterjten Tadel und zu den beftigiten Anſchuldigungen 
Sachſen und insbejondere gegen Herrn von Beuſt Anlaß 
en, der allerdings die Berantwortlichkeit für das in diejer 
hung damals im Einzelnen beobachtete Verfahren zunächft 
ı zu tragen bat, Diefelbe aber auch meiner ÜUeberzeugung 
recht gut tragen kann. Sch für meine Berjon bin dabei 
ttelbar und fpeciell nicht betheiligt geivefen und könnte 
iher hier unberührt laffen, wenn nicht der Hauptvorwurf, 
er hinſichtlich dieſes Punktes Herrin von Beust gemacht 
ih nicht ſowohl auf das von ihm geleitete Berfahren, 
telmehr auf die ganze principielle Haltung der ſächſiſchen 
rung dabei bezöge, für welche auch ich, wie überhaupt 
Mitglicder des damaligen Miniſteriums, wenn auc) viel 
nur durch cin Ichwächliches und unthätiges „Gehen— 
i“ derantwortlic, jeın würden. Ich Halte es daher für 
g, Über die Haltung Sachjens in dieſer Frage hier eine 
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gern werden ohne Rüdficht auf die Zahl der beigetretenen 
taten, jo fonnte ſich dag Geſammtminiſterium nicht ver: 
hehlen, daB im Falle einer einfachen und unbedingten Ans 
nahme dieſes Entwurfes die Gefahr Jehr nahe liege, daß aud) 
das außeröfterreichiiche Deutfchland in zwei Theile zerriffen 
und Sacjjen in einen Sonderbund gedrängt werde, in welchem 
es die unwürdige und nach) allen bisher gemachten Erfahrungen 
auch für die materiellen Intereffen des Landes höchſt nach— 
theilige Rolle cine preußiſchen Bafallenftaates übernehmen 
müßte. Der Anficht Beuſt's aber, daß diefe Gefahr durch 
feine zu Protokoll gegebene Aeußerung vom 23. Mai aus: 
reihend befeitigt fer, fonnte das Geſammtminiſterium nicht 
beitreten, dazu war diefelbe nicht beſtimmt und präcis genug 
und überhaupt zu jehr als bloße Anficht oder vielmehr „Aus 
ſicht“ des Bevollmächtigten und zu wenig Har als cine Be: 
dingung gefaßt, unter welcher allein die Annahme des Ent- 
wurfes Seiten Sachen? erfolgen fünne Dieſe Auffaffung 
gab, da Beuft natürlich nicht gern zugeben wollte, daß feine 
in Berlin abgegebene Erklärung ungenügend fei, zu fehr um— 
fänglichen und lebhaften Debatten Beranlaffung. Da jedod) 
ſämmtliche Mitglieder de Geſammtminiſteriums im Wefent: 
lichen einig waren und dringend wünjchten, daß eine Verein— 
barung mit Preußen über die deutfche Verfaffung zu Stande 
fomme, jo ließ man alle jonjtigen Bedenken gegen einzelne 
Beitimmungen des Berfaffungsentwurfes und der dazu ge— 
hörigen fonftigen Schriftjtücke fallen und vereinigte fich end: 
lid) dahin, Sr. Majejtät dem Könige vorzufchlagen, den Ber— 
liner Entwurf für den gan anzunchmen, daß es gelänge, 
den Beitritt der übrigen deutschen Staaten, — mit Ausnahme 
von Oeſterreich, beiten Nichtbeitritt Herr von Beuſt ſelbſt 
ſchon nach dem Protokolle vom 18. Mat vorausgefeßt hatte — 
namentlich aber Bayerns und Württembergs, dazu zu erlangen, 
ihn dagegen unbedingt abzulehnen, wenn dies nicht möglich 
jei und der Entwurf daher zu einer gerrerkung des außer, 
Öfterreichiichen Deutjchlands und zur Bildung eines nur den 
particulariftifchen Intereſſen Preußens dienenden Sonder: 
bundes führen könne. Es fam daher nur darauf an, Dieje 
Auffaffung in Berlin deutlich auszufprechen und es wurde 
deshalb der wejcentliche Inhalt einer ſolchen Erklärung jofort 
feitgejtellt. Die letztere jelbjt hat Herr von Beuſt, der ſich 
ja in völliger Uebereinftimmung mit den Anfichten des Ge— 
Kummtminifieriums befand und nur anfänglich injofern davon 
abwich, al3 er die von ihm in Berlin bereits abgegebene Er— 
klärung fchon für ausreichend hielt, abgefagt und aud) die 


v. Frieſen, Erinnerungen. L Zweite Aufl. 11 


ee rin * 


—*88 ih 
— - ——* 4 * 


) noch, die telegrapbif a 
na 3606 x a 
E * u: er a dieſer 


— 


be As — ee — — 
te CE ee * 
u ee Ike 
erh. So 4 Fa On uni Zee 
en 7 m I RE 
er Mm 
— —— — 


ee | 


ad . 1 7 





— 198 — 


Awede und in der Erwartung gefaßt hat, daß dieje Ver- 
faffung Gemeingut der ganzen deutſchen Nation und 
nicht nur eines Theile derjelben werde. Sie verfennt 
nicht, daß der Eintritt der öſterreichiſchen Lande in der nächjten 
Zeit nicht gehofft werden darf. Allein die Aufnahme des ge- 
jammten übrigen Deutfchlands in den Reichsverband, welcher 
unbejchadet der, der öſterreichiſchen Regierung durd) die Bundes— 
verfafjung geficherten Rechte erzielt werden ſoll, Hält dieſelbe 
als Bedingung dafür feit, daß fie felbit zu einem bleiben- 
den Verharren in demjelben auf Grund der vereinbarten Ver— 
faffung verpflichtet ſei. Sollte es daher nicht gelingen, den 
Süden Deutjchlands in den Reichsverband, wie er durch) die 
fragliche Verfaſſung beftimmt worden, aufzunchmen, was 
wejentlich davon abhängen wird, ob Bayern ſich demfelben 
anſchließt, jollte vielmehr nicht mehr zu erreichen fein, als die 
Heritellung eines norddeutfchen oder eines nord» und mittel- 
deutfchen Bundes, fo müßte die Königlich fächfische Regierung 
für dieje Eventualität die Erneuerung der Berhandlungen und 
Umgeitaltung der vereinbarten Berfaffung ausdrücklich vor: 
behalten. Eine folche Nothwendigkeit wäre ohnedies durch die 
Beltimmungen der Berfaffung jelbft geboten, welche nach allen 
Richtungen Hin, dem Namen und der Sache nad), den An— 
forderungen einer Berfaffung für das deutfche Bolt in feiner 
Geſammtheit, nicht aber denen eines Vereins einzelner deutjcher 
Staaten, entſpricht.“ 

„Die Königlich Jächlische Regierung hat der von der 
Königlich breuhitchen Regierung aufgettellten Anficht gern bei: 
epflichtet, daß die Regierungen, welche ſich zu einem engern 
Binduiffe Behufs der Bekämpfung der Partei des Umfturzes, 
vereinigt haben, der Nation ihren Willen auf unzwetdeutige 
Weife zu erkennen geben, das aus den Berathungen der 
Nationalverfammlung hervorgegangene Verfaſſungswerk mit 
denjenigen Abänderungen, welche durch die Rückſicht auf das 
Wohl der Geſammtheit jowohl, als der Einzelftaaten geboten 
waren, anzunehmen und zur Ausführung zu bringen. Dieſe 
Berpflihtung übernimmt die Königlich ſächſiſche Regierung 
in gerechtem Vertrauen darauf, dar das ſächſiſche Volk ihr 
Dank wiſſen werde, ihre Selbftändigfeit dem Bedürfniß der 
deutſchen Einheit-und einer fie gewährleiftenden Berfaffung 
geopfert zu haben. Die Erreichung dieſes Zieles allein 
wird das von ihr unter jo ſchwierigen Zeitverhältniſſen be- 
obachtete Verfahren gerechtfertigt erſcheinen laſſen.“ 

„Die Königlich Jächfische Regierung darf daher, nad) frei= 
mütbhiger Darlegung vorjtchender Gründe nicht bejorgen, Ihre 
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Regierung noch jonjt irgend Jemand hat damals daran ge- 
dacht und daran denken Tünnen, daß Sachen etwas Anderes 
als dic Rule. einer deutſchen Berfaffung wolle und er— 
jtrebe. In voller Uebereinftimmung hiermit wurde auch in 
der von der Königlich preußifchen Regierung im eigenen und 
in den Namen der Königlich ſächſiſchen und der Königlich 
hannoverfchen Regierungen erlaffenen Note vom 28. Mai 
(Actenftüde 2c. Band I. ©. 821) ausgefprochen, daß das Ber: 
faffungawerf, welche? von den verbündeten Regierungen der 
Nation dargeboten werde, für das gefammte Deutjchland eine 
nabiveizliche Nothwendigkeit geworden fer und die neue Ver- 
faffung den Regierungen und den Völkern Bürgjchaften der 
rechtlichen sgreihent und der gejeßlichen Ordnung gewähre. 

Zum Vertreter Sachſens in dem nen eingerichteten Ber: 
waltungsrathe wurde auf Vorſchlag Beuſt's der chemalige 
Minister von Zeſchau von dem Könige ernannt, ein aus: 
gezeichneter Staat3mann, der früher ſelbſt in preußijchen 
Dienften gejtanden hatte und ebenfo durch) feinen offenen und 
ehrenhaften, jeder Intrigue fremden Charakter, wie dadurch 
befannt war, daß er ſtets einen chrlichen Anschluß Sachſens 
an Preußen — freilich nie eine unbedingte Unterwerfung unter 
Aufopferung der Landesintereffen — empfohlen und vertreten 
hatte. Wenn Beust damals in feinem Innern den, vielleicht 
fogar jeinen Collegen unbefannten Gedanken gehabt hätte, der 
ihm vielfach beigemefjen worden ıjt, nämlich den, day Sachfen 
blos zum Scheine der Berfaffung beitreten und ſich bejtreben 
müffe, bald wieder davon loszukommen, jo würde er gewiß 
zum Bertreter im Berwaltungsrathe einen anderen mehr von 
ihm abhängigen und von ihm leichter zu beeinfluffenden Mann 
vorgeschlagen Haben, al3 den durchaus unabhängigen, ihm 
keineswegs näher befreundeten Herrn von Zeſchau, bei deſſen 
bekanntem Charakter die Idee, als könne er ſich zum Werkzeuge 
einer Intrigue oder zur Durchführung einer Comödie miß— 
brauchen laſſen, vollſtändig ausgeſchloſſen war. 

Während der nächſtfolgenden Monate wurde noch zwiſchen 
Preußen und Bagetn wegen des Beitrittes zu dem Bündniſſe 
vom 26. Mai und der Annahme der Verfaſſung vielfach ver— 
handelt, aber ganz erfolglos, da Preußen entſchieden ablehnte, 
diejenigen Modificationen der Verfaſſung Anm DE welche 
von Bayern als unabweigliche Vorbedingungen ſeines Betz 
tritt3 bezeichnet wurden. Am 8. September Ichnte endlich 
Bayern Peine Beitritt definitiv ab. Mußte nun fchon dieſer 
Ausgang jener Verhandlungen nach Außen hin den Zweifel 
erregen, ob e3 denn wirklicd dag ernfte Beftreben Preußens 
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ßiſche Minister wörtlich ausfprach, duß „der Bund von 1815 
nad jeinen Zwecken, jeinen Gliedern und deren 
gegenjeitigen Rechten und Pflichten fortbeftche”, 
dabei aber die Anficht aufitellte, daß innerhalb diefes Bundes 
die Bildung eines Bundesstaates aus einzelnen Gliedern des— 
jelben ſchon nach Artikel XI der Bundesacte und nad) Ar— 
titel VL der Wiener Schlußacte zweifellos zuläffig ſei, und 
daher Preußen das Recht, einen folchen Bundesstaat inner: 
halb des deutjchen Bundes zu bilden, nicht aufgeben könne. 
Zugleich erkannte der preußische Herr Miniſter an, daß es 
„die Aufgabe und Sorge Preußens jei, die VBerfaffung des 
engeren Vereins fo zu ordnen, daß fie nirgends mit einer 
Reorganifation der Bundesverfaffung in Widerſpruch ſtehe.“ 
Fine nod) beitimmtere und ſpeciell entwickelte Darlegung 

der damaligen Auffaffung der Königlich preußischen Regierung 
it in einer (Seite 16 u. folg. des oben eitirten Buches „Icten: 
jtüde 2c.“ II. Band, 2. Heft abgedrudten) officiellen Depejche 
des Miniſters von Sclenik an den Grafen Bernsdorff vom 
12. December 1849 und der dazu gehörigen. Denffchrift ents 
halten. Im diejer Depejche, welche die Antwort ift auf den 
von der Kaiſerlich öfterreichifchen Regierung unter dem 28. No— 
vember gegen die Einberufung des Erfurter Barlaments ein— 
gelegten Froteft, erflärte der Herr Minifter von Scleinit, 
daß nach der Auffaffung der preußischen Regierung die Ber: 
faffung vom 26. Mai mit dem Weſen des deutfchen Bundes 
im Allgemeinen, ſowie mit den Rechten und Intereffen Oeſter— 
reichs im Befonderen nicht in Eonflict komme und fuchte 
das Hecht der einzelnen deutjchen Bundesstaaten, bejondere 
Bündniſſe unter ſich zu Ichließen, durch Bezugnahme auf Ar: 
tifel XI der Bundesacte nachzuweiſen. In dem weiteren 
Berlaufe der Depefche Heißt es dann, daß auch die Berufung 
des Erfurter Parlaments mit der deutjchen —— 
nicht in Widerſpruch ſtehe und es die eigene Sorge Preußens 
und ſeiner Verbündeten ſein würde, daß weder Oeſterreich noch 
die anderen, dem Bundesſtaate nicht beigetretenen Staaten 
dadurch berührt oder in ihren Rechten gekränkt würden. An 
einer ätere Stelle heißt «3 ausdrücklich: „Wir ſind alſo 
weit davon entfernt, anzunehmen, dat der jet zur Be: 
rathung vorliegende Bundesstaat ſchon an die Stelle des 
deutfhen Bundes trete und können auf die dagegen ein— 
gercgte Verwahrung nur eriwidern, dag wir einen folchen 
nfpruch nicht machen, daß wir aber der weiteren Entwicke— 
lung der noch nicht zum Abſchluſſe gedichenen allgemeinen 
deutſchen und öjterreichijchen — die künftige Ge— 
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werden, alfo in beiden Actenjtüden die NReorganijation des 
deutihen Bundes als das Erſte angejehen, und zugegeben 
wird, daß die engere Bereinigung fid) nad) diefer Reorgani— 
jation richten und in fie hincinpaffen müffe, fpricht die Denk— 
Ihrift geradezu aus, daß die neue Organifation de8 Bundes 
nur jo eingerichtet werden dürfe, daß der Bundesſtaat darin 
jeinen wohlgewahrten PBlaß erhalte. Indeſſen, mochte nun 
das Eine oder das Andere den wahren Abfichten der preu- 
Biichen Regierung vollftändiger entſprechen, ſoviel ijt Hiernach 
ala feititehend anzujehen, daß diejelbe die urfprüngliche, bei 
den Berliner Verhandlungen über den Abſchluß des Drei: 
königsbundes jo beſtimmt ausgefprochene Abjicht, anſtatt des 
unannehmbaren und crledigten Frankfurter Entwurfes der 
Nation einen andern, da3 gefammte außeröfterreichijche Deutjch- 
fand umfaſſenden Berfaffungsentwurf vorzulegen, aufgegeben 
hatte und jegt nur noch die Herjtellung eines Eleineren Bundes: 
itaates innerhalb des fortbejtchenden, wenn auch zu reorgani— 
firenden deutjchen Bundes beabjichtigte. 

Davon, daß dies wirklich die wahre und eigentliche Ab— 
jicht der preußischen Regierung jet, hatte aber dic ſächſiſche 
Regierung ſchon im Laufe des Sommers und lange vorher, 
che jene officiellen Kundgebungen in Wien erfolgten, durch) die 
Verhandlungen im Berwaltungsrathe des Bundes und ſonſt 
durch vielfache Wahrnehmungen fie) vollitändig überzeugt. 
Jeder etwa noch mögliche Zweifel an diefer Abficht mußte 
aber ſchwinden, als der Herzoglid) Naſſau'ſche Bevollmädtigte 
im Berwaltungsrathe — wie allgemein als zweifellos an— 
genommen wurde, im Einverjtändniffe mit und auf Beranlafjung 
der preußischen Regierung —, am 30. Augujt den Antrag 
itellte, „daß der Verwaltungsrath fic) möglichjt bald über 
einen Termin zum Bornehmen der Wahlen für das Volkshaus 
zum nächſten Reichstage, beziehungsweise über die Berufung 
des Reichstags jelbit, verjtändigen und demnächjt Die vers 
bündeten Regierungen auffordern möge, die ihrerjeitS nöthigen 
Mapregeln ungefäumt zu ergreifen“. Diefer Antrag, der in 
der Sigung am 26. September wiederholt und dabei erjt näher 
motivirt wurde, fam in der Sitzung vom 5. October zur Dis— 
cuffion, die in mehreren folgenden Sitzungen fortgefeßt wurde. 

Das Bündniß vom 26. Mai hatte nächſt den, in Artikel I 
des Statut für dasfelbe ausgefprochenen Zwecke, der Er: 
haltung der äußeren und der inneren Sicherheit Deutſchlands 
und der Unabhängigkeit und Unverleglichfeit der einzelnen 
deutfchen Staaten, zu defjen Erreichung es offenbar an Die 
Stelle des bisherigen deutschen Bundes treten follte, nad) 
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deutichen Bundes wollte und auf diefen Bundesjtaat die 
wichtigjten derjenigen Rechte übergehen follten, die bisher dem 
deutichen Bunde zugeftanden hatten, jo mußten der Errichtung 
des Bundesjtaates jedenfall3 Verhandlungen mit den ihm nicht 
beitretenden Staaten des deutjchen Bundes vorangehen, um 
das Berhältnig beider zu einander und die Grenzlinie ihrer 
Machtbefugniffe feitzuftellen. Geſchah dies nicht, feßte der 
neue Bundesstaat feine eigenen Befugniffe ohne die geringste 
Rückſicht auf die Rechte und Intereffen der anderen deutjchen 
Staaten felbft feit, jo konnte er ſehr leicht in die Lage kommen, 
wenn dieſe leßteren fich feinen Beichlüffen nicht unbedingt 
unterwerfen wollten, dieſe jelbjt wieder modificiren zu müſſen, 
um einen außerdem drohenden Krieg zu vermeiden. 

Unter diefen Umſtänden lag es dod) wohl in dem Weſen 
des Bündniſſes felbit, daß man vorerst den Ablauf des Jahres, 
auf welches dasſelbe geicdjloffen war, hätte abwarten müfjen, 
um zu conitatiren, ob es wirklich unmöglich fer, innerhalb 
diefer Zeit das beabfichtigte deutſche Reich berzuftellen und 
dann erit darüber Beichluß zu fallen, ob man ſtatt defjen 
einen engeren Bundesftaat gründen wolle oder was Tonft ge— 
ſchehen folle. Die Bevollmächtigten von Sachjeit und Han: 
nover bejchränften fich daher, unter Hervorhebung aller jener 
Bedenken, zunächjt darauf, den Naſſau'ſchen Antrag für „un: 
zeitig“ zu erflären und gegen ihn zu ſtimmen. Als aber bei 
der fortgejeßten Discuffion am 9. October nicht nur ſämmt— 
lihe übrigen Staaten dem Naſſau'ſchen Antrag beitraten, 
jondern auch Klar zu erkennen war, dag Preußen wirflich ohne 
alle Rüdfichtnahme auf die entgegenftehenden Bedenken ein 
factisches Vorgehen beabfichtige und den engeren Bundesstaat 
als vollendete Thatjache hinstellen wolle, was damals in die 
euphemiſtiſche Formel gekleidet wurde, „der vollendete Bundes: 
jtaat werde cine größere Anziehungskraft ausüben, als der 
bios beabfichtigte‘, jo blieb allerdings den Bevollmächtigten 
Sachſens und Hannovers nichts weiter übrig, als auf die 
übergebenen Vorbehalte Bezug zu nehmen, was der Fächliiche 
Bevollmädtigte in derſelben Sitzung einfach that, während 
der baumoperje zu demfelben Zwecke zugleich eine ausführ: 
liche Rechtsdeduction übergab. 

In der Situng am 17. October trug der Königlich preu— 
ßiſche Bevollmächtigte eine ſehr ausführliche Widerlegung der 
hannoverſchen Deduction vor, von welcher aber, da Sachſen 
den hannoverſchen Anſichten keineswegs in allen Punkten bei— 
getreten war, hier nur das von Wichtigkeit iſt, was darin 
gegen die Gültigkeit und Rechtsbeſtändigkeit der von beiden 
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und folgende) jpeciell geprüft und widerlegt. Hinfichtlich des 
angeblich fehlenden Termins für den Eintritt des Vorbehaltes 
fonnte dies in der einfachiten Weife durch die Hindeutung auf 
den klaren und vollfommen zweifellofen Wortlaut des Bor- 
behaltes jelbit ‚geldehen. Bezüglid) der Faſſung der Circular— 
note vom 28. Mai wics aber \ eu darauf hin, daß dieſelbe 
ja nit nach Ucbergabe des Vorbehalte etiva don bei- 
den Regierungen mit Preußen vereinbart worden jet, jondern 
zu den Documenten mit gehört habe, welche in der Schluß 
igung vom 26. Mai den Bevollmächtigten Sachſens und Han— 
nover3 vorgelegt worden feien und auf deren Geſammtheit 
ſich ja eben der Vorbehalt beziche. 

Diez Alles blieb jedoch ohne den geringiten Erfolg, viel- 
mehr legte der Königlich preußische Bevollmächtigte Schon in 
der Sitzung am 19. Öetober dem Berwaltungsrathe die Bor: 
ſchläge Preußens wegen der notwendig werdenden Abände- 
rungen des Berfaffungsentwurfes vor, indem er zugleich 
beantragte, al3 allgemeinen Wahltag für die Abgeordneten 
um Volkshauſe den 15. Sanuar 1850 feitzuftellen und als 

t des nächſten Reichstags die Stadt Erfurt zu bejtimmen. 
Hierauf erflärten die Bevollmächtigten von Sachſen und Han— 
nover, daß ſie nicht in der Lage Neien, an den Discuſſionen 
hierüber weiter Antheil zu nehmen, zeigten auch dem Vor— 
ligenden unter dem 20, Detober au, daß fie, da der Ber: 
waltungsrath ſich in der nächiten Zeit vorausjichtlich vorzugs— 
weile mit diefer Angelegenheit befchäftigen werde, an welcher 
fie ſich nicht betheiligen könnten, Berlin bis auf Weiteres 
verlafjen würden. Dagegen trat Sachſen damals von dem 
Bündnifje vom 26. Mai nicht zurüc, betrachtete alſo die durd) 
dasjelbe übernommenen Pflichten al3 noch fortbejtchend und 
blieb bereit, fie zu erfüllen. Auch wurden die fächfischen Mit— 
glieder des Bundesichiedsgericht3 in Erfurt nicht abberufen. 

Es kann bei einer unbefangenen Brüfung der Verhält— 
niffe wohl feinem Zweifel unterliegen, daß die ſächſiſche 
Regierung gar nicht ander? handeln fonnte, als jie wirklich 
gehandelt Hat, wenn fie das Land nicht fehr großen und ſehr 
ernjten Öefahren nach verfchiedenen Seiten hin ausjegen wollte. 
Daß aber dieſes Verfahren nicht nur in dem officiöfen preu— 
Bifchen Blättern, jondern auch in der gefammten Breffe der 
„Gothaer“ Partei einen heftigen, ja geradezu maßloſen Sturm 
der Entrüftung gegen die fächtifche Regierung hervorrief, konnte 
bei den Verhältniſſen, in welchen fid) jene gartei damals zu 
der preußijchen Regierung befand, nicht überrajchen; höchſtens 
hätte man fich darüber wundern können, day die Angriffe und 
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ih wmatürlich nicht in der Lage bin, alles das, was Beuſt 
damals etwa einem fremden Gefandten gegenüber im vertraus 
lichen Geſpräche gejagt hat, zu feinen oder gar verantworten 
zu wollen, doch annehmen muß, daß hier irgend ein — für 
jeden, der mit den Berjönlichkeiten bekannt ift, nicht jehr un— 
wahrjcheinliches — Mißverſtändniß vorliegt. Ich kann nicht 
glauben, daß Herr von Beuft, wenn er wirklich diefe Idee 
damals gehabt hätte, ein fo wichtiges Geheimniß gerade Herrn 
worbes mitgetheilt haben würde, zumal er bei feiner genauen 
enntniß der englilchen Berhältniffe beftimmt wußte, dat letz— 
terer deshalb jofort an feine Regierung berichten und das 
anze Geheimniß dann höchſt wahrjcheinlich in dem nädjiten 
Blaubuche veröffentlicht werden würde. Auch kann Beuſt den 
legten Sag, den ihm Flathe in den Mund tegt, gar nicht 
eſagt haben, denn der Eintritt Defterreichs in einen weiteren 
Bund iit in dem Berliner Berfaffungsentivurfe gar nicht be- 
ſtimmt, es heißt darin nur, „Die Tefttegung des 3 
Oeſterreichs zu dem deutſchen Reiche bleibt gegenſeitiger Ver— 
ſtändigung vorbehalten“ und von einer „Genehmigung des 
engeren Bundes durch Oeſterreich“ iſt bei den Verhandlungen 
über den Verfaſſungsentwurf nie die Rede geweſen, eine ſolche 
hat Sachſen nicht beantragt, noch weit weniger zur Bedingung 
ſeines Beitritts gemacht. Faſt komiſch wirkt es aber, wenn 
die angebliche Aeußerung Beuſt's: er habe Bayern „einen 
Wink“ gegeben, daß es nicht beitreten ſolle, in einer An— 
merkung unter Berufung auf den Bericht eines engliſchen 
Geſchäftsträgers in München mit dem Zuſatze beſtätigt wird, 
daß dieſer „Wiuk“ auch den beabjichtigten Erfolg gehabt habe. 
Die Anfichten und Grundjäge Herrn von der Pfordten's über 
dic damaligen deutichen Berhältniffe und die Bejtrebungen 
Preußens waren ſchon während jeiner Dresdner Thätigfeit 
ebenjo feititchend, als allgemein befannt; durch feine Stellung 
in München wurden fie nur noch verjtärft. Ihm gegenüber 
bedurfte es feines „Winkes“ von Beuft, um fein Berfahren 
den Herren Forbes und von Benjt fiihrt Flathe (Geſchichte von Sachſen 
Seite 646) feine Quelle an, er thut dies nur in Bezug auf den Bericht 
des engliihen Gejcdäjtsträgers in Miinchen, was ich auch jelbjt ( Seite 203 
der eriten und Seite 175 der zweiten Ausgabe) ausdrüdlid) erwähne. 
Uebrigens wird durch die Stelle, die Flathe jept (Sybel's Zeitfchrift Seite 
17) aus „Bunjen 20.” abdrudt, das, was ich oben gejagt habe, nicht im 
Beringjten widerlegt. Denn wenn id) von einem - - für jeden, der mit den 
Berjönlichkeiten bekannt iſt, nicht unwahrſcheinlichen Mißverſtändniſſe 
ſpreche, ſo geht doch aus dem Zuſammenhange klar hervor, daß ſich dies 
nicht aut Herrn Profeſſor Flathe oder Bunſen, ſondern auf den Bericht 
erfiattenden, damaligen engliihen Geſandten bezieht. 
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für fie geichehen dürfe. Ich war anderer Meinung und das 
Geſammtminiſterium war mit mir einverstanden. Diele Männer 
dutten ſich nicht dem Könige als Rathgeber aufgedrängt, der 
Önig ſelbſt hatte fie, und zwar gerade wegen ihrer Eigen- 
ft als Führer der Sppolttion in der damaligen Zweiten 
ammer, aufgefordert, das Ministerium zu libernehmen. Sie 
waren diefem Rufe geloigt und der König hatte elf Monate 
mit ihnen, al3 ſeinen Rathgebern, gearbeitet. Ihr Rath) war 
war oft von fehr zweifelhaften Werthe geweſen, fie hatten 
ich ſchwach und ihrer Stellung nicht volljtändig gewachſen 
gezeigt; aber day Braun der liberalen, Oberländer der demo: 
tratiichen Partei angehörten, daß beide von unentjchiedenem 
und unjelbjtändigem Charakter und geijtig nicht befonders 
hervorragend waren, wußte man vorher, ja ihre befannte 
olitifche Richtung war eben der einzige Grund, weshalb 
he überhaupt zu jener Zeit in das Miniſterium berufen 
wurden. Wie konnte man es ihnen nun zum Vorwurf machen, 
daß ſie diefer ihrer Gefinnung nad) gehandelt und dem Könige 
gerathen Hatten? Sie hatten fich übrigens feine Uebertretung 
der Deiche, feine ungerechte Handlung zu Schulden kommen 
laffen. Es jchien mir daher des König? und der Regierung 
unwürdig zu jein, wenn man diefe Männer ganz hätte fallen 
laſſen wollen; ich fehrte mic) daher wenig an den Tadel der 
Barteien und ihrer Preſſe, und der König ernannte auf 
meinen Antrag Braun, jenem Wunjche gemäß, zum Amts- 
hauptmann von Plauen mit dem Titel „Scheimer Regierungs- 
rath“, und Oberländer zum Direktor der Brandverſicherungs— 
Commiſſion, in welchen Stellungen fie auch bis zu ihrem 
Tode, fern von dem Treiben der Barteien, thätig und vicl- 
jach nüßlich gewirkt haben. 

Bei den drei Miniftern von 1849, Held, Weinlig und 
von Ehrenjtein, machte ſich die Sache —2 ſie verzichteten 
auf Titel und Rang eines Miniſters und traten nach einer 
noch nicht ganz dreimonatigen Unterbrechung in ihre frühe— 
ren Stellungen, die beiden letzteren als Abtheilungs-Direk— 
toren, in die Miniſterien der Juſtiz, des Innern und der 
Finanzen, wieder zurück. 

Die Angelegenheiten der Preſſe waren durch das Preß— 
63 vom 18. Mai 1848 noch unter den Miniſterium Ober: 
ander in nicht unzweckmäßiger Weije geordnet. Ein großer 
Uebelftand lag aber darin, daß durch ein zweites Geſetz von 
demjelben Tage Die Suheibung über alle durch die Preſſe 
und in Vereinen und Berfammlungen begangenen Vergehen 
und Verbrechen an die Gejchwornengerichte verwiejen war 
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den und höchſt unangenehmen perjünlichen Arbeit für mid) 
verbunden, da id), wenn daS Verfahren gerecht bleiben und 
nicht in Willkühr ausarten follte, einen jeden einzelnen Fall 
Ice prüfen und mir cine Jelbjtändige Anficht darüber bilden 
mupte. 

Einer von den Gegenjtänden, welche mir damals und 
während der ganzen Dauer meiner Berwaltung des Miniſte— 
riums des Innern die meisten Sorgen gemacht und mid) in 
die unangenehmften und peinlichiten Verwidelungen nad) ver: 
ſchiedenen Seiten hin gebracht haben, war das Jagdrecht und 
die Augübung desselben. Durch $ 37 der Grundrechte war 
die Berechtigung zur Jagd auf eigenem Grund und Boden 
als Ausflug des Grundeigenthums anerkannt und die Jagd- 
gerechtigfeit auf Fremdem Grund und Boden aufgehoben worden. 
An derſelben Stelle war aber zugleich ausgejprochen, daß es 
der Landesgeſetzgebung vorbehalten bleibe, die Ausübung der 
Sagdgerechtigkeit aus Gründen der Öffentlichen Sicherheit und 
des gemeinen Wohls zu ordnen und in Artikel 4 des Ein- 
führungsgeſetzes war bejtinnmt, daß dies in den einzelnen 
Staaten ungejäumt vorzunchnen fe. Da nım zur gejeßlichen 
Herftellung diefer Ordnung im günjtigften Falle immer eine 
längere Zeit gehörte, jo hätte «8 bei der Publication der 
Grundredjte in Sachfen nicht nur nahe gelegen, jondern es 
wäre jogar unbedingt nothwendig geweſen, gleichzeitig auf 
geſetzlichem Wege auszujprecdhen, dar die Beltimmung von 
8 37 der Grundrechte nicht cher in Wirkſamkeit treten könne, 
als bis jene Ordnung durch die Landesgejehgebung erfolgt 
fei. Dies war aber nicht geichehen, vielmehr hatte das Mint- 
jterium des Innern (Dr. Weinlig) in einer am 3. März, alſo 
einen Tag nad) der Publication der Grundrechte, erlaffenen 
und in dem Geſetz- und Berordnungsblatte abgedrudten Ber: 
ordnung noch bejonders darauf aufmerffam gemacht, „dar 
fofort mit der Publication der Grundrechte das Jagdrecht auf 
fremdem Grund und Boden in Wegfall gefommen und das 
Jagdrecht auf eigenem Grund umd Boden, als Ausfluß des 
Grundeigenthums, anerkannt jet und zugleich angeordnet, daß 
bi3 zum Erjcheinen eines Geſetzes Über die Jagdausübung, 
weshalb den Kammern ein Geſetzentwurf vorgelegt werden 
jolle, die bisherigen, auf die Ausübung der Jagd bezüglichen, 
polizeilichen Beſtimmungen in Kraft bleiben jollten. Diefe, 
für ganz andere Verhältniffe gegebenen, älteren Beltimmungen 
reichten aber für die nunmehr eingetretene Lage, wo die Jagd— 
ausübung felbjt auf dem kleinſten Flächenraume gejeßlich zu— 
läffig war, in feiner Weife mehr aus, und es waren daher, 
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welchen ſich das Volk ungeftört einer nüglichen und Frucht: 
bringenden Arbeit Hingeben könne, wieder zur Geltung komme; 
id) glaubte aber auch, wenn es gelänge, diefe Idee auszu— 
führen, darin ein Zeichen der Zuſammengehörigkeit der ganzen 
deutichen Nation auch auf dem Gebiete der matertellen In— 
tereſſen erbliden zu dürfen. Obgleich ich die Schwierigkeiten 
nicht verfannte, welche gerade damals der Ausführung diefer 
Idee entgegenjtanden, fo konnte mich die doch nicht abhalten, 
die Ausführung derjelben zu verjuchen, weil ich es für un 
möglich hielt, daß die politische Berltimmung und Verbitte— 
rung bei einer der deutschen Regierungen jo weit gehen könne, 
einem Unternehmen feindlich entgegen zu treten, welches ja 
nicht nur im Intereſſe eines oder einiger deutjchen Staaten, 
fondern jo recht eigentlich in dem des ganzen deutſchen Volkes 
lage Darin hatte ich mich aber getäuscht! Während Die 
ſächſiſche Regierung auf ihre Einladungen von Oeſterreich 
und von faft allen deutjchen Staaten unter Berficherungen 
der lebhafteſten Theilnahme zuftimmende Erklärungen erhielt, 
war es einzig und allein die preußische Regierung, welche eine 
Betheiligung unbedingt und in jchroffer Form ablehnte; und 
warum? — dies wurde zwar nicht officiell ausgeſprochen, aber 
doch, ohne Widerlegung zu finden, in den von ihr infpirirten 
öffentlichen Blättern ſehr verftändlich angedeutet, — weil fie 
dadurch ihre Berftimmung über die politiiche Haltung Oeſter— 
reichs, Sachſens und der mit ihnen gehenden deutfchen Re: 
gierungen augdrüden und, in der Jicheren Annahme, daß das 
Unternehmen ohne Preußens Theilnahme entweder völlig auf- 
gegeben werden oder gänzlich mißlingen müſſe, der deutjchen 
Nation den Beweis liefern wollte, daß ſelbſt auf dem neutralen 
Gebiete der materiellen Intereffen ohne Preußens Theilnahme 
nicht3 zu erreichen fei. Darin hatte fich aber wiederum die 
preußische Regierung getguſcht Ihre Ablehnung machte überall, 
wenigſtens außerhalb Preußens, den ſchlechteſten Eindruck, 
wurde allgemein als ein Ausfluß überaus kleinlicher Rache— 
edanken aufgefaßt und trug ganz weſentlich dazu bei, nament— 
ich in Oeſterreich, Bayern und Sächſen, die Theilnahme für 
die Ausſtellung und den Eifer der Induſtriellen zur Beſchickung 
derſelben nur noch mehr zu ſtärken und zu erhöhen, ſo daß 
dieſelbe ſehr reich und interſſaut ausfiel und in jeder Be— 
ziehung glücklich und zur allgemeinen Zufriedenheit verlief. 

In dieſe Zeit fällt auch eine Maßregel, die für die Ge— 
ſtaltung der ſächſiſchen Preßverhältniſſe von großem Einfluß 
wurde. Der Miniſter von Falkenſtein hatte bald nach ſeinem 
Eintritte in das Miniſterium, ſchon im Jahre 1845, erkannt, 
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dem feiten und unerjchütterlichen Rechts und Plichtgefühle, 
welches diefen Monarchen augzeichnete, wäre e8 ganz unmög- 
lich geweſen, ihn zu einer einfeitigen Aufhebung diefer Ver: 
faffung, zur Octroirung einer neuen zu beivegen, felbjt wenn 
das Din terium eine ſolche Maßregel für gerechtfertigt, für 
politiich zwedmäßig gehalten hätte. Dies war aber durd)- 
aus nicht der Fall, da das Minijterium die politischen und 
jozialen Berhältniffe Sachjeng nicht für fo hoffnungslos und 
verzweifelt hielt, daß es zu ihrer Heilung folcher gewaltfamen 
Mittel bedürfe. 
Nach $ 116 der Berfaffung mußte die Wahl neuer Ab— 
eordncten und die Zufammenberufung des Landtages inner: 
[b der nächiten ſechs Monate nach der Auflöfung der Zweiten 
Kammer, alto, jpäteitens bi zum 28. Detober 1849, erfolgen. 
Die Bra: fonnte aljo nur noch die jein, nach welchem Ge— 
jebe die Wahlen zu erfolgen hätten, ob nad) dem Wahlgefege 
von 1831 oder nach dem proviforischen Gejeße vom 15. No— 
vemiber 1848. Das letzte Minifterium Hatte diefe Frage in 
der Anſprache, die es bei Gelegenheit der Kammerauflöfung 
am 28. April „An das ſächſiſche Volk“ richtete (Leipziger 
ir vom 30. April 1849, Nr. 120), für ſich bereit3 ent- 
hieden, indem c8 darin ausdrücklich erklärt hatte, daß Pie 
Neuwahlen nad) dem Geſetze vom 15. November 1848 erfolgen 
jollten. Konnte diefe Erklärung nun auch, zumal der ganze 
Mai-Aufſtand dazwifchen lag, für das Miniſterium in feiner 
Iehigen Zuſammenſetzung, wo die drei neu eingetretenen 
inijter die Majorität bildeten, nicht unbedingt bindend fein, 
jo durfte ſie doch auch, da diejelbe mit Zuſtimmung des 
Königs erfolgt und von zweien der noch im Dienfte befind- 
lichen Minijter, Beuft und Rabenhorſt, mit unterschrieben war, 
nicht ganz ohne Berücdjichtigung bleiben. Es bedurfte daher 
einer neuen, gründlichen Erwägung diefer Frage. Bei diefer 
ergab ſich cine vollitändige Uebereinſtimmuüng der Anfichten 
jämmtlicher Minifter darüber, daß die proviſoriſchen Geſetze 
vom 15. November 1848 von Anfang an nicht dazu bejtimmt 
ewejen ſeien, al3 Grundlage für die Berfaffung und die 
Fulammenfegung der Kammern auf die Dauer zu dienen, day 
die Abjicht bei ihrer Erlaffung vielmehr einzig und allein 
dahin gegangen jei, eine Volfgvertretung für den nächſten Fall 
zu Ihaffen, mit welcher dann ein neues definitives Wahlgeſetz 
athen und vereinbart werden follte. Aber un diefen, bei 
der Berathung und Berabjchiedung der provijorischen Geſetze 
klar ausgejprochenen Zweck derjelben zu erfüllen, genügte es 
offenbar nicht, daß die Kammern gewählt und zufammenbernfen 
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nbedingten Unterwerfung unter — Preußen; daß diefe aber 
ur dann zu erreichen fei, wenn die Gothaer Bartei die Mehr— 
eit in der Kammer erhalte. 

Aber auch alle diejenigen Wahlberechtigten, welche fich jo 
n Sinne der einen oder der anderen jener Parteien an den 
Bahlen betheiligten, machten doch nur einen geringen Theil 
er gejammten wahlberechtigten Bevölferung aus, die aus dem 
ben angegenenen Grunde indifferent blieb und keinen Antheil 
n den Wahlen nahm. 

So fonnte es denn aud) nicht wohl anders fommen, als 
aß die neuen Kammern, wenn fie auch dein Charafter und 
er ducchjchnittlichen Bildungsitufe ihrer Mitglieder nad) mit 
en Kammern des Unverftandslandtages gar nicht zu ver— 
leichen waren, vielmehr eine große Anzahl gebildeter und tüch- 
ger, ebenſo gejchäftzfundiger wie achtungswerther Männer 
nthichten, doch nad) den politischen Stellungen, Anfichten und 

trebungen ihrer Mlitglieder in einer Weiſe zuſammengeſetzt 
arten, daß die Hoffnung, mit ihrer Hilfe das zerrüttete 
taatsweſen Sachſens in einer vernünftigen, den Heitverhält- 
iffen entjprechenden Weije wieder in Ordnung bringen zu 
mmen, von Anfang an ganz wejentlicd; abgejchwächt werden 
mete. Die Verhältniffe der Parteien waren fid) in beiden 
ammern ziemlich gleich, etwa vier bis fünf Conſervative in 
der, das Uebrige Haft zu gleichen Theilen aus Führern und 
mhängern der Gothaer, und jolchen der vadicalen Bartet, 
der aus Männern bejtehend, die ganz unter dem Einfluffe 
erfelben ftanden. In der Erjten Kammer hatten von Au— 
ing an die Radicalen ein Feines Üebergewicht, in der Zweiten 
anden ſich anfänglich beide Parteien faſt gleich, durch jpütere 
tachtmahlen erhielten jedoch die Nadicalen auch bier eine 
ringe Mehrheit. In der Erjten Kammer wurde der Staats: 
inijter a. D. Georgi, in der Yweiten der Appellationsratl) 
ı Zwidau, Cuno, zum Bräfidenten gewählt. 
Beide Barteien begegneten ſich nun, wenn auch aus ganz 
hiedenen Gründen und zu ganz anderen Zwecken, von 
nfang an in dem Bejtreben, den Landtag joviel als möglic) 
ı die Länge zu ziehen und nicht3 Definitives auf demſelben 
ı Stande fommen zu laffen. Die Radicalen thaten es, weil 
e, wie bereit3 oben angedeutet worden, ihre Pläne nod) keines— 
eg3 aufgegeben hatten, und in einer, allerdings fait unbegreif- 
den, Selbſttäuſchung immer noch hofften, die ihrer Anficht 
ach rechtlich beftehende Frankfurter Verfaſſung aud) nod) 
yatfächlich zur Geltung bringen zu fünnen, Die Gothaer, weıl 
e annahmen, daß eine längere Fortdauer der unklaren und 
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jterium an diejer Unterlaffung feine Schuld trug, und Die 
Steuererhebung unbedingt nothiwendig war und nicht auf 
mehrere Monate ausgeſetzt werden fonnte, fo blieb nichts 
anderes übrig, als das Unvermeidliche zu thun und wegen 
des Verfahrens bei den nädjiten Kammern eine Indemniſirung 
zu beantragen. Ebenjo hatte das Minifterium wegen der 
dringenden Nothwendigkeit, bald in den Beſitz der zur Fort: 
führung der Sermakkung nöthigen Geldmittel zu gelangen, 
unter dem 14. Juli 1849 die Vorausbezahlung gaviffer, eigent- 
ich erit an einem jpäteren Termine fälligen Steuern angeordnet 
und fich dabei, da $ 103 auf eine ſolche Maßregel feine An- 
wendung leidet, auf 8 88 der Berfafjungsurfunde bezogen. 
Etwaige Zweifel in legterer Beziehung ſchienen dadurd) be- 
feitigt, dap das Minijterium Braun unter dem 25. April 1849 
ganz dasſelbe gethan, ein unter Bezugnahme auf $ 38 
einen Steuertermin auf einen früheren Zeitpunkt verlegt hatte, 
von den Kammern aber dagegen fein Bedenken erhoben worden 
war. Beide Verordnungen wurden den Kammern fofort bei 
ihrem Zujammentritt, am 26. November 1849, zur nachträg— 
lihen Genehmigung vorgelegt. Nach einer jpeciellen Prüfung 
der Berfaffungsmähi feit derjelben und einer ausführlichen 
Debatte darüber erfolgte aud) am 16. und 18. Februar Seiten 
der Zweiten Kammer die nachträgliche Genchmigung und die 
Indemnifirung des Ministeriums wegen des dabei eingehaltenen 
Berfahrens, ſoweit eine folche nothwendig war. Am 16. April 
trat die Erſte Kammer diefen Bejchlüffen bei. Bei den Ber: 
handlungen der Zweiten Kammer über diejen Gegenjtand gab 
übrigens der Minijter Behr die Erflärung ab, „daß die Re— 
ierung unter feinen Umftänden fich für ermächtigt halte, auf 

rund von $ 88 der Berfaffungsurfunde Steuern und Ab— 
gaben auszujchreiben. (Siehe Landtags - Mittheilungen 
1849/1850. Zweite Kammer. Seite 757.) Somit waren Die 
Steuern bis zum 30. April 1850 bewilligt. 

Mit Decret vom 2. März verlangte die Regierung die 
Bewilligung der Steuern und Abgaben für den Reſt des 
Jahres, aldo bis zum 31. December 1850, und zugleich, mit 
Rüdjicht auf den dringenden Bedarf, augerordentliche Zuſchläge 
u der Grundſteuer und zu der Gewerbe: und perlonatftener. 
“ demjelben Decrete wurde die zuverlichtlihe Erwartung 
Er. Majejtät ausgeſprochen, daß die Berathung des, den Kam— 
mern ſeit dem 26. November 1849, alfo jeit mehr als drei 
Monaten, vorliegenden Budgets und des Finanzgeſetzes nun— 
mehr baldigſt erfolgen werde. Die Berathung über dieſes 
Decret in der Zweiten Kammer am 21. März nahın einen 
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Benn wir daher, wie e8 wirklich der Fall war, den ernjten 
Billen hatten, auf dem, durch die proviforischen Gejeße ein- 
efchlagenen Wege weiter vorzugehen, und mit den nad) diefen 
ae gewählten Kammern unjere Berfaffungsverhältniffe 
finitiv zu ordnen, jo durften wir unfere Forderungen nicht 
ı hoch jpannen und mußten ung in unferen Soriläge für 
13 Fünftige Wahlgejeb und die Abänderungen der Verfaſſung 
en Beftrebungen der liberalen Bartei wenigjteng joweit nähern, 
ı8 eine Annahme unferer Entwürfe Seiten der Kammern 
Öglich wurde und erwartet werden fonnte. Freilich erfüllte 
ein Entwurf noch lange nicht die Erwartungen und An— 
derungen der weiter vorgeichrittenen liberalen Barteien, 
Nein ich nahm an, daß auch bei den Mitgliedern der neuen 
ammern der Wunſch vorherrfchen werde, wenigjtens die 
meren Verhältniffe Sachſens wieder in cine feſte, gelebtich: 
rdnung zu bringen, und traute ihnen dabei 1° viele Einficht 
ı, daß fie bei der gänzlich unficheren Lage der allgemeinen 
ıopäischen Berhältniffe und der entichieden reactionären 
strömung, die in Deutjchland ſich allenthalben fund gab, die 
horjchläge der Regierung annehmen würden. Auch das Ge- 
ımmetminijterium theilte diefe Anficht, und gab ſich der al 
ung hin, daß die neu zu wählenden Vertreter des jächfi gen 
tolfes, nach den erjt vor wenigen Monaten gemadten Er- 
ıhrungen, zu einer ruhigen Erwägung der wahren Sntereffen 
es Landes fähig und geneigt jein würden. Ich erhielt daher 
ach einer jehr eingehenden Berathung im Gejammtminijterium, 
n welcher auch der Bruder des Königs, der nachmalige König 
johann, einen jehr lebhaften Antheil nahm, die Genchmigung 
ur Vorlegung meiner Entwürfe an die Klammern. 

Nach) dem Entwurje des Wahlgeſetzes follte die Erſte 
'ammer aus den Königlichen Prinzen und 50 Mitgliedern 
eftchen, welche 40 Jahre alt fein und von Stimmberechtigten 
ewählt werden jollten, welche 30 Jahre alt waren und jährlic) 
5 Thaler an directen Staatsabgaben bezahlten; die Zweite 
dammer dagegen jollte 75 Mitglieder zählen, die 30 Jahre 
(t waren und bei deren Baht ſämmtliche, 30 Jahre alte . 
ichſiſche Staatsangehörige jtimmberechtigt jein follten, welche 
ch feit drei Sahren in Sachſen wejentlih aufhielten, im 
jefige der bürgerlichen Ehrenrechte und an einem Orte des 
tandes, Stadt oder Dorf, bei den Gemeindewahlen ftimm- 
erechtigt waren. Da hiernach das Hauptgewicht bei der Be- 
wtheilung der Dahtberechtigung für den Landtag auf Die 
Stimmberechtigung bei den Gemeindewahlen gelegt war, nun 
ber damals dieſe Iegtere in den Dörfern nach der Land- 
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in Sachjen wieder herzujtellen.” Daß Died nicht immer und 
überall in milder und freundlicher Weile möglich fei, daß dag 
Ministerium es nicht jedem und jeder Partei recht machen 
fönne, fei natürlich. Man werde aber dem Minifterium, fo 
jehr und jo heftig man es auch befämpfe und anfeinde, doc) 
die Anerkennung nicht verfagen, „daß es en leichtere 
Mittel, zum Zived zu gelangen, verjchmäht und den fchivierigeren 
Weg gewählt habe, in verfafjungsmäßiger Weife im Einver- 
tändnifje mit den Kammern zu handeln.” Um übrigens Die 
Kammer über den großen Ernjt der von ihr herbeigeführten 
Situation nicht im Zweifel zu lafjen, fügte ih am Schluffe 
n bei, daß das Minifterium auf Diefem Wege zunächſt 
noch fortgehn und fi von feiner Seite Her werde irre 
machen lafjen, daß es aber wünjche und erwarte, daß aud) 
die Kammern ihm die Hand bieten würden, um auf diefem 
Wege zum Biele zu gelangen, „damit nicht, wenn nichts 
Anderes mehr Hilft, Mapregeln eintreten müffcı, 
Die jegt noch keineswegs in der Mbficht des Mini- 
teriums liegen“ (vergl. die vfficiellen DeittHeilungen vom 
Landtage 1849/50, Zweite Kanımer, ©. 1101). Merfwürdiger 
Weiſe erfolgte auf diefe, doc) ziemlich verftändliche Andeutung 
feine Erwiderung aus der Kammer. Auch fchienen dieje und 
ähnliche Andeutungen meiner Eollegen wenig vder gar feinen 
Eindrud auf die Kammern zu machen; jie trauten ung \veder 
die Kraft noch den Muth zu energischen Schritten zu und 
ſetzten daher ihren — * gegen das Miniſterium ununter— 
brochen fort. 

Ich ſchrieb daher am 3. und 4. April meine Anſichten 
über die Nothwendigkeit einer baldigen Auflöſung der Kam— 
mern und über das, was nachher weiter vorzunehmen ſei, in 
einer ausführlichen Denkſchrift nieder, welche ich am 5. April 
meinen Collegen als Unterlage für eine Beſprechung im Ge— 
ſammtminiſterium vorlegte. Bei diefer leßteren, welche wenige 
Tage darauf jtattfand, ergab ſich jedoch, day Feine volljtän- 
dige —E der Anſichten über die vorliegenden 
7— en vorhanden war, indem nur vier Miniſter die baldige 

uflöſung der Kammern für wünſchenswerth, ja für noth— 
wendig hielten, während Herr von Beuſt anderer Anſicht 
war. Ihm ſtand natürlich die deutſche Frage in erſter Linie, 
er dachte vom Standpunkte ſeines ſpeciellen Miniſteriums, 
wie nach ſeiner perſönlichen Neigung, vorzugsweiſe an dieſe, 
und überließ die Sorge für die Geſtaltung der inneren 
Verhältniſſe Sachſens zunächſt ſeinen Collegen. Die Lage 
Deutſchlands war nun aber im Frühjahre 1850 von der 


v. Frieſen, Erinnerungen. J. Zweite Auflage. 14 
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zuhalten, jofort den größten Theil der jähfiichen Armee um 
Dresden herum zujammenzog und in den benachbarten Dörfern 
Santonnement3 bezichen Lich, eine Maßregel, die id) damals 
für feine glüdliche und zwecmäßige hielt, weil fie großes Auf- 
iehen erregte, zu ganz faljchen Deutungen Anlaß gab und 
nicht einmal durch die Angabe des wahren Grundes cerflärt 
werden konnte. Für das gefammte Minifterium war aber 
jene Notiz; eine dringende Mahnung, das, was nach der ganzen 
Sachlage, wenn das Miniſterium feine Pflicht nicht völlig ver- 
nachläſſigen wollte, doch unvermeidlich war, die Auflöfung der 
Kammern, nunmehr unverzüglich zur Ausführung zu bringen. 

Seht mußte nun aber auch über die im Geſammtmini— 
jtertum zwar wiederholt ſchon zur Sprache gekommene, aber 
noch nie bejtimmt entjchiedene Frage, was dann, d. h. nad) 
Auflöfung der Kammern, gejchehen folle, ein definitiver Be— 
ſchluß —** werden. 

Ich Hatte, wie ich ſchon oben bemerkt, meine Anſichten 
über dieſe Frage bereit? am 5. April meinen Collegen in einem 
bejonderen Aufſatze mitgetheilt und legte ihnen denjelben am 
18. Mai, nachdem ic) von dem oben erwähnten, von den zwölf 
Gothaer Abgeordneten gettellten Antrag auf Bejchwerdeführung 
gegen dad Minijterium Kenntniß erhalten hatte, mit einigen 
Anmerkungen und Erläuterungen verſehen, andenweit, und 
zwar nunmehr mit den bejtimmten Antrage auf Wieder: 
einberufung der alten Kammern, zur Beſchlußfaſſung vor. 
Der Wichtigkeit des Gegenſtandes wegen und weil es fic) 
dabei um cine der folgenreichjten, ohne Zweifel aber um die 
am Aergſten verfannte und am Meiſten angefeindete Maßregel 
meiner minijteriellen Thätigkeit Handelt, will ich meine Auf: 
faſſung und die Motive derfelben, wie ich fie in jenem Auf— 
ſatze zufammengeftellt hatte, hier kurz wiederholen. 

Wenn das Geſammtminiſterium über die Nothwendigkeit 
der Auflöfung der Kammern einig war, jo boten ſich für 
da3 weiter einzufchlagende Berfahren drei Wege dar. Die 
Regierung konnte noch einmal nach dem proviforischen Wahl— 
gefeße wählen lafjen, oder cin neues Wahlgeſetz vetroiren, 
oder endlich die Ständeverſammlung vom Jahre 1848 wicder 
zufammenberufen, jie fragen, vb fie die Anficht theile, daß 
der Berfuch, durch die auf Grund der proviforischen Geſetze 
vom 15. November 1848 gewählten Kammern zu einem neuen 
Wahlgeſetze zu gelangen, als gejcheitert und daher jene Ge— 
jege als erledigt anzujehen feren, und fie daher nunmehr 
jelbjt mit der Regierung cin neues Wahlgeſetz vereinbaren 
wolle, ihr auch eventuell den Entwurf eines ſolchen vorlegen. 
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roviforischen Geſetze geweſen fein, welcher er wolle, durch 
rejelben Doch immer das frühere Wahlgeſetz und die damit 
njammenbhängenden Beitimmungen der Berfaffung von 1831 
ufgeboben worden, und daher cin Zurüdgehen auf diefelben 
völlig ausgeſchloſſen ſei. Das Gewicht —** Einwandes war 
nicht zu unterſchätzen, obgleich man ihm wohl die Anſicht ent— 
jegenſtellen konnte, daß, wenn die proviſoriſchen Geſetze ſelbſt 
jar nicht beabſichtigten, einen dauernden, definitiven Rechts— 
uſtand zu Schaffen, jondern nur für einen bejtimmten einzigen 
Fall ald Norm dienen jollten, dann auch für feine einzelne 
hrer Bejtimmungen eine weitergehende, definitive Geltung in 
—55 genommen werden dürfe und daß daher, wenn jene 
Gelege überhaupt nicht die Abſicht gehabt hätten, das ältere 
Wahlgeſetz definitiv abzuändern, aud) die darin ausgefprochene 
Aufhebung früherer Geſetze nicht als eine definitive angefehen 
verden fünne. Jedenfalls mußten aber diejenigen, welche Die 
Anficht aufitellten, daß zwar die proviforischen Gefege als 
rledigt zu betrachten, dadurch aber die älteren, durch fie ab- 
yeänderten Beitimmungen nicht wieder aufgelebt feien, zugeben, 
yaB dadurch ein ganz unhaltbarer, ganz unmöglicher Zuftand 
n Sachſen entitanden fein würde, denn wir hätten dann das 
Bruchjtüd einer Berfaffung gehabt, dem alle Beitunmungen 
iber die Vertretung durd) Kammern, über die Wahlen der 
Abgeordneten u. }. w., gefehlt hätten. Das Ganze bewies nur 
von Neuem, day unſere Berfaffungsverhältniffe durd) die 
Frlaffung der proviforischen Geſetze in eine jo volljtändige 
Benwirrung gebracht worden waren, daß es, um aus derjelben 
jyeranszufommen, feinen Weg gab, der nicht erheblichen Zwei— 
eln und erniten Anfechtungen ausgejegt war. 
Herausfommen mußten wir aber. Nachdem zwei Mint: 
terien der Revolution gegenüber Schiffbruch gelitten hatten, 
yurften wir und nicht ebenfalls ängitlich zurüdzichen und nicht 
a3 Land und den König in eine Lage bringen, die unter den 
yamaligen Berhältniffen verhängnigvoll werden mußte. Wir 
Jurften daher auch vor feiner VBerantwortlichkeit zurückſchrecken 
and mußten handeln. In vollen Bewußtſein Diefer großen 
Berantwortlichkeit, jorwie in Vorausſicht der zahlreichen Schwie- 
ügfeiten, die ſich der Ausführung entgegenſtellen würden, bes 
intragte ich daher am 18. Mai ım Geſammtminiſterium, daß 
zie Regierung die erite paffende Gelegenheit benugen folle, 
um die Kammern aufzulöfen, daß Sie Yodann möglichſt raſch 
und unter Darlegung ihrer Gründe die alten Stände, jedoch 
lediglich zu dem Zwecke wieder einberufen möge, um ihre 
Zuſtimmung dazu zu erlangen, die proviſoriſchen Geſetze vom 
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Debatten aufhörten, die bei der überall im Lande herr: 
ı Ruhe allein noch Beranlaffung zu öffentlichen De- 
tionen hätten geben fünnen. Ob es auch nothivendig 
rde, hinfichtlich der Preffe etwas zu thun, glaubte ich, 
on weiteren Erfahrungen abhängig bleiben; hier ſchien 
oße Vorſicht nöthig, damit nicht mehr gefchadet, ala 
werde. Eine Suspenſion oder Aufhebung der „Grund: 
auf Grund von $ 88 der Verfaſſung, die von ver- 
en Seiten empfohlen wurde, hielt ich nicht für räthlid). 
gen Beltimmungen derjelben, welche noch nicht ins Leben 
waren oder einer Ausführungsverordnung bedurften, 
| vor der Hand unausgeführt bleiben. Die bereits 
ihrten und ins Leben getretenen Beitimmungen, 3. B. 
r die Jagd, über die Auswanderung, über die Gleich: 
| der Juden u. ſ. w., konnten wir-aber gar nicht auf- 
oder auch nur juspendiren, ohne damit die größten 
enienzen und Berwirrungen bervorzurufen. Die Be: 
ig der „Grundrechte“ unter Aufrechterhaltung einzelner 
mungen derjelben mußte aber einer Späteren Gefeßgebung 
ılten werden. 
och blicb aber der Zweifel beftehen, ob die beiden 
rn der alten Stände, wenn fie der König wieder ein= 
in beichlußfähiger Anzahl ericheinen würden, und, wenn 
r Tall, ob dann mit ihnen eine Vereinbarung möglic) 
erde. Wären die Kammern nicht in befchlußfähiger 
zuſammen gekommen, dann wäre nichts übrig geblieben, 
aufzulöfen und nach dem Wahlgeſetze von 1831 eine 
ammer wählen zu laſſen. — Um daher nach dieſer Rich— 
in einige Sicherheit zu erlangen und mir, joweit als 
„ darüber Har zu werden, ob die von mir vorgefchlagene 
gel im Lande Anklang finden werde, hatte ich die Zeit 
n dem 4 April, wo ich meine Anfichten zuerjt zur 
ig meiner Gollegen brachte, und dem 18. Mai, wo ich 
rmellen Antrag jtellte, die Ständeverfammlung wieder 
rufen, dazu benußt, um mir im möglichjt ficherer, aber 
vertraulicher Weiſe über die Stimmung im Lande md 
lich darüber Kenntniß zu verſchaffen, vb die noch vor: 
en Deitglieder der nac) dem —8 von 1831 gewählten 
a Kammer von 1848, wenn ſie nochmals und zwar 
ye zur Berathung eines definitiven Wahlgeſetzes ein— 
werden ſollten, dieſem Rufe Folge leiſten würden. Ich 
yar durch die amtlichen Berichte der Behörden von der, 
olchen, oder einer ähnlichen Maßregel, günftigen Stim— 
der Bevölkerung im Wefentlichen bereits unterrichtet, 


15* 


a. 


HE re 
Br 


” . 
I us as Beh 
—— — * u) 





— 229 — 


Beitrebungen nach einem Aufgehen Sachjens in Preußen unter: 
tügten, dies nur deshalb thaten, weil fie der ſächſiſchen Re— 
Nerung nicht Muth und Kraft genug zutrauten, um jelbit 
nd allein wieder Ordnung und feite Zuftände im Lande zu 
Khaffen. Die Erinnerung an das tolle Treiben der Parteien 
n den Sahren 1848 und 1849, an den Maiaufftand und 
ın Die unfeligen Folgen desjelben für das ganze Land waren 
aoch ſo Erich und jo mächtig, daß die Negierung, in der 
Richtung nad) dem allgemein gewünfchten Ziele din, alles 
yätte unternehmen fünnen und der Unterjtügung der Be: 
völferung dabei Jicher gewefen wäre. Bemerkenswert) und 
für Die damalige Stimmung des Landes charafteriftifch iſt vs 
such, daß von den jveben erwähnten Erörterungen, obgleid) 
von mir und den don mir darum erfuchten Beamten zahl: 
reiche Briefe an verſchiedene Perſonen gerichtet und von dieſen 
wieder viele Andere fchriftlich oder mündlic befragt worden 
waren, jo daß cine ſehr große Anzahl ganz nadhängiger, 
dem Miniſterium zum Theil gar nicht einmal befannter Ber: 
onen von der Sache wußten, doc) auch nicht die Fleinfte 
Rotiz davon in die Öffentlichen Blätter gefommen tft. Es 
waren chen alle, welde um ihre Meinung befragt wurden, 
jo durchdrungen von dem Gefühle der Notwendigkeit einer 
ntfcheidenden Maßregel, dar fic das für da8 Gelingen der: 
jelben unbedingt nöthige Geheimniß ſorgfältig bewahrten. 
Mad) alle dem war id) von der Stimmung des Landes 
jo unterrichtet, daß ich, als die Sache in den letzten Tagen 
x Mai im Gefammtminifterium zur Entjcheidung fam, mit 
der größten Beitinmmtheit die Ueberzeugung aussprechen fonnte, 
ya, wenn die Wiedereinberufung der alten Stände bejchlojfen 
werden jollte, die Mitglieder beider Kammern in beſchluß— 
fähiger Anzahl ericheinen würden. Aber auch nac) dev andern 
Seite hin hatte ich mich ficher gejtellt oder glaubte vielmehr, 
8 gethan zu haben. Die Wiedereinderufung der Ständever: 
jammlung follte meiner Anficht nach Feine materielle Reaction, 
feine unbedingte Rückkehr zu den alten Berhältniffen bedeuten, 
ie jollte vielmehr nur dazu dienen, die durch die veränderten 
Beitverhältnijfe dringend gebotenen, über kurz oder lang doc) 
unvdermeidlichen definitiven Menderungen der Berfaffung von 
1831, in Bezug auf die Zujammenfegung beider Kammern 
und die Wahlen zu denjelben, ſowie cin neues Wahlgeſetz 
mit ihr zu vereinbaren und zugleich einige wichtige Einrich— 
tungen und Verhältniſſe, we 0° Ihon vor dem Jahre 1843 
und feit längerer Zeit ji vielfachen Beſchwerden und Miß— 
ſtimmungen im Lande Anlaß gegeben und große Klajjen der 
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eine Detroirung noch die Wicdereinberufung der alten Stände 
zu einem günjtigen Refultate führen, vielmehr das Eine wie 
das Andere nur zu neuen Serwürfniffen und Berwirrungen 
im Lande Anlaß geben werde. Hierzu Fam nod) ein beſon— 
derer Grund, der ihn gegen meinen Blan mißtrauiſch machte. 
Wie ich erſt bei diefer Discuffion erfuhr, Hatte nämlid) der 
Fürſt Otto Victor von Schönburg-Waldenburg ſchon in einer 
im Monat Januar desſelben Jahres dem Könige privatim 
übergebenen Denkſchrift eine ganz ähnliche Maßregel aus 
denjelben Gründen empfohlen; der König Hatte aber dieſe 
Idee nicht weiter verfolgt und das Schreiben des Fürſten 
deshalb and) nicht zur Kenntniß des Geſammtminiſteriums 
gebracht. Rabenhorſt aber, der, ic) weiß nicht auf welche 
Beife, von diefem Schritte Kenntniß erhalten Hatte, war da= 
durd) ſehr bedenklich geworden, weil er bei dem Fürsten Schön: 
burg, der auch bedeutende Güter in Preußen beſaß, entſchie— 
den preußische Sympathien vorausjegte und daher annahın, 
daß bier irgend eine für Sachjen nachtheilige Abſich vor⸗ 
handen und maßgebend ſein könne. Als ich nun vier Monate 
ſpäter mit meinem, ganz ähnlich motivirten Plane hervortrat, 
fam er, geleitet durch feine unnüberwindliche Neigung zum 
Miptrauen, auf die Idee, dag bier cine Intrigue vorliege, 
um die ſächſiſche Regierung zu einer falſchen und gefährlichen 
Mapregel zu verleiten, dadurch Unruhen und Widerſetzlich— 
fetten im Lande hervorzurufen und damit der preußijchen 
Regierung Gelegenheit zur Intervention zu geben. Da er 
mid) zu genan Fannte, um mir cine wiffentliche Betheiligung 
bei einem ſolchen Blanc zuzutrauen, fo nahm er an, daß id), 
mir jelbit unbewußt, in eine folche Intrigue auf irgend eine 
Weiſe vennvidelt worden fer, amd juchte mic) daher in ganz 
jreundichaftlicher Weile von den Gefahren meine! Vorſchlags 
zu überzeugen. Er hielt es überhaupt aus politifchen Grün: 
den für beffer, ung zur Zeit noch auf einem ganz paffiven 
Standpunkt zu halten und daher jegt wiederum nad) dem 
provisorischen Wahlgefete wählen zu laffen, dann aber, wenn 
mit den nächiten Kammern abermal3 cine Bereinigung nicht 
möglich jein jollte, auc) fie aufzulöfen, dann wieder nach den 
proviforischen Geſetzen wählen zu laffen, und jo immer fort, 
bis am Ende dod) nod) einmal eine Kammer zu Stande 
fonıme, mit der fich die Negierung vereinigen fünne. Hierbei 
blieb er auch Itehen, als wir ihm vorhielten, da gerade dieſer 
Weg zu einem fortwährenden Kampfe der Regierung mit dem 
Volke, zu den größten inneren Wirren und Zerwürfniſſen 
führen und eine jede Verbefferung der Geſetzgebung, ebenſo 
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* wwuh nur erſchwert. Ganz fo handelte der Finanz- 
site: nicht, er hielt feine abweichende Anficht fe und 
= fie in den Berbandlungen des Geſammtminiſteriums 
eDer Gelegenheit, bei jeder Befprehung über einen zur 
Wahrung der Mafregel gehörigen Punkt zur Geltung zu 
em, jo daß cin großer Theil unferer jo Eojtbaren Zeit 
on unfruchtbaren, endlofen Debatten verloren wurde. 
ie Auflöfung der Kammern erfolgte am 1. Sun. Am 
en wurden die alten Stände auf den 1. Juli wieder cin- 
Ten und dies zugleich in einer befonderen Bekanntmachung 
Geſammtminiſteriums ausführlid) motivirt. Gleichzeitig 
der Belagerungszuftand für Dresden und Umgegend 
Behoben; ebenſo wurden einige Zuſätze zu dem Preßgeſetze 
am 18. November 1848 und eine vollftändige Verordnung, 
SSgs Bereing- und Berfammlungsrecht betreffend“, auf Grund 
$ 88 der Verfaffungsurfunde mit Gefegeskraft publicirt. 












[3 


Wenn die Gegner der Regierung das damalige Berfahren 
= Derielben als einen „Staatöftreich “ bezeichneten, fo war es 
. od; zweifellos, daß 18 nicht cin ſolcher war, ‚der in einem 
—* Soꝛderiniereffe des Königs oder der Regierung im Gegen— 
SS Maße zu den Intereſſen und Wünſchen des Volkes ausgeführt 
de, jondern vielmehr ein folcher, der die Mißſtimmung 
und Entrüftung der ſehr großen Mehrheit des Volkes über 
eine Heine Minorität zum Ausdruck brachte, welche ihre politi- 
ſchen Bartei-Anfichten ohne Rückſicht auf die Nachtheile, die 
fie dadurch dem Lande zufügten, zur Geltung bringen wollten. 
> Das Ministerium konnte 08 daher wagen, gleichzeitig mit der 
Berfündung diefer Maßregel den bis dahin beftandenen Be— 
lagerungszuftand aufzuheben, während ſonſt gewöhn— 
lid) die Anwerdung einer ſolchen Ausnahmemaßregel er: 
forderlich wird, um einen beabjichtigten „Staatsſtreich“ durch: 
zuführen. 

Das Vorgehen der Regierung wurde natürlich von den 
Mitgliedern und Anhängern der beiden politifchen Parteien, 
welche diefelbe befümpften, ſehr ungünstig und mit lebhaften 
Widerjpruch aufgenommen, was freilich nicht anders zu er= 
warten war, da dieſe Parteien dadurch in ihren Plänen auf 
das Empfindlichhte durchkreuzt wurden. Leider! erklärte ſich 
auch die Mechrheit der Profefjoren der Univerfität Leipzig, 
unter welchen fich mehrere ſehr cifrige Anbänger der Gothaer 
Bartei befanden, injofern gegen die Regierung, als fie Die 
Wahl eines Vertreter der Univerfität für die Srfte Kummer 
der reactivirten Ständeverfammlung ablehnte. Auf das in 
Folge deſſen eingeleitete Berfahren, welches am Ende dod) 
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wahrloſte Kinder in Bräunsdorf und wegen Heranbildung 
einiger Kal für diefen Beruf, einen Vertrag abzuschließen, 
fchrte aber ſchon nad) drei Tagen wieder zurüd. 

Der zunächſt auf den 1. Juli beftimmte Zuſammentritt 
der Stände wurde auf den dringenden Wunſch einiger Mit— 
glieder derſelben, deren Verhältniſſe es ihnen unmö 1 machten, 
an diefem Tage zu ericheinen, bis auf den 15. Ali hinaus: 

eſchoben. Diejer Auffchub Hätte ung leicht gefährlich werden 
önnen. Beust Hatte ſich in den ceriten Tagen des Juni in 
Familienangelegenheit auf vierzchn Tage nad) München be- 
geben und es Zichinsky und mir überlaffen, die weiter nöthigen 

orbereitungen für den Yujammentritt der Stände während 
jeiner Abwetenheit zu treffen. Behr aber konnte e& nicht über 
ſich gewinnen, feine abweichende Meinung für ich zu behalten, 
fondern theilte jedem, der deshalb mit ihm ſprach, feine Be- 
denfen un ice Zweifel mit, und beantragte nunmehr, unter: 
ſtützt von Rabenhorft, in die Bekanntmachung des Geſammt— 
minijteriums, durch welche der Yufammentritt des Landtages 
aufgejchoben wurde, einige, wie er ed nannte, „belchrende und 
begütigende” Bemerkungen aufzunchmen, die aber nad) der 
Faſſung, welche er dazu vorlegte, im Wejentlichen darauf 
binausgefommen wären, daß die Regierung jelbit ihre Map; 
regel für jehr zweifelhaft und die dagegen zu erhebenden Be— 
denfen für ganz berechtigt anerkannt, dadurch aber weiter gar 
nicht? erreicht Hätte, als daß diejenigen, welche mit ihrem 
Berfahren einverstanden waren, alles Bertrauen zu ihr ver— 
loren und Jie nicht weiter unterjtüßt hätten. Da wir, Zſchinsky 
und ich, in Abweſenheit Beuſts nicht mehr die Majorität im 
Gefammtminijterium bildeten, Hatten wir die größte Mühe, 
wenigjtens die bedenflichiten Stellen des Behr’jchen Entwurfs 
zu befeitigen oder abzufchwächen Die Aufnahme diefer, fo 
ah Bemerkungen in die Bekanntmachung vom 14. 
Juni ſelbſt aber Fonnten wir nicht hindern, obgleid) diefelben 
ebenjo unnöthig als bedenklich waren, denn fie machten unſere 
Freunde ängjtlid) und bejorgt, ohne unfere Gegner zu über: 
zeugen. Die Gothaer Preſſe aber benutzte den Umſtand, daß 
der Aufſchub des Landtags felbjt, verbunden mit dieſen ſchwäch— 
lichen Bemerkungen in Beufts Abweſenheit jtattgefunden hatte, 
um von Neuem darauf hinzuweiſen, daß dieſer der eigentliche 
Urheber des „Staatsſtreichs“ jei und der Grund desfelben 
allein in der deutjchen Frage liege. 

Glücklicher Weiſe hatte dies jedod) für die weitere Durch- 
führung der Mapregel nicht den anfänglich befürchteten nad): 
theiligen Einfluß. Am 15. Juli ſchon fanden ſich die Mit- 
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ine, an das Geſammtminiſterium gerichtete und von dieſem 
en Kammern mitgetheilte, von den Handelsdeputirten, deu 
tramermeiftern und den Handlungsconfulenten zu Leipzig 
interzeichnete Eingabe des Leipziger Handeldvorjtandes, in 
velcher derjelbe der Regierung ſein vollitändiges Einverjtänd- 
u mit ihrem Verfahren ausſprach und das Verhalten des 
Bertreter® des Leipziger Handelsſtandes in der Zweiten 
fammer, welcher der Aufforderung der Regierung nicht ent: 
prochen und ſein Erjcheinen in der Kammer abgelehnt hatte, 
ntichicden milbiltigte 

So war denn die Mafregel der Regierung überrafchend 
hnell von cinem vollftändigen Erfolge gekrönt; Negierung 
nd Kammern waren in der zunächſt vorliegenden Hauptfache 
urchaus einig und die jehr große Mechrheit der Bevölferung 
prad) Ihre Summung theils ausdrücklich aus, theils bewies 
ie dieſelbe durch ihre Theilnahme an den nöthig werdenden 
Reuwahlen und durch zahlreiche Zeichen der Anerkennung ud 
Dankbarkeit, welche nicht nur der König, ſondern auc) die 
inzelnen Miniſter erhielten. Unter diefen Umständen fonnte 
08 Miniſterium die maßloſen Angriffe der radicalen und der 
Sothacr Preſſe, welche beide fie täglich mit den heftigſten 
Bormwürfen überjchütteten, ruhig ertragen, ohne bejonderen 
Berth auf dieſelben zu legen. Eines jedoch diefer Blätter, 
ie radicale „Dresdner Zeitung“, die es mit am Aergſten 
rieb, wurde wegen jortgefegten Schmähungen und Verleum— 
Jungen der Regierung am 29. Juli auf Grund des Preß— 
jelehe® verboten. Die, Leipziger Zeitung” vom 7. Auguſt 1850, 
Nr. 219, ©. 4073 ff. enthält eine ausführliche Motivirung 
ieſer Maßregel. Es war dies dasſelbe Blatt, welches während 
x Deai-Aufttandes 1849 feine Freude darüber ausgeſprochen 
yatte, dag man endlich den „abgeſchmackten Rechtsboden“ 
xrlaffen und „ſich auf den einzig richtigen Standpunkt, den 
revolutionären“ gejtellt habe. Der Umstand, daß dieſes Blatt, 
ingeachtet jenes offenen Ausſpruchs feiner Anfichten, noch 
'aft fünf Liertel-Jahre fortbeitehen konnte, scheint auc) zu 
yeweilen, day die Breffe in Sachjen damals nicht übertrieben 
sehchränft war. Ein gleiches Schiefjal traf am 6. December 
08 „Neue Dresdner Journal“, das eifrigſte Organ der 
Sothaer Partei in Sachjen, welches in jeiner damaligen Er: 
itterung gegen die ſächſiſche Regierung jo weit ging, daß 
3 eine, von dem Miniſter Bent in der Zweiten Kammer 
N lic) der deutjchen Frage abgegebene Erklärung geradezu 
ä —* und in das Gegentheil verdrehte (S. Leipziger Zei— 
ung vom 8. December 1850, Nr. 342, ©. 6507). Der 
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var num zwar aud) in Bezug auf dieſe Angelegenheiten im 
Principe infofern einig, als — Miniſter ohne Aus— 
iahme eine Aenderung der Veaſune und des Wahlgeſetzes 
yon 1831, mit Rückſicht auf die ſeitdem gänzlich veränderten 
Berhältniffe des Landes, ebenſo wie die Iefeitigung der noch 
yeitchenden Feudallaften und Vorrechte einzelner Stände auf 
em Wege einer gerechten und billigen Ablöſung für noth— 
venbig, hielten; in Bezug auf den Wertl) aber, den die ein— 
velnen Miniſter auf dich Gegenstände legten, und die Energie, 
mit welcher fie bereit waren, dieſelben zur Entſcheidung zu 
yringen, zeigte ſich eine große Verſchiedenheit der Anfichten, 
Jie Behr bald dahin führte, nicht nur die Harmonie im Mini— 
terium ſelbſt zu jtören, Jondern auch, als fie nad) Außen hin 
bemerkbar wurde, fein Anfehen und das Vertrauen zu ihm zu 
untergraben. 
euft und Rabenhorjt waren zu ſehr von den wichtigen 
Mufgaben ihrer jpeciellen Reſſort in Anſpruch genommen, 
um den inneren Verhältniſſen des Landes eine mehr als ober— 
flächliche Aufmerkſamkeit und eine eingehende Thätigkeit wid- 
nen zu können. Zudem befanden ſie ſich in Bezug auf ihre 
Departements in ſo vollkommener Uebereinſtimmung mit bei— 
yen Kammern und bedurften der letzteren für die Durch— 
führung ihrer Aufgaben ſo ſehr, daß ſie wenig geneigt waren, 
dieſes ihnen jo werthvolle und wichtige Verhältniß dadurch 
zu gefährden, daß ſie diejenigen ihrer Collegen, welche mit 
den Kammern oder einer derſelben in Conflict geriethen, da— 
bei lebhaft und thätig unterſtützten. Behr aber war zu wenig 
olitiſcher Charakter, um in den hier fraglichen Punkten eine 
rejte Anſicht zu haben und vor Allem ängſtlich bemüht, alles 
su vermeiden, was ihn umd feine Stellung Wr irgend einer 
Seite hin compromittiren konnte. So fand ich damals nur 
an dem Juftizminijter, Zſchinsky, der in Bezug auf mehrere 
ragen der inneren Geſetzgebung ſich mit mir in gleicher 
ge befand, eine Hülfe und Unterjtügung, die mir von 
großem Werthe war. 

Ich Hatte ſchon vor meinen Eintritt in das Miniſterium, 
zum Theil angeregt durch meine gefchäftliche Thätigfeit, die 
mich mehrfach in unmittelbare Berbindung mit den thatjäch- 
lichen Zuftänden des Landes gebracht hatte, theils in Folge 
meines lebhaften Intereffes an den politischen Berhältuiffen 
der Zeit überhaupt, es verjucht, mir über die jo höchſt un- 
erquiclichen Zuſtände, die damals, d. h. in der Zeit von der 
Mitte der dreißiger Jahre etwa bis zum Jahre 1848, nicht 
nur in Sachſen, Jondern in ganz Deutjchland herrichten und 
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xruhte zugleich, wie dies ja auch der König in der Thron: 
ede beſtimmt ausgefprochen hatte, auf der Ueberzeugung von 
er dringenden Nothwendigfeit der Maßregel. 

Die Entwürfe, die wir den Kammern von 1849 aus 
ren oben ausführlich entwidelten Gründen vorgelegt Hatten, 
onnten der wiedereinberufenen Ständeverfammlung nicht wieder 
yorgelegt werden, darüber bejtand fein Zweifel. Sie wären 
edenfalls ſofort abgelehnt worden, ja das Minijterium würde 
ih Schon durch die bloße Vorlegung derjelben dem Verdachte 
mögefeßt haben, daß es Dice Ableynung wünſche und er— 
varte, weil es überhaupt nur die einfache Wiederherſtellung 
er Verfaſſung von 1831 wolle. Wir glaubten aber auch, 
aß jetzt eine, unferer Ueberzeugung beffer entſprechende Ord— 
mng unjerer Berfaffung, ſowie die, von den veränderten 
jeitverhältniffen dringend geforderte Abänderung der vorhin 
ngedeuteten inneren Einrichtungen ar ſein werde. Denn 
ene ängſtliche und kleinmüthige Verzweifelung an der Lebens— 
ihigkeit Sachſens, die ſo viele Mitglieder der Kammern von 
849 beherrſchte, war bei den Mitgliedern der Ständever— 
ammlung nicht zu befürchten. Hier durfte man hoffen, einer 
ichtigeren Auffaſſung der Verhältniſſe und der Geneigtheit 
u begegnen, die innere Verfaſſung Sachſens in einer, den 
genen und wahren Intereſſen des Landes entſprechenden 

ife zu ordnen. Daran, daß die große Mehrheit, insbejon- 
ere auch der Erjten Hammer, mit unferen Anfichten über 
ie Art und Weife diefer Ordnung übereinftinme, glaubten 
ir um jo weniger zweifeln zu dürfen, als diefe Herren ja 
ijelbe Erfahrung durchgemacht Hatten, wie wir, und zum 
‚cberfluffe mehrere der einflußreichiten unter ihnen mir auf 
eine Specielle Anfrage vor der Auflöfung der Kammern von 
849 die beitimmte VBerficherung gegeben hatten, daß fie, 
enn das Miniſterinm jich nur entichließen wolle, die alten 
tände wieder einzuberufen, zu jedem Opfer, insbeſondere 
ach in Bezug auf die Sagoberehtignng, die Ablöfungen und 
n Wegfall gewiſſer gutsherrlicher Rechte, bereit jein würden. 
ndefjen fo, wie ich den weiteren Gang der Sache gewünjcht 
id mir gedacht hatte, kam es nicht. 

Die Bewegung der fortichreitenden öffentlichen Meinung 
: feine geradlinige, nach einem beſtimmten Ziele gerichtete, 
: folgt vielmehr den Gejegen dev Pendelbewegung und wie 
r Bendel, wenn er durch irgend eine Kraft nach der einen 
eite weit hinausgezogen war, beim Zurückfallen nicht in der 

ten Richtung nad) der richtigen Mitte jtchen bleibt, 
ndern ebenfoweit nach der andern Seite Hinauzjchlägt, ſo 
16* 
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ſtammer vertreten waren, insbeſondere die Rittergutsbeſitzer 
und Bauern, jo dachten, wenn die Erfteren dag Recht, neben 
ihrer Vertretung in der Eriten Kammer auch nod) zwanzig 
Bertreter ihrer Intereſſen in die Zweite Kammer zu fenden, 
nicht aufgeben wollten, wenn die Bauern wünschten, für die 
Zukunft wieder durch fünfundzwanzig wirkliche, d. h. Aderbau 
treibende Bauern, und nicht durch Advocaten, Schullchrer 
und dergleichen, vertreten zu fein, jo war dies zu begreifen 
und in mancher Hinficht zu rechtfertigen. Weniger erflärlic) 
war es, daß jo viele und zwar oft duch Bildung und In— 
telligenz hervorragende Männer, die nicht Grund und Boden 
befaßen und nicht zu den wahlberechtigten Bürgern einer 
Stadt gehörten, alſo bei den Wahlen nad) dem Geſetze von 
1831 gar nicht mitwirken konnten, es nicht begreifen wollten, 
wie es möglich jei, daß die Regierung, nachdem fie eben erft 
unter Zujtimmung der großen Mehrheit des Volkes die alte 
Berfaffung wieder hergeitellt habe, nunmehr felbft durch die 
Beantragung liberaler Nenderungen derjelben ihr eigenes Werf 
wieder zerjtören und dadurch der Revolution in die Hände 
arbeiten wolle. Sp ſtand 3. B. ein, in hohem Grade und 
allgemein geachteter Mann, der bei der Einführung der Ber: 
fafjung von 1831 und den in Folge derfelben nothwendig 
gewordenen Reformen ſelbſt ſehr weſentlich und mit flarer 
inficht mitgewirkt Hatte, jebt ganz auf diefem Standpunfte 
und verjuchte in verfchiedenen, eingehenden Brivatgejprächen 
auch mich davon zu überzeugen, daß die Regierung unrecht 
thue, wenn fie ſich darauf — nur die Staatsgewalt, 
die Macht und das Anſehen der Geſetze und der Regierung 
wieder herzuſtellen, in Bezug auf die gegenſeitigen Verhält— 
niſſe der einzelnen Bevölkerungsklaſſen und den Einfluß der— 
ſelben auf die Geſetzgebung aber die deſtructiven Ideen des 
Liberalismus durchführen wolle; mit der Wiederaufrichtung 
der Staatsgewalt und des Anſehens der Regierung war, ſeiner 
Anſicht nach, wenig gewonnen, wenn nicht zugleich auch die 
verſchiedenen Berechtigungen der einzelnen Stände des Volkes 
und ihre gegenſeitigen Verhältniſſe, alſo für Sachſen ſpeciell 
. B. die Vertretung der einzelnen Stände im Landtage, das 
atronatrecht, das Recht zur Jagd auf fremden Grund und 
Boden, der Lehenzverband, die gutsherrlichen Rechte u. |. w. 
wiederhergeftellt und, jo weit fie noch beftanden, aufrecht 
erhalten würden. Daß gerade jolche Berjonen durch das 
Anfehen, welches fie in weiten Kreifen der höheren Stände 
offen, der Re rung große Schwierigfeiten bereiteten, tt 
begreiflich, Nun Mand tiefen Männern zwar eine viel größere 
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yeftigite und Unwürdigſte angefeindet und mir nachgeſagt 
yirde, daß ich nur mit Widerftreben und durch die Majorität 
es Ministeriums überftimmt, mid) mit der Wiedereinberufung 
er alten Stände ceinverjtanden hätte, num aber bemüht jeı, 
ie ‚Folgen dieſer Maßregel zum Nachtheil der wahren Inter: 
fin des Landes im Sinne liberaler Doctrinen fo viel als 
nöglich zu verkümmern. Als Beispiel des Tones, in welchem 
ene conjervativen Blätter damals von mir }prachen, will ic) 
mr anführen, daß die „Freimüthige Sacdjjenzeitung” einmal 
nir vorwarf, „ich hätte feit meinem Eintritt in das Mini: 
terium nur Rebellen und Hochverräther angeſtellt“, während 
ic ein anderes Mal ausſprach, dal ich „Feinen Begriff von 
er Heiligkeit des Eigenthums Habe“, — und zwar letzteres, 
veil ich die Ablöſung der Lehngelder und baaren Geldgefälle 
ür nöthig erachtete und deshalb den Kammern einen Geſetz— 
ntwurf vorgelegt hatte. Das die liberalen Blätter von ihrem 
irect entgegengejehten Standpunkte aus den Minister Benft 
benfalls als den eigentlichen Urheber des, von ihnen ſoge— 
ıannten, Verfaſſungsbruches bezeichneten und von mir, als 
inem von den beiden liberalen Miniſtern — Behr follte der 
ındere fein — ebenfalls behaupteten, daß ich mid) mit dem- 
elben nur ungern und nothgedrungen einverjtanden hätte, 
a3 machte meine Stellung, namentlic) der Erften Kammer 
wgenüber, natürlich nicht beffer. 

Aller dieſer Anfechtungen ungeachtet, und unbeirrt durch 
te Intriguen und Einflüfterungen meiner Gegner, erhielt mir 
ber der König fein volles und unbejchränftes Bertrauen. 
luch traten jene Differenzen erjt dann, aber dann auch) tm 
wollen Umfange hervor, als die alten Stände vollzählig 
ufammen gefommen waren und fich felbft als die allein com: 
retente und verfaffungemäßige Vertretung erklärt hatten, --- 
amit aber die Maßregel der Regierung wider alles Erwarten 
aſch und leicht durchgeführt war. Bis dahin waren nicht 
mr fämmtliche Minister, fondern auch diejenigen Mitglieder 
reider Kammern, mit welchen über die Sache vorher geiprochen 
vorden war, über die Bedeutung, welche die Wicdereinberufung 
rer alten Stände haben follte, vollkommen einig. 

In Bezug auf die nothiwendige Ordnung der Berfaflungs- 
rerhältniffe jelbit war zunächſt eigentlich nur ein neues Wahl- 
jeſetz und die Abänderun berjenigen Beltimmungen der Ver— 
aſſung nothiwendig, welche ſich auf die Zuſammenſetzung der 

n Kammern und die Wahlen zu denfelben bezogen; indeffen 
vünſchte das Minijterium dringend, bei diefer Gelegenheit auch 


ie Grundrechte mit befeitigen zu fünnen, die unmöglich fort 
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benn wir auch die, auf die ſtändiſche Gliederung der Volks— 
ertretung bezüglichen Theile der Berfaffung von 1831 wollten 
allen laſſen. Die Erfte Kammer follte in ihrem bi&herigen 
Stande mit der doppelten Ausnahme erhalten bleiben, daß das 
Ernennungsrecht des Königs von zehn auf zwölf Mitglieder 
mögedehnt wurde, und an die Stelle von zwölf Vertretern 
er Nittergüter fünfzehn Vertreter des größeren ländlichen 
Hrundbeſitzes treten jollten. Erfteres war ganz unbedeutend; 
iber auch durch die zuletzt ervähnte Abänderung würde nur 
chr wenig, jedenfalls nicht? Wefentliches an der Zuſammen— 
egung der Kammer geändert worden fein. Denn, da zu dem 
wößeren, ländlichen Grumdbeliß, der in der Erjten Kammer 
rertreten jein follte, nur folche Güter gehörten, welche mit 
nindejtens dreitaufend Steuereinheiten belegt waren, während 
iis dahin Rittergüter vertreten waren, welche mindeiteng zwei— 
aufend Thaler Einnahme gewährten, fo würde, da der Werth 
iner Steuereinheit — urjprünglich auf ein Drittel Thaler 
Jahreseinnahme berechnet — ſich ſchon damals wefentlicd) 
rhöht Hatte und fortwährend im Steigen begriffen war, die 
Zahl der in die Erjte Kammer wählbaren Srundbefiger dadurd) 
iur Sehr wenig vermehrt und der Charakter diefer Repräſen— 
ation jo gut Wie gar nicht verändert worden fein. Sit die 
weite Kammer war die Aenderung allerdings bedentender und 
iefer eingreifend. Das Princip der ftändischen Vertretung — 
ic Kammer bejtand aus zwanzig Bertretern der Ritterguts: 
eſitzer, fünfundzwanzig der Städte, fünfundzwanzig der Bauern, 
velche alle wirkliche, Ackerbau treibende Gutsbefiger fein mußten, 
md aus fünf Vertretern des Handels- und Fabrikſtandes — 
ollte aufgegeben werden, und die Kammer fünftig aus fünf: 
ndjiebenzig Abgeordneten beſtehen, welche in dreißig ſtädtiſchen 
ind fünfundvierzig ländlichen Wahlbezirken ohne Nüdficht auf 
Anfälligkeit gewählt werden jollten. Für die Wahlbefähigung 
var ein Alter von fünfundzwanzig Sahren und ein Cenſus 
on zwei und cin halb Thalern am ordentlichen, directen 
Steuern, für die Wählbarfeit ein Alter von dreißig Jahren 
ind die Entrihtung von zehn Thalern an ordentlichen, directen 
Steiern vorgejchrieben. Daß diefer Vorſchlag im Weſent— 
ichen das Wichtige traf und den BVBerhältniffen des Landes 
niſprach, dafür jcheint auch zu fprechen, daß die, achtzehn 
Sabre Später, im Jahre 1868, wirklich durchgeführte Wahl: 
form in allen wejentlichen Punkten auf denfelben, im 
Jahre 1850 von mir vorgefchlagenen Grundſätzen beruht, 
mr daß die Zahl der Stenereinheiten für die Güter der in 
ie Erſte Kammer wählbaren Bertreter der Rittergüter auf 
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berechtigungen als ein durch die Publication der Grundrechte 
bereits erworbene Privatrecht anzuſehen jet, noch mit der 
Gleichſtellung der Suden mit den Ehriften, die man der Idee 
des „chriſtlichen Staates“ widerfprechend erklärte, einverftchen 
wollte. Da jedoch in der Zweiten Kammer die Borlage ganz 
im Sinne der Regierung angenommen wurde, jo gab endlic) 
auch die Majorität der Erften Hammer nach und nahm die— 
jelbe an, jo daß das Geſetz am 12. Mat 1851 publicirt 
werden fonnte. 

Ebenſo veranlaßten die Geſetzentwürfe wegen derjenigen 
utsherrlichen Rechte, welche ſchon durch die Publication der 
rundrechte aufgehoben worden waren, jowie die über Die- 

Ablöjung der Lehngelder und die Ausdehnung der beftehenden 
Ablöfungsgefehe auf baare Geldgefälle und einige andere bie 
dahin nicht ablösbare Leiſtungen, ſehr heftige Kämpfe zwifchen 
der Regierung und der Zweiten Stammer auf der einen und 
der Eriten Kammer auf der anderen Seite, die endlich nur 
dadurch zu einem Ausgleich gebracht werden fonnten, daß 
wegen des Wegfalles jener gutsherrlichen Rechte den früher 
Berechtigten nachträglich eine Entjchädigung aus der Staats: 
kaſſe gewährt wurde. Diele Geſetze, Die ich fat allein, und 
nur in einzelnen Punkten von Zſchinsky unterjtüßt, in den 
Kammern zu vertreten hatte, waren es vorzugsweiſe, die mir 
die bitterften Anfeindungen und Angriffe zuzogen; und dennoc) 
jehe ich auch heute noch gerade in diefer Beziehung auf meine 
damalige, allerdings jchwierige und oft jehr peinliche Thätig- 
feit mit voller Befriedigung zurück, denn Die Geſetze über die 
Ablöfung der Lchngelder, vom 11. November 1850, über die 
Ablöſung der Naturalleistungen an Geistliche und Schullehrer, 
om 10. Februar 1851, und das Geſetz, Nachträge zu den 
isherigen Ablöfungsgefegen betreffend, vom 15. Mai 1851, 
yaben ſich in ihren directen und indirecten Folgen überaus 
rüglich und fegensreich für das Land erwieſen. Denn durch 
jiefelben wurde der Weg zu einer friedlichen Auseinander- 
egung zwiſchen den Berechtigten und den Verpflichteten ge: 
ahnt, Damit aber der Anlaß zu fortwährenden, immer wieder 
von Neuem auftauchenden Differenzen und zu einer ſehr weit 
yerbreiteten und nicht unbegründeten Unzufriedenheit befeitigt 
md dafür zwiſchen dem größeren und dem fleineren Grund- 
efig eine Solidarität der Intereffen hergeftellt und die Er: 
yaltung eines gegenjeitigen Vertrauens wefentlich erleichtert, 
mf dieſe Weife aber beffer und ficherer, als es durch irgend 
velche Repreſſivmaßregeln der Regierung möglich gewejen wäre, 
en unbeilvollen Tendenzen der deftructiven Partéeien innerhalb 
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nd der fortſchreitenden Bildung erwartet werden durfte und 
mnte, lagen die Dinge in Bezug auf dag geſammte Deutfc)- 
ind viel trüber und trauriger; bier famen tiefer blickende 
Ränner jchon damals zu der Befürchtung, daß eine friedliche 
öſung der deutjchen Frage kaum mehr werde zu erreichen fein. 

Ich habe den jpeciellen Verhandlungen über die deutiche 
tage in jener Zeit perfönlich ganz fern geitanden und bin 
aber nicht in der Lage, irgend etwas Neucd darüber vor- 
abringen. In Folge der Abmachungen von Warfchau und 
Amütz wurden die jämmtlichen deutſchen Regierungen von 
er Königlich preußischen Regierung durch ein Eircular vom 
2. December 1850 zur Abſendung von Commiſſaren nach 
reden eingeladen, um in freien Conferenzen über die künf— 
ge Geſtaltung der deutschen rad a: zu beraten. Am 
3. December 1850 wurden dieſe „freien Conferenzen‘ im 
zrühl'ſchen Palais zu Dresden mit einer Rede des Kaiferlid) 
Öniglich öfterreichifchen Minifter- Bräfidenten Fürſten von 
Schwar enberg eröffnet, der cine Furze Ansprache des Königlid) 
reußiſchen Miniſter-Präſidenten, Freiherrn von Manteuffel, 
Hgte. Im Anfang ſchien es wirklich, als ob Preußen den 
billen habe, ſich in offener und ehrlicher Weiſe mit den 
brigen Staaten, und insbefondere mit Defterreich, zu ver: 
ändigen, und einer Einrichtung zuzuftimmen, die ihm zwar 
icht die, von ihm bis dahin angeftrebte, Oberherrichaft über 
inen Theil von Deutfchland, wohl aber eine, ‘einer würdige 
nd feinen realen Meachtverhältniffen beſſer entjprechende 
Stellung im gefammten Beutfchland gewähren konnte Aber 
iefe Sonn mußte bald aufgegeben werden. Die Acnderung 
er preußijchen Politik, welche "ich in Warfchau und Olmüß 
olfzogen hatte, war, wie fich bald ergab, nicht die Folge 
ner Aenderung der Ueberzeugung und der Abfichten der 
reußiſchen Regierung geweſen, jondern nur durch den Zwie— 
alt der Anfichten im Cabinet und in erſter Linie durch den 
'arfen Drud, welchen der Kaifer von Rußland in Warſchau 
usgeübt Hatte, veranlagt worden. Die eigentlichen Abfichten 
zreußens waren Daher nicht aufgegeben, ihre Durchführung 
yar nur, weil ſie momentan unmöglich war, einteilen zurück— 
eftellt und für cinen günſtigeren Zeitpunkt aufgefchoben 
yorden. Die preußiſchen Bevollmächtigten famen daher, wie 
nem Zweifel unterliegen kann, ſchon mit der bejtimmten 
(dficht nach Dresden, dort nichts zu Stande fommen zu 

en, mußten aber aus naheliegenden politischen Rückſichten 
en Schein vermeiden, als ob dies in der That ihr Beltreben 
ei. Der beite Bundesgenoffe Preußens war die allgemeine 
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füchten in vielen wichtigen Punkten ſich weſentlich genähert 
ten und in den gründlichen Arbeiten der Commifjionen 
ſchätzbares Material für das weitere Berfahren gegeben 

3 wurde daher als das Zweckmäßigſte angefehen, das 

erk der Reviſion und Ergänzung der Yundesvertn ung nun— 
hr in die Hände des Bundestages in Frankfurt a. M. zu 
en, welcher durch den Zutritt Preußens zu den dort bereits 
ch ihre Gefandten vertretenen übrigen Staaten vervoll- 
ndigt und nunmehr alljeitig als legal fortbejtehend anerkannt 
tden war. Hierbei erklärte Fürſt Schwarzenberg augdrüd: 
„ daß die Kaiſerlich seönigliche Regierung nad) wie vor ent— 
(offen fei, die nothiwendige Revifion der Bundesverfaffung 
d namentlich die zweckmäßigere Organiſation der oberiten 
ındesbehörde mit allen Kräften zu fürdern. Herr von Man- 
el erwiderte hierauf ganz furz, daß er ſich diefen Worten 
jeder Bezichung nur anschließen könne. Damit war für 
utſchland die Beriode der Verfaſſungskämpfe für diesmal 
nigſtens forme geſhoſſen und alles wieder in das alte 
leis zurückgekehrt. Aber in der Sache war nichts geändert; 
3 alte gegenfeitige Miptrauen, die Verbitterung auf beiden 
iten beitand ungeſchwächt fort und mußte bet der erſten 
fegenheit wieder zum Ausbruch fommen. Daß es aber an 
er folhen Gelegenheit nicht fehle, dafür hatte Herr von 
anteuffel, ungeachtet der eben erwähnten Erklärung feines 
nverftändniffes mit den Anſichten des Fürſten Schwarzen: 
9, noch während der Dresdner Gonferenzen jelbit bejteng 


orgt. 

Im 19. Mai 1851 trat ich eine Reife nach London an, 
iächſt um die, furz vorher eröffnete erſte Weltaugstelling 
bejuchen und die Stellung aus eigener Anſchauung fennen 
fernen, welche die ſächſiſche Induftrie dort einnahm, dann 
tr auch, um mich überhaupt mit den großartigen Verhält— 
jen Englands und ſpeciell Londons näher befannt zu machen. 
i meinem dreiwöchigen Aufenthalte dafelbjt Hatte ich auch 
fegenheit, den Hof wiederholt zu jehn, an einem Jever, 
em drawing room und einem Goncerte im Buckingham 
lace im engeren Kreife des Hofes Antheil zu nehmen und 
le intereffante Befanntjchaften zu machen. Bon beſonderem 
tereffe für mich und nicht ohne günftige Nachwirkung für 
ine weitere amtliche Thätigkeit in Sachſen war es, daß ich 
legenheit fand, zwei nach dem damals noch ganz nenen 
item der Iſolirung erbaute und eingerichtete große Gefäng— 
he enau und eingehend zu beſehen und mich auch mit den 
hrichtungen der Londoner Polizei etwas ſpecieller bekannt 
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Berückſichtigung der vorhandenen realen Verhältniſſe auch ge— 
ſchickt benutzen und verwerthen zu können. Das vortrefflich 
organiſirte Gewerbſchulweſen Sachſens, deſſen erſte Grund— 
ſteine ſchon Wietersheim gelegt hatte, iſt in feiner weiteren, 
ſyſtematiſchen Entwidelung und Fortbildung ein nie genug 
anzuerkennendes Wert Weinlig's, und die überraschend ſchnellen 
Fortſchritte der ſächſiſchen Landwirthſchaft find ganz vorzugs: 
weife der unermüdlichen, ſtets belchrenden und anregenden 
Thätigkeit Reuning's zu verdanken. Sch, als Miniſter des 
Innern, konnte dabei nichts thun, als der Thätigkeit beider 
möglichſt freien Spielranm gewähren, ſie, ſoweit nöthig, unter— 
ſtützen und dafür ſorgen, daß die für ihre Thätigkeit nöthigen 
Mittel von den Kammern bewilligt wurden. Heute aber fühle 
ich die Pflicht, dieſen beiden Männern noch ein ehrendes An— 
denken zu widmen Br iſt beiden ſehr vielen Danf ſchuldig. 
Eine eingehendere, |peciellere perfönliche Thätigfeit mußte 

ih Dagegen der dringend nothwendigen Reorganijation unferer 
Strafanitalten widmen, die eich zu jener Zeit in einem über— 
aus vernacjläffigten und traurigen Zuſtande befanden. Die 
Localitäten waren unzureichend und ungefund, die Beköftigung 
im hohen Grade unzwedmäßig, die Disciplin willfürlich und 
ganz von den perfünlichen Antichten der Directoren abhängig; 
von dem Zwecke einer fittlichen Befferung der Sträflinge, der 
mit der Strafe verbunden werden kann, wurde viel gefprochen, 
die thatfächlichen Zuſtände aber zeigten nicht von dem Be: 
ftreben, dieſen Zweck zu erreichen. Dazu war die finanzielle 
Bewirthichaftung der Anftalten in großer Unordnung. Hier 
alt es nach allen Seiten hin energisch zu wirken; zur Ser: 
tellung der Disciplin, die nebjt der Einführung einer wenig— 
ſtens gefunden Beköftigung das zunächſt Dringliche war, ent: 
warf ich jelbit die Grundzüge eines Regulativs. Ebenſo 
wurde durch Contracte mit geeigneten Unternehmern für die 
Beichaffung zweckmäßiger, auch für die Anjtalten pecuniär 
nugbarer Arbeiten für die Sträſlinge geforgt. Alle diefe 
nothwendigen Verbefferungen waren aber von der Art, dal; 
ein längerer Zeitraum zu ihrer Durchführung nöthig war, und 
daher während meiner kurzen Verwaltung des Miniſteriums 
des Innern die vorhandenen Uebelſtände nicht völlig befeitigt 
werden fonnten. In den feit jener Zeit verfloffenen 27 bis 
28 Sahren iſt in Folge der geänderten Strafgejebgebung und 
wohl auch nach Maßgabe der durch eine mehrjährige Erfahrung 
änderten und beridhtigten Anjichten gerade in dieſem Zweige 
öffentlichen Verwaltung jo vieles anders gejtaltet und ein— 
gerichtet worden, daß von dem, was damals gefchehen, wohl 
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nicht möglich fein werde. Der Gegenſtand fam aber doch, 
in Folge zahlreicher Betitionen der chemaligen Berechtigten, 
welche dert die einfache und bedingungslofe Reftitution 
ihrer Sagdberedgtigungen auf fremdem Grund und Boden 
verlangten, auf dem Yandtage zur Sprache, aber ohne Erfolg, 
da die geftellten Anträge zwar in der Eriten Sammer mit 
allen gegen fünf Stimmen angenonmen, in der Zweiten Kam— 
mer aber mit allen gegen vier Stimmen abgelehnt wurden. 
Da nun aber doc die Ungerechtigkeit der Aufhebung jener 
Gerechtſame ohne Entſchädigung nicht zu verfennen, eine ein— 
fache Reftitution aber rechtlich unmöglid) war, fo legte ich, 
um dieſe Angelegenheit womöglid; zu Ende zu bringen, den 
Ständen im Namen der Regierung am 13. April einen Gefep- 
entwurf wegen nachträglicher Entfchädigung der früheren Jagd— 
berechtigten aus der Staatstaffe vor. Diejer Entwurf wurde 
auch in der Zweiten Kammer angenommen, die Erfte Kam— 
mer lich ihn aber lange liegen und faßte dann kurz vor dent 
Ende des Landtags den Belchluß, von der Berathung des— 
jelben auf dieſem Landtage abzufchn. Die Betheiligten woll- 
ten damals Alles vder Nichts. „Können wir”, fügte mir 
einer derſelben, „unfer Recht ſelbſt nicht wieder vrhalten, jo 
wollen wir wenigſtens das Necht behalten, über dag uns 
widerfahrene Unrecht zu klagen und uns zu bejchiveren, uns 
aber nicht durch Geld beichwichtigen laſſen.“ Später haben 
fie aber ihre Anficht geändert und im Sabre 1858 doch noch 
eine Entihädigung angenommen. 

Einer der wichtigſten Gegenstände, welcher die Minifterten 
der Juſtiz und des Innern bejchäftigte, war die dringend 
nothwendig gewordene Reorganiſation der Behörden dieſer 
beiden Departenient?. Im Sadjjen war die Trennung der 
Juſtiz und der Verwaltung im Jahre 1835 bereits in der 
oberjten und in der Mittelinftanz durchgeführt; in der Unter: 
inftanz bejtand fie nur in den Städten, in welchen die allge: 
meine Städteordnung eingeführt war; in den Fleinen Städten 
aber und auf dem platten Lande waren Justiz und Verwal— 
tung noch in den Händen der Untergerichte, der Königlichen 
Suftigämter und der Batrimonialgerichte, vereinigt. Dieſer 
Zuftand war nad) beiden Seiten hin, für die Juſtiz ſowohl 
wie für die Verwaltung, mit jo vielen und großen Nach— 
theilen verbunden, day er in der That einem Jeden, der mit 
der Sache irgend näher befannt war, für die Dauer völlig 
unhaltbar erjceheinen mußte. Nun war ſchon unter dem Minis 
ſterium Braun durd) ein in völlig legaler Weile zu Stande 
gekommenes Gejeß vom 23. November 1848 die Aufhebung 
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iber noch nicht ausgeführtes Geſetz jetzt noch ausführen zu 
en um eine lebhafte Aufregung hervorzurufen. Ueberdies 
wbörten aber auch die Trennung der Juſtiz von der Ber: 
valtung und die Durchführung einer gewiſſen Selbjtverwal- 
ung Seiten der einzelnen Bezirke mit zu den Forderungen 
er liberalen Bartei, und dies allein, ohne Rückſicht auf den 
nneren Werth und die Zweckmäßigkeit diefer Maßregeln jelbit, 
jnügte damals, um diejelben als revolutionär und ftaats- 
wfährlich zu bezeichnen, und alle Diejenigen, welche fie ver: 
heidigten und vertraten, als halbe Revolutionäre, wenigſtens 
13 angeſteckt don liberalen und dejtructiven Sdeen, zu vers 
ächtigen. Dies war denn befonders auch mein Schidfal, da 
nan mich, mehr noch ala Zichinsky, Für die ganze Sache per— 
onlich verantwortlich machte. Von den drei übrigen Mini: 
tern verhielt ſich der Kriegsminiſter ganz indifferent, weil 
hm die Sache zu fern lag; Behr intereffirte ſich ebenfalls 
venig dafür, obgleid) er in der Sache ſelbſt ganz auf unferem 
Standpunkte ftand. Beuft aber, der damals noch ohne jpecielle 
kenntniß des Landes und feiner Verhältniffe, fowie der Be: 
ürfniffe der Verwaltung war, und ſich in Bezug auf Die 
nnere Bolitit durch die Ansichten und Syorderungen ber Eriten 
fammer und der confervativen Breffe Fehr beeinflnffen lich, 
welt fi) zwar, jo lange die Angelegenheit nur zwischen mir 
md Zſchinsky verhandelt wurde, von einer directen Ein— 
niſchung fern, indeſſen konnte ich Schon damals nicht daran 
weifeln, daß er ein Gegner meiner Pläne jet, und daß, wen 
s einmal im Geſammtminiſterium zur Entfcheidung kommen 
ollte, Behr und Rabenhorjt auf feiner Seite Stehen würden. 
ſch glaubte damals, daß dieſe Frage es fein werde, Deren 
Entjcheidung über furz oder lang zugleich and) über mem 
Zerbleiben im Miniſterium entſcheiden müfje, da ich nicht ge= 
neint war, mich in dieſer jo wichtigen Angelegenheit einer 
nderen Anjicht zu unterwerfen und meinen wohldurchdachten 
md zwedmäßigen Blan aus politischen Rückſichten aufzugeben. 
8 jollte indelfen anders fommen! Ich mußte früher jchon, 
md che diefe Frage zur Entfchetdung veif war, wegen einer 
ndern Trage austreten. MS Beuft hierauf das Minijterium 
e8 Innern mit übernahm, war fein cerites Sefchäft, alle 
neine Pläne für die neue Organifation der VBerwaltungsbe- 
örden aufzugeben und dem Juſtizminiſterinm beftimmt zu 
rflären, daß das Miniſterium des Innern in eine Trennung 
er Juſtiz und Verwaltung in der unteren Inftanz nicht ein— 
illigen werde. Nachdem cr ſpäter in Folge einer mehrjähri— 
en Berwaltung des Miniſteriums des Innern dic Verhält- 
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thätigften Folgen gehabt; er war, in Verbindung mit dem 
immer weiter ſich ausdehnenden Eiſenbahnſyſteme, die wahre 
und fichere Grundlage, auf welcher die ſächſiſche Induſtrie zu 
einem biß dahin nie geahnten Umfang emporwuchs und über: 
haupt der Wohlitand des Landes in überraſchender Weiſe ſich 
vermehrte. Selbjt in Leipzig, wo man anfänglich) den Beitritt 
Sachſens zu dem BZollverein als identisch mit dem völligen 
Untergange des dortigen Handels anſah und alle Mittel auf: 
bot, um diefen Beitritt zu verhindern, hatte man ſich längjt 
ſchon mit demjelben ausgefühnt und im Gegentheil volljtändig 
erfaunt, welchen großen Nußen der Zollverein auch dem Leip— 
äiger Handel gewährte, zumal alle wefentlichen Intereffen des 
egteren bei Abſchluß des Vertrags durch die Fürſorge der 
ſächſiſchen Regierung die vollftändigfte Berücjichtigung ge— 
funden hatten. Der Beſtand des Zollvereins war daher feit 
langer Zeit Schon fo allgemein und fo eng mit den Intereſſen 
des Landes und feiner Bewohner verwachſen und der Wohl: 
jtand vieler Taufende von Familien beruhte jo ausſchließlich 
und allein auf dem Fortbeſtande desselben, daß ſich eigentlich 
Niemand ein Bild davon zu machen vermochte, was aus 
Sachſen und jeiner dichtgedrängten Bevölferung, die zu einem 
Ki großen Theile in der Suduftrie und dem Gewerksweſen 

chäftigt war und davon lebte, werden würde, wenn Der 
Zollverein einmal aufhören jollte. Der Ölaube an feinen 
unerſchütterlichen Fortbeſtand war aber auch um jo felter, 
als aller Welt Har vorlag, daß derfelbe für Preußen gerade 
ebenſo nüßlic) und werthvoll, ja cbenfo nothwendig war, wie 
für Sachfen und die übrigen Staaten, Die ihm angehörten, 
und daß daher die preußiſche Regierung denſelben ohne 
dringende Nothivendigkeit gewiß nicht aufgeben twerde. In— 
deſſen brachte der Zollverein für die ihm beigetretenen Staaten 
doc) auch manche Beichränfungen und Eleine Uebelſtände her: 
vor. Deun obgleich derjelbe auf dem Principe der gleichen 
Berechtigung aller Theilnchmer beruhte, in jeiner Berfaffung 
alfo, ebenſo wie in den Tarifbeitimmungen, feine Aenderung 
irgend welcher Art anders als mit Stimmeneinhälligkeit be: 
Ihloffen werden konnte, und daher jeder Theilnehmer gegen 
ihm ungünftige Aenderungen geſchützt war, jo brachte ev_ doch 
eine fehr erhebliche Bejchränfung der Autonomie aller jener 
Blieder injofern mit ſich, als dieſelben in der freien, ihren 
eigenen Interejjen entiprechenden Fortbildung ihrer Handels- 
politif durch die nothwendige Zuſtimmung aller anderen Theil 
nehmer vichjac behindert und beichränft wurden. Dieſer Be- 
ſchränkung können fich natürlich nur folche Staaten unter— 
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e gegenüber von untergeordneter Bedeutung waren. So 
denn nach Verhandlungen, die ganz geheim gehalten 
ı, aber, nach dem Erfolge zu urtheilen, in jehr ober: 
her und überjtürzender Weile müffen geführt worden 
am 7. September 1851 zwifchen Hannover und den 
n des Steuervereind auf der einen und Preußen — 
im Namen des Zollvereins, jondern für ſich und die— 
en Staaten, welche am 1. Januar 1854 ſich noch 
ollverein mit Preußen befinden würden — auf 
dern Seite cin Vertrag über eine Bolleinigung abge- 
n, durch welchen für die Staaten des Steucrvereins 
verschiedenen anderen, jchr bedeutenden Vortheilen ein 
wum an den gol-Einnabmen fejtgejegt wurde, welches 
ich dem damaligen Betrage der legteren auf mehr als 
tillion Thaler jährlich berechnete. Diejer Vertrag wurde 
rt und den preußischen und hannoverjchen Kammer 
enehmigung vorgelegt, ohne daß die übrigen Hollver- 
jierungen von dieſen Borgängen auf eine andere Weife, 
ıcch die Zeitungen, Kenntniß erhielten. Nachdem die 
migung des Vertrags Seiten der Kammern in Berlin 
annover erfolgt war, legte Preußen den Vertrag feinen 
Sgenofjen auch nicht zur nachträglichen Genehmigung 
ondern Fündigte ihnen den HBollvertrag und überlie 
Bevollmächtigte nach Berlin zu jenden, wenn fie über 
etwaigen Beitritt zu dem zwifchen Preußen und 
(oder abgefchloffenen neuen HBollvertrag verhandeln 


1. 

ie Nachrichten von dem Abſchluſſe dieſes Vertrags machten 
n Zollvereinsitaaten, ſelbſt bei denen, die den materiellen 
des Anjchluffes von Hannover jeher Hoch ſchätzten, und 
geneigt waren, für denjelben erhebliche materielle Opfer 
ngen, den allerübeljten Eindrud, denn das Verfahren 
von einer Stimmung der preußischen Regierung gegen 
Iundesgenoffen, auf die man nach dem Auftreten der: 
in Dresden und Frankfurt nicht vorbereitet war, Die 
a3 Aergſte befürchten ließ. Diefer üble Eindruck wurde 
ich daduͤrch noch wejentlich erhöht, daß die preußifchen 
ie von der preußischen Regierung beeinflußten anderen 
ichen Blätter, namentlich die geſammte Preſſe der 
er Bartei, den Abjchlu des bannoverjchen Vertrags 
nen glänzenden Sieg der preußifchen Politik feierten 
erlangten, day Preußen Jich nunmehr —F dem reis 
g8ſyſtem Hingeben, vor Allen aber die Verfaffung des 
ildenden Zollvereins dahin abändern müſſe, day Preußen 
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euervereins bewilligten, jehr bedeutenden Präcipuums, unfere 
Einnahmen ganz wejentlid) vermindert wurden. Dagegen 
It ich den Vertrag in volföwirthichaftlicher Hinficht gerade 
e Sachſen und ſeine jo bedeutende Snduftrie, welcher da- 
th ein ſehr günftiger Markt eröffnet wurde, für ganz ent- 
teden vortheilhaft. Von diefen Anſichten ausgehend, war 
der Meinung, daß wir Alles thun müßten, um den dutch 
3 Vorgehen * tief erſchütterten Zollverein aufrecht 
erhalten, daß wir daher auch den hannoverſchen Vertrag, 
bſt wenn es nicht gelingen ſollte, einige ſeiner größten 
irten etwas zu mildern, ganz ſo, wie er war, annehmen 
ißten, da ich überzeugt war, daß für Sachſen wenigſtens 
damit verbundenen finanziellen Nachtheile durch die volks— 
rthſchaftlichen Vortheile, die er in Ausſicht ſtellte, weitaus 
erwogen werden würden. Dagegen glaubte ich, daß wir 
ſe Gelegenheit auch benutzen könnten und müßten, um einige 
dere Conceſſionen von Preußen zu erlangen, die uns bis— 
- in ungerechter Weiſe vorenthalten worden waren. Die 
den wichtigiten, hierbei zu berücjichtigenden Punkte waren: 
nächſt eine Veränderung bei der Verteilung der Einnahmen 
n der, von Preußen, Sachfen und den Thüringischen Staaten 
neinschaftlich erhobenen Branntweinfteuer, bei welcher Sachſen 
nal3 ganz wejentlid) benachtheiligt war und ſodann: Die 
nehmigung zum Ban einer Eifenbahn von Leipzig in welt: 
jer Richtung zum directen Anſchluß an die Thüringer Eifen- 
n, ein im allgemeinen Intereffe dringend nothivendiger Bau, 
ı aber Preußen bis dahin fortwährend, und zwar lediglic) 
halb verhindert hatte, um den in diefer Richtung ſich bes 
zenden großen Verkehr zu dem ganz unmatürlichen Umweg 
r Halle zu zwingen. 

iefe Anfichten jchienen damals aud) mit denen meiner 
den Gollegen übereinzujtinnmen. — Da hiernach zunächlt 
3 darauf anzufommen jchien, eine plößliche Auflöfung des 
Uvereins zu hindern und die Vermuthung nahe lag, daß 
fterreich die große Mißſtimmung der ſüddeutſchen Staaten 
7 das preußiſche Vorgehen werde benutzen wollen, um Die- 
en zum Austritt aus dem Bollverein zu bewegen, jo wurde 
: Dberpoftdirector von Schimpff nad) München, Stuttgart 
d Carlsruhe gejendet, um den dortigen Regierungen Die 
thwendigkeit eines durchaus gemeinjchaftlichen Handelns 
rzulegen und etwaigen Neigungen, ſich vor dem Zollvereine 
trennen, entgegen zu arbeiten. Aus den unter dem 17. 
d 18. September von Herrn von Schimpff eritatteten Be— 
hten ergab ich denn auch, daß Herr von der Pfordten, über 
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machen und fich durch einen recht augenfälligen diplomatischen 
Erfolg zu entjchädigen, fonnte aber diefen Erfolg nur dann 
wirklich erreichen, wenn die übrigen Bollvereinsitaaten ge= 
Aeungen wurden, Jid) unbedingt und ohne irgend welche Gegen 
eiſtung dem in der fchroffiten Weiſe ausgeſprochenen Willen 
Preußens zu unterwerfen. Deshalb hielt c8 denn auch die 
preußische Regierung für ganz unthunlich, den Intereſſen der 
übrigen Zollvereinsftauten irgendwie Rechnung zu tragen und 
ihre Wünſche zu berücdfichtigen, obſchon Preußen bei einer 
Auflöfung des Zollvereins ebenfalls in cine ſehr üble Lage 
gefonmen wäre, denn dann hätte es Die ganze finanzielle Laſt 

Bertrages, namentlich) das große Präcipuum Hannovers, 
allein tragen müſſen, wodurch der Erfolg der politischen Thätig- 
keit des Herrn von Manteuffel doc) etwas jehr theuer bezahlt 
worden wäre. Indeſſen war die Sachlage damals noch nicht 
jo far zu überjeben, wie fie fic) während der Dauer der Ber: 
bandlungen entwidelte; c3 war daher für uns noch möglich), 
auf eine gütliche Vereinigung zu hoffen. 

Kurz vor Beginn der Wiener Berhandlungen machte die 
Öfterreichtiiche Regierung uns und einigen anderen Regierungen 
noch cine vertrauliche Mitteilung, in welcher fie, unter Bes 
ugnalım: auf dag oben erwähnte frühere Memoire, wiederholt 

rauf Hinwics, daß das Berfahren beim Abſchluß des Ber: 
trages mit Hannover klar beweife, wie wenig Preußen geneigt 
fei, auf die Intereſſen feiner Verbündeten Rückſicht zu nehmen, 
und daß Daher beftimmt erwartet werden müffe, daß es bei 
den Berhandlungen in Berlin noch viel weiter gehn und Ab— 
änderungen in der Berfaffung und in dem Tarife des Zoll: 
vereins verlangen werde, Die wir, jelbjt wenn fie für ms 
jehr nadıtheilig wären, doch würden annehmen müſſen, wei 
wir für unferen Widerfpruch feinen feiten Rückhalt hätten. 
Um uns nun einen folchen zu gewähren, ſchlug Oeſterreich 
vor, in Wien neben und gleichzeitig mit den offenen Ber: 
Handlungen über einen Handelsvertrag und einen Zollver— 
einigungsvertrag zwiſchen Dejterreich und dem ganzen Soll: 
verein, einjchlieglich Preußens, aud) noch in geheim zu haltenden 
Eonferenzen über einen eventuellen Zollvereinigungsvertrag 
mit Oeſterreich ohne Preußen auf Grund des zu Diefem 
Behufe Ichon mit dem oben erwähnten Memoire mitgetheilten 
Entwurfed eines ſolchen Vertrages zu verhandeln. Dabei 
erflärte die öfterreichiiche Negierung, daß fie uns, wenn cin 
folcher Vertrag wirklid) zu Stande käme, für alle Fälle unjere 
vollen, zeitherigen Bolleinnahmen garantiren wolle Gegen 
diefen Borjchlag gingen mir ſofort jehr erhebliche Bedenken 
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h. alfo auch die HZollvereinigung mit Oeſterreich ohne 
reußen definitiv abgejchloffen werden jollte. Yu diefen Fällen 
hörte u. A. auch der, wenn Preußen 1 weigern Sollte, zu 
m Verhandlungen über den Wiederabſchluß des Zollvereins 
nen öfterreichifchen Bevollmächtigten „einzuladen“. Dieſes 
erlangen war eben jo unerwartet, wie unerfüllbar. Der, 
Ien früheren Erflärungen zuwider, jet verlangte Abſchluß 
rt Berträge A. lind B. wäre gleichbedentend gewejen mit der 
uflöfung des Zollverein. Das Verlangen aber, in gewilfen 
ällen, deren Bermeidung gar nicht in unferer Macht lag, 
ich den Bertrag C. unbedingt anzunehmen, obgleich wir uns 
it demselben nicht einverftanden Hatten, weil er den wichtigjten 
ntereffen Sachſens wideriprad), ja für Sachſen geradezu 
nausführbar war, dies Verlangen zeigte klar, welches der 
gentliche Zweck Defterreih® war, und daß wir nur be 
atzt werden follten, um ſpecifiſch öfterreichifche, uns großen 
heil an fern liegende, politische Zwecke zu erreichen. Die 
Inerifche egierung war deſſenungeachtet geneigt, auf das 
terreichifche Verlangen einzugehen, und lud deshalb die 
tinister Sachen? und Wiürttembergs, von Beuſt und von 
eurath, zu einer Beſprechung nach) Bamberg cin. Auch 
sfere Bevollmächtigten in Wien, der Gefandte von Könnerig 
ıd Herr von Schimpff, riethen dazu. Herr von Beuſt ver: 
nnte zwar die großen Gefahren der öfterreichischen Vor— 
Jläge keineswegs, hielt es aber doc) auch für ſehr bedenklich, 
18 durch eine einfache Ablehnung derjelben Sefterreich ganz 
ı entfremden und ung feiner Unterftüging gegen Preußen 
ı berauben; hoffte wohl auch, daß Letzteres, wenn die Auf- 
jung des Zollvereing mit ihm und der Abjchluß eines ſolchen 
it Oeſterreich außerdem unvermeidlich erfcheine, am Ende 
ich noch nachgeben werde. Er zauderte daher zunächjt mit 
ner bejtimmten Aussprache, die er von dem Ausgange der 
amberger Beiprehung abhängig machte. Minister Behr war 
tichieden für die unbedingte Ablehnung des öfterreichifchen 
erlangens; die beiden anderen Miniſter nahmen wenig An— 
eil an den Berathungen, gaben aber deutlich zu erfennen, 
iß Sic, wenn die Entſcheidung käme, ſich der Anficht Beuſt's 
iſchließen würden. Da unter dieſen Umſtänden die Befürch— 
ing nicht ausgeſchloſſen war, daß in Bamberg ein Beſchluß 
— werden könne, durch welchen unſere Handelspolitik in 
denklicher Weiſe an Oeſterreich gefeſſelt und eine Erneuerung 
3 Zollvereins unmöglich gemacht Werden würde, jo hielt 
h für nöthig, meine Anfichten in einer ausführlichen Schrift 
iederzulegen, die ich Herrn von Beujt noch vor jeiner Abreije 
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beitand Dejterreich darauf, daß die Fünftige Zolleinigung er— 
reihbar bleiben mülle, und das könne nur gejchehen, wenn 
der Zollverein feine bisherige Zollpolitif beibehalte und nicht 
zum Freihandelsſyſtem übergehe, auch der Einflug Preußens 
ım Zollverein nicht zu ſehr ausgedehnt, aljo das Veto der 
einzelnen Staaten beibehalten werde. 

In dieſen beiden Punkten, die ja ganz wejentlich aud) 
im Snterefje der einzelnen Zollvereinsſtaaten lagen, wollte 
uns nun Velterreich auf doppelte Weife unterjtügen, einmal 
durch feine Theilnahme an den Berliner Verhandlungen über 
den Wicderabfchluß der Sollvereinsverträge und jodann durch 
den Abſchluß eine Eventualvertrages über eine Zolleinigung 
zwijchen Dcjterreih, Bayern, Sachſen ꝛc. ohne Theilnahme 
von Preußen. Es wurde alfo damals jelbjt von der öfter: 
reichifchen Regierung der Abſchluß eines eventuellen Boll 
dvereinigungövertraged nur zu dem Zwecke vorgefchlagen, um 
und für den Fall, dag wir zum Austritt aus dem Hollverein 
genöthigt werden follten, cine Schadloshaltung in Ausſicht 
zu Stellen und dadurd) für unjern Widerftand gegen die zu 
befürchtenden preußischen Nöthigungen einen Rüdhalt zu ges 
währen. Ich hatte damals in meinem, Herrn von Beuft mit: 
geteilten Auffage dic Vortheile gegeneinander abgewogen, 
die ung Defterreich in dem uns mitgetheilten Entwurfe des 
Eventualvertrages anbot, und die, welche wir ung durch unjer 
Berbleiben im Zollverein, jelbft unter ungünſtigen Bedingungen, 
jchern konnten, und war dabei zu dem Refultate gekommen, 
daß jene bei weitem nicht ausreichten, um den Austritt aus 
dem Zollverein zu motiviren. Herr von Beust hatte diefen Auf— 
ja dein Kaiſerlich Königlichen Miniſterialrath Dr. von Hod, 
der damals die Seele der Öjterreichiichen Handelspolitif war, 
bei deſſen Beſuch in Dresden mitgetheilt, und leßterer jagte 
mir darauf in einer ausführlichen Unterredung: meine Auf: 
faffung jcheine ihm auf cinem Mißverſtändniſſe zu beruhen, 
von einem folchen Vergleiche künne ja nie die Rede fein, denn 
Defterreich muthe uns ja gar nicht zu, cher aus dem Boll: 
verein auszutreten, ala bis wir eg — wie er id) ausdrüdte — 
„nicht mehr darin aushalten könnten“; nur für dieſen Fall 
ſolle der Eventualvertrag abgefchloffen werden und dann, 
d. h. wenn dieſer Rn eintrete, jei alles, was uns Defterreid) 
anbiete, nur ein Bortheil für ung und beffer als gar nichts.“ 
Sch erwiderte iym darauf, daß mir dies Alles aus dem In— 
halte der öfterreichiichen Noten bekannt ſei, daß wir aber, 
um ermeffen zu fünnen, wann der Zeitpunkt gekommen fei, 
wo wir es im Zollverein „nicht mehr aushalten” Fünnten, 
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mir das Verſprechen abnahm, mich tom feſt anzuschließen 
und mich nicht von ihm zu trennen. Zſchinsky dagegen wıin- 
derte jich jehr über meine schnelle Rückkehr, es ſei gar nichts 
zu befürchten, die Sachen ſtünden ganz gut ?c., Behr fei ohne 
allen Grund ängjtlich und furchtſam. Sch bemerkte Schr bald, 
daß er don dem, was vorgegangen, nicht® Genaues wußte. 
Den König dagegen fand ich ſehr verändert, als ich mic) 

bei ihm meldete. Ich Hatte bis dahin nur einmal, in einer 
Sonjerenz che Beuſt nad) Darmftadt ging, Gelegenheit ge: 
habt, dem König gegenüber meine Anficht auszuſprechen, daß 
unter allen Umjtänden der Zollverein zu erhalten und Alles 
zu vermeiden jei, was zur Auflöfung desjelben führen fünne, 
darauf aber von ihm die Antwort erhalten, daß ich darüber 
anz ruhig ſein jolle, da ja Niemand an cine Auflöfung des 
Bollvereins denke und auch Er die Erhaltung desselben für 
nothwendig halte. Seit jener Zeit hatte der König jichtlic) 
bermicden, mit mir von der Sache zu reden, obgleid) er mir 
in allen anderen Beziehungen fortwährend volles und un: 
bedingte Vertrauen jchenkte und mir fogar während diefer 
Zeit das Großkreuz des Verdienſtordens gab. Als ich num 
jet nach meiner -Rücdkcehr mich ihm in Pillnitz vorjtellte 
und von der Hollfrage zu fprechen anfing, unterbrad) er 
mich mit der Bemerkung, daß er darüber vollkommen mit 
jich einig und feſt entjchloffen fer, nicht nachzugeben, es möge 
fommen, was da wolle, und als ich ihm hierauf meine Ueber— 
rafhung über diefe Erklärung nicht verbarg, vielmehr mein 
tiefe Bedauern über dieſelbe offen ausſprach und auf das 
große Unglüd hindeutete, welches unter dieſen Umständen über 
Sachſen fommen fünne, trat er, fichtlich bewegt, einen Augen: 
blick an das Fenſter, reichte mir dann, raſch zurücktretend, die 
Hand und fagte: „ich kann nicht anders Handeln, es ijt um: 
möglich; aber Sie jehen auch die Dinge zu jchwarz, es wird 
nicht jo jchlimm kommen, wie Ste Denken.“ Unter dieſen 
Umständen konnte id) nichts weiter thun, als um die Erlaub- 
niß bitten, meine abweichende Ansicht jchriftlich darzulegen. 
Ih Habe dies auch in den letzten Tagen bes Auguſt in einer 
umfänglichen Voritellung gethan, welche nicht nur in mate— 
rieller Hinficht meine Anfichten ſpeciell begründete, jondern 
auch die politische Seite der Sache eingehend behandelte. Als 
ich einige Tage nach Uebergabe dieſer Schrift den König beim 
Bortrag jah, empfing er mich ſehr freundlich und wohlwollend, 
aber mit der Bemerkung: „er habe meine Eingabe gelefen, 
Ite es aber nicht an der Bett, jept mit mir darüber zu 
prechen; wenn dieſe Zeit komme, werde ev es thun und mir 
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ausgehend, erklärte die preußiſche Regierung, daß ſie den 
Wiener Entwurf unter A. nach Form und Inhalt als Baſis 
annehmen wolle, ging aber zugleich noch viel weiter, indem 
fie fogar die einzelnen Punkte des Entwurfes bezeichnete, Die 
ihr nicht annehmbar ee dann aber aud) ic) damit 
einverstanden crflärte, daß die künftige Zolleinigung mit Oeſter— 
reich auch dem jet abzujchließenden Handelsvertrag als Biel: 
punft vorjchweben müſſe. Dagegen fegte fie hierbei ausdrück— 
lich voraus, daß der Zollverein wieder auf zwölf Jahre ab- 
gefchloffen werde, indem fie die großen Uebeljtände hervorhob, 
welche mit einer fürzeren Vertragsdauer verbunden jein wür— 
den. Diejer, jofort veröffentlichten Erklärung folgte jedoch 
unter demjelben Tage cine damals nicht veröffentlichte Note, 
in welcher in einer ziemlich jcharfen und Iöroffen Sprache 
conſtatirt wurde, daß die Zugeſtändniſſe der Erklärung vom 
30. Auguſt das Aeußerſte ſeien, wozu ſich Preußen Derbei- 
lafjen könne, und daß die Rückſicht auf die betheiligten In— 
tereffen ein längere® Zuwarten nicht geftatte. Damit war 
die Erklärung verbunden, daß, wenn die ſieben Staaten nicht 
bis zum 15. September ihre unbedingte Zuſtimmung zu der 
preuhifchen Auffaffung erklärten, die Verhandlungen jedenfalls 
definitiv abgebrochen werden müßten. Der drohende Inhalt 
diefer, eigentlich ganz unnöthigen Note war freilich jehr ge= 
eignet, den guten Eindruck der Erklärung vom 30. Auguft 
abzufchwächen oder vielmehr ganz wieder aufzuheben. Wenn 
man die Faſſung und den Inhalt diejer beiden gleichzeitigen 
Schriftjtüde vergleicht, Jo kann man nicht im Zweifel Darüber 
fein, daß fie die Folge eines Compromiſſes zwischen den beiden 
obenerwähnten Anfichten im Berliner Miniterium waren, von 
denen Die eine in der freundlichen Erklärung, die andere in 
der gleichzeitigen drohenden Note ihren Ausdruck gefunden hatte. 

Zur Berathung über die hierauf zu ertheilende Antwort 
jollte in den nachſten Tagen wiederum eine Miniſterial-Con— 
erenz und zwar diesmal in München ſtattfinden. Zur Vorbe— 
reitung dafür hatten wir am 2. September eine Beſprechung, 
an welcher außer mir, Beuſt und Behr auch noch Miniſter 
Zſchinsky und unſer Bevollmächtigter bei den Berliner Con— 
erenzen, Herr von Schimpff, Antheil nahmen. Hier zeigte ſich 
Beuſi wieder in einer auffallend verſöhnlichen Stimmung und 
ſehr geneigt, die preußiſche Erklärung im mildeſten Sinne 
aufzufaffen. Es gelang aud) bald, der leßteren eime Seite 
abzugewinnen, die eine weitere Annäherung möglich machte. 
Indem nämlid) Preußen in jener Erklärumg ſich beſtimmt 
darüber ausſprach, welche Punkte des Wiener Entwurfes A. 


= > j [We 

J | 

| — 9 oh 
f - * — 





»- Warm | 
* — F 
bu “ 7 — 




















Pr TR in gu 


J J 


ei. de u A rl nit 


4 “ 
ler —2 








ra unft £ yen ſt— 


ve) reis; cr fü 











1 7 - 











* ⸗ A me ws 
_ # 4 
= * 
1 
— 4 
- @ 


Er 4 





u, J 
Hg ur 4 m 


7 B— * 
er ——— 


” 


al s « a J IE 
u an es >> J — * “ Gere eu ep, —* 
ME Luerr —— * — 


* —F N Ip, * Pe Yo u — 
—321 I" Per ie ——— * | 17 J — | 2 


r pe j N 5 j u 
wer YA nk en r — 


J 



























































1 1 
he FE 
NT Te 


wi che 


® 3 7 N * * = 

1 % 8 — 

u de + — u“ 
Huch ich hielt es für aut. 


10 oo 
ee rn ne 
N ü Do 


J 


—* 
P 





— 30 — 


ohne jedoch auf das Materielle der Sache einzugehen, was 
ich für überflüſſig hielt, nachdem die Münchener Beſchlüſſe 
von dem Könige bereits genehinigt “worden waren. Behr 
dagegen war in jeinem Schreiben lediglich auf das Meaterielle 
eingegangen und hatte nur fein Bedenken gegen die Münchener 
Beihlüffe zufammengeftellt, ohne über feine eigene Entichliehung 
etwa beizufügen. 

Am 24. Abends kam Zſchinsky, welcher kurz vorher beim 
Könige und dann bei Behr geweſen war, zu mir, und jagte 
mir, ich Hätte den König falſch verjtanden, er denfe nicht 
daran, mich und Behr entlafjen zu wollen, wünjche vielmehr 
unfer Verbleiben, id) hätte den ganzen Auftritt zu „tragisch“ 
genommen u. ſ. w. In meinem Briefe habe der König nichts 
gefunden, was eine Antwort erheifche; an Behr, der einige 
materielle Zweifel gegen die Münchener Bejchlüffe vorgebracht, 

abe aber der König wieder gefchrieben und ihn durch Die 
emerfung, daß ja noch nicht alles verloren und die letzte 
Entjchliegung immer noch vorbehalten, die Sache überhaupt 
— ſo ſchlimm ſei, wie Behr ſie ſich denke, zu beruhigen 
verſucht; % ſcheine auch durch diefen Brief in dem Ent: 
ſchluſſe, um jeine Entlaffung zu bitten, Ichwanfend geworden 
u fein. Ferner bat er mich), noch zu bedenken, was aus der 
erwaltunggorganijatton werden jolle, wenn ich abgehe! dann 
müffe er wenigjtens dahin ftreben, die Interimsverwaltung 
des Minijteriums de3 Innern ſelbſt zu befommen, da außer: 
dem, bei der entichieden ablehnenden Haltung Beuſt's, die 
Sache nicht durchzuführen fei. 

Am 25. 9 brachte mir Zſchinsky einen Brief von 
Behr, in welchem mir letzterer mittheilte, daß er ſich ent— 
ſchloſſen habe, zu bleiben; wie die Sadje jegt liege, — d. h. 
alio nachdem die Münchener Bejchlüffe ohne unſer Zuthun, 
jogar gegen unjern Widerjpruch genehmigt worden waren — 
fönnten wir durch unſern NRüdtritt der von ung vertretenen 
Anficht nicht? mehr nügen, wohl aber fünnten wir dies, wen 
wir blieben. Daran Fnüpfte Zſchinsky den Verſuch, meinen 
Entſchluß zu ändern, was ihm jedoch nicht gelang. Ich ſchickte 
ihm vielmehr gegen Mittag mein, an den König unmittel- 
bar gerichtete und vom 24. datirtes Geſuch um Entlaffung 
von der Direction des Miniſteriums des Innern mit der 
Bitte, es Sr. Mujeftät dem Könige baldigit zu übergeben. 
Unmittelbar darauf fam Zichinsfy noch einmal, und zwar mit 
Beujt, zu mir, um feinen Verſuch zu wiederholen. Letzterer 
bien anfänglich jehr überrajcht über meinen Entſchluß, er 

ehe gar feinen Grund, weshalb ich abgehn wolle, gerade jet 
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Haren Dann nur dadurd) erklären ließen, daß er durchaus 
Mintjter bleiben wollte und ſich nun die eigenthümlichſten 
Gründe zurecht legte, um dieſen Entſchluß zu rechtfertigen. 
Hierbei verlangt jedoch die Gerechtigkeit, anzuerkennen, daß 
das Berfahren Behr's, To fehr es auch von dem politischen 
Standpunkte aus anfechtbar und bedenflid) war, doch vom 
rein menfchlichen Standpunkte aus Erklärung und Entſchul— 
digung findet. Behr lebte in den denkbar unglüdlichiten 
Familienverhäftniffen, ev hatte drei Kinder, von welchen zwei 
vollftändig blödjinnig und auch körperlich gänzlich gelähmt 
waren, während der ältejte Sohn zwar getftig zu gewiffen 
leichteren Gefchäften befähigt, aber doch Förperlich jo gebredh- 
lich und hilflos war, daß er ſich ohne fremde Unterjtüßung 
nicht von der Stelle bewegen konnte. Er hatte von Haus 
aus fein Vermögen; wenn daher der Liebe des Vaters zu 
feinen Kindern und der Pflicht gegenüber, nicht nur für die 
gegenwärtige Pflege derfelben, jondern auch auf die Zett nad) 
feinem Tode für re Erijtenz zu jorgen, der Entjchluß, einen 
Minifterpoften aufzugeben und auf den damit verbundenen 
Gehalt zu verzichten, für ihn viel Ichwieriger und bedeutungs- 
voller war, als für mich, den unverheiratheten Mann, der 
nur für feine eigene Berfon zu Jorgen hatte, To it dies wohl 
erflärlich und wenn dann im Conflicte der Pflichten die des 
Baters über die des Staatsmannes ſiegte, was bei Behr ge— 
wiß erit nach manchen ſchweren, inneren Kämpfen der Fall 
war, jo iſt Dies nicht blos zu entſchuldigen, ſondern auch vom 
moralischen Standpunkte aus achtungsvoll anzuerkennen. Sch 
babe dies auch ſtets gethan und ihm nie eine Empfindlichkeit 
darüber bemerfen laffen, das er ſich im entfcheidenden Mo: 
mente von mir getrennt hat, wenn es auch feinem Iweifel 
unterliegen fonnte, day dadurch, day der zunächſt betheiligte 
und für die Sache verantwortliche Departementsminiſter keinen 
Grund fand, abzugehn, mein Abgang nach Auen bin und 
in den Mugen aller derer, Die mit den Berhältniffen nicht 
näher bekannt waren, fich in einem ganz faljchen Xichte zeigen 
und mehr al3 die Folge einer perjönlichen Mißſtimmung und 
Gereiztheit, wie als eine, aus der Sachlage bervorgehende 
Nothwendigkeit erfcheinen mußte. 

Am 2. Detober bat ich ZIſchinsky, nunmehr die König: 
liche Entichliegung auf mein Sefuch herbeizuführen, und am 
3. October erhielt ich die Genehmigung des Königs zu meiner 
Entlaffung. 

Da mir viel daran lag, den bevorjtcehenden Winter nicht 
in Dreöden zuzubringen, weil bei der Aufregung, die im Lande 
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Mittelitaaten über einen Handelsvertrag direct zu verhandeln; 
Minifter von Brud ging daher felbjt nad) Berlin, und fchon 
ım 19. Februar 1853 fam der Bertrag zwijchen Defterreich und 
Breußen zu Stande, und am 4. April wurden die neuen Holl- 
pereinsverträge, mit Einſchluß von Hannover, Oldenburg u. |. w., 
wiederum auf zwölf Jahre abgefchloffen. Die Mittelitaaten 
freilich wurden dabei ganz bei Seite gejchoben und von Oeſter— 
reich verlaffen, auf deſſen Agitationen ihr Berhalten während 
der ganzen Krifis doch allein beriihte, durch deſſen Ber: 
Iprehungen und Zuſicherungen es doch allein möglich ge— 
worden war. Sachen insbefondere erhielt von den, oben 
von mir erwähnten jpeciellen Conceſſionen, die es unter 
anderen Umſtänden als Bedingungen feiner Zuftimmung zu 
dem hannoverjchen Vertrag wohl hätte erhalten Fünnen, nichts. 

Sch Hatte bei meinem ganzen Berfahren die pecuntären 
Folgen eines Abganges gar nicht berüdichtigt, ja gar nicht 
daran gedacht; ich hatte Daher auch diefen Punkt in meinem 
Entlaffungsgejuche nicht berührt. Daß ich feinen Anſpruch 


feoniiche Politit auf das benachbarte Preußen ausüben mußte, legt er mir 
unter: ich jpräche von dem Kinfluffe, den der Staatsſtreich vom 2. De: 
tember 1851 auf Tejterreih gehabt habe. Auf Seite 42% fügt er - - offen. 
bar felbit fühlend, wie haltlos jein ganzer Einwand ijt nod) bei: 
wenn ich aber auch wirklich die Annahme des Kaiſertitels gemeint habe, ſo 
tomme darauf wenig aut, „Dem dieje jei Ipäter erjolgt, als die Abſendung 
yes Baron von Bruck nad) Berlin, habe aljo unmöglich als ernſte Mahnung 
yazır beitragen können“. Aber! ich ſpreche ja gar nicht von dem Einflujie 
enes einzelnen Actes auf Oeſterreich, fondern von dem der damals 
ih entwickelnden napoleonijchen Bolitif überhaupt auf Preuſen! Wenn 
nan jo mit den Worten eines Andern umgeht, wie cs Graf Benjt bier 
nit Den meinigen thut, dann iſt es allerdings leicht, ihm hiſtoriſche Irr 
Hümer, Benvecdhjelungen von Tagen und Jahren, überhaupt alles vor. 
zuwerfen, was man will und braucht, um feine Angaben als unzuverläſſig 
ind unglaubwürdig darſtellen zu können. Darauf legt aber Graf Beuſt 
wrade in dieſem Punkte einen großen Werth; er glaubt nämlich, wie ich 
hon von früher her weiß und er jeßt jelbjt (Seite 42 und 43) wiederholt 
iusſjpricht, dab die Aenderung der Anſichten, die damals in Wien vor- 
ing, zum größten Theile wenigjtens, jeinem Einfluſſe, ſeiner politi: 
hen Thätigkeit zuzuſchreiben jei, und fühlt jich nun dadurd verlegt, day 
ich Davon nicht erwähnt, vielmehr darauf hingedeutet habe, day in der Lage 
der europäiſchen Berbältniffe damala Veränderungen vorgingen, die wohl 
ceignet waren, in Berlin und Wien die Beilegung der handelspolitifchen 
ifferenzen rathſam ericheinen zu laſſen. Ich würde mic aufrichtig freuen, 
wenn id) mich geirrt und Deutjchland wirtlih dem Grafen Beuſt jene 
glüdlihe Wendung zu danfen hätte. Wenn id) mich aber jeines Ber: 
haltens im Jahre 1852 erinnere umd zugleich das Meittel erwäge, welches 
er jetzt anwendet, um mich zu twiderlegen, dann möchte id) dod) meine 
| a fo lange feithalten, als id) nicht dir die Unrichtigfeit derjelben noch 
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idien, als das, was ſie von meinem bisherigen Wirken etiva 
anerkennen konnte. Daß c3 deſſen ungeachtet doc noch eine 
ziemliche Zahl unbefangener und feiner exelufiven Partei— 
anficht Huldigender Männer gab, welche meine Thätigfeit 
anders und wohlwollender beurtheilten, davon habe ıd) mid) 
erſt viel ſpäter überzeugt; damals trat feiner hervor; td) ver: 
ſchwand ſpurlos und von Niemand bedauert aus einer Stellung, 
die mir viele Mühe und Arbeit, vielen Aerger und Undank, 
aber wenig oder gar keine Freude und Befriedigung einge— 
bracht hatte. 


Ende des erſten Bandes. 


Erinnerungen 


ans meinem Leben, 


Bon 
Bubard Freiherrn bon Friesen, 
Bönigl. Sächsischem Staatsminister a. D. 
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am 15. October reifte ich von Frankfurt weiter. Die 
eife Jelbft, die mic) zunächſt mit furzem Aufenthalt in Heidel- 
rg, Carlsruhe und * I Bern führte, war im Ganzen 
hr wenig angenchm, das Wetter war herbitlich falt und 
rübe, ich jelbjt natürlich in ſehr ernfter und düſterer Stim- 
ung. So, im Innerften tief verjtimmt, theils über meine 
gene Lage, theils über die volllommene Ungewipheit des end- 
hen Ausgangs der Bollvereinskrifis, fam ich am 17. October 
lbends bei ftrömendem Regen in Bern an und wurde durd) 
a3 finftere umd kalte Zimmer, welches ich in der „Krone“, 
amals einem der erjten Gajthöfe Berns, vorfand, nicht eben 
yeiterer und „eller geftimmt. Auch der Vormittag des 18. 
var falt, dunkel und regnerifch; gegen Abend wurde es etwas 
yeller, ic) ging aus und fam zufällig — ich fannte die Stadt 
amal® noch nicht — auf das Plateau am Dome. Da zeigte 
id mir ein für nid ganz neues, überwältigendes Schaufpiel! 
der dichte Nebelfchleier, welcher den ganzen Himmel bededte, 
yerriß plöglich nad) der Seite des Gebirges zu, und mit einem 
Schlage trat, glänzend im Lichte d-ı untergehenden Sonne, 
in Ihrer ganzen majeftätifchen Bra t und Ruhe die Fette der 

erner Ale hervor! bald gingen die Schneefelder der Jung— 
frau, de Eigers, des Mönche, der Schredhörner, des Finſter— 
aarhorns und wie fie alle Deißen Die Nieten des Oberlandes, 
in einer alle Beſchreibung überfteigenden Pracht aus dem 
glänzenden Weiß in ein mildes und janftes Rofenroth, dann 
in ein feurig ſtrahlendes Orange über — noch einige Secun— 
den, und auch das war vorüber! und die Riefenzaden lagen 
in einem dunklen Halbjchatten, in ernſter Stille, in erhabener 
Ruhe vor mir da, Hinausragend in den Nachthimmel und nad) 


dv. Sriefen, Erinnerungen. II. Zweite Auflage. 1 
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eben wollte, aber fein anderes Mittel dazu wußte, als ein 
usfuhrverbot, durch welches die Intereffen des gefammten 
Grundbeſitzes auf das Aergfte gefchädigt wurden, während, 
wenn überhaupt in Folge der Ausfuhr eine Erhöhung der 
Preije eingetreten wäre, mit einer verhältnigmäßig ſehr ge: 
ringen Unterjtügung der Lazzaront viel beffer hätte geholfen 
werden fünnen. Die Erbitterung über dieſes Berfahren war 
allgemein. Nur mit großer Mühe und in Folge der Ankunft 
eines engliichen Kriegsschiffe im Hafen von Neapel gelang es 
den fremden Gejandten foviel zu erreichen, daß wenigſtens 
die früher ſchon abgejchloffenen Contracte mit auswärtigen 
Häufern noc) erfüllt werden und die bereits beladenen Schiffe 
abjegeln durften. Eine ähnliche Nichtbeachtung berechtigter 
Intereffen des Landes und Volkes zeigte fi) in fehr vielen 
Handlungen und Maßregeln der Regierung. 

Zur Erflärung der tiefen Berderbtheit aller daſigen Ber: 
hältniffe und der überaus traurigen Lage, in welcher fich 
das jchöne und reiche Land befand und zum Theil noch jeßt 
befindet, genügt es nicht, ſich blos auf den Charakter des 
Volkes zu beziehn und ihm alle Schuld beizumeffen. Hierzu 
würde ein tiefere Eingehen in die Gefchichte des Landes und 
die jocialen Berhältniffe des Volkes nöthig jein, welches mic) 
hier zu weit abführen würde Nur auf emen Bunft will ich 
hier aufmerkſam machen, in welchem ich einen Hanptgrund 
des tiefen PVerfalle® und des Elends der Bevölferung von 
Neapel und Sieilien erblide. Es iſt das die traditionelle 
innere Bolitif der neapolitanischen Bourbonen. Die Dynaftie 
ſelbſt Hatte jich zwar perfünlic) in die Natur und das Weſen 
der Staliener To ziemlich hineingelebt, in ihrer inneren Politik 
aber hielt fie noch feit an den alten Grundfäßen und An— 
ſchauungen der ſpaniſch-bourboniſchen Hauspolitif, welche Die 
Königreihe Neapel und Sicilien als fremde, unterworfene 
Länder betrachtete und behandelte, welche nur dazu beftimmt 
jeien, der gamilie Bourbon einen Thron mehr zu verschaffen 
und den Reichthum, die Macht und den Glanz derjelben 
zu erhöhen. 

Das Streben der bourbonischen Politik in Neapel ging 
daher auch fett langer Zeit Ion nur dahin, ich dieſen Beſit 
zu ſichern und zum Vort heil der Familie möglichſt aus— 
unutzen; Rückſichten auf das Intereſſe des Landes, auf den 

ohlſtand und die Bildung der Bevölkerung kamen dabei 
wenig oder gar nicht in Frage. Das Gefühl, daß die Sorge 
für das Wohl des Volkes und Landes die erſte Pflicht einer 
jeden Regierung ſei, lag dieſer Politik eben ſo fern, wie der 
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ungejunder Landjtreden in culturfähiges und veich tragendes 
Aderland, welche Jedem auffallen, der das Land bereijt, geben 
ein Schönes Zeichen der Sorgfalt der tosfanifchen Regierung 
für die Intereffen de Landes. Wenn deffenungeachtet dieſe, 
im Allgemeinen geachtete und wenigſtens nicht gehaßte Regie: 
rung im Momente der Gefahr fat widerftandlos zuſammen— 
—* und man ſich ſogar ſagen muß, daß ſelbſt dann, wenn 
die momentanen —28 der Staatsgewalt und die Organe 
der letzteren im Augenblicke der Gefahr etwas mehr kluge 
Vorausſicht und muthige Energie bewieſen hätten, dies immer 
nicht viel würde geholfen haben, den Zuſammenbruch vielleicht 
etwas hätte verzögern, aber dennoch nicht verhindern können, 
ſo darf man nicht vergeſſen, daß gerade wegen der größeren 
Bildung des Volkes auch die blendende Idee der nationalen 
Einheit Italiens in Toskana vorzugsweife lebhaften Anklan 
fand. Wenn auch die Fürlten Toskanas im Lande verfönlic) 
geachtet waren und man ihrer Regierung alle Anerfennung - 
zollte, die Öjterreichifche Politik, die Ja damals nod), beſonders 
im Berhältniffe zu Italien, ganz im Geifte Metternich's fort- 
geführt wurde, war in Toskana ebenfo, wie überall in Stalien, 
tief verhaßt, ja vielleicht hier in noch höherem Grade als 
anderswo, weil man gerade hier genaner beobachten fonnte, 
wie es gerade dieſe Bolitif war, welche jede wirkliche, über 
die rein materiellen Intereſſen hinausgehende Verbeſſerung 
der Zujtände, ſelbſt dem bejten Willen der einheimischen Re— 
gterung gegenüber, unmöglich machte. Nun fühlten fich aber 
die Fürſten Toskanas, ungeachtet aller ihrer Liebe und Sorge 
für ıhr Land, immer und nach allen Richtungen hin, in erſter 
Linie nicht als Italiener, ſondern als Oeſterreicher, als Glieder 
der hab2burgelothringenschen Familie, und waren und blieben 
I bewußt, daß fie nur als folche den Thron von Toskana 
beſaßen. Dieſe Auffaffung Sprach fich oft auch in Neben 
Dingen öffentlich aus, welche vielleicht unbedeutend und gleich- 
gültig erjcheinen könuten, aber dennoch nicht bedeutungslos 
waren, weil oft gerade durch ſolche Dinge die nationale Eitel: 
feit, das neu erwachte Nationalgefühl der Italiener, befonders 
der — Claſſen, verletzt wurde. Schon in dem Titel des 
Gro — wie er in Geſetzen, Verordnungen, Diplomen 
und Bekanntmachungen aller Art angewendet wurde, ſtand 
ſtets der Principe imperiale d’Austria e reale d’Ungheria 
und der Arciduca d’Austria voran, während der Granduca 
di Toscana, wie etwas Nebenjüchliches und Unbedeutendes, 
ganz zuletzt kam; alle öffentlichen Inſtitute, Sammlungen, 
das * heater (della Pergola) u. ſ. w., ja ſelbſt die Armee 
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Jugend an hatte fich durch das Beifpiel und die Geſpräche 
meined Vaters und den fait täglichen Anblid feiner Kunſt— 
jammlung jowie der darin befindlichen zahlreichen Abbildungen 
antiter Kunſtwerke ein lebhaftes und inniges ntereffe für 
Kunſt und Alterthum in mir gebildet; die hauptjächlichiten 
Geltalten und Sagenfreije der griechiichen Mythologie, die 
vorzüglichiten und bedeutungsvollften Lleberreite griechischer und 
römischer Kunſt waren mir von meiner Kindheit an ebenfo 
befannt, wie die Namen und die bedeutendften Werke der 
großen Meijter der italienischen und der deutichen Renaiffance. 
Aber durch die geijtlofe und nur fprachliche Behandlung der 
alten Elafjiker in der Meißner Fürſtenſchule wurde dieſes 
Intereffe nicht gefördert, und als ich dann in Freiberg und 
Göttingen mid nit den Naturwiffenjchaften, in Leipzig mit 
der Jurisprudenz und den Staatswiffenichaften befchäftigte, 
trat es immer mehr in den Hintergrund. Später aber, in dem 
Drange der Gejchäfte und mitten in dem bewegten Treiben 
der Politik, konnte ich kaum Zeit genug finden, meinen amt— 
lichen Plichten zu genügen, fo daß es mir nur felten vergönnt 
war, den icblingsneigungen meiner Jugend einige flüchtige 
Momente zu widmen. An cine eingehende Bejchäftigung 
damit war aber gar nicht zu denken. Jetzt nun, nach Verfluß 
von mehr al3 dreißig Jahren feit ich das älterliche Haus ver- 
le: war ich frei umd nicht mehr gebunden durch amtliche 
P lichten und Arbeiten, war ich in Italien, umgeben von den 
herrlichſten Kunſtwerken, von den großartigen Ueberreſten der 
Thätigkeit untergegangener Völker und längſt vergangener 
Zeiten. Da wachten in mir die Neigungen meiner Jugend 
lebhaft wieder auf, überall fand ich Erinnerungen an die Er— 
zählungen meines Vaters, an die Bildwerke ſeiner Samm— 
lungen und alles das, womit er ſich ſo viele Jahre lang ſo 
lebhaft beſchäftigt, was er ſo genau ſtudirt, was zu ſehen er 
ſo lebhaft gewünſcht hatte, was zu ſehen ihm aber niemals 
bergännt war, das alles lag jet in voller Wirklichkeit vor 
mir da. 

Nachdem ich Schon in Mailand die Galerie der Brera 
mit großem Intereſſe gefehen hatte, hielt ich mich vierzehn 
Tage in Florenz auf, befuchte faft täglich die beiden großen 
Galerien und die zahlreichen Kunftwerfe, die außerdem dort 
in den verschiedenen Kirchen und Paläſten zerjtreut ind. Hier 
vervolljtändigte ic) zuerit meine Stenntniffe von dem Umfange 
und der Bedeutung der italienischen Malerei, zu der ich jchon 
durch meine Bekanntſchaft mit den Schäßen der Dresdner 
Galerie den Grund gelegt hatte. Auch die Antifen, die ich, 


dv. Briefen, Erinnerungen. II. Zweite Auflage. 2 
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theatralifchen Pompes tritt zu Mar cerfennbar hervor, um 
Herz und Gemüth erwärmen zu fünnen; nur einen Moment 
in der Feier des Oſterfeſtes in Rom nehme ich aus, es ift 
der Jogenannte „große“ Segen, den der Bapft am eriten Oiter- 
fetertage von der Loggia der Peterzfirche herab dem Volfe er: 
theilte. Der ganze ungeheuere Platz, deffen Größe erit dann 
recht deutlich hervortritt, wenn er voll von Menſchen iſt, war 
mit Ausnahme der mittleren Theile, wo zahlreiche Abthei— 
lungen franzöfifchen und päpſtlichen Militärs in Barade auf- 
gejtellt waren, Cavallerie und Infanterie, von dichten, Kopf 
an Kopf gedrängten Volksmaſſen angefüllt. Ich ftand auf 
einem PBunfte, wo ic) das Ganze gut überjchen konnte und 
hielt die Verficherung umftehender Römer, daß mindeſtens 
ſiebzig bis achtzig Taufend Menschen zugegen feien, für nicht 
übertrieben. Der Moment, wo der Papſt in der Loggia empor 
gehoben wurde und mit außgebreiteten Armen und lauter, 
deutlich vernehmbarer Stimme „in urbem et orbem“ den 
Segen ertbeilte, wo in demſelben Augenblide die ganze un: 
geheuere Menſchenmaſſe auf die Knie ftürzte, wo die Glocken 
aller römischen Kirchen einfielen und die Kanonen der nahen 
Engelsburg ertönten, dieſer Moment gehört zu den groß- 
irtigiten und ergreifenditen, die ich erlebt habe. Auch die Er- 
hung der Beterfuppel, die wegen des ungünjtigen Wetters 
nige Tage verfchoben werden mußte, war ein höchſt groß: 
rtige® und überrafchendes Schaufpiel, wie es eben nur in 
om bei den dortigen Localitäten möglich tft. 
Kurz nach meiner Rückkehr von Neapel nad) Rom er— 
It ich einen Brief von Beuft, in welchem er mir in freund 
ı herzlicher Weile die Stelle des Kreisdirectors (Präfidenten 
Provinzialregierung) in Zwickau anbot. Sch zögerte feinen 
zenblid, dieſes Anerbieten anzunchmen; in einem Alter von 
y nicht Fünf und vierzig Jahren, bei voller geiftiger und 
erlicher Kraft und Gejundhett, war cs mir in hohem Grade 
ulich, wieder in eine Stellung zu fommen, in der ich 
g jein und meinem Waterlande nügen konnte. Wenn 
Stelle auch an Anſehen und Einfluß nicht mit der eines 
ſters zu vergleichen war, und daher ihre Annahme ohne 
Zweifel einen bedeutenden Rücjchritt fiir mich enthielt, 
Tr fie doch immer eine Directorialftelle, und bot mir 
ae Feld, in welchen ich) mit einer ziemlich weit gehen: 
elbitändigfeit nüßlich wirken fonnte; auch war es mir 
en Erfahrungen, die ich als Miniiter gemacht Hatte, 
erwünſcht, eine Stellung zu erhalten, in der ich, 
n aller Politif und dem Drängen der Parteien, mich 
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einträchtigung im Gewerbebetriebe oder beſtimmte gewerbliche 
Verbieiungsrechte vorlagen, und auch dieſe Fälle kamen ſehr 
häufig vor. Die Innungen der Handwerker hatten z. B. ein 
Verbietungsrecht gegen den Handel mit Handwerkswaaren 
Seiten aller ſolcher, die nicht zu der betreffenden Innung 
gehörten, namentlich auch Seiten der Kaufleute. Dieſes Ver— 
bietungsrecht war in früheren Zeiten auf alle ſolche Waaren 
eritreckt worden, welche die Mitglieder einer Innung immer: 
halb des Arbeitsgebiete derjelben zu fertigen berechtigt waren. 
Diefer Grundſatz, welcher, wenn er jemals jtreng durchgeführt 
worden wäre, den Kaufleuten überhaupt den Handel mit 
Handwerköwaaren ganz unmöglich gemacht hätte, konnte 
natürlich in vollem Umfange nicht mehr aufrecht erhalten, 
ebenjowenig aber dem bejtehenden Rechte der Innungen gegen: 
über ganz aufgegeben werden. Es blieb aljo nur der Aus— 
weg einer Interpretation übrig und durch eine folche 
wurde angenommen, daß ſich das Verbietungsrecht nicht auf 
alle Waaren, zu deren Fertigung die Mitglieder der klagen— 
den Innung berechtigt waren, jondern nur auf die von ihnen 
ſelbſt wirflih gefertigten Waaren beziehe. Der fo inter: 
pretirte und längere Zeit hindurch aufrecht erhaltene Grund: 
ja führte aber natürlich dahin, daß die Ktaufleute, welche 
ſonach von ſächſiſchen Handwerkern gefertigte Waaren nicht, 
wohl aber ganz diejelben Waaren führen durften, wenn fie 
z. 3. in Berlin, oder in Paris, vder in England gefertigt 
waren, fid) Jolche fommen ließen und damit hHandelten. Glück: 
licher Weiſe wurden die großen Nachtheile, die für die inländi- 
jchen Innungen hieraus entjtanden fern wirden, "wenn der 
interpretirte Sat jtreng durchgeführt worden wäre, dadurc) 
wefentlich verringert, daß dies eben wicht geſchah, die Kauf: 
leute vielmehr nad) wie vor auch in Sachſen gefertigte Hand- 
werfswaaren führten, die ſie aber mit faljchen Berliner, Wiener 
oder Barifer Etiketten verfahen. Ein zweites Beifpiel der 
großen Nachtheile, welche die damalige Innungsverfaffung 
mit ſich führte, gewährt die Entwidelung des Fabrikweſens 
in Sacjjen. In Folge der allgemeinen Umwandlung der ge— 
werblichen PBroductiongverhältniffe, namentlich) in England, 
war es aud) bei ung dahin gefommen, dal gewiffe zünftige 
Gewerbe, wenn jie nicht gänzlich untergehn und durch Die 
Concurrenz unterdrüct werden follten, zum fabrifmäßigen Bes 
triebe übergehn mußten, theils weil ſie die gleichzeitige Be: 
ihäftigung zünftiger Arbeiter verschiedener Innungen in einem 
Etobliffement verlangten, wie z. B. beim Majchinenbau, theils 
weil jic nur durch die äußerſte Herabziehung der Productions: 
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berigen Zujtände zu wünjchen, jie genoffen auf Grund ihrer 
Conceſſionen alle VBortheile der Gewerbefreiheit für ſich und 
fonnten nicht? dabei gewinnen, wenn diefe VBortheile durd) 
eine Aenderung in der Gewerbeverfaſſung Gemeingut aller 
SGewerbtreibenden wurden. Unter den Innungsgenoſſen ſelbſt 
waren es aber nur wenige intelligente und Sivebfame jüngere 
Leute, weldye ſich getrauten, auch nach Einführung der allge: 
meinen Gewerbefreiheit fortfommen und der dann entjtchenden 
Concurrenz Trotz bieten zu fünnen; die überwiegend größere 
Maffe der Innungsmeijter fürchtete von der Einführung der: 
jelben den völligen Ruin des Kleingewerbes und hoffte im 
Gegentheil eine Befferung der unleidlichen Zuftände, unter 
welchen gerade ſie vorzugsweiſe litt, nur und allein von der 
möglichiten Beſchränkung des Maſchinenbetriebes und Der 
Fabriken, und verlangte daher die Abſchaffung der Fabrik— 
couceſſionen und der Dispenſationen, ſowie die ſtrengſte Feſt— 
haltung und Durchführung der alt hergebrachten Zunftver— 
faffung überhaupt. In den übrigen, der Induſtrie und dem 
Gewerbewejen ferner ftehenden Elaffen der Bevölkerung, wo 
man mit den thatfächlid” vorhandenen Uebelltänden weniger 
enau bekannt war und Fein rechtes Verſtändniß für Die 

ichtigfeit der Sache Hatte, jtand man derjelben ziemlich 
gleichgiltig gegenüber und war ihr, wie Damals überhaupt 
einer jeden tiefer eingehenden Reform, cher ab- als zugeneigt. 
In der confervativen Bartei aber und bei dem größeren Theile 
der höheren und niederen Staatsbeamten galt dumals nod) 
die Gewerbefreiheit fat allgemein als ein Kind der Revolu— 
tion, als eine, dem modernen Liberalismus entſprungene Idee; 
dort erblidte man in dem Verlangen nad) Gewerbefreiheit faum 
etwas mehr, als einen Ausdruck des allgemeinen Strebeng, 
die alten, hiſtoriſch entſtandenen Einrichtungen des öffentlichen 
Lebens zu zeritören, und an die Stelle fefter Ordnungen und 
Regeln Anarchie und Willführ zu fegen, die man fäljchlicher 
Were für Freiheit ausgebe. der, alle VBerhältniffe durch— 
dringende, conjerdative Aug war jo Stark, daß ſelbſt Benft 
noch viele politische Bedenken gegen die Gewerbefreiheit Hatte, 
die er erſt jpäter aufgab, nachdem er einige Sabre das Mint: 
jterinm des Innern verwaltet und die Verhältniffe aus eigener 
Erfahrung fennen gelernt hatte. Es gingen daher die vielen 
und unangenehmen Arbeiten, die der Kreisdirection durch die 
eben gejchilderten Verhältniſſe erwuchſen, während meines 
anzen Aufenthalts in Zwidau ununterbrochen fort, und auc) 
änger noch, big dem ganz unhaltbar gewordenen Zultande 
durch das Gewerbe-Geſetz von 15. Detober 1861, welches 
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liche Arbeit zu verſchaffen und ſie für dieſe Arbeit zu be— 
zahlen. Ob dieſer letzte Grundſatz ganz richtig war, darüber 
bin ich ſelbſt ſpäter zweifelhaft geworden; ich wollte damals 
das Gefühl bei den Nothleidenden anregen, daß der Staat 
Geſchenke und Unterſtützungen nur ſolchen gewähre, die ganz 
außer Stand wären, ſich durch Arbeit etwas zu erwerben, daß 
aber jeder, der arbeiten könne, auch arbeiten müſſe, wenn er 
etwas verdienen wolle. Später aber habe ich gefunden, daß 
das Gefühl des Dankes, welches bei denen, die eine Unter— 
ſtützung, ein Almoſen erhalten, doch hier und da noch be— 
merkbar iſt, bei denen, welchen Arbeit gegeben wird, meiſt gar 
nicht vorkommt, das letztere Verfahren vielmehr oft im ſocial— 
demofratifchen Sinn als die Anerkennung eines Rechtes auf 
Arbeit und als cin Beweis dafür aufgefaßt wird, daß der 
Staat ſelbſt die Pflicht fühle, denen Arbeit zu verichaffen, 
welche arbeiten wollen, aber Feine Gelegenheit dazu finden. 
Seit jener Zeit haben fich auch dicte Verhältniſſe weſent— 
lich geändert; Die Unſicherheit des amerikaniſchen und über: 
haupt jedes außereuropäiſchen Marktes hat die Fabrikanten 
nach und nach dahin geführt, in erſter Linie mehr als früher 
die europäiſchen, insbeſondere die deutſchen Märkte zu berück— 
ſichtigen und für dieſe zu arbeiten. Dadurch ſind an und 
für ſich ſchon die Verhältniſſe der Induſtrie ſicherer und feſter 
geworden. Von ganz weſentlichem Nutzen in dieſer Beziehung 
iſt aber noch die große Ausdehnung des Eiſenbahnnetzes ge— 
worden, welches * jetzt bis in die innerſten Thäler und 
nahe heran an die höchſtgelegenen Orte des Erzgebirges und 
Voigtlandes erſtreckt und ebenſo die Zufuhr des Rohmaterials, 
wie die Abfuhr der fertigen Waare leichter und wohlfeiler 
macht. Der Mangel an lohnender Arbeit war aber nur ein 
Grund der oft eintretenden Nothſtandsperioden, aber nicht 
der einzige, eben ſo oft, und öfter vielleicht, war es die 
Theuerung des Brodes, die an ſich oder in Verbindung mit 
Arbeitsmangel ſolche große Uebelſtände herbeiführte. enn 
ſich die Preiſe des Getreides um das Doppelte oder darüber 
erhöhten, dann reichten, ſelbſt bei günſtigen Arbeitsconjuncturen, 
die Arbeitslöhne nicht mehr aus, um die Familien zu ernähren. 
Nun iſt es aber eine alte Erfahrung, daß bei ungünftiger 
Erndte der Preis des Getreides nicht blos im Verhältniſſe 
des Minderbetragd der Erndte, jondern in einem ganz ut: 
leich höheren Grade wächſt, als dieſe, d. h. in geometrijcher 
—* reſſion. Die Gründe dieſer Erſcheinung ſind bekannt, 
* bekannt iſt es aber auch, daß alle die verſchiedenen, 
oft energiſchen Mittel, die in früheren Zeiten von den Regie— 
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handlungen wegen Erneuerung der am Schluß des Jahres 1865 
ablaufenden Lollvereingverträge beginnen mußten und ich 
durchaus Feine Luft hatte, —* einmal eine Zollvereinskriſis, 
vielleicht mit demſelben Erfolge für mich, durchzumachen, wie 
im Jahre 1852. Beuſt aber, dem ich dieſe Bedenken mit— 
theilte, beruhigte mich darüber, indem er mir verſicherte, daß 
er, nachdem er ſechs Jahre lang das Miniſterium des Innern 
verwaltet und dadurch das Land gründlich kennen gelernt, 
ſeine Anſichten in dieſer Beziehung weſentlich geändert habe 
und jest in der UÜeberzeugung von der Nothivendigfeit der 
Erhaltung des Zollvereind ganz mit mir übereinftimme. Dem 
fügte er zugleid) die Bemerkung bei, dag man auch in Wien, 
wie er bejtimmt wife, jeßt nicht mehr an cine Sprengung 
des Zollvereins denfe und die unklaren Ideen von einer Jet 
einigung Oeſterreichs mit demjelben ganz aufgegeben habe. 
In letzterer Beziehung befand er ich freilich im Irrthum, 
wie die Zukunft Ichrte, in erjterer aber hat er mir treulich 
Wort gehalten. 

Der König, zu dem ich mid) darauf begab, empfing mic) 
fehr gnädig und wohlwollend, teilte mir feine Abjicht mit, 
mir das Finanzminiſterium zu übertragen und juchte mic) 
über mein, von dem Mangel an genügender Vorbereitung 
bergeleitetes Bedenken zu beruhigen, äuherte auch dabei, er 
wünfche überhaupt, mich wieder im Ministerium zu haben, 
die Frage, welches Departement ich übernehme, fer ihm die 
weniger wichtige und jebt fer fein anderes vacant als das 
Finanzminiſterium. Auch habe er — wie cr beifügte — des— 
halb ſchon ausführlich mit Beust gefprochen, der wegen unferer 
früheren Differenzen feinen Groll gegen mich habe und auch 
in der Bollvereinzfrage jebt mit mir übereinſtimme. Unter 
diefen Umftänden fand ic) Fein weiteres Bedenken, das Finanz: 
minifterium von 1. Januar 1859 an zu übernehmen. In 

widau befam ich, als dies dort befannt wurde, von allen 
iten ber die Beweife aufrichtiger Liebe und Anhänglichkeit. 
Bon viclen Städten des Bezirks wurde mir das Ehrenbürger: 
recht ertheilt und das Bedauern über meinen Abgang von 
Zwidau, jowie die Freude über meine Ernennung zum Minijter 
durch befondere Deputationen ausgedrüdt. Um mich foweit 
vorzubereiten, daß ic) am 1. Januar die Gejchäfte übernehmen 
fonnte, fiedelte ic) fchon in der Mitte des Monats December 
nach Dresden über, mußte aber, da ich erit von Oſtern 1859 
an ein paſſendes Duartier finden Fonnte, bis dahin in einem 

Hotel Wohnung nehmen. 
So war denn abermals cine wefentliche Aenderung tn 
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Landes weit überſteigende Hofhaltung Auguſt des Starken 
und ſpäter während der unveranwortlichen Brühl’ichen Ber: 
waltung aufgehäufte, für die damaligen Berhältniffe gan; 
enorme Schuldenlaſt allmählig zu tilgen umd überhaupt in 
die gänzlid) zerrütteten Finanzverhältniffe des Landes Ord— 
nung und Klarheit zu bringen. Auch begann er zuerft eine 
jparjame, zuverläffige und ehrliche Verwaltung in dem Finanz: 
weien, wie in der Regierung des Staates überhaupt, ein: 
zuführen. Leider konnte er, da er ſchon wenige Wochen nad) 
jeinem Regierungsantritt am 17. December 1763 veritarb, 
feine Pläne nicht jelbft durchführen. Dies zu thun, die dazu 
nöthigen Tpeciellen Anordnungen und Einrichtungen zu treffen, 
die deshalb erforderlichen Verhandlungen mit den Landjtänden 
zu führen, ſowie die ganze neue Organtjation ſelbſt ins Leben 
zu rufen, blieb feinem Bruder, dem Prinzen Xavier, über: 
laffen, der während der Meinderjährigfeit jeines Neffen, des 
bei dem Tode ſeines Vaters erſt dreischnjährigen Kurfürſten 
Friedrich Auguſt, vom 17. December 1763 bis zum 23. De: 
cember 1768 die Regierung des Landes, als „Adminiſtrator 
der Kur Sachſen“, führte. Diefer ausgezeichnete und um das 
Land höchſt verdiente Regent it, indem er die Pläne und 
Entwürfe feines Bruders gewiſſenhaft und jorgfältig durch: 
führte, thatfächlich der Negenerator der ſächſiſchen Finanzen 
geworden, ihm und feinen verjtändigen Mahregeln verdanfte 
man damals das Wiederanfblühen des Landes und die Wieder: 
herjtellung feines tif zerrütteten Wohlitandes. 

Glüdlicherweife für das Land ging der neue Kurfürft 
Friedrich August, als er, achtzehn Jahre alt, den Thron be: 
jtieg, ganz in die Pläne und Anfichten feines Vaters und 
jeines Oheims cin. Seiner ganzen Natur nach ernft und 
ruhig überlegend, gewifjenhaft und ſparſam, von Jugend auf 
an die jtrengjte Ordnung in allen feinen Angelegenheiten ge: 
wöhnt, hielt er die von feinen Vorgängern getroffene Ein- 
richtung nicht nur in dem Finanzweſen des Staates, jondern 
ipeciell auch in Bezug auf jeinen Hofhalt jtreng aufrecht, für 
welchen letzteren er zuerjt eine genau beſtimmte Summe feſt— 
ftellte, welche bei den Ausgaben nicht überfchritten werden 
durfte. Er cutfernte aud) aus dem Beamtenjtande alle un: 
reinen Elemente, die aus der Zeit der Brühl'ſchen Wirthichaft 
etwa noch übrig waren. Dieſen Grundfäßen blieb Friedrich 
Auguſt aud) während jener langen, faft neunundfünfzig: 
jährigen Regierung treu; ihnen iſt auch dag ſchnelle Wieder: 
aufblühen des Landes nad) dent verheerenden Kriegsjahre 1813 
in erjter Linie zu danken. 
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das geſammte Kammervermögen eigentlich Privateigenthum 
des Landesherrn ſei. Nur ſpäter kommen einzelne, ſogenannte 
„Chatoullengüter“ vor, die von dem Kammervermögen ge— 
trennt und nicht von dem Geheimen Finanzeollegun ver⸗ 
waltet wurden. Noch im Jahre 1780 aber wurde die Summe 
von ſechs Millionen Gulden, welche der Kurfürſt Friedrich 
Auguſt als Entſchädigung für feine Anfprüche an den bayeriſchen 
Allodialnachlaß erhielt, und welche ganz zweifellos den aus: 
ſchließlichen Charakter fürſtlichen Privatvermögens hatten, nad) 
Abzug einiger geringen Beträge, welche Die Brüder deg Kur: 
fünften erhielten, in die Kaſſe des Finanzcollegiums eingezahlt 
und Hier größtenteils zur Tilgung von Schulden verwendet. 
Denn ac die Schulden des Kuammervermögens (Kammer: 
Kredit-Kaſſen⸗Scheine), welche von dem Finanzcollegium ver: 
waltet wurden, waren ftreng von den, vom Oberftenereollegium 
verwalteten Steuerichulden (Steuer-Kredit-Kaſſen-Scheine) 
geſchieden. Ganz in gleicher Weiſe ift auch ſpäter mit der be: 
deutenden Erbfchaft des Herzogs Albert von Sachſen-Teſchen 
verfahren worden, die dem Kurfürſten zufiel; auch fie wurde, 
obgleich ſie ganz zweifellos reines Privateigenthum war, in 
die Kaffe des Finanzcollegiums einfach eingezahlt und mit zu 
den Ausgaben de3 Staatshaushaltes verwendet. Dieje ge: 
fammte Einrichtung bezog ſich aber nur auf die jogenannten 
„alten Erblande”, während der bei der Theilung des Landes 
bei Sachen verbliebene Theil der Oberlanfiß auch im Finanz- 
und Stenerwefen ſeine befonderen Einrichtungen behalten hatte. 

Daß bei dieſem Zuftande, trog aller Ordnung und Sorg— 
falt im Kaffen- und Rechnungswesen, eine aud) nur einiger— 
maßen genaue und zuverläffige Ueberficht über die Einnahmen 
und Ausgaben des Staates ganz unmöglich war, liegt auf 
der Hand. Der Begriff des „Staates“, als des Subjects des 
gefammten Rechnungsweſens, fehlte eben ganz, man kannte 
überhaupt nur einen „Kammerfiscus“ und einen „Steuer— 
fiscus“ als jelbjtändige Subjecte, die aber in ſich wieder in 
verſchiedene Branchen mit für fich beitchendem Rechnungs- und 
Kaſſenweſen gejondert waren. Das mußte bei der Einführung 
der Berfaffung natürlich aufhören, und diefe Umwandlung 
aller finanziellen Verhältniffe des Landes durd) Zuſammen— 
werfung der bisher getrennten Vermögenstheile in ein einziges 
Staatövermögen, unter Ausſetzung einer beftimnten Civilliſte 
für den Bedarf der Königlichen Hofhaltung, hat Zeſchau mit 
großer Gejchidlichkeit und Energie in kurzer Zeit und in einer 
ebenio den Intereſſen des Staates, wie denen des Königlichen 
Haufes entfprechenden, durchaus zweckmäßigen Weiſe zu Ende 
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was nach vielfachen Differenzen und vergeblichen Verbeſſerungs— 
verſuchen ſchließlich die völlige Umgeſtaltung unſeres Ab— 
gabeſyſtems und die Einführung einer Einkommenſteuer zur 
—* hatte. 

Anders verhielt es ſich hinſichtlich des Kaſſen-und Rech— 
nungsweſens, namentlich hinſichtlich der I und der Eins 
richtung des Budgets und des Rechenschaftsberichtes. Hier 
lagen bei meiner UÜebernahne des Minifteriums Seiten der 
Ständeverfanmlung mehrfache Klagen und Anträge vor; man 
fand das Budget nicht vollftändig und Har genug, die Rechen— 
ichaft3berichte ungenügend; man vermißte ein für nothiwendig 
gehaltenes Verzeichniß des Stantzvermögens, man erklärte 
die vorgelegte Berechnung über die Rentabilität der Staats— 
eifenbahnen für unrichtig n. j. w. Hier war auch nad) meiner 
eigenen Auffaffung in mehrfacher Beziehung eine Aenderung 
nothwendig, und ich glaubte, da bis zum Zuſammentritt des 
nächſten Landtages noch ein Zeitraum von 1%, Jahren inne 
lag, Zeit genug zu haben, um mid) erjt felbit in dieſe ſchwie— 
rigen, mir bis dahin noch ganz unbekannten Berhältniffe ein: 
arbeiten und mir cine bejtimmte Anficht darüber bilden zu 
fönnen, was von den Verlangen und Ausjtellungen der Name 
mern und einzelner Abgeordneten als richtig anzuerkennen und 
daher zu gewähren, und was davon als unbegründet und 
nachtheilig zurückzuweiſen jet. 

Es ſollte aber zunächſt anders kommen. Die politiſchen 
Wirren, die damals in ganz unerwarteter Weiſe über Europa 
hereinbrachen, nahmen in dem erſten Halbjahre meiner Ver— 
waltung meine Thätigkeit ſo ſehr in Anſpruch, daß ich an ſo 
eingehende und zeitraubende Arbeiten nicht herantreten konnte. 
Der berühmte Neujahrsgruß, den der Kaiſer Napoleon LIL 
am 1. Sanuar 1859 dem üjterreichiichen Botjchafter, Baron 
Hübner, entgegen jchleuderte, ſetzte ganz Europa in Unruhe 
und Bewegung. Oeſterreich beantragte Bundeshilfe, Preußen 
ſchien dazu geneigt, wollte aber die Verlegenheit Oeſterreichs 
abermals benugen, um ſich eine beffere und ftärfere Stellung 
im Bunde zu Schaffen, ſodaß langwierige Verhandlungen 
eintraten, wo cine rasche Hilfe nöthig geweſen wäre. Am 
7. März; erfolgte das Verbot der Pferde: Ausfuhr aus dem 
Bollverein. Am 23. April beſchloß der Bundestag die Mobilt- 
ſirung der Hauptcontingente allev Bundesſtaaten. Die dadurch 
auch Für Sachſen erwachſenden Koſten fonnte ich aus den dvor- 
handenen Mitteln nicht deden; es wurden daher am 29, April 
die Stände zum Behufe der Bewilligung der noch nöthigen 
Summe zu einem außerordentlicyen Landtag auf den 23. Mat 
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gefommenen Veränderungen beifügen. Die Kammern waren 
damit einverftanden und jahen den gejtellten Antrag dadurd) 
für erledigt an; es iſt daher hiernad) auch ſpäter verfahren 
worden. 

Im FZinanzminiiterium ſelbſt fand ich bei meinem Ein- 
tritt noch eine Kriſis ganz eigenthümlicher Art vor. Mein 
Amtsvorgänger Behr jtand, jeinem ganzen Bildungsgange 
nach, dem gejammten Gebiete der Volks- und Staatswirth— 
ſchaft, der Finanzpolitif und allem, was dazu gehört, ziemlich 
fremd gegenüber. Urjprünglich für den geijtlichen Stand be— 
itimmt, hatte er Theologie jtudirt, bald aber, weil er dabei 
feine Befriedigung —8 dieſes Studium mit dem der Juris— 
prudenz vertauſcht. Unmittelbar nach ſeinem Abgang von 
der Univerſität hatte er eine der bedeutendſten Patrimonial— 
richter-Stellen Sachſens übernommen, von welcher er mehrere 
Jahre ſpäter auf den wichtigen Poſten eines Juſtizamtmanns 
in Dresden verſetzt wurde. Ye lernte dert von Zeſchau 
feine ausgezeichnete juriſtiſche Befähigung kennen und berief 
ihn in das Finanzminiſterium, jedod) lediglich) für die dariı 
vorfommenden huriftifchen Geſchäfte. Endlich trat er 1848 als 
Abtheilungsdirector in das Ministerium des Innern ein, worauf 
er nad) dem Maiaufftand 1849 das Finanzminijterium über: 
nahm. War er daher durch feinen ganzen bisherigen Lebens: 
lauf niemals auf eine eingehende und ernfte Beichäftigung 
mit der Volks- und Staatswirthichaftslehre und der Finanz: 
politif hingewiefen worden, jo hatte er auch niemals Anlaß 
und eneregeuheit gehabt, fich eine genauere Kenutni der wirth— 
ſchaftlichen Berhältniffe des Landes, feiner Induftrie und 
jeines Aderbaues, ſowie der großen Bedeutung des Staats: 
vermögens und der gewerblichen Unternehmungen des Staates 
zu verſchaffen. Er war daher auch bei feiner Verwaltung 
des Finanzminiſteriums mehr noch, al3 unter anderen Um: 
jtänden würde der Fall geweſen ſein, von den Anfichten feiner 
Käthe und ihren Enflüffen abhängig. Dies war aud) in den 
meiſten Zweigen der Berwaltung ganz uhedentuich da er von 
eben fo juverläſſigen, wie ihren Äufgaben gewachſenen, theo— 
retiſch und praktiſch gebildeten Männern umgeben war, deren 
Einfluß er ſich unbedenklich hingeben konnte, und, wie er mit 
chrenwerther Offenheit wiederholt jelbft ausſprach, auch un: 
bedenklich Hingab. Dagegen lagen bei der Verwaltung Des ge— 
ſammten —2 und Rechnungsweſens im Finanzminiſterium, 
mit welcher die Aufſtellung des Budgets und des Rechenſchafts— 
bericht3, jowie die centrale Leitung des Staatshaushaltes 
überhaupt verbunden war, die Berhältniffe etwas anders. 
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mit dem Antrage gewendet, eine ſpecielle Reviſion der Aus— 
geben ihrer Reiforts vorzunehmen und dabei eine wejentliche 

erıninderung derjelben, ingbefondere auch durch allmählige 
Herabjegung der Gehalte, herbeizuführen, war aber von den— 
jelben ohne Ausnahme mit der Bemerkung zurüdgewiejen 
worden, dag die naturgemäß ſich immer dermehrenden Ge: 
ihäfte der Staatöverwaltung eher eine Vermehrung als eine 
Berminderung der Ausgaben in Ausficht ftellten, und insbe— 
jondere eine Herabjegung der Gehalte der Staatödiener in 
feiner Weife jich empfehlen könne. Von diefen Abweifungen 
verlegt, hatte Behr einen ausführlichen Bericht an den König 
erftattet, in welchem er die, feiner Anficht nad) fo große Be- 
jorgniß erregende, Finanzlage des Landes in lebhaften Farben 

geichildert und den baldigen finanziellen Ruin Sachſens als 
unausbleiblich bezeichnet hatte, wenn nicht ſofort außerordent- 
lihe Maßregeln dagegen ergriffen würden. Der König, der 
auf einen jo ganz allgemein gehaltenen Antrag hin aud) etwas 
Anderes unmöglich verfügen konnte, hatte hierauf Behr be— 
auftragt, die gefammte Staatsverwaltung einer jpeciellen Brü- 
fung zu unterwerfen, und ihm dann über die, ſeiner Anficht 
nad) möglichen Erjparniffe jpecielle und gehörig motivirte 
Vorſchläge zu machen. Offenbar war der König hierbei feines» 
wegd von cinem Mißtrauen gegen die übrigen Minifter ges 
leitet worden, hatte vielmehr weiter nichts beabſichtigt, als 
den Finanzminiſter zu jpeciellen und bejtimmten Vorſchlägen 
zu veranlaffen, weil er mit deſſen ganz allgemein gehal- 
tenen Klagen und Wünfchen dem Widerfpruche der übrigen 
Miniſter gegenüber nicht? anfangen konnte. Behr hatte aber 
den erhaltenen Auftrag in einem anderen Sinne aufgefaßt 
und nunmehr von den übrigen Miniftern nicht mehr als 
College derjelben Mittheilung ihrer Anfichten, ſondern in der 
eingebildeten Eigenschaft eines außerordentlichen Commiſſars 
des Königs und in deſſen beſonderem Auftrag eine ſpecielle 
Erklärung und Rechtfertigung aller in ihr Reſſort einſchlagen— 
den Ausgaben und einen Hachweis der Nothwendigteit der: 
jelben gefordert, um dem Könige jodann jeine Anſichten dar: 
über vorlegen zu können. Diejes Verfahren hatte natürlich) 
zu lebhaften Differenzen mit den übrigen Miniftern geführt, 
die ſich dadurch tief verlegt fühlten. Am Schärfiten war dies 
dem Kriegsminiſter gegenüber hervorgetreten, der die von ihm 
neu eingeführte vortreffliche Organiſation der Armee nicht 
deshalb aufgeben wollte, weil fie etwas koſtſpieliger war, als 
die frühere. Hier war Behr jo weit gegangen, daß er den 
früheren Sriegaminifter, Generallieutenant von Oppell, deſſen 


v. Sriefen, Erinnerungen. II. Zweite Auflage. 4 
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erbauten Bahnen, der Heinen Linie „Löbau-Zittau“, hat ſich 
das urjprüngliche Verhältniß längere Zeit aufrecht erhalten; 
hier hatte ic) die Regierung auch das Recht des Betriebs 
allein vorbehalten, bejorgte denjelben und hatte daher aud) 
feinen Anlaß, auch noch die Actien mit befonderen Geldopfern 
in ihren Beſitz zu befommen. Erxft in viel jpäterer Beit it 
auch diefe Bahn ganz von Staate übernommen worden. 

In einem einzigen Falle, bei der wichtigen Linie Dresden- 
Landesgrenze nach Böhmen zu, hat Herr von Zeſchau, da 
die Leipzig Dresdner» Eifenbahn- Compagnie, der bei ihrer 
Conceſſionirung das Recht, auch diefe Linie zu bauen, aus— 
drüdlid) vorbehalten war, auf dieſes Recht verzichtete, den 
Bau auf Staatskoſten bejchloffen. Unter feinen Nachfolgern, 
den Finanzminiſtern Georgi und Behr, wurden dann nicht 
nur Die Linien Leipzig-Hof, Chemnig-Riefa und Dresden 
Landesgrenze im Bau vollendet, jondern auch auf Stunts- 
fojten der Bau der Linien ZwidausSchwarzenberg und Chem— 
nitz⸗Zwickau ausgeführt, der der Linie Tharandt-reiberg aber 
wenigſtens bejchloffen. Als ich daher am 1. Sanuar 1859 
dad Inanzminifterium übernahm, fand ich den Staat bereit 
im Beſitz eine großen Bahnconipleres, welcher in zwei Ab— 
theilungen, der der „weſtlichen“ und der der „öſtlichen Staats— 
bahnen”, von den beiden Staatseifenbahndirectionen zu Leipzig 
und zu Dresden verwaltet wurde. Zu den weltlichen Staats— 
bahnen gehörten die Linien: Leipzig-Zwickau-Hof, Chemnitz— 
Rieſa, Ehemnig-Zwidan und Zwickau-Schwarzenberg; zu den 
öftlichen Staatsbahmen dagegen die Linten: Dresden-Landes— 
grenze, Dresden-Löbau-Görlitz, ſowie die Leitung des Betriebs 
auf der Löbau-Zittauer und der Hittausfeichenberger Bahn; 
ein Zujammenhang bejtand zwifchen den Bahnen beider Ab» 
theilungen nicht. Für die Linie Tharandt- Freiberg hatten die 
Vorarbeiten begonnen. Dagegen lagen wieder mehrere Ge: 
juche, theil® um den Ban einzelner Linten auf Staatsfoiten, 
theils um Eoncejjion zum Bau von Bahnen auf Kojten von 
Keivatocelfcaftn vor. 

ch war und bin im Principe durchaus dafür, daß der 
Staat die Eifenbahnen zu bauen und ihren Betrieb zu leiten 
hat. Sie Sind öffentliche Verkehrsanftalten, nicht an Jich pro— 
ductiv, aber für die wirthichaftliche Production in allen ihren 
weigen und nach allen Seiten hin unendlich werthvoll, da 
ic diefelbe nicht nur befördern, jondern oft jogar erit möglid) 
machen. Schon diefer ihrer Natur nad) eignen fie jich nicht 
dazıı, beftimmten und bejonderen Interejjen einzelner Yrivat- 
perfonen und Vereine zu dienen und jo ſelbſt wieder Gegen: 
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Verbeſſerungen und Erleichterungen für die Theilnahme her— 
beizuführen, aber ebenfalls ohne günſtigen Erfolg. Das 
Inſtitut blieb nach wie vor unbedeutend und wenig benutzt. 
Die Idee dazu war bei meinem Vorgänger durch das Beiſpiel 
ähnlicher Einrichtungen in Frankreich, die ſich dort trefflich 
bewährt haben, angeregt worden. Die Verhältniſſe und 
namentlich die Stimmungen der Bevölkerung ſind aber hier 
und dort ſo weſentlich verſchieden, daß nicht von Einem auf 
das Andere geſchloſſen werden kann. In Frankreich ſcheint 
die große Mehrzahl der arbeitenden Bevölkerung im weiteſten 
Sinne des Wortes allerdings einen großen Werth auf die 
Sicherſtellung einer feſten Rente für das höhere Alter zu 
legen, auch wenn dadurch das Capital ſelbſt aufgezehrt wird 
und die Gefahr vorliegt, den Eintritt der Rente vielleicht gar 
nicht einmal zu erleben; in Deutſchland dagegen ſtreben die— 
ſelben Claſſen entſchieden und vor allem Andern dahin, ſich 
durch Sparſamkeit ein kleines Capital anzuſammeln und zu 
erhalten, entweder um damit künftig eine eigene Wirthſchaft 
begründen oder um dasſelbe ihren Kindern hinterlaſſen zu 
können. Dies ſcheint mir wenigstens für die fächlischen Ver— 
bältniffe der, durch fein Geſetz zu Dejeitigende Grund zu je, 
aus welchem, während die Sparcaffen einen jo auperordent- 
lichen Anklang in der Bevölkerung finden und in jo umfaffender 
Weile bemupt werden, die Altersrentenbanf ich nur einer ſehr 
geringen Theilnahme erfreut. Auf einige andere Gegenjtände, 
wie z. B. die Erlaffung eines neuen Berggeſetzes, Die Auf— 
hebung der landwirthichaftlichen Academic zu Tharandt, die 
Kegulirung des Bankweſens, die Abänderung der Steuers 
vertaffung u. ſ. w., Die zwar jchon damals mich vielfach be— 
jchäftigten, aber erſt in einer ſpäteren Beriode ihren Abſchluß 
fanden, komme ich jpäter im Zuſammenhange zurüd. Bon 
anderen wichtigen Angelegenheiten, Die zwar mein Reſſort 
nicht Tpeciell und vorzugsweiſe berührten, bei denen ich aber, 
ihrer großen und allgemeinen Wichttgkett wegen, mehr oder 
weniger mit befchäftigt war, nenne ich bier nur: Die neue 
(Sewerbeordnung vom 15. October 1861, die neue Kirchen— 
vorjtands- und Synodalordnung, das bürgerliche Geſetzbuch, 
das deutjche Handelsgejeßbuch und das neue Wahlgeſetz vom 
19. October 1861. Diefes lestere war allerdings nicht von 
roßer Bedeutung, veränderte die Zuſammenſetzung der Erjten 
ammer gar nicht, Die der Zweiten Kammer, in welcher es 
die Vertretung der drei Stände beibehielt, nur injofern, als 
die Zahl der Vertreter des Fabrik- und Handelsſtandes von 
finf auf zehn erhöht wurde, ermäßigte ferner den Cenſus 
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ſoweit ſie überhaupt als Erinnerungen aus meinem Leben 
anzuſehen ſind, in einem beſonderen, folgenden Abſchnitt im 
Zuſammenhange zu behandeln und mich hier nur auf die 
Darſtellung der in Folge des Abſchluſſes des Handelsvertrags 
mit Frankreich im Innern des Zollvereins entſtandenen Diffe— 
renzen, welche ganz in dieſe Periode fallen, zu beſchränken. 

Im Juni 1860, kurze Zeit nachdem der Handelsvertrag 
zwiſchen England und Frankreich abgeſchloſſen worden war, 
theilte die Königlich preußiſche Regierung nach Dresden mit, 
daß die Kaiſerlich franzöſiſche Regierung ſich bereit erklärt 
habe, Verhandlungen mit dem Zollverein wegen Herbeiführung 
eines Handelsvertrags anzuknüpfen, zunächſt aber wünſche, 
daß Preußen die Zuſtimmung ſeiner Zollverbündeten zur Er— 
öffnung der erforderlichen Verhandlungen feſtſtellen möge, 
indem fie, die franzöſiſche Regierung, wenn in dieſer Be: 
ziehung Gewißheit erlangt werde, bereit ſei, mit Tpeciellen 
Vorſchlägen hervorzutreten. Schon durd) dieſes Verlangen 
Frankreichs würde die preußische Regierung verhindert worden 
fein, das in dem ganz ähnlichen ‚Falle des hannoverſchen Ver: 
trages beobachtete Verfahren zu wiederholen, ſelbſt wenn fie 
an fich Neigung dazu achabt hätte, was anzunehmen jedod 
fein Grund vorliegt. Die preußische Regterung wendete fi 
daher, nachdem ſie ji) von den allgemeinen An- und Ab— 
Jichten Frankreichs näher unterrichtet Hatte, wie an ſämmt— 
liche Zollvereinsftaaten überhaupt, jo auch an Sachjen mit 
dem Erjuchen, dieje Frage einer Prüfung zu unterwerfen und 
jie, die preußiche Regierung, nad) Befinden zu den fraglichen 
Verhandlungen aucd im Namen Sachſens zu ermächtigen. 
Nach unferer Behördenorganifation waren bei der Behand: 
lung der Hier einſchlagenden Fragen drei Mintfterien, die der 
auswärtigen Angelegenheiten, des Innern und der Finanzen, 
da aber Beuſt die beiden erſten zuſammen verwaltete nur zwei 
Minifter, ev und ich, betheiligt. Beuſt hatte, wie ich ſchon 
oben erwähnte, jeine Anfichten über die Bedeutung des Boll: 
vereins für Sachfen ſeit der Kriſis von 1852 wefentlid) ge 
ändert, ſtimmte jeßt in dieſer Beziehung ganz mit mir über: 
ein, und überlich die ſpecielle Behandlung diefer Angelegen: 
heit, joweit das Reffort des Miniſteriums des Innern dabei 
in Frage fam, dem Öcheimen Rat Weinlig, der auch wegen 
feiner umfaffenden und. genauen Kenntniſſe aller Berhält: 
niffe der ſächſiſchen Induſtrie dazu ganz vorzüglich und 
mehr, als irgend ein Anderer, geeignet war. Da id nun 
ebenfall3 ziemlid) genau mit den Kräften und den Bedürfniffen 
unferer Industrie bekannt und entjchteden der Anficht war, 





Berlin; die 


ie 4 

ke Kemer Sn — 
ar a | 11 N 
un or Ye 


I ai - — — 





J er — — — 

ur m 
4 
Pr. 


ee 9 


+ | Fr 

















d 


—— 
Pe) 
| 





— 9 — 


als die, welche es England gewährt Hatte. Dieſe Seite der 
Sache jtand von Anfang an fejt und mußte ala die Baſis 
der Verhandlungen betrachtet werden. Es konnte daher nur 
nod) darauf ankommen, die Erleichterungen der Einfuhr feſt— 
ufegen, welche der Zollverein an Frankreich gewähren ſollte, 
amit er von fegterem auf gleichem Fuße, wie England, be- 
handelt werde. Sn diefer Beziehung waren nun von Frank 
reich jo weitgehende Han gejtellt und bis dahin feſt— 
gehalten worden, daß die preußifchen Unterhändler für un— 
möglich hielten, darauf einzugehn und dic Verhandlungen 
ganz in Stoden geriethen. Indem mun die preußiiche Regie: 
rung Diele a c, unter Aufzählung der einzelnen Differenzs 
punkte, ihren + olverbüindeten mittheilte, erſuchte fie dieſelben 
zugleich, ihre Anfichten über diefe Punkte, ſowie darüber 
auszufprechen, ob und welche weiteren Anfnüpfungspunfte 
für eine Berftändigung mit Frankreich ſich etwa nod) dar: 
bieten möchten. Eventuell aber, für den Fall, daß eine folche 
Verftändigung ohne zu große Opfer nicht gelingen jollte, 
Ihlug Preußen vor, die Verhandlungen abzubrechen, und die 
unbedingt nothiwendige Revifion des Zollvereins-Tarifs, d. h. 
eine mäßige Herabfekung einiger Zollſätze, jelbitändig auf 
einer dazu einzuberufenden Bollvereing-Conferenz vorzunehmen 
und den jo revidirten Tarif allen den Staaten gegenüber ein— 
zuführen, welche den Zollverein auf dem Fuße der metstbe: 
günjtigten Nationen behandelten. Die ſächſiſche Regierung 
theilte hierauf ihre Anfichten über diejenigen Punkte, in wel: 
chen etwa noch einige Coneeſſionen gemacht werden fFünnten, 
und Diejenigen, an welchen ſtreng feitzubalten fei, der preußi— 
jhen Regierung mit, und erklärte ſich eventuell auch mit 
einer jelbitändigen Revifion des Tarifs und der Einberufung 
einer Zollvereins-Conferenz zu dieſem Zwecke einverſtanden. 

Die hierauf in Berlin wieder angeknüpften Verhandlungen 
zogen ſich ohne Reſultat noch ziemlich lange hin; mehr als 
einmal waren ſie auf dem Punkte, abgebrochen zu werden, da 
eine Bereinigung unmögl) ſchien; endlich) nahmen fie aber 
eine rafche Wendung dadurd, day Frankreich einen Theil ſeiuer 
bis dahin jtreng feitgehaltenen Forderungen fallen lieg oder 
wenigjtens wejentlic) ermäßigte, und Preußen darauf die nod) 
offen gebliebenen Punkte zugejtand. Sp wurden am 29. Meärz 
1862 die verjchiedenen einzelnen Verträge, aus welchen das 
ganze Vereinigungswerk beitand, von den betderjeitigen Com— 
mifjaren protofollarijch fejtgejtellt und — von den preußijchen, 
unter Vorbehalt der Zuſtimmung der übrigen Sollvereins, 
jtaaten — angenommen md unterzeichnet. 
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ein bejondere® Verlangen danach Fundgegeben, viel weniger 
noch cin erhebliche Gewicht darauf gelegt worden ilt.“ 

„Deſſenungeachtet hat ſich die Fichii e Regierung von 
ihrem bisher eingenommcenen Standpunkt dadurd) nicht ab- 
bringen lafjen, vielmehr die Wirkung der Verträge auf Haudel 
und Verkehr in ihrer ZTotalität ind Auge gefaßt und hier— 
nad) den Werth der Vereinbarungen im Ganzen beurtheilt, 
Dabei ih aber für die Annahme des Vertrags ent- 
ſchieden.“ 

„Denn“, ſo fährt die Note fort, „die Königlich ſächſiſche 
Regierung pet ungeachtet der Opfer, welche für den Zoll 
verein im Allgemeinen und aus der Nichterfüllung der Dies: 
jeitigen Wünſche jpeciell für die ſächſiſchen Intereſſen in Aus— 
Kicht jtehen, und ungeachtet der mancherlei jonjtigen Nachtheile 
im Einzelnen, welche die Bereinbarungen auch in Sacjen 
unausbleiblid) zur Folge Haben werden, doch im Großen ud 
Ganzen die durch die Verträge betretene Richtung im All— 

emeinen, jowie die dadurch jpeciell angebahnte Reform des 

2 ollpereins»Tarifs, volföwirthichaftlic) für fo dringend ge: 
boten und von jo überwicgendem Bortheile, dab fie, unge— 
achtet der vorerwähnten Rüdfichten, gemeint ift, den Ber: 
trägen und ihren Beilagen aud) in ihrer jeßigen Gejtalt ihre 
Auftimmung zu ertheilen.” 

Diefe Zuftimmung wurde god) von zwei ausdrücklich 
und beftimmt ausgejprochenen Borausjegungen abhängig ge— 
macht, zunächlt von einer jeldftverjtändlichen, nämlich von der 
Genehmigung Seiten der ſächſiſchen Ständeverjammlung, und 
ſodann davon, daß vorher noch einige, in der Note |pectell 
angegebene Beitimmungen des Handelsvertrags, welche bei der 
Auslegung zu Zweifeln Beranlafjung gaben, „durd eine be: 
fondere Erklärung in dag bei der Unterzeichnung aufzuneh— 
mende, und aud) von dem franzöjiichen Bevollmächtigten mit 
zu vollziehende Protokoll in einer, jedes Bedenken bejeitigen- 
den Weiſe erläutert werden.“ 

Dem hierauf einberufenen außerordentlichen, am 22. Mai 
1362 eröffneten Landtage wurden an demfelben Tage jchon 
die Verträge zur Genehmigung vorgelegt. In einer, dem be: 
züglichen Decret beigefügten Denfichrift, ſowie in verſchiede— 
nen ans führtichen, Ichriftlichen und mündlichen Mittheilungen, 
welche die Regierung den Deputationen beider Kammern machte, 
note fie dag, in der ganzen Angelegenheit von ihr beobachtete 

erfahren jpeciell zu motiviren und die Gründe darzulegen, 
aus welchen fie fid) entjchloffen Hatte, die Verträge, unge: 
achtet der oben hervorgehobenen, vielfachen Bedenken und 
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an ſich ſchon dem Getreidebau wenig günſtigen Bodenbe— 
ſchaffenheit eines großen Theiles des Landes, in der Lage, 
alljährlich ſehr bedeutende Quantitäten fremden Getreides ein— 
führen zu müſſen; ſchon damals wurde die Summe, welche 
ſelbſt bei einer guten Mittelerndte und bei mäßigen Preiſen 
für fremdes Getreide jährlich aus dem Lande ging, auf min— 
deſtens drei bis dreiundeinhalb Millionen Thaler angeſchlagen, 
und es war klar, daß ſich dieſelbe bei geringeren Erndten und 
höheren Preiſen bedeutend vermehren mußte. Hierzu kam die 
große Summe, welche jährlich für Salz, welches in Sachſen 
ganz fehlt, fowie für Eolonialwaaren aller Art nnd vicle, 
einer Induſtrie unentbehrliche, Nohitoffe an das Ausland 
gesabit werden mußte. Die fehr großen Summen, welche 
achſen hiernach alljährlich an das Äusland zu zahlen hatte, 
fonnte das Land nur mit den PBroducten feiner Induſtrie bes 
zahlen, wenn es nicht bald ganz verarmen ſollte. Die Er- 
haltung und Befejtigung einer großen, erportfähigen Induſtrie 
war umd ijt daher für die Verhältniffe Sachſens geradezu cin 
Lebensbedürfniß, it die Bedingung der Exiſtenz, nicht blos 
die des Wohlſtandes feiner Bevölkerung. Die Erportfähig- 
keit einer Industrie feßt aber ziveierlei voraus, erſtens, daß 
fie nicht durch hohe Schußzölle Fünftlich herangezogen tft und 
une für den Weltmarkt zu theuer producirt, und zweitens, 
daß ſie von den ausländischen, dem Verkaufe ihrer Producte 
günftigen Märkten nicht durch Hohe Hölle oder durch vor— 
ugdweiie Begünftigung der Producte anderer Länder auge: 
e offen wird. Das Iehtere kann ohne Handelsverträge nicht 
icher gejtellt werden, und in dem damals vorliegenden Falle 
war die rajche Annahme des franzöfiichen Vertrags, unge— 
achtet aller ferner einzelnen Mängel, um jo dringender nöthig, 
als England, durch feinen bereit? abgeschloffenen Vertrag mit 
Frankreich, in dieſem Lande bereits Jolche Begünſtigungen er: 
halten hatte, daß der franzöfische Markt der deutſchen Induſtrie 
gänzlich verjchloffen geblieben wäre, wenn der Sn hätte nicht 
einen gleichen Bertrag mit Frankreich abgefchlofjen hätte. Die 
Annahme des franzöfiichen Vertrags war daher, wenigſtens 
was ati anlangt, nicht ein Bruch mit feinen bisherigen 
volfswirthichaftlichen Anjichten, Jondern eine Conſequenz der— 
elben, jie war auch nicht im Entferntejten durch politische 
üdfichten motivirt, denn Sachſen fam dadurch gerade mit 
den Staaten, mit welchen c3 damals politisch eng verbunden 
war, insbeſondere mit Defterreich, in den Heftigjten Conflict. 
War nun aud) das Minifterium durch die bisher ange: 
jtellten vielfältigen und genauen Erörterungen vdolljtändig 
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Eine wertvolle Unterftügung fand diefe, in Wien jehr 
unerwünschte und unangenehm berührende Anficht der ſächſi— 
Ihen Regierung ſpäter in dem Ausspruche einer der erjten 
Autoritäten, die Oeſterreich damals in dieſem Gebiete befaß, 
des Freiherrn von Hod, der die Verhandlungen von 1853 
ſelbſt geführt hatte und daher mit denfelben ganz fpeciell ver— 
traut war. Derjelbe jagte nämlich in einem Huffage, welcher 
fi) unter dem Titel: „Die Verhandlungen über ein öfter: 
reihiich-deutiches Zollbündnig 1849—1864" im dritten Bande 
der „Oeſterreichiſchen Revue“ von 1864 befindet, (S. 40 fl.) 
wörtlich Folgendes: 

„Diele Beitinmungen find doch nur Redensarten, die 

zunächit nur zu Verhandlungen verpflichten, deren Erfolg 
ediglich dem freien Ermeffen der Kontrahenten anheim ge- 
eben ift, und Artikel 25 erkennt ſogar fürmlich die Möglich: 
eit an, daß nach 1864 jene Holleinigung nicht zu Stande 
fomme, denn er ſetzt für diefen Fall feit, daß im Jahre 1860 
wenigstens über weitergehende Verfehrscrleichterungen u. ſ. w. 
verhandelt werden ſolle.“ 

Ungeadtet diejer, von competentefter Seite feitgehaltenen, 
richtigen Anficht fuhr aber die öfterreichiiche Regierung fort, 
eine Idee zu verfolgen, der es ebenſo an einer feiten, recht: 
lichen Baſis, wie an einem Kar erfennbaren Zielpunkte fehlte, 
durch deren rücdjichtslofe, für den Zollverein und alle Glieder 
desjelben jo gefahrdrohende Verfolgung fie aber nicht nur 
ihre beiten teunde beſorgt und bedenklich machte, ſondern 
auch ſich ſelbſt in die Unmöglichkeit verſetzte, die vielfachen 
und erheblichen Vortheile, welche bei der damals ſo eigen— 
thümlichen Lage der Verhältniſſe, durch den Abſchluß der 
Verträge zwiſchen Frankreich und dem Zollverein, für Oeſter— 
reichs materielle Intereſſen hätten erreicht werden können, auch 
wirklich zu erreichen. Deſſenungeachtet fand aber der öſter— 
reichiſche Widerſpruch iu Bayern, Württemberg, Großherzog— 
thum Heſſen u. ſ. w. nicht nur bei den Regierungen, ſondern 
auch in der Bevölkerung großen Anklang. Man fand in der 
Annahme des franzöſiſchen Handelsvertrags nicht blos wegen 
feiner auf Herabjegung der Eingangszölle gerichteten allge: 
meinen Tendenz eine Berlegung der Oeſterreich vertragsmäßig 
uftehenden Rechte, jondern man nahm insbefondere an der 
Beftimmung von $ 31 des Handelsvertrags, welcher die gegen- 
feitige Zuficherung der Behandlung auf dem Fuße der meift: 
begünftigten Nationen enthielt, den größten Anstoß, und fand 
in derjelben den entjcheidenden Grund, welcher der Annahme 
jenes Vertrags entgegenjtehe. Für Sachſen, und wohl aud) 
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nnen zu können. Die öfterreichiiche Regierung begnügte 
h daher nicht mit dem gegen den franzöfischen Bertrag 
hobenen Widerfpruch und Proteſt, Jondern legte unter dem 
). Suli 1862 den Zollvereingregierungen, „um die durch den 
ertrag vom 19. Februar 1853 angeftrebte gänzliche Boll: 
tigung zu vollzichen“, den Entwurf eines „Präliminar— 
rtrags“ vor, nach welchem die „gegenwärtig von ciner 
meinfanen Zolllinie umfchloffenen Länder Oeſterreichs und 
e Länder des Zollvereins“ ſpäteſtens, und wenn fich nicht 
ver einen früheren Termin geeinigt würde, vom 1. Jannar 

an bis zum 1. Sanuar 1877 ein gemeinjames Handels: 
id Bollgebiet mit den gleichen HBolleinrichtungen, Geſetzen 
de Strafen und einer einheitlichen Berathung und Leitung 
r gzmenſamen Angelegenheiten“ bilden ſollten. So hatte 
h die Auffaſſung der öſterreichiſchen Politik, welche mir 
euſt bei meinem Wiedereintritt in das Miniſterium mit— 
theilt hatte, nicht bewahrheitet. Die Erfahrungen der letzten 
hn Jahre waren in Wien ſpurlos vorübergegangen; Oeſter— 
ich ſtand wieder ganz auf dem Standpunkte von 1852 und 
rfolgte einen Plan, deſſen abſolute Unausführbarkeit ſchon 
mals und unter Umſtänden erwieſen worden war, die für 
eſterreich viel günſtiger lagen, als die des Jahres 1862. 

In Dresden wurde dieſes Project am 12. Juli vorgelegt, 
ichdem wir fünf Tage vorher unſere definitive Genehmigung 
3 franzöſiſchen Vertrags in Berlin angezeigt hatten. Unter 
efen Umständen konnten wir von ciner materiellen Beant- 
ortung des, wenn überhaupt ernſt gemeinten, nach meiner 
nficht doch vollitändig unausführbaren Projectes abjchen 
id die Ablehnung desfelben genügend damit motiviren, da}; 
ir nicht nur Frankreich und Preußen, fondern auch den 
iischen Kammern und dem ganzen Lande gegenüber uns 
ir Annahme de3 franzöfischen Vertrags bereits verpflichtet 
itten und daher außer Stande feien, ein mit demfelben un: 
reinbarc® Project zu discutiren. Ta aber Beuft damals 
jwejend, in Paris, war, jo blieb auf jeinen befonderen 
zunſch die Antwort, obgleich er mit meinen Anfichten über 
e Öfterreichifchen Vorſchläge einverftanden war, noch eine 
eit lang ausgeſetzt. Bon Breußen wurden die öfterreichifchen 
orfchläge am 21. Juli unter ausführlicher Motivirung ab» 
fehnt und bald darauf die ſchon am 29. März vorläufig 
waphirten Berträge am 2. Auguſt definitiv unterzeichnet. 
a aber in dem Protofolle über diefen Act ausdrücklich her: 
gehoben war, daß zwar die Königlich ſächſiſche und einige 
idere Regierungen des Zollverein den Verträgen beigetreten 
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in eine etwas veränderte formelle Stellung gedrängt; uns 
bedingt feithaltend an unſerer Zuſtimmung zu den franzöfischen 
Berträgen und vollkommen überzeugt von der Unausführbar— 
feit der von Oeſterreich vorgejchlagenen Bolleinigung, mußten 
wir doch, mit Rückſicht auf die VBerhältniffe Sachſens, vor 
allem und in eriter Linie auf die Erhaltung des Zollvereins 
entfcheidenden Werth legen und für Ddiejelbe wirken. Dies 
glaubten wir am Beſten dadurch zu thun, daß wir nad) 

iden Seiten hin befänftigend auftraten und insbejondere 
aud) der öfterreichifchen Negierung einen anftändigen Rückzug 
möglich zu machen juchten, ohne fie durch die Jchroffe Ab— 
lehnung auch einer jeden Erwägung ihrer Vorſchläge zu ver- 
legen. Aus diefer Auffafjung ging die Note vom 21. August 
1862 hervor, in welcher Beuft, unter voller Aufrechterhaltung 
des ſächſiſchen Standpunftes nach beiden Seiten hin, erklärte, 
daß die ſächſiſche Regierung es an vermittelnden Beitrebungen 
nicht fehlen laffen und insbejondere befürworten werde, daß 
die öjterreichischen Vorſchläge einer fachlichen, „technischen“ 
Erörterung unteriworfen würden, um zu ermitteln, was darin 
„Erreichbares” und. „dem Intereffe der gegenwärtigen beiden 
Zolltörper Entiprechendes“ enthalten ſei. Auch in München 
und Stuttgart verjuchten wir eine Zeit lang zu vermitteln 
und in diefem Sinne zu wirken, gaben dies aber bald auf, 
nachdem wir uns überzeugt hatten, day auf diefe Weiſe bei 
der damaligen Eachlage dort nichts zu erreichen war. 

Bon einer anderen Auffaffung ausgehend, gab der König— 
lich preußische Miniiter der auswärtigen Angelegenheiten, Graf 
Bernsdorf, der bayerischen Negierung gegenüber ſchon unter 
dem 26. Auguſt die, damals wohl mod), nicht gerechtfertigte, 
jedenfall3 aber als eine ſehr unfreundliche Preſſion anzuſehende 
Erklärung ab, daß Preußen eine definitive Ablehnung der 
Berträge vom 2. Auguſt als einen Ausdrud des Willens an: 
fehen müſſe, den Hollverein nicht fortzujegen. Ju einer 
Ipäteren, von Herrn von Bismard unterzeichneten Depesche 
vom 12. November wurde dasjelbe in noch beftimmterer Form 
Württemberg gegenüber ausgejprochen. Schon vorher hatte 
Herr von Bismard in dem prenßiſchen Herrenhauſe ganz all: 
gemein erklärt, daß Preußen nur mut den Staaten den Zoll: 
verein wieder erneuern werde, welche die Franzöfischen Verträge 
einfach annähmen. Diefe Drohungen wirkten in hohem Grade 
berjtimmend und verlegend auf die Negierungen der diſſen— 
tirenden Staaten und die öffentliche Meinung in denfelben, 
vermochten aber auch nicht die beabfichtigte Einfchüichterung 
berjelben ;zu erreichen, da Elar vor Augen lag, dab die 
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waren, daß eine eingehende, ſachliche Prüfung unter Fern— 
haltung aller politiſchen Rückſichten nothwendig dahin führen 
müſſe, die öſterreichiſche Regierung ſelbſt davon zu überzeugen, 
daß auf Grund dieſes Vorſchlages eine engere Verbindung 
Oeſterreichs und des Zollvereins ohne die größten Gefahren 
und Nachtheile für beide Eontrahenten unausführbar fer, ſo 
fonnte doch, nad) unferer Ueberzeugung, eine geeignete Form 
für eine jolche Verhandlung, auf welche auch Preußen ohne 
jedes Bedenken hätte eingehen fünnen, nur darin gefunden 
werden, daß die im Artikel 25 des Vertrags vom 19. Februar 
1853 vorgejehenen conmijfartichen Berhandlungen begonnen 
wurden, bei welchen ſich dann von jelbjt die Nothwendigkeit 
würde ergeben haben, auch die neuerlichen Vorjchläge Oeſter— 
reichs zu befprechen. Dagegen konnten wir der Aufnahme 
diejer Vorschläge unter die Berathungsgegenjtände der General— 
conferenz des Zollvereins nicht zuſtimmen, da wir die Damit un— 
vereinbaren franzöjiichen Berträge bereit? angenommen hatten, 
und Preußen konnte dies noch weniger, da es nicht nur dasjelbe 
gethan, ſondern aud) die öfterreichischen Vorjchläge bereits ſach— 
lich geprüft und in Folge deſſen abgelehnt hatte. Die bayerische 
Regierung lich ſich aud) endlich bewegen, diefen Punkt wenig: 
ſtens nicht als cinen Hauptgegenjtand der Verhandlungen, 
jondern nur am Schluft. einer längeren Reihe rein gejchäft: 
licher Bropofitionen als einen ferneren „Berathungsgegen- 
ſtand“ zu bezeichnen, über welchen „allenfallfige Anträge“ 
vorbehalten wurden. 

Dieje Anträge gelangten auch wirklich) an die General— 
conferenz durch eine Denfichrift vom 25. April 1863, in 
welcher die Königlich Dayerifche Regierung für den Fall, day 
eine alljeitige Bereinigung über die öſterreichiſchen Vorſchläge 
nicht zu Stande kommen jollte, die mit ihr übereinſtimmenden 
Regierungen aufforderte, ſich über ihr weiteres Verfahren in 
dieger Angelegenheit in befonderen Gonferenzen zu veritändigen 
und dabei zugleich) ausdrüdlid) als ihre Anficht ausſprach, 
daß, wenn andere Regierungen dabei beharren Jollten, die An— 
nahme der franzöfiichen Verträge zu einer Vorausſetzung der 
Erneuerung des Zollvereins zu machen, dann dieſe Erneuerung 
allerdings als unerreichbar zu betrachten ſei. In ihrer Erz 
widerung auf die bayerische Denkſchrift ſprach die ſächſiſche 
Regierung, nachdem fie die Anſicht Bayerns zu widerlegen 
verhucht hatte, beſtimmt aus, dal fie an ſolchen Separat— 
verhandlungen, wie jie in der bayeriſchen Denkſchrift vor— 
gejchlagen ſeien, fich nicht betbheiligen werde. Nach einem 
ziemlich erregten Schriftemvechjel mit Preußen verzichtete 
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Berathung des von Preußen vorgelegten Entwurfes eines 
neuen Vereinstarifes vorzunehmen und zu verſuchen, ob ſich 
hierbei eine gemeinſame Bafis zur Fortſetzung der Verband: 
lungen finden werde”. Obgleich nun die Bevollmächtigten 
von Bayern, Württemberg, Hefjen= Darınjtadt und Sakfan 
auf dieje Berathung nur „unter Vorbehalt ihres principiellen 
Standpunftes” und „unpräjudicirlih” eingingen, jo mußte 
es doch auch ihnen, wie allen anderen Betheiligten, klar fein, 
. daß der von Preußen vorgelegte Tarif, wenn auch in einer 
formell etwas geänderten Aufjtellung, doc) kein anderer war, 
als der mit Frankreich verabredete, und daß es doc) faum für 
möglich gehalten werden konnte, Tarifermäßigungen, welche 
man, wenn fie von Preußen jelbjtändig und ohne alle Rücklicht 
auf die dadurd) in anderen Ländern zu erlangenden Vortheile 
vorgeſchlagen wurden, für annehmbar fand, dann abzulehnen, 
wenn ſie al& mit Frankreich verabredet und in Verbindung 
mit den von letzterem gemachten Gegenconceſſionen vorgelegt 
wurden. JIndeſſen erfolgte die Berathung in Gemäßheit des 
badischen Borjchlages wirflih und bewies auch bei ihrem 
ungeftörten und rajchen Fortgang, daß, obfchon gegen nıchrere 
einzelne Pojitionen Einwendungen und Zweifel erhoben wur: 
den, doch bei Feiner Regierung ein tiefer begründete und 
wejentliche3 Bedenken gegen die Annahme des ganzen Tarifes 
vorhanden war. 

Es ſchien daher in der That, als ob die Aufregung der 
diffentirenden Staaten fich etwas gemindert und einer ruhigeren 
Erwägung Plag gemacht habe. Jedenfalls Hatten fie die, von 
ihnen bisher jtreng aufrecht erhaltene und lebhaft vertretene 
Anſicht, daß eine jede Herabjegung des Hollvereinstarifes eine 
Berlegung der Ocfterreic) gegenüber durch den Vertrag vom 
19. Februar 1853 übernommenen VBerbindlichkeiten enthalte, 
thatjächlich vollftändig aufgegeben. Vielleicht batte aud) der 
Drud momentan etwas nachgelafjen, der von Wien aus auf 
ihre Entjchliegungen ausgeübt wurde, da jic gerade um dieſe 
Zeit in der ſchleswig-holſteinſchen Angelegenheit ein — freilic) 
nicht jehr dauerhaftes — freundſchaftliches Verhältniß zwiſchen 
Detterreichh und Preußen zu entwideln begamı. 

Bei diejer Sachlage glaubte die ſächſiſche Regierung mit 
einem Bermittelung3vorichlage hervortreten zu können, der auf 
der Anficht beruhte, dag man ſich gegenfeitig einen Schritt 
entgegenfommen müffe, um das von beiden Theilen lebhaft 
gewwünjchte Ziel einer Vereinigung zu erreichen, ohne daß der 
eine Theil in die Lage verjeßt werde, unter völliger Aufgabe 
feiner ganzen bisherigen Haltung Jich dem andern bedingungslos 
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Nachdem hierauf Preußen, wie vorauszuſehen war, dieſe 
grage beſtimmt verneint hatte, gab Bayern eine andere Er— 
lärung ab, welche im Weſentlichen dahin ging, daß es über 
die Frage wegen definitiver Genehmigung der vertragsmäßigen 
Tariffeſtſtellungen mit Frankreich ſich nicht eher ausſprechen 
könne, als bis das Reſultat der Verhandlungen mit Oeſterreich 
vorliege, daß es aber bereit ſei, über den preußiſchen Tarif— 
entwurf — der freilich mit dem mit Frankreich vereinbarten 
identiſch war — die Verhandlungen fortzuſetzen, um eine 
Grundlage für die Verhandlungen mit, Defterreid) feitzuftellen. 
Da es hiernady beinahe den Anſchein gewann, als handele 
es jid) nur noch um den Namen, der dem vorliegenden Ent: 
wurfe beigelegt werden follte, jo gingen alle Theile bereit- 
willig auf dieſen Vorjchlag ein und man wendete fi) zur 
anderweiten Berathung des preußischen Entwurfes, die am 
1. März — jo lange war die Sache durd) diefen Zwiſchenfall 
verzögert worden — ihren Anfang nahm. 

Kür die Jächjische Regierung mußte aber ſchon damals 
die Frage entitehen, ob e& unter diefen Umftänden ihr möglıc) 
fein werde, die bisher beobachtete, vejervirte und nach beiden 
Seiten möglichjt vermittelnde Haltung länger zu bewahren. 
Bon einer eigentlichen Vermittelung fonnte nicht mehr die 
Rede fein; der materielle Inhalt de franzöfischen Vertrags, 
die Frage nach einer Nüglichkeit oder Schädlichkeit für den 
Bollverein, war ganz in den Hintergrund getreten; die jüd- 
deutſchen Staaten hatten bei den Verhandlungen in Berlin 
volljtändig gezeigt, Daß fie jich keineswegs auf einem einfeitigen 
ſchutzzöllneriſchen Standpunkte befanden; es handelte fich für 
he offenbar nur nod) um das Verhältniß zu Oefterreich, ins— 
bejondere um Artikel 31 und 32 des franzöfischen Handels— 
vertrag?, weöhalb ſie auch zunächſt Verhandlungen mit Oeſter— 
reich verlangten. Bei diejer Frage bewegte man ſich aber 
offenbar in einem Cirkel, denn ein Vertrag des Bollvereins 
nit Dejterreich über das Jahr 1865 hinaus konnte unmöglich 
eher abgejchloffen werden, als bis fejtgejtellt war, daß fiber 
das Sahr 1865 hinaus überhaupt noch ein Zollverein und 
aus welchen Staaten er beftehen werde. Dazu war der 
Widerftand gegen den Vertrag immer fehwächer und un— 
bejtimmter geworden. Während in München noch fieben 
Staaten zufammenbielten, waren es jeßt nur noc) jechs, von 
denen die meijten —* zurückhaltend auftraten; während im 
Sommer 1863 der franzöſiſche Vertrag noch als gar nicht 
vorhanden angeſehen und für den Fall, daß die ſofortige Ein— 
leitung von Verhandlungen mit Oeſterreich auf Grund der 
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Baſis der Hollverein fortbeftchen werde. Für den Fall der 
Auflöfung des legteren gab e8 für Sachſen nur eine Mög— 
lichkeit, und dieſe war der Anjchluß an einen norddeutichen 
Berein; für den Fall der Erhaltung des ganzen Zollvereins 
aber hatte Sachſen aud) noch einige fehr wichtige eigne In— 
tereffen zu wahren, deren vorherige Sicherſtellung wir nicht 
aufgeben konnten. Es wurden daher nunmehr wegen der Er- 
neuerung der HBollvereinsverträge bejondere Verhandlungen 
mit Preußen begonnen, die auch, da die ſächſiſcher Seit? Hr 
einen folchen Separatvertrag geitellten Bedingungen von 
Preußen ohne Ausnahme zugeitanden wurden, sehr ald zum 
Biele führten, jo daß fon am 11. Mat 1864 zwilchen 
Sachſen und Preußen cin Bertrag wegen Erneuerung des 
— auf Grundlage der franzöſiſchen Verträge abge— 
chloſſen werden konnte. Dieſer Vertrag war vor ſeiner Unter— 
zeichnung von beiden Kammern der ſächſiſchen Ständeverfamm- 
lung in geheimen Sitzungen berathen und einjtimmig genehmigt 
worden. 

Bon der Unterzeichnung dieje® Vertrag! an ging die 
ganze Differenz, die Kriſis des Hollvereing, raſch zu Ende; 
am 28. Juni wurde zwijchen Preußen und Sachjen auf der 
einen und Baden, Kurheſſen, den Thüringifchen Staatcıt, 
Braunjchweig und der freien Stadt Frankfurt auf der anderen 
Seite der neue Zollvereingvertrag abgejchloffen und am 12. Juli 
brachten Hannover und Oldenburg die Hälfte ihres bisher be- 
zogenen Präcipuums zum Opfer, um für jich das Verbleiben 
ım Bollverein zu ermöglichen. Dagegen machten Bayern, 
Württemberg, Großherzogthum Heffen und Naffau noch ver- 
ſchiedene Berjuche, ſich untereinander und mit Delterreich zu 
vereinigen, ohne jedoch zu einem Reſultate zu gelangen, jo 
daß fie fämmtlic) nod) im Laufe der Monats October 1864 
ihren unbedingten Beitritt zu den franzöfiichen Verträgen und 
ihre Sulkimmung zur Erneuerung des Zollvereins erflärten. 

unmehr fonnten auch die Verhandlungen zwifchen Defter- 
reich und dem Bollvereine beginnen. 

Schon im März 1864, aljo noch vor Abjchlu des Ver: 
trag? zwiſchen Preußen und Sachſen, hatten in Brag zwiſchen 
Öfterreichifchen und preußischen Commiffaren vorläufige Be— 

ecjungen über die Grundlagen eines Fünftigen Dandels- 
vertrag jtattgefunden, ohne jedoch zu einem Defriedigenden 
Rejultate zu führen. Bald darauf traten Bevollmächtigte 
von Bayern, Württemberg, Großherzogthum Heſſen und 
Raffau in München mit einem öjterreichischen Commiſſar zu— 
jammen, um fic über die Grundlagen eines Haudelgvertrages 
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Schr höflicher, aber doc) ganz entjchiedener Weiſe ab, indem 
er bemerkte, daß er die Frage wegen einer fünftigen Boll: 
einigung mit Dejterreich nicht als Vorbedingung der Verhand— 
lungen entfcheiden, jondern als einen der Segenjtände 
der Verhandlungen ſelbſt anfehen möchte, und in Bezug 
auf die zweite Forderuug erklärte, diefelbe erledige ſich dadurd), 
daß die Natification des Handelsvertrages und der übrigen 
Berträge mit Frankreich nicht unmittelbar bevorſtehe, vielmehr 
wegen ciniger Abänderungen und Ergänzungen derjelben vor- 
her noch verhandelt werden müſſe. Hierauf traten im Sep: 
tember nochmals beiderjeitige Commiſſare zufammen, und nad): 
dem am 12. October der Zollverein durch den Zutritt der 
bi3 dahin noch widerjtrebenden Staaten in feinem volljtän- 
digen, alten Umfange wieder hergeftellt war, auch die nad): 
träglicd)en Verhandlungen mit Frankreich einen, für ung durch: 
aus befriedigenden Abjchluß_ gefunden hatten, wurden in der 
zweiten Hälfte des Monats December 1864 die Verhandlungen 
in Berlin zwijchen Bevollmächtigten Oeſterreichs und des Zoll: 
vereind eröffnet, wobei Iehterer, den Berträgen gemäß, durch 
Die Regierungen von Preußen, Bayern und Sachſen vertreten 
war. Dieſe Verhandlungen nahmen aber anfänglich cinen 
für den Zollverein ſehr unbefriedigenden Verlauf und zogen 
fi) länger Hin, als man erwartet hatte. Die erfte und wic)- 
tigfte Frage, die zu entfcheiden war, ob und unter welchen 
VBorausfegungen der neue, mit Frankreich vereinbarte Zoll: 
vereinstarif auch Oeſterreich gegenüber in Geltung treten ſolle, 
ab zunächſt Anlaß zu einer tief eingreifenden Meinungsver. 
Khiedenheit, Der Bollverein Hatte feinen Tarif Frankreich 
gegenüber deshalb jo wejentlich hevabgefeßt, weil letzteres 
durch eine ent}prechende Deranjebung feiner Zölle uns eine 
Gegenconcejlion und der deutjchen Induſtrie den Abſatz nach 
Frankreich möglich gemacht hatte; er konnte felbjtverjtändlich 
die Ausdehnung dieſes niedrigen Tarifs auf Oefterreich nur 
dann zugeftehn und dadurd) der öfterreichischen Industrie dic 
Eoncurren; mit der Industrie des Be innerhalb des 
legteren ermöglichen, wenn auch Oeſterreich feine Zölle ſoweit 
herabfeßte, daß ein legaler Abjag deutjcher Producte nad) 
Deiterreicy möglich würde. Die öfterreichifche Regierung war 
der Direct entgegengejeßten Anſicht. Ihr Commiſſar, Mini. 
iterialratd von Hod, der mid) auf der Durchreiſe durch 
Dresden befuchte, erflärte mir damals ganz beitimmt, das; 
Defterreich nicht in der Lage fei, dem gelloercine für die 
Anwendung des neuen Tarifs irgend erhebliche Conceſſionen 
zu madjen, daß dies aber auch feiner Anficht nach gar nicht 
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Schmoller’jche Auffaffung feiner Zeit jo wenig getheilt zu 
haben fcheint, daß er bereit3 zu Anfang des Jahres 1865 
ein ſolches „Zollbündniß“ mit Dejterreich wirklich abſchloß. 
Sollte aber Herr Profeffor Schmoller fi) nur le 
ausgedrüdt und ftatt eines Zollbündniſſes den Abſchluß 
einer „BZollvereinigung” mit Oeſterreich gemeint haben, 
fo iſt zu bemerken, daß die Unausführbarfeit einer ſolchen 
ur Zeit des en oidlen des franzöſiſchen Handelövertrages 
on volljtändig erwiejen war, und daß es daher, um eine 
olleinigung mit Oeſterreich unmöglich zu machen, des 
bichluffes eines Handelsvertrages mit Frankreich keinesfalls 
und um jo weniger bedurfte, als dazu der mehrfach aus— 
gefprochene entjchiedene Wille Preußens, eine ſolche Vereini— 
gung nicht abzufchließen, jchon an ſich vollfommen aus— 
teichend war. 

Weun aber Herr Profefjor Schmoller bei derjelben Ge— 
lcgenheit auch noch ausgeſprochen hat: „Der franzöfijche 
Handelövertrag jei noch viel ungenügender vorbereitet 
gewei en, als der Zolltarif” (d. h. der im Sahre 1879 vom 

eich8fanzler vorgelegte Entwurf desfelben), fo ijt nicht ab» 
ufehen, wie er dies beweijen will. Glaublich iſt e8 wenig: 
* nicht, daß die Männer, welche als preußiſche Commiſſare 
damals die Verhandlungen mit Frankreich führten, unter denen 
Delbrück der hervorragendſte war, den langen Zeitraum vom 
Juni 1860 an, wo der Vertrag zuerſt angeregt wurde, bis zum 
29. März 1862 nicht dazu benutzt haben ſollten, um die ganze 
Maßregel genau zu erörtern und in allen einzelnen Punkten 
ehörig vorzubereiten. Schon aus den verſchiedenen, ſehr um— 
aſſenden und gründlichen Mittheilungen, welche die preußiſche 
egierung damals ihren Zollverbündeten über den Fortgang 
der Verhandlungen gemacht hat und die Herr Srofeffor 
Schmoller ohne Zweifel kennt, geht das Gegentheil Elar ber- 
vor. Aber auch die übrigen Staaten des Zollvereins haben 
gründliche Erörterungen anjtellen laſſen, che fie dem Bertrage 
iftimmten; hinſichtlich Sachjens ergiebt ſich dies aus der 
obigen Darjtellung, und ic) kann aus cigner Kenntniß hinzu— 
fügen, daß die fachfifche Regierung damals mit der größten 
Sorgfalt und Gewiffenhaftigfeit verfahren iſt und nichts unters 
laffen hat, um die, insbeſondere auch für Sachſen jo hoch— 
wichtige Frage genau und in allen ihren Theilen zu erörtern 
und ne mit den betheiligten Smduftriellen darüber zu ver— 
ftändigen. Die Behauptung Schmoller’3 muß daher als eine 
gänzlich unbegründete zurücgewieten werden. 

Die Stellung der ſächſiſchen Regierung diefer Angelegen: 
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a en Regierungen entitanden, davon nicht abhalten 
affen. ' 

Die gleichzeitig Fortgehenden Differenzen in der deutſchen 
und der jchlezwigsholjteinjchen Frage, denen td) perjünlich da— 
mals meit fern Stand, die aber doc) aud) in den „Erinnerungen 
aus meinem Leben” nicht ganz übergangen werden dürfen, 
weil fie im engiten Zuſammenhange mit dem Kriege von 
1866 ftehen, werde ic), wie ich bereits oben angedeutet habe, 
in diefem Zuſammenhange in dem folgenden Abſchnitte er- 
wähnen. 

Während fo in den eriten fieben Sahren meiner Ber: 
waltung des Finanzminiſteriums meine Thätigfeit nad) den 
verschiedensten Seiten hin in oft ſehr anjtrengender Weiſe in 
Anſpruch genommen wurde, war meine Geſundheit durchaus 
in einem ſchwankenden, wenig befriedigenden Zuſtande, ſodaß 
ich fait in jedem Jahre genöthigt war, entweder in Marien: 
bad oder in einem Seebade Heilung und neue Stärfung zu 
fuchen. Im Uebrigen verflog mein Wrivatleben während dieſer 

anzen Zeit in ruhiger, ungejtört glücklicher Weiſe. Meine 
Brüder befanden ſich damals ſämmtlich in Dresden; Julius 
als Rath und fpäter als Vire-Präftdent im Ober-Appellationg- 
gericht, mit dem Titel „Seheimer Rath“, Edwin als Oberft 
im Kriegsminijterium, wo er ala Stellvertreter de3 General: 
Intendanten angejtellt war, und Luitbert, der nad) Be— 
endigung jeine® Kommandos im Sadettenhaufe zunächſt längere 
Beit im Generaljtabe befchäftigt war und dann zum Flügel: 
Adjutanten des Königs ' Johann ernannt wurde. In den 
Familien der beiden legtgenannten Brüder -— Julius blich, 
wie ich, umverheirathet — fand ich nach anjtrengenden und 
vielfach unangenehmen Arbeiten oft eine erwünjchte und wohl— 
thuende Erholung. 

Bon wejentlichen Einfluß auf alle meine Verhältniſſe 
und auf mein Leben überhaupt war es, daß während dieſer 
Zeit meine alte, durch die Reiſe nad) Stalien von Neuem 
angeregte und genährte Liebe zur Kunſt, insbeſondere durch 
den Genuß unferer Gemälde-Salerie, den ich mir jo oft, als 
ed meine Geſchäfte erlaubten, zu verichaffen juchte, immer 
lebendiger wurde und mich immer mehr zu bejchäftigen be= 
gann. Durch den zufälligen Gewinn eines guten Bildes in 
der Verloojung des Kunſtvereins zuerjt dazu angeregt, erwarb 
ich mir noch einige andere gute Gemälde in Dresden. Bald 
darauf concentrirte ji) mein Intereſſe insbeſondere auf die 
ältere Kunſt, und ich juchte dasjelbe auch noch auf meinen 
Reifen in Holland u. |. w. durch einzelne Ankäufe zu be: 
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tiſchen Verwidelungen waren, im Gegenjaße zu den oben er- 
wähnten theoretijchen Reformverfuchen Oeſterreichs und der 
Mittelitaaten, von eminent practiicher Natur und Bedeutung; 
fie bejchäftigten nicht nur die Bundesverfammlung, an welche 
auch nicht ein einziges jener Reformprojecte gelangt war, 
jondern griffen auch jehr bald in die unmittelbar politifche 
und finanzielle Thätigfeit der einzelnen Bundesſtaaten cin. 
Insbeſondere wurde Sachen dadurd) genöthigt, einen Theil 
feiner Armee abermal3 nad) Holjtein zu jenden. Dieje An— 
gelegenheit gehört daher theils aus dieſem Grunde, theils 
deshalb ganz }peciell zu meinen perjönlichen Erinnerungen, 
weil ihre Behandlung durch Preugen in ihrer directen Con: 
jequenz zu dem Kriege von 1866 führte, durch welchen meine 
unmittelbare perjönliche Thätigfeit in Hohen Grade in Ans: 
ſpruch genommen wurde. Ich bin daher genöthigt, auf die: 
felbe hier etwas näher einzugehen. 

Defterreich und Preußen ſtanden damals in der deutjchen 
stage im Allgemeinen, ganz ſpeciell aber auch in der Handels: 
politifchen Frage wegen des franzöſiſchen hanbelsbertrags, 
einander Korn! gegenüber. Die eigentliche Abſicht Preußens, 
das bewuhte und —* Ziel ſeiner ganzen Politik, Oeſterreich 
aus dem deutſchen Bund herauszudrängen und letzteren in 
einen Bundesſtaat mit preußiſcher Spitze umzuwandeln, war 
einem jedem, der ſehen wollte und konnte, ſeit langer Zeit 
ſchon klar erkennbar. Man hätte daher meinen ſollen, Oeſter— 
reich habe in richtiger Erkenntniß dieſer Lage und vom Stand— 
punkte ſeiner eigenen, wichtigſten Jutereſſen aus nur von 

wei Wegen einen zu wählen gehabt. Entweder es mußte 
fc mit Preußen verjtändigen, ſich deſſen Anfprüchen gegen 
irgend welche angemeſſene Segenleiftung fügen, oder — wenn 
es Died nicht thun wollte oder nicht konnte — dann wenig- 
ftend, mit Aufvendung aller jeiner Mittel, confequent dahin 
jtreben und wirken, feine Stellung in Deutſchland möglicjit 
zu beieftigen und Nic) in dem Bunde einen nicht nur treuen 
und zuverläffigen, jondern auc) einen möglichſt fräftigen Freund 
u erhalten. ns fonnte aber wiederum nur dadurch gejchehen, 
da es jich bemühte, auch das Anjehen und die Bedeutung des 
Bundes felbjt zu Fräftigen und deshalb den offenfundigen Be— 
mühungen Preußens, durch jeine Behandlung der holjteinfchen 
Angelegenheit das Anjehen des Bundes zu untergraben und 
beffen völlige Macht: und Bedeutungsloſigkeit recht augenfällig 
u zeigen, mit allen feinch Kräften entgegen zu wirken. Die 
oljteinfche war die erjte große politische Frage, bei der cs 
ich zeigen mußte, ob der deutjche Bund überhaupt nod) irgend 
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Ichaft als europäische Mächte, felbftändig den Krieg an Däne- 
marf zu erklären, um Schleswig als Pfand in Befig zu nehmen. 
Oeſterreich ging auch hierauf ein und der ungleiche Kampf 
zwifchen zwei europäischen Großmächten und dem fleinen 
Dänemark begann. u 
Dadurch wurde eine ganz eigenthümliche und jchiwierige 
Lage ‚gelhaften, Die beiden Gropmächte führten, als jolche, 
in Schleswig Krieg, nicht ala Glieder des Bundes, fondern 
gegen die Intereffen und in directem Widerſpruch gegen die 
ejchlüffe desfelben. Ihre fümmtlichen Berbindungslinien 
und Etappenjtraßen gingen aber durch Holftein, und dieſes 
Land war von deutichen Executionstruppen (Sachfen und 
Dunnoveranenn) befegt und wurde vom Bunde durch zwei 
undescommiffare verwaltet. Daß hierdurch), bei der täglichen 
Berührung diejer beiderfeitigen, total verfchiedene 9— e ver⸗ 
folgenden Truppen und Behörden, fortwährende Reibungen, 
ja ** höchſt unangenehme Conflicte, entſtehen mußten, war 
natürlich; fie wurden von der prenßiſchen Regierung in einer 
ſolchen Weife aufgefaßt und ausgebeutet, daß die bejtimnite 
Abſicht, ohne irgendwelche Rückſichtnahme auf Oesterreich, den 
ſpeciellen Bundesgenoffen Preußens, den deutfchen Bund in 
der Öffentlichen Meinung perabzubriten und ihn feine factische 
Machtlofigkeit recht fühlbar zu machen, fichtbar hervortrat. 
Durch die befannten Greigniffe in Rendsburg wurde diefer 
Zuſtand auf die Spitze getrieben. Dort hatte am 29. Mai 1864 
ein hannoverjcher Oberjt, der damals in Rendsburg comman— 
dirte, in einem, offenbar ungejchidten und unüberlegten Eifer 
einige Öfterreichifche und preußische Fahnen wegnehmen Laffen, 
weil er geglaubt hatte, daß die Aushängung derjelben in einem 
von Bundestruppen bejegten Orte unzuläffig jei. Anfänglich 
Mien dieſer Vorfall von Oeſterreich und von Preußen als 
3 angeſehen zu werden, was er wirklich war, als eine, 
politijch bedeutungslofe, Ungefchielichfeit. Als aber im Monat 
Juni desselben Jahres ebenfall® wieder in Rendsburg cine 
Schlägerei zwischen Hannoverschen und preußischen Truppen — 
wie fie an Orten gemifchter Garnijonen damals nicht felten 
vorfamen — Itattgefunden hatte und dabei einige Steine in 
ein Fenſter eines benachbarten preußiſchen Lazareths gefalen 
waren, wollte Herr von Bismarck dieſe Gelegenheit nicht vor: 
übergehen tollen, ohne einen neuen und vernichtenden Schlag 
gegen das Anfehen und die Nechte des Bundes zu führen. 
brachte dieſes Ereignig in Verbindung mit der Wegnahme 
der preußifchen Fahnen am 29. Mai, und erflärte auf Grund 
eines angeblichen inneren Zujammenhanges beider Vorkomm⸗ 
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einem der größten Triumphe zu machen, die Herr von Bis— 
mard in feiner fo erfolgreichen politifchen Thätigfeit jemals 
gefeiert hat. 

Während aller diefer Verhandlungen und Ereigniffe Hatte 
aber Herr von Bismarck immer noch Zeit gefunden, feiner 
ganz Ypeciellen Verbitterung gegen Sachſen und namentlic) 
gegen Herrn von Beuſt Luft zu machen, in welchem er den 
bauptjächlichjiten und gefährlichiten Gegner der preußiichen 
Bergrößerungspläne zu erkennen glaubte. So beſchuldigte er 
z. B. am 18. Auguft in München, bei einem Gefpräche mit 
dem damaligen aeriichen Miniiter des Aeußeren, Herrn von 
en die ſächſiſche Regierung und jpeciell den Vertreter 
derjelben in Holitein, Bundescommifjar von Könnerig, ganz 
direct, die Demofratie zu unterjtügen, alle demokratischen Be— 
wegungen dort zu begünjtigen und die Bevölkerung gegen 
O terreic) und Preußen aufzuhetzen und im Intereſſe „des 
Auguftenburger3“ zu bearbeiten. Noch viel weiter ging er - 
aber in diefer Richtung in einer unter dem 8. Auguſt 1864 
von Gaſtein aus an den preußifchen Gefandten in Dresden, 

ern von Schulenburg-PBriemern, erlaffenen Depesche, welche 
esterer Herrn von Beuft vorlas und in Abjchrift übergab. 
In diefem Schriftftüde bejchwerte ſich Herr von Bigmard 
unächſt auf das Heftigfte über die Haltung Beuſt's in den 
Bachfifchen Kammern und griff dann das Berfahren des ſäch— 
ſiſchen Bundescommiſſars und das Benehmen der Bundes» 
truppen in Holjtein in bitterer Weiſe an, indem er den Erfteren 
geradezu der Begünjtigung demokratischer Beitrebungen, durd) 
welche aud) die Dizcıplin der Truppen gelodert worden jet, 
befchuldigte. Er ſagte wörtlid) in dieſer Tepeiche: „Die Zucht— 
loſigkeit der politiichen Leitung äußert auch auf die mili- 
täriiche Digciplin der Truppen ihren lodernden und zerjtören- 
den Einflup.“ 

Als Hierauf Herr von Beujt, nad) Ablauf einiger Zeit, 
am 28. October in ruhiger und würdiger, aber doch jehr 
ernjter Weiſe antwortete und Graf Hohenthal diefe Note in 
Berlin übergab, trat Herr von Bismard viel ruhiger und 
milder auf: es habe ihm ganz fern gelegen, die ſächſiſchen 
Truppen, deren vortreffliche Disciplin er anerkenne, beleidigen 
zu wollen; er habe geglaubt, daß in Rendsburg nur Hanno: 
veraner geltanden hätten und von der Anweſenheit Jäch- 
fifcher Truppen dajelbit gar nicht? gewußt. Von den An— 
Köufbigungen gegen Die polittide Haltung der jächfischen 

egierung und des Geheimen Raths von Könnerig nahm er 
aber nichts zurüd. | 
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14. November übergebene Note, in welcher er mitteilte, daß 
Graf Karolyi nad) Berlin gehe, um „alle fchiwebenden Fragen 
mit Breußen auszugleichen“ und zugleid) ausſprach, der Wunſch 
und das Beſtreben Oeſterreichs jet, das enge Bündniß mit 
Preußen, „durch welches jchon jo glänzende Vor— 
theile für Deutichland errungen worden ſeien“ (}), 
zu erhalten und zu befejtigen. Dabei erflärte ev zugleich: 
„die öſterreichiſche Regierung jeße ihren Stolz darein, den 
Wiener Frieden einjt als cin Werk anerkannt zu ſehn, welchem 
Deutichland nicht blos die glückliche Löſung einer jchwierigen, 
auswärtigen Berwidelung, jondern auch die volle Wiederher- 
jtellung der Eintracht und des wechjeljeitigen Vertrauens im 
Innern des Bundes zu verdanken habe.“ 

Die logiſchen Prämiſſen, auf welchen dieje letztere Er- 
wartung beruhte, waren und blieben unverständlich. Auch 
wurde Graf Mensdorf aus jeinem fügen Traume von der 
Wiederheritellung der Eintracht und des wechjelfeitigen Ver— 
trauens in Deutjchland ſehr bald im bitterer Weiſe erweckt. 
Der hinkende Bote, der einer jeden Selbjttäufchung mit Noth— 
wendigfeit folgt, fam diesmal noch früher, ala er fonjt zu 
fommen pflegt. Unmittelbar nad) Abſchluß des Friedens ver: 
langte Preußen ein gemeinjchaftliche® Borgehen mit Oeſter— 
reich gegen die Bundestruppen in Holſtein und die Jofortige 
Entfernung derjelben, während Oeſterreich, wohl fühlend, wie 
gefährlich Dies auch für jeine dortigen Interefjen werden fünne, 
damit nicht einverjtanden war, vielmehr die Anficht vertrat, 
da der Wiener Frieden an der von dem Bunde bejchlofjenen 
Erecution nicht3 ändere und die Bundestruppen To lange in 
Holjtein bleiben müßten, bis der Bund über die Erbfolge 
entjchieden habe. Preußen ſah dieſe letztere Anficht als einen 
Eingriff in ſeine Rechte an; durch den Wiener Frieden ſei 
die Sachlage gänzlich geändert, jetzt ſeien Oeſterreich und 
en die vollberechtigten Eigenthümer der Herzogthümer, 
ie allein hätten ſich darüber zu verjtändigen, ob und unter 
welchen Bedingungen fie dieſelben an einen Anderen abtreten 
wollten; der Bund habe damit gar_nicht® mehr zu thun und 
nur die Pflicht, feine Truppen ſofort aus Holftein heraus: 
zuziehen. 

Schon am 4. November, alſo acht Tage vor der oben 
erwähnten Mensdorf’schen Note, berichtete Graf Hohenthal 
aus Berlin, Herr von Bigmard habe gegen mehrere Berfonen 
ausgejprochen, die Bundestruppen müßten aus Holftein heraus; 
er wolle mit Oejterreich, und weun Died nicht mitgehe, allein, 
in Frankfurt ihre Entfernung beantragen und, wenn der Bund 
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bedeutendere Bundesstaaten bei — nicht für berechtigt halten, 
diefelben eigenmächtig zurüdzuberufen, jondern mußte erft 
abwarten, daß der Fund die Execution für beendet erklärte 
und Sachſen ſowohl als Hannover zur Zurüdziehung der 
Erecutionstruppen veranlaßte. Wir nahmen allewdings an, 
daß es die Aufgabe Defterreichd und Preußens fei, einen jol- 
chen Bundesbeihluf u beantragen; da aber Preußen drohte, 
thatjächlich und mit Gewaltmapregehn gegen und vorzugehen, 
fo beauftragte Herr von Beuft am 27.Rovember unfern Bundes- 
tags⸗Geſandten, Herrn von Bofe, jofort zu beantragen, daß der 
Bund über die Beendigung der Erecution Beſchluß faſſen möge. 

Zwei Tage darauf, am 29. November, ging cute preu— 
Bilche Note ein, in weldjer Herr von Bismarck, auf die An— 
ſicht geftügt, daß durch) den — dem Bunde damals officiell 
noch gar nicht mitgetheilten — Wiener Frieden die Bundes: 
‚erecutton thatfächlid) gegenjtandslos geworden und daher 
Sachſen und Hannover nunmehr ohne Weiteres, und ohne 
einen bejonderen Bundesbeſchluß zu erwarten, zur Räumung 
des Landes verpflichtet ſeien, an die ſächſiſche Negierung das 
„bundesfreundliche Erfuchen“ ftellte, ihre Commiffare und 
Truppen aus Holſtein zurüdzuzichen. Gleichzeitig wurde 
eine zweite, von demjelben Tage datirte Note übergeben, in 
welcher Preußen, in feiner Eigenjchaft als europäische Groß— 
macht und Mitnſiet von Holſtein, in etwas anders moti— 
virter Weiſe dasſelbe Verlangen noch einmal ſtellte. Herr 
von Beuſt antwortete unmittelbar darauf, daß Sachſen nichts 
eifriger wünſche, als die Zurückziehung ſeiner Truppen, dieſe 
aber aus den oben entwickelten Gründen nicht ohne einen 
vorherigen Bundesbeſchluß ausführen könne und einen ſolchen 
auch bereits beantragt habe. 

Am 30. November vereinigten ſich Preußen und Oeſter— 
reich dahin, gemeinſchaftlich bei dem Bunde einen Antrag auf 
Aufhebung der Execution zu ſtellen, was auch am 1. December 
geſchah. Am 29. hatte der Bundestag den Sichfifchen Antrag 
auf Beihlußfaffung wegen Aufhebung der Execution an den 
Ausſchuß verwichen. Am folgenden Tage, am 30. November, 
— Bismarck zu Graf Hohenthal: Er werde keine Ver— 
chleppung der Sache am Bundestage dulden, auch keinen ab— 
lehnenden Beſchluß, in beiden Fällen werde Preußen ſofort 
zur Selbſthilfe ſchreiten. Für dieſen Fall liege der Befehl 
an den preußiſchen, in Holſtein commandirenden General, 
Prinz Friedrich Karl, bereits ausgefertigt vor, nämlich: „ſo 
zu handeln, als ob Bundescommiſſare und Bundestruppen 
in Holſtein überhaupt gar nicht exiſtirteu.“ 


v. Friefen, Erinnerungen. IL Zweite Auflage. 9 
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Depejchen an den preußischen Gejchäftsträger in Wien, Herrn 
von Ladenberg, gerichtet und in der erjten derfelben, welche 
das Verfahren bei der Beendigung der Bundeserecution in 
Holſtein behandelte, nachzuweiſen gefucht, dal Oeſterreich in 
diejer Angelegenheit feine Conceſſion an Preußen gemacht, 
letere3 vielmehr Beweife von Mäßigung und Selbitbeherr- 
Ihung gegeben habe, die man ihm hoffentlich nicht vergeffen 
werde, dabei aber ganz offen ausgeſprochen, daß, wenn der 
bezügliche Bundesbeſchluß im Sinne der Minorität ausgefallen 
wäre, Preußen fid) der Ausführung desfelben thatfächlich und 
mit den Waffen in der Hand widerjeßt haben würde. In 
derfelben Depeſche Hatte Der von Bismard zur Motivirung 
ſeines Verfahrens in den deutschen Angelegenheiten überhaupt 
noch hinzugefügt: „in feinem Kampfe gegen den deutjchen 
Bund und die Mittelitaaten Teite ihn namentlid) auch das 
Fincih day Preußen auf die vota von Regierungen 
ein Gewicht legen dürfe, die ſich in ihren Ent- 
Ihließungen von den Manifeftationen ihrer Landes— 
vertretungen beeinfluffen ließen. Es fei das parlamen- 
tarifche, ja das revolutionäre Princip, welches er in den 
Üebergriffen der Mittelftaaten befämpfe, wie er demſelben im 
Innern von Preußen den Krieg mache.“ 

In der zweiten, die Erbfolge in den Herzogthümern be— 
treffenden Depejche von demſelben Datum hatte Herr von 
Bismarck entwidelt, dal Defterreich feiner geographifchen Lage 
nach fein Sntereile daran habe, ſich einen Theil der Herzog: 
thümer einzuverleiben, day dagegen die Annexion derfelben 
an Preußen den deutjchen Intereſſen im höchiten Grade fürder: 
li), den preußischen aber „nicht zuwider”, indeffen ohne 
Buftimmung Oeſterreichs, ala des Mitbefigers, nicht auzführ- 
bar ſei. Ueber die von Oeſterreich angeregte Succejfionsfrage 
fünne ſich Preußen nicht eher ausfprechen, als bi8 die Be- 
dingungen für feine eigne Stellung zu dem fünftigen Staate 
genau fejtgeftellt feien, da es die wichtigen Intereſſen, die es 
dort habe, nicht der Willführ des fünftigen Souveräns über: 
laffen könne. Diefe Bedingungen würden eben berathen. 

Diefe beiden Schriftitücke Hatte Graf Mengdorf unter dem 
21. December 1864 ebenfalls in zwei gejonderten Depefchen 
beantwortet. In der einen derfelben, welche die Beendigung 
der Bundeserecution betraf, hatte er zwar eine weitere Dis— 
euffion über vollendete Thatfachen als zwecklos abgelehnt, 
aber doch auf die Bemerkung, daß Preußen fich einem etwaigen, 
im Sinne der Minorität gefaßten Bundesbejchluffe thatjächlid) 
und mit den Waffen in der Hand würde widerjeßt haben, 
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Defterreich und Preußen erfuchen, Holftein dem Prinzen von 
Auguftenburg zur eignen Verwaltung zu übergeben, und ihr 
gegenfeitiges Arrangement wegen Lauenburg dem Bunde mit- 
zutheilen. Der Antrag wurde an einen Ausschuß verwicjen 
und auf den Bericht desfelben ſchon am 6. April zum Bundes- 
beichluffe erhoben, wobei Oeſterreich dafür jtimmte. 

Preußen widerſprach und bezeichnete dieſes rasche Ver: 
fahren al3 eine Ueberftürzung, da das Erbrecht des Prinzen 
von Auguftenburg noch nicht nachgewiejen ſei, ihm gegenüber 
vielmehr die Ansprüche nicht nur Oldenburgs, fondern auch 
Preußens Beachtung verdienten, welches Leßtere auf Grund 
theils feines eigen Rechts, theils der Ceſſion Chriſtian's IX., 
ebenfalls den Beſitz des Landes beanſpruche. 

Inzwiſchen gingen die Differenzen zwiſchen Oeſterreich und 
Preußen unausgeſetzt fort; in Berlin trat das Streben nach 
der Vereinigung der Herzogthümer mit Preußen wieder lebhaft 
hervor. Es wurde dort alles hervorgeſucht, um den Mitbefit 
derjelben für Defterreich unerträglich zu machen. Schon im 
April war die Verlegung der großen Marine-Etabliffements 
von Danzig nad) Kiel beichloffen worden; als Defterreich auf 
Grund feines Miteigenthums an Holitein dagegen proteftirte, 
erflärte Herr von Bismarck, das letztere werde dadurch gar 
nicht berührt; eine Maßregel, wie die Verlegung der Marine- 
Etabliffements, ſtehe jedem Miteigenthümer Hr ſich allein zu; 
Preußen werde ſich durch den öfterreichiichen Widerſpruch da— 
bon nicht abhalten laffen. Demnächſt fchlug Herr von Bis— 
mard in Wien die Einberufung einer Verfammlung von Re— 
präfentanten der Herzogthümer vor, aber nicht der alten 
verfaffunggmäßigen Stände, jondern einer nach einem neuen, 
noch) zu oetroirenden Wahlgejeße zu wählenden Verſammlung. 
Ueber den Zwed diefer Maßregel Sprach er ſich außeramtlich 
in vielfachen Gefprächen dahin aus: Er werde der zu wählen 
den Nationalvertretung einfach die Frage vorlegen, was fie 
vorziche? ob die Uebernahme von ficbzig Millionen Thalern 
Schulden und einen erblichen Oberpräfidenten mit dem Titel 
„Herzog“ unter preußifcher Oberhoheit, oder einfache Annexion 
an Preußen ohne Uebernahme von Schulden? 

Der Borfchlag, eine ſolche Nationalverſammlung einzu— 
berufen, gab nun Anlaß zu einem umfaffenden Schriften 
wechjel und zu den bitterften Differenzen mit Oeſterreich, die 
ſich —æ auf zwei Punkte bezogen, zunächſt auf das 
Wahlgeſetz, nach welchem die Verſammlung einberufen werden 
ſollte, und ſodann auf die Stellung, welche die beiden Mit: 
eigenthümer derfelben gegenüber einzunehmen hätten. Ins— 
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politiſch ſtehe es jebt chleht; e8 feien zwar die Namen da 
für das neue Miniiterium, aber fein Brogramm für 
dasſelbe; über „gewiſſe Fragen‘ müſſe ſich das Mini— 
ſterium aber doch verſtändigen und einig werden! Da ſeien 
nun aber die Meinungsverſchiedenheiten ſo groß, daß eine 
homogene Verwaltung nicht zu Stande kommen könne.“ 

Auf der Durchreiſe von Carlsbad nad) Gaſtein hielt der 
König von Preußen in Regensburg einen Minifterratt) ab, 
über welchen die „Provinzialcorrefpondenz“ bald darauf be- 
richtete: der Gegenſtand derjelben fer die „Augustenburger 
Segenregierung” in Kiel gewejen, die unvereinbar mit den 
Rechten Oeſterreichs und —8 ſei; Preußen könne die— 
ſelbe nicht länger dulden und werde, wenn Oeſterreich ſich 
ihm nicht anſchließen wolle, gegen dieſelbe allein vorgehn; 
die Mittel dazu ſeien in Regensburg feſtgeſetzt worden. 

In Salzburg, wo der König und Herr von Bismarck 
einen kurzen Aufenthalt machten, trafen ſie mit Herrn von 
der Pfordten zuſammen, der ſich auf erhaltene Einladung 
dorthin begeben hatte. Lebterer fand, nad) ſeinen eigenen 
Mittheilungen darüber, den König und Bismard ſehr gereizt 
egen Dejterreihh und gegen den „Augujtenburger“. Dieſer, 
£ habe Herr von Bismard zu Herrn von der Pfordten ge: 
agt, müffe fort aus Holjtein, und wenn Defterreich ihn Halten 
wolle, komme es zum Krieg. Diefer Krieg gehe dem Bunde 
gar nicht? an, der könne ganz ruhig davei bleiben. Pfordten 
babe dies leßtere für unmöglich erklärt, aber auch Herrn von 
Bismard gejagt, der Bund fe gar nicht dagegen, day Preußen 
gewiſſe, weitgehende Berechtiguugen in den Herzogthümern 
gewährt würden und werde gewiß Preußen mehr einräumen, 
als Dejterreic) thun wolle. 

Im Allgemeinen hatte Herr von der Pfordten — id) 
weiß nicht auf welche Grundlage hin — feine Einladung 
nach Salzburg und die dortige Beſprechung jo aufgefaßt, 
als ob Preugen die Bermittelung Bayerns behufs einer Ber: 
ftändigung mit Oeſterreich wünſche und eventuell nicht ab- 
geneigt ſei, die Entjcheidung der ganzen Differenz dem Bunde 
zu überlaffen. Died hatte Herr von der Pfordten jofort 
nad Wien mitgetheilt und hierauf von dort die Einladınıg 

alten, jich, wein der Kaiſer Franz Joſeph, wie er die Ab— 
fiht habe, den König Wilhelm in Gaſtein befuchen werde, 
nad) Salzburg zu begeben, um dort mit dem Kaifer bei deffen 
Du Teite eine Unterredung zu haben. Dies theilte Herr von 
der Pfordten dem Könige von Sachſen mit, der fid) damals 
gerade in Poſſenhofen befand, und bat ihn, Herrn von Beuft 
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1 Preußen die auch für Schleswig-Holſtein vortheilhaf: 
tefte fei. 
Dieſes Vorgehen Preußens brachte endlich doc) auch die 
Öjterreichtfchen Staat3männer auf den Zweifel, vb fie durd) 
den Gajteiner Vertrag wirklich irgend etwas erreicht hätten. 
Nachdem Graf Karolyi in den erften Tagen des März in 
Berlin erklärt Hatte, daß Defterreich, wenn Preußen jo fort- 
fahre, wie bisher, auch zum Aeußerſten, zum Kriege entjchloffen 
fei, beauftragte Graf Mensdorf unter dem 16. März 1866 
den öfterreihifchen Gefandten in Dresden, Herrn von Beuft 
officetell mitzutheilen: Er, Graf Mensdorf, Habe den Grafen 
Karolyi beauftragt, bei Herrin von Bismarck mündlich an— 
zufragen, „ob der Berliner Hof fich wirklich mit dem Ge— 
danfen trage, den Gafteiner Vertrag mit gewalt- 
famer Hand zu zerreißen und den bundesgefeglichen 
Frieden zwiſchen den deutſchen Staaten zu unter— 
rechen?“ und bemerkte dabei, wenn die Antwort Preußens 
ungenügend ſei, werde Oeſterreich die Sache an den Bund 
bringen, damit dieſer die Initiative Behufs der zur 
Wahrung des gefährdeten Bundesfriedens ſowie zur 
Verhütung oder Zurückweiſung jeder Gewalt— 
anwendung erforderlichen Maßregeln ergreife, ins— 
beſondere die Mobiliſirung der vier nicht von den — 
geſtellten Armeecorps beſchließe. Beuſt antwortete ſofort tele— 
graphiſch, er habe zwar den Bundesgeſandten hiervon in Kennt— 
niß geſetzt, bedauere aber tief die in Berlin geſtellte Aufrage 
Oeſterreichs, durch welche gar nichts erreicht, nur Preußen 
in eine noch viel beſſere Lage verſetzt werden könne, denn: 
“ „die Erklärung, eine Abſicht jetzt nicht zu haben, verpflichtet 
nicht für die Zukunft, bindet aber dem Gegner die Hände.“ 
Der ganze Schritt jet alfo verfehlt, denn Preußen werde gewiß; 
die Abficht verneinen, wodurch «3 ſich in Feiner Weife binde, 
Wie ſehr Beuſt Recht hatte, wie unüberlegt die öfterreichische 
Anfrage war, lehrte der Erfolg. Herr von Bigmard verneinte 
natürlich, daß er die Abficht habe, nach der Defterreich frage. 
Während fo die Berhandlungen zwischen Dejterreich und 
Preußen einen immer ernjteren und bedrohlicheren Charakter 
annahmen, fand zwilchen Bayern und Sachfen ein Ideen— 
austauſch über die Frage jtatt, wie ji) die Mitteljtaaten diefer 
Situation gegenüber zu verhalten hätten und was chva der 
Bund dabei thun könne. Unter dem 27. Februar richtete die 
bayerische Regierung eine Mittheilung an die ſächſiſche folgen: 
den Inhalts: Der Krieg zwifchen Preußen und Ooſtierreich 
ftehe in ficherer Ausſicht, widerjpreche aber dem Artikel XT. 
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yon der Pfordten ftand aber auf einem anderen Standpunfte; 
n einer Depeſche vom 4. April ſprach er fi) dahin aus: in 
»em vorliegenden Zalle jei zwar Preußen ganz entjchieden tm 
Antcchte, käme c3 deshalb zu einem Kriege, jo wäre Bayerı, 
vie alle anderen Bundesstaaten, durch Ehre, Pflicht und 
Intereffe gezwungen, gegen Preußen zu kämpfen, aber er, 
Derr von der Pfordten, glaube nicht an einen Krieg, Oeſter— 
eich habe fein Geld; die Öfterreichifche Armee fer ſchwach und 
ingenügend und fünne gegen die preußiſche nichts ausrichten, 
yarüber ſeien alle bayerischen Militärs einig; auch rüfte man 
n Defterreich noch gar nicht ordentlich. Unter diefen Umständen 
verde auch sapern feinen Mann cher rüsten, als bis Oeſter— 
ci) ernftliche Kriegsvorbereitungen mache; für jet wolle er, 
dert von der Pfordten, eine VBermittelung verfuchen, und 
yabe daher zunächſt in Berlin und Wien angefragt, was man 
gentlich beabfichtige. 
Ueber den Bermittelungsvorjchlag ſelbſt war in der 
Depeiche nicht? angedeutet; wohl aber theilte Herr don der 
fordten dem füchlifchen Gefandten mündlich mit, daß er 
reußen in Bezug auf die Reform der deutſchen Berfaffung 
vejentliche Bugelöntife machen und daher zur Vermittelung 
yorjchlagen wolle, daß der Bund in drei große Gruppen 
etheilt werden jolle, nämlich: erſtens Oeſterreich, zweitens 
zreußen nebit dem ganzen Norddeutjchland unter preußis 
her Oberleitung, mit dem König von Preußen ala Bundes: 
ſdherrn, und drittens Bayern mit dem ganzen Süddeutſch— 
nd unter bayerischer Oberleitung und dem Könige von 
Wern als Bundesfeldherrn. Das wäre ullerdings aud) 
e Trias gewefen, aber eine andere, als die bis dahin viel: 
) befprochene, cine lediglih auf den Vortheil Bayerns 
echnete Trias. 
Ob biefer Borichlag wirklich jemals in Berlin oder Wien 
acht worden, weiß ic) nicht. Sedenfall® war er nad) wenigen 
en Schon völlig antiquirt, als Preußen am 9. April feinen 
rmdorjchlag au den Bund bradte. Hier beantragte 
Ben die Zufammenberufung einer allgemeinen deutschen 
wertretung auf breitejter Bafis, d. h. auf der Grund: 
des allgemeinen Stimmrecht? und mit directen Wahlen, 
Die foforti e Beftimmung des Tages, an welchem dieſe 
nmlung ufammentreten jolle, obgleich nod) fein Wahl- 
vorhanden und über den diefer Verſammlung vor: 
den Verfaſſungsentwurf noch Feine Vereinigung unter 
gierungen getroffen War, ja noch nicht einmal cin 
19 zu einer folchen Vereinbarung vorlag. Daß diefer 
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nügenden Weiſe erfolge, ebenfalls militärische Mapregeln gegen 
Sadjjen anordnen. In der Antivort hierauf am 29. April 
jagte Beuft: eigentliche Nüftungen hätten in Sachjen noch 
nicht jtattgefunden, was in dieſer Beziehung bis jet ge— 
jchehen, fer Durch die vorhergegangenen preußijchen Rüjtungen 
veranlaßt worden, und bezwede nur die Abwehr etwaiger Anz 
griffe und Die nothwendigſte Vorbereitung, um gegebenen Falls 
den Anordnungen des Bundes genügen zu fünnen. Hierauf 

gte Herr von Bismard am 1. Mai dem Grafen Hohen— 
thal: Die jüchjische Antwort jei ganz ungenügend; Preußen 
werde daher Truppen an die fächfifche renze ſchiden und 
„was dieſe dann ſpäter vielleicht dort thun werden, 
iſt Sade für ſich“ 

Hierauf jtellte Sachſen, nach vorheriger Berathung mit 
Bayern, am 5. Mat in Frankfurt den Antrag: „Die hohe 
a ee Harte wolle ungejäumt bejchließen, die König: 
lich zus che Regierung darum anzugehn, daß durch geeignete 
Erklärung dem Bunde, mit Rückſicht auf Artikel XI. der 
Bundesacte, volle Beruhigung gewährt werde.“ Dieſer An— 
trag wurde am 9. Mat durch die Mehrheit angenommen; 
unerwarteter Weiſe jtimmte auch Hannover, welches ſich bis- 
ber immer mehr an Preußen angejchlojjen hatte, dafür. Dev 
preußtiche Geſandte, der natürlich dagegen jtimmte, bemerkte 
dabei: „Der jächjische Antrag drehe die wahren Verhältniſſe 
geradezu um, Kent werde von Deiterreich und Sachſen 
vedt 58 aber nicht Sachſen von Preußen. Es ſei Pflicht 
5 Bundes, Oeſterreich und Sachſen zur Abrüſtung aufzu— 
idern, aber nicht Preußen.“ 

Nun endlich wurde der Ernſt der Lage überall, auch in 
ayern, erkannt; am 10. Mat wurde die Mobiliſirung der 
tzen a Armee bejchloffen. Am 13. und 14. Mat 
ten die Minijter von Bayern, Sachſen, Württemberg, 
den, Heflen=Darmjtadt und einiger thüringijchen Staaten 
Bamberg zujammen, um ich über die Lage und das, was 
mehr von ihnen zu thun jei, zu verjtändigen. Hannover 
Aurheſſen nahmen feinen Antheil. Die Berhandlungen 
ven zunächſt ohne Rejultat; Baden ftellte ſich gang auf 
preußijchen Standpunkt und hätte lieber Sachſen zur Ein- 
ng jener — ————— veranlaßt; die thüringiſchen 
‚ten zeigten ſich mit Nücjicht auf ihre geographifche Lage 
















ſchwach, —* Bevollmächtigten verließen die Verſamm— 
| noch ehe die Berathung über die Hauptpunkte begann. 


von der Pfordten beharrte noch immer auf feiner Ver— 
Iings= dee; lieh ſich ausführlich über die faljche und 
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jeiner Motivirung nur durch die Abficht erflärt werden konnte, 
die jJüchjische Regierung für den etwaigen Ausbruc) des Kriegs 
jpäter verantwortlich machen zu fünnen. Ä 

Die vortrefflihe Art, wie Rabenhorft feine Aufgabe, die 
Arniec zu mobilifiren, erfüllte, it befannt. Sie hat in dem 
von dem ſächſiſchen Generalitabe herausgegebenen Werke: „Der 
Antheil des Königlich ſächſiſchen Armeecorps an dem %eld- 
zuge don 1866” eine ausführliche Darjtellung gefunden. Ich 
kann mich daher hier lediglich darauf beziehen und will nur 
wegen des Zuſammenhangs mit der politifchen Haltung Sachſens 
nod) Folgendes deshalb bemerken. Da wir in dem bevor: 
ſtehenden Kampfe weder für Defterreich noch für Preußen 
Bartei ergreifen, jondern unfere Arınce dem Bunde erhalten 
wollten, jo war es unsere, von Beuft lebhaft und confequent 
vertretene Abficht, die Armee an der bayeriſch-ſächſiſchen Grenze, 
im Boigtlande oder bei Hof aufzustellen, was freilich nur 
unter der Vorausſetzung möglich war, daß von Bayern ein 
einigermaßen ent|prechendes, wenn auch nur 20—30000 Mann 
ſtarkes Corps ebenfalls dort aufgeitellt wurde. Es wurde 
daher auch anfänglich und fo lange wir auf letzteres rechnen 
zu fünnen glaubten, eine Concentrirnng der Armee zwijchen 
Shemnig und Zwickau beabjichtigt, zu deren Vorbereitung 
auch die gefammten Magazine der Armce nad) Annaberg und 
Umgegend gejchafft wurden. Dieje Aufſtellung Hätte den Vor— 
theil gewährt, day felbjt dann, wem der Weg nach Hof von 
dem preußischen Armeecorps, welches bei Zei concentrirt 
wurde, abgejchnitten werden follte, eine Vereinigung mit der 
bayeriſchen Armee immer noch über Karlsbad und Eger aus: 
führbar geblieben wäre. Diefer Plan brachte jedoch, als er, 
in Folge der Verlegung der Deagazine u. ſ. w. in jene Gegend, 
befannt wurde, eine lebhafte Aufregung im Lande hervor, 
weil hiermit die Hauptftadt Dresden ganz von Truppen ent— 
blößt und daher ohne Weiteres aufgegeben worden wäre. 
Auch traten die Zweifel darüber, ob dem überhaupt auf 
irgend welche Unterftügung Seiten Bayern zu rechnen jet, 
namentlich bei den Führern der Armee immer entfchiedener 
hervor, wenn auch Beuſt an jeinem Bertrauen auf Herrn von 
der Pfordten noch lange feſthielt. Das Generalcommando der 
Armee, weldyes big dahin der Kriegsminiſter, Generallieute— 
nant von Rabenhorit, mit geführt hatte, war bei der Mobili- 
firung der Arnıce Seiner Königlichen Hoheit dem Kronprinzen 
übergeben worden. Derjelbe hatte einen Officier nad) München 
eſchickt, um fich über die dortigen Zuſtände und militäriſchen 
Borbereitungen zu unterrichten und durd) deffen Berichte Die 
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vorhandenen Kafjenbeftände nachträglicd) gebilligt und endlich 
die Schon oben erwähnte eine Million Thaler zur Unterftüßung 
der Industrie bewilligt. Dabei wurde das bisherige Berhalten 
der Regierung im der ganzen Angelegenheit von beiden Kam— 
mern wiederholt entjchieden und fräftig gebilligt. An 14. Juni 
wurde der Landtag durch cite Rede —F Miniſters von Beuſt 
geſchloſſen. 

Neben dieſen militäriſchen und finanziellen Vorbereitungen 
für den Krieg mußten aber auch Maßregeln getroffen werden, 
um während der bevorſtehenden Decupation des Landes und 
der dadurd) nöthig werdenden längeren Entfernung des Königs 
die Benwaltung des Landes zu ordnen und die legitime Gewalt _ 
de3 Königs jo viel als möglich aufrecht zu erhalten. Die 
Aufgabe war deswegen jchwierig, weil man nicht vorausſehn 
fonnte, wie die preußische Regierung ſich in Beziehung auf 
die Berwaltung des Landes den bejtchenden Behörden gegen- 
über verhalten werde. Sedenfall® waren wir aber darüber 
einig, daß als PBrincip feitzuhalten ei, daß jede Behörde ohne 
Unterjchied auf ihrem Boten zu verharren und die Sefchäfte 
in der vorgefchricbenen Weiſe fortzuführen habe, bis fie durch) 
äußere Gewalt thatfächlich daran verhindert werde. 

Da ein plöglicher Einmarfch preußischer Truppen ſchon 
feit der Mitte de8 Monat? Mat ala möglich vorausgeſehn 
werden mußte, und es darauf anfam, die Behörden für diejen 
Fall nicht ohne Inftruetion zu laffen, fo erging unter dem 
DD. Mat an die vier Sreisdirertoren — Regierungs-Prä— 
jidenten — eine Berordnung des Ministeriums des Innern, 
aus welcher ich folgende, das Ganze charakteriſirende Stellen 
bier hervorheben will. 

„Dbgleich nach der Anficht der Regierung dev wirkliche 
Ausbruch des Krieges and) jeßt noch nicht Für unvermeidlich 
anzujchn und die Hoffnung auf eine fchlüßliche, friedliche 
Entwidelung der Dinge in Deutjchland noch keineswegs auf: 
zugeben ijt, ſo gebieket doc) die Vorſicht, ſich auch auf die 
entgegengejeßte Eventualität gefaßt zu machen umd die ver: 
fchiedenen, alsdann möglicher Weiſe eintretenden Fülle mit 
ihren Confequenzen ſich in Zeiten ruhig und unbefangen zu 
dergegenwärtigen. Unter diejen iſt der wichtigfte und folgen- 
reichſte ohne Zweifel der, daß der Gang der Ereigniffe 
Seine Majeftät den König möthigen könnte, die Haupt: 
ftadt und möglicher Weiſe jogar das Land zu verlaffen 
und Sid) mit der Armee in das Ausland zurückzuziehn. 
Sollte die geichehn, fo wird aud) für geregelte Fortfüh— 
rung der Regierungsgefchäfte im Namen des Königs durch 
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um jeine Entlaffung zu bitten, fo ergriff der König Die 
Initiative und vermochte ihn, um feine Entlaffung nach— 
zufuchen, die ihn auch in der ehrenditen Weiſe und unter 
huldvoller Anerkennung feiner Verdienste gewährt wurde. 
An feiner Stelle wurde der PBräfident des Appellationg- 
gericht? zu Dresden, Schneider, zum Zuftizminifter ernannt 
und der Landescommiſſion beigegeben. Sp für alle Fälle 
vorbereitet, mußten wir den weiteren Gang der Dinge ruhig 
abwarten. Ehe es aber zum wirklichen Ansbruch des Krieges 
fam, trat nod) ein Ywilchenfall ein, den ich Hier kurz er— 
wähnen will. 

In diefer Zeit erjchien bei dem Miniſter von Beuft der 
Freiherr Anton von Sablenz, ein geborener Sache, der früher 
in Dresden gelebt hatte, und zuletzt hier Divector dev ſächſiſch— 
ſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft geweſen, feit einiger Zeit aber 
nad) Berlin übergejiedelt und dort bald in nähere Berbindung 
mit dem Grafen Bismard getreten war. Beuft hatte ihn big 
dahin perfünlich nur ganz oberflächlich gefannt, war daher 
einigermaßen überrafcht, als er ihm folgende Eröffnung machte: 
Der Kaifer von Oeſterreich und der König von Breuken 
wünſchten beide den Frieden, feiner von ihnen fünne aber zu 
Verhandlungen darüber die Initiative ergreifen, es fet daher 
zu wiünfchen, daß Sachſen dies thue und zunächit Folgenden 
Plan, von dem er wiffe, daß man in Berlin damit cinver: 
ſtanden fein werde, in Wien in Vorſchlag bringe und zur 
Annahme empfehle: Die Herzogthüner würden als befonderer 
Bundezitaat an den Prinzen Albreht Sohn vder den Groß— 
berzog von Oldenburg gegeben, Preußen behielte Kiel, Düppel 
und Sonderburg und zahle dafür 5 Millionen Thaler an 
Deiterreich. Ferner nehme Preußen ſeinen Plan zur Bundes— 
reform zurück, verlange aber ſofortige Reviſion der Bundes— 
kriegsverfaſſung in der Art, daß zwei Bundesarmeen, eine 
norddeutſche unter Preußens, eine ſüddeutſche unter Oeſter— 
reichs Führung, gebildet würden. Dabei verſicherte aber Herr 
von Gablenz wiederholt und auf das Beſtimmteſte, er 
—F zu wiſſen glaube, daß dieſe Ideen auch bei der preußiſchen 

egierung eventuell Anklang finden würden, er aber zu ſeiner 
jetzigen Mittheilung von Niemand beauftragt worden ſei und 
nur aus eigenem Antrieb handle, denn es ſeien dies alles zur 
eit nur noch ſeine eignen Ideen. Wenn dies richtig war, 
o verloren ui Ideen freilid) jede Bedeutung und es war 
aum zu begreifen, wie Herr von Gablenz glauben Fonnte, 
daß der ihm perfönlich ziemlich fernftchende Herr von Beuft 
darauf Hin in eine vermittelnde Thätigkeit eintreten werde. 
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Souveränetät nach Maßgabe der nal ag dom 10. Juni 
garantiren wolle. Die Antwort auf dieſe Anfrage wurde 
„noch heute“ und zwar mit der Bemerfung verlangt, daß 
eine jede Verzögerung der Antwort darüber hinaus und jede 
aueweichenbe Antwort als cine ablehnende aufgefaßt und 
Seine Majeität der König von Preußen Sachfen als im 
Kriegszuſtand gegen ihn befindlid) anfehn werde. Die Ant: 
wort darauf erfolgte noch an demſelben Tage und zwar ab» 
Ichnend, wie unter den damaligen Umständen anders nicht 
möglich war. Der Bundesbefchlug vom 14. Juni ſei durch— 
aus verfaffungsmäßig; der Bund fer nicht aufgelöft, Deftche 
vielmehr noch fort. Sachfen fünne daher nicht demobilifiren, 
ohne dem gejtern erit gefaßten Iegalen Bundesbeſchluß zuwider 
zu handeln. Ein deutjches Parlament wünfche Sachjen auch, 
aber, wie der König in Uebereinftimmung mit beiden Kam⸗ 
mern wiederholt ausgefprochen Habe, nur ein jolches für ganz 
Deutichland. Ein ſolches könne jedoch nur vom Bunde ein— 
berufen werden, nicht aber von den einzelnen Regierungen. 
Wenn Preußen in Folge diefer Erklärung ſich ala in Kriegs— 
Itand mit Sachjen befindlich anfehn wolle, fo müffe Sachen 
dagegen entfchieden proteftiren und die Hilfe des Bundes in 
Anſpruch nehmen. Noch an demjelben Abend, gegen 210 Uhr, 
erbat fich Herr von Schulenburg cine Audienz bei dem König 
und überbrachte ihm perjönlich die preußifche Kriegserklärung. 
Nach zehn Uhr empfing der König noch einmal die Minifter, 
um don und Abfchied zu nehmen. Es war ein erniter, tief 
ergreifender Moment. Zu derjelben Stunde rücten preußtjche 
Truppen in Rieſa cin. 

Am 16. Juni verließ der König die Reſidenz; lebhafte 
gurufe des Volkes und Zeichen treuer Liebe und Anhänglic)- 
eit begleiteten ihn auf feinem Wege. 

Unmittelbar nach der erfolgten Sriegserflärung hatte 
Sachſen in Frankfurt die Hilfe des Bundes gegen die von 
Breußen angethane Gewalt beantragt. Dieje wurde auch 
von dem Bunde mit zchn Stimmen — hier jtimmte fogar 
Baden mit für Sacjfen — bejchloffen. Zugleich erflärte der 
Bund mit derfelben Majorität das Berfahren Preußens für 
„dem Völkerrechte entgegen und im Widerjpruc) ftchend mit 
dem Bundesrechte”. Nachdem ſomit auf den eignen Antrag 
Bayern? der Bund am 14. Juni beſchloſſen hatte, gegen 

reußen zu mobilifiren und am 16., Sachſen Hilfe gegen 
reußen zu leilten, fchien die Anficht gerechtfertigt, daß 
nunmehr aud) in München andere Anfichten als bisher zur 
Geltung gekommen feien. Das war aber nicht der Zall. 





4 — 
N Te Pre 
1 


oh .. wi 


en 


Em 


np 


" R .. — ieher einer pret 4 
“u. ehem? ws war + —8 * * 


ee A 3 


ag 
a = 


DD ne = DE 5 


ber. x zii —“« 
ri: a —— —2* 


— ya Pa ee Se * 
a — 44 —* * r% — 


er 














Deeupation, bes Tanbes Het ar bie. —— der ge⸗ 
unten Staatsverwe a abc) as jr 























ie he da 


x N IK 
N Sl 
1753 
* 
J 








jeden, daß ein preufifeher Militär: und 
mann meiden würbe, jo hate 
















































































Ze AU 
Hi —— 








eß, wodurch an dm Fre | 
ıcırt wurden. nt ormit 








































































a fon un ——— 

Se er N mi mir über die 
ı Zall, dies n i ru 

| che m‘ —* ni m nic io were 









































* 


U 


iehr a | felbf | — ae nahm 
Pe | 
ür dv ie Dauer der Deeupation ein Bertrag al - 

| Pe —— En noc) 
niqun — ner ren —— —** 
nzhaupt ttaſſe ige: Dei der 
den ba auf 












































































































































wir; 
—— eh ac 
re => 
RR 4, * er 

er Mare - 

















— — 


de — 
—— — aha. in —— einen — 



















(der ins Ange faßte, fo beſtand fie aus , Millionen 
harter Silberthaler in ern, die allein über 550 Centner 
mie ehr ‚ und en Millionen Thaler in Sig lerne welche 

| u, en nf 


e Eine —A— an 2 
Ben nicht in fu un t mb 





Er rnſt — eine A A 
ce u ne aut n 
eines Tages preufifche Intendanturbenmte 


 Begleitun in dem trationdgebäude 
— und — —* 














en re - ie 
re u” 
we. ta ee er 


er I 





er AD Be ® 


ra Di 
r 

















— a, 











erflar MH, 
EYE 


ne 


SE 


























€ lag, wie in a ergab, ** — 
Einmarfch | preußischen un in Soli 

ee ugtice u ve Slate —— 
unteren Schichten de —— — ng Dresdens und jeiner Um: 
jebungen ‚das Gerücht verbreitet | hatte, daß zur rung 
der pre Inden Armee eine smangsweile Aushebu der waffen 
äbigen Dan u des Arbeiterjtandes in en bea 


anyenban nur ein — 
zu ar 


iden, verbreitet jein —A alt zu 

zu erflären, nz bei dem = 

in gar feine rung — 

| —— — ieuren arbeiten 

——— 

n. Einige Tau 

— am andern Morgen 
dem don mir dorthin 

* u ſtellen und m iöm 

Dies alles a ich vorher mit 
— es dem Ge⸗ 

allteutenan! Diefer aber, der 

es wahrjchein nicht fi Be hielt, daß jo Awas 

ohne Soldater nn —* ng tbtheifung Ulanen 





| ) ‚ wo 
a ee | 
— dieſer Maß lblieb na 





E | II 
* ELITE es ir 
14 























anzuordnen. Die Vanbebcorim — 

ſchon unter dem 26. Juni dieſen Antr 2 
| : Der König babe in dem * * Abſch 

proche Eu —— Parlamente für ganz Deut land 

bien auszuſch I; das werde er we gewin 19 In, * 








ac - an jedodt Rs iger Präliminar-Vertrag 
Kennutnif thalten — richtete ſie — 29. Zul 
uberweites Schreiben an von In weichen fie 
Bam ale m ni im meta 


chen — —— ——— 
unten, Mi *5* 















































_ a 


— VROER u 
jeitigung der Landescommiſſion, die ebung der 
Sonvention und: Sr: "de Anwendung. ſtreng —— — 
Bevölferung. Das alles war aber D doch micht jo Tee 

























ie in den —— 
err 


mehmigen; er werde aber unbedingt 

| | enen =: ten und. —F —* 

| weh als legteres den; Cl. e ſich 

kann F * Seh Verhaltens, — Le 
Ben Tun 


Bes Dali — 
J 

zuftands und die Ein eines tandrechtlichen 5 Verfahren 

— 17 — ya | ah die geringte ei 

ide ſelbſt alles vollftändig ruhig war, ge 


—— es 
offenbar Wei . Unmittelbar darauf —— 
nes * Bee — ze 









IE 





— gingen — 
ach —* na 
eit, wo weit und — um 





J * eh 


zu einer 

















— 209 — 


Blide „aus der Ferne” nicht getäuscht Habe, ein Beamter, wie 
der Oberbürgermeifter von Dresden, fich doch gewiß mehrfad) 
im Bejite von älteren Schriftftücden, welche die Unterfahrift 
des Königs trügen, befinden müſſe und daher aus diejem 
Umjtande allein noch nicht auf das jegige Beitchen einer Neben- 
regierung Bee werden dürfe. In Bezug auf den zweiten 
Punkt aber wußten wir genau, und erwiderten es Herrn 
von Wurmb, daß fich die Sache gerade umgefchrt verbalte; 
die Berliner Polizei ſchickte ihre Emiffäre in die öffentlichen, 
von den unterjten Volksklaſſen befuchten Schanforte, wo die— 
jelben gegen den König von Sachſen und die Regierung die 
hertiglten Schmähungen auzftichen, und wen fie dann 
von den empörten Anweſenden hinausgeworfen wurden, bald 
jpurlo3 verſchwanden. DPergleichen kuͤnſtlich hervorgerufene 
Heine, ich oft wiederholende Exceſſe wurden dann von der 
preukülchen Behörde benußt, um die jtärfiten Vorwürfe gegen 
te Dresdner Polizei zu erheben. Am folgenden Tag, den 
28. uni, Schon wurde uns Kar, was die ganze Mittdeilung 
für einen Zwed gehabt, was dadurch hatte vorbereitet wer— 
den jollen. Herr von Wurmb Fam wieder in die Landes- 
commiſſion und eröffnete ung: der Milttärgouverneur babe 
angeordnet, day der Geheime Regierungsrath Häpe (im Mi— 
nilterium des Innern), der Bolizeidireetor Schwauß und der 
BolizeisInfpector Bidart binnen 24 Stunden dag Land zu 
verlafjen Hätten, widrigen Falls ſie als „Spivne” behandelt, 
d. h. erjchoffen werden ſollten. Als wir ihn baten, ung mit- 
utheilen, was man diefen Beamten vorwerfe und was der 
Sn aß zu dieſer Maßregel jei, Ichnte Herr von Wurmb das 
ab, und begnügte fich mit der Erklärung: „es müffe dabei 
bleiben, denn es ſei einmal jo bejchloffen“. Es war alſo 
nur cine Gewaltmaßregel, durch das Berhalten der betreffen: 
den Berjonen in feiner Weiſe veranlaßt, und nur darauf 
berechnet, Unzufriedenheit, Befürchtungen und womöglich Un— 
ruhen Hervorzurufen, die zu gewaltfamer Unterdrüdung und 
jodann zur Grgreifung härterer Mapregeln gegen das Land 
und die Bevölkerung Anlaß geben könnten. Gegen den Ge: 
heimen Regierungsrath Häpe und den Polizeicommiſſar Bidart 
war der Landescommilfton gegenüber noch niemals eine 
Beſchwerde geführt, niemals ein Tadel ihres Berhaltens aus: 
geſprochen worden, gegen Schwaug nur die oben erwähnte, 
völlig unbegründete Angabe. In Bezug auf legteren wußten 
wir durch Herrn von Wurmb ſelbſt nur joviel, day er „in 
Berlin „persona ingratissima” jei. Einige Tage ſpäter, als 
ih Herrn von Wurmb gegenüber im Privatgeſpräche mern 
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ſächſiſche Staatseigenthum unberührt bleiben follte, die Zus 
rüdgabe des weggenommenen Silber bereit3 beantragt, war 
aber mit diefen Antrage von dem in Freiberg commandirenden 
Offizier aus dem Grunde abgewiejfen worden, weil Silber, 
namentlich) wenn es noch etwas Blei enthalte, Kriegscontre- 
bande fei, da man Slintenfugeln daraus fertigen könne. Zu— 
gleih) war aber aud), nachdem die fächjifchen Beamten aus 
den Hütten entfernt worden waren, mit der Leitung des ge- 
jammten Hüttenbetriebes ein preußiſcher Offizier beauftragt 
worden, welcher an jeden Schmelzofen cine Schildwache ge- 
Stellt und den Arbeitern an den Defen anbefohlen hatte, genau 
die durch die vorhergehenden Broben feſtgeſtellten Silberbe- 
träge heranzzubringen, unter Androhung fofortigen Todt— 
ſchießens, wenn jie weniger außbringen follten. Unter diefen 
Umjtänden waren natürlich die ſämmtlichen Arbeiter davon 
gelaufen und follten nun mit Gewalt wieder herbeigeichafft 
werden, was aber nicht gelungen war. Da nun ein völliges 
Stillitchen der Hütten und zwar jo plößlic) mitten im Be— 
triebe zu den größten Berluften geführt haben würde, aber 
auch, abgejehen davon, die nothwendige Folge haben mußte, 
daß der gefammte Freiberger Silberbergbau, wenn feine Bez 
zahlung für die ausgebrachten Erze mehr geleistet wurde, 
nicht weiter fortgejeßt werden konnte und daher mehrere 
Zaufende von Arbeitern mit ihren Familien brodlos würden, 
jo wies ic) das Oberbergamt an, Alles aufzubieten, um durch 
eine gütliche DBereinbarung mit dem in Freiberg comman- 
direnden preußischen Offizier den Fortbetrieb der Hüttenwerfe 
wieder möglich zu machen. Dies gelang auch endlich in der 
Weile, day die ſächſiſchen Beamten die Zeitung des Betriches 
unter Aufjicht und Controle eines preußischen Offiziers wieder 
übernahmen. Meine, gegen diefes ganze Berfahren erhobene 
Beichwerde führte nen) einigem Schriftemvechtel dahin, daß 
der Betrieb der Hüttenwerfe wieder frei gegeben wurde und 
die preußische Regierung anerkannte, daß das weggenommene 
Silber zurüdzugeben, dagegen das Blei als Kriegscontrebande 
Preußen entweder in Natur verbleiben, oder, infofern es mit 
dem Silber vermischt und ohne Weiterungen nicht von dem— 
felben zu trennen war, jeinem Werthe nach zu vergüten ſei. 
Die wirkliche Zurüdgabe des weggenommenen Silbers machte 
aber noch ſehr viele Schwierigkeiten und konnte troß aller 
Erinnerungen erjt einige Zeit nach abgejchloffenem Frieden 
durchgeſetzt werden. 

Da General von Herwarth, als er in Dresden ankam 
- and die Landescommiſſion ihn Jchriftlih begrüßte und ihn 
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zu können, Dies ſcheine aber nach einigen neuern Vorkomm— 
niſſen kaum mehr möglich zu ſein. Als ſolche Vorkommniſſe 
führte er an: unſern Proteſt gegen die Ausweiſung der drei 
Beamten und die Bekanntmachung desſelben, die Schwierig— 
keiten, welche die Beſchaffung der Schanzarbeiter gefunden 
und das feindliche und gefährliche Verhalten der Polizei, die 
offenbar einen geheimen Verkehr nach Außen vermittele. Zu— 
gleich ſprach er ſich in der ſchroffſten und heftigſten Weiſe 
gegen die Bevölkerung Sachſens aus: „welche äußerlich Ruhe 
beobachte und jeden Conflict vermeide, im Innern aber den 
bitterjten Haß gegen Preußen hege; das müſſe anders 
werden, er werde bald Maßregeln ergreifen, um eine Sinnes- 
änderung herbeizuführen.“ Unſere Remonjtrationen gegen dieſe 
Auffaſſung und die jpeciellen Erläuterungen, die ich, in meiner 
Eigenfchaft ale Interimsverwalter des Miniſteriums des Innern, 
ihm in Beziehung auf feine, dieſes Reſſort fpeciell berühren 
den Bejchwerden geben fonnte, Schienen ihn jedoch in der Haupt: 
ſache zu beruhigen, das Gejpräc nahm nach ımd nad) einen 
freundlicheren Charakter an, jo daß wir am Ende ohne 
tieferen Zwiejpalt und, wie es fchien, verſöhnt auseinander 
gingen. 

An demfelben Tage Abends kamen die eriten 800 Schan;- 
arbeiter aus Berlin an, deren Unterbringung in der Stadt 
und Ueberwachung ſehr viele Mühe und Arbeit verurjachte. 
Ebenſo an den folgenden Tagen; es wurde verfucht, die Leute 
in den benachbarten Dörfern unterzubringen, was dort zu 
den lebhafteiten Beſchwerden Anlaß gab. 

Am 4. Juli Bormittags verfündeten Stanonenjchüffe der 
Stadt den großen Sieg der Preupen bei Königgräb, auch 
famen unbejtimmte Nachrichten von einigen vorbergegangenen 
Gefechten der Sachjen, und, day viele ſächſiſche Officiere und 
Soldaten geblieben ſeien, andere verwundet oder frank in dei 
Razarethen lägen. Die Stadt war im der äußerſten Auf— 
regung, voll der jchlimmiten Befürchtungen. Zu den größten 
Leiden unſeres Zuſtandes gehörte die völlige Abgefchloffen: 
heit, in der wir ung befanden; Pott und Telegraphen waren 
in preußifchen Händen, die Commmmication mit dem Könige, 
mit der Armee völlig unmöglich, jelbit der übrige Briefverfehr 
mit den größten Schwierigkeiten verbunden. Längere Yeit 
hindurch beitand die Anordnung, daß nach Dresden gelangende 
Briefe erft drei Tage nach ihrer Ankunft ausgetragen, von 
hier nach Außen beitimmte Briefe aber erſt drei Tage nad) 
ihrer Aufgabe abgejendet werden durften. In Folge Diefer 
Abfperrung entjtanden verfchiedene höchſt beunruhigende Ge— 











— 215 — 


Abwejenheit der Armee noch nöthtge Geſchäfte zu Dejorgen. 
Nun war aber bei dem preußischen Gouverneur der eigen— 
thümliche Verdacht entjtanden, es finde in Sachſen in aller 
Stille eine von dem Krieggminifterium geleitete Refrutirung 
und die Abfendung der Ausgehobenen an die Armee jtatt; 
Generallieutenant von der Miülbe ließ daher plöglich das 
Kriegsminiſterium jchliegen und bejeßen, den Dirigirenden 
Rath entfernen und alle Acten und Regiftranden genau durch⸗ 
ſoanſchen als ſich aber hierbei der Verdacht nicht beſtätigte, 
vielmehr die Thätigkeit der zurückgebliebenen Abtheilung des 
Kriegsminiſteriums ſich als ganz unſchädlich, ja ſogar noth— 
wendig erwies, ließ er dasſelbe wieder eröffnen und ruhig 
fortwirfen. Um fo unerwarteter kam es ung daher, al3 der: 
jelbe einige Tage darauf, am 5. Juli, der Landescommiſſion 
mittheilte, er könne durchaus nicht dulden, day neben diejer 
nod) bejondere ſächſiſche Minijterien bejtänden; er habe die 
Landescommilfion und die Stellung der einzelnen Miniſter 
anerfannt, außerdem aber noch befondere Minifterien De 
jtehn zu lafjen, jei ihm nicht möglich; er verlangte daher ganz 
fategorisch die jofortige Aufhebung und Beleitigung ſämmt— 
licher Minifterien. Da dieſes Verlangen gänzlich) unausführ- 
bar war und überhaupt von ciner volljtändigen Unkenntniß 
der Staatöverwaltung zeugte, jo waren wir nicht einen Augen— 
blid in Zweifel, daß Herr von Wurmb bei diefer Maßregel 
nicht mitgewirkt habe, fie ihm ſogar wahrjcheinlicd) ganz un— 
befannt jei. Dies bejtätigte ſich auch, denn als wir Demfelben 
davon Mittheilung machten, war er ſelbſt überrajcht und ver: 
wundert, ſagte aber: helfen fünne er ung nicht, denn er habe 
ar feinen Einituf auf den Generallieutenant von der Mülbe, 
Beine Stellung jei überhaupt jet To unangenchm, day er fie 
aufgeben würde, wenn er nicht ganz — wüßte, daß der 
Letztere in den nächſten Tagen nach Böhmen abgehn und hier 
durch eiuen anderen, zu einer ſolchen Stellung mehr geeigneten 
General erſetzt werden würde. Aus dieſem Grunde rieth er 
uns auch, gar nicht Min remonftriven, fondern fachlich alles 
beim Alten und die Miniſterien ruhig fortbeftchen zu Laffen, 
und nur unter die öffentlich befannt zu machenden Verord- 
nungen derjelben nicht mehr die Worte: „Finanzminiſterium“ 
oder „Minijterium des Innern” u. |. w., jondern das Wort 
„Landescommiſſion“ zu feßen. Dies thaten wir auch, und 
damit erledigte fich diefe Angelegenheit. Am 5. Juli theilte 
ung Herr von Wurmb die Nachricht von der Aotretung 
Venetien? an den Kaiſer Napoleon mit der Bemerkung mit: 
„Das werde wohl zu einem baldigen Frieden führen.” Am 











und fie ſich in die Lazarethe begaben, um jich der Kranfen 
anzunehmen, fanden fie dort, außer den Betten, die mit 
Kranken und Verwundeten belegt waren, nichts vor, nicht 
einmal ein Handtuch, nicht die nothiwendigiten chirurgischen 
und fonjtigen Inftrumente. Zur Rechtfertigung diejes Ver: 
fahrens wurde angeführt: Böhmen ſei durch außerordentlich 
umfängliche Militärleiſtungen jchon ſehr auögejangt, man 
fünne daher nicht unbedingt darauf rechnen, dort die erforder: 
lichen Lebend= und Verpflegungsmittel, ſowie die nöthigen 
Lazaretheinrichtungen in genügender Menge und Beichaffen: 
heit zu finden oder in kurzer Beit erlangen zu fünnen; darum 
jet es im Intereffe der Truppen nöthig gewejen, dies alles 
von hier mitzunehmen, wo es ja fchnell wieder erjcht werden 
fünne. Wenn man die! aber auch vom Standpunkte der 
Militärverwaltung aus als richtig anerkennen will, jo wäre 
doch immer eine vorläufige Mittheilung davon an die jüch- 
fifchen Behörden zu erwarten gewejen, damit dieſe den nöthigen 
Erjag für die Lazarethe und das neu einrüdende preußiſche 
Corps rechtzeitig hätten bejchaffen fünnen. Da dies nicht ge: 
Ichehen war und daher alles Nothwendige in fürzejter Friſt, 
zum Theil in wenigen Stunden herbeigejchafft werden mußte, 
fo wurde ung dadurch) ein viel größerer, bei einiger Rückſicht— 
nahme fehr leicht vermeidlicher Aufwand verurſaccht. 

Am 13. machten wir, die Mitglieder der Landescommiſ— 
jion, dem neu angefommenen Milttärgonverneur, General der 
Infanterie von Schad, unſern Beſuch, und wurden von dem: 
jelben jehr freundlich und zuvorkommend, ſowie mit der Be- 
merkung empfangen, daß er Alles thun werde, was in feinen 
Kräften jtche, um dem Lande die Laſten des Krieges zu er= 
leichtern und ein gutes Verhältniß mit ung aufrecht zu er: 
halten. Am 16. Juli eröffnete ung Herr von Wurmb, daß 
er von Berlin aus angewiefen worden fei, die Herftellung 
einer Zollgrenze gegen Bayern und die Bewachung derfelben 
zu verlangen, da der HBollverein durch den Krieg aufgelöit 
jei; er beantragte demgemäß, die Zoll und Steuerdirection 
ent|prechend anzuweiſen. Auf unjere Gegenvorjtellung, in 
eher wir auf die völlige Unmöglichkeit Himviejen, während 
des Krieges und zwijchen den mit einander Fämpfenden Armeen 
hindurch eine Zolllinie herzustellen, entgegnete u$ Herr von 
Wurmb einfach: wenn wir c3 nicht thun wollten, müſſe er 
felbft deshalb das Nöthige anordnen. Ich habe aber deſſen— 
ungeachtet nie wieder etwas von der Sache gehört. Wenige 
Tage darauf theilte uns Herr von Wurmb mit, er habe den 
Auftrag erhalten, fi) mit dem Commandanten des König— 
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fünftige Zahlung zu geben und dennoch oft Abends nicht 
wußte, ob ich am folgenden Tage im Stande jein werde, auch 
nur die dringenditen, unaufjchieblichen Zahlungen bewirken zu 
fünnen. Glüdlicher Weiſe behaupteten unjere Kaffenbillets 
ftandhaft ihren Cours, wurden ſogar vielfach gefucht und 
überall gern genommen. Sch beichloß daher, mir von den 
Kaſſenbillets, welche fi) unter den in München aufbewahrten 
ſächſiſchen Kaffenbejtänden befanden, einen Betrag von 
1 Million Thaler nach Dresden fommen zu laſſen. Da 
natürlich unter den damaligen Umständen offene Betdfenbungen 
für die ſächſiſche Regierung durch die preußiſche Armee hin— 
durch unmöglich waren, fo konnte der Transport jener Summe 
nur ganz im Geheimen und durch eine unbedingt zuverläflice 
Perſon gefchehen. Sch erjuchte daher Herrn Geheimen inarz 
rath von Thümmel, nach München zu reiſen, ſich die Kaſſen— 
billets dort übergeben zu laſſen und ſie perſönlich nach Dresden 
u überbringen. Die Aufgabe war eine überaus ſchwierige; 
bie Hinreife fonnte, da der directe Weg durch die einander 
feindlich gegenüber ftchenden Armeen verjperrt war, nur auf 
einem großen Umwege ausgeführt werden. Für die Rückreiſe, 
die deshalb bejonders jchiwierig war, weil Herr von Thümmel 
die Kaffenbillet3 theils in einer Neifetafche, theils in den 
Zajchen feiner Kleider bei jich tragen mußte, konnte bis Eger, 
wenn auch mit vielen Schwierigkeiten und Unterbrechuigen, 
die bayerische Oſtbahn benußt werden. Von Eger an mußte 
die Reife größtentheil® zu Wagen bis Leipzig und von da 
mit der Eiſenbahn nach Dresden fortgejeßt werden, wo Herr 
von Thümmel endlid) jeine Million unverſehrt abliefern fonnte. 
ul eife, welche derjelbe in den Tagen vom 3. bis 11. Juli 
ausführte, war ein fchöner Beweis patriotischer Aufopferung 
und moraliichen Muthes, der in hohem Grade anzuerkennen 
it. AS nun wegen der Freigebung des Elbverkehrs eine 
Sendung nad) Wien nothivendtg wurde, wendete ıch mic) 
abermals an Ser von Thümmel, der auch diefe Reife bereit- 
willig übernahm. Da diefelbe mit ausdrüclicher Zuſtimmung 
des Eivilcommitfars erfolgte, jo jtellte diefer auch einen Paß 
dazu aus. Herr von Thümmel mußte aber auch diezinal den 
Umweg über Regensburg und München machen und ich be: 
auftragte ihn daher, jih an leßterem Orte abermals eine 
rößere Summe Saffenbillet3 übergeben zu laffen und nach 
resden zu bringen. Auch diefen Auftrag führte Herr von 
Thümmel in den Tagen vom 17. bis 26. Juli unter großen 
Schwierigkeiten durch. Auf der Rückreiſe, die von Eger bis 
Zwickau theils zu Wagen, theils zwar auf der Eijenbahn, 
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den Geſetzen gemäß verfahren jet, beruhigte ev ſich zivar hier⸗ 
bei, der Gouverneur erließ jedoch ſpäter (1. October) einen 
Befehl, nach welchem, den beſtehenden Geſetzen und Statuten 
zuwider, beſtimmt wurde, daß die Einquartierungslaſt, wie in 
Friedenszeiten, allein von den Hausbeſitzern zu tragen ſei. Um 
alſo eine verhältnißmäßig doch immer geringe ER in Sachjen 
[ebender Preußen von der Einguartierung zu befreien, wurden 
alle Miethbewohner davoı befreit und dadurch die Laſt für 
die Haugbefiger zu einer faſt erdrüdenden gemacht. 

Am empfindliditen für die Stadt und zugleich für die 
Staatzfaffe war es aber, daß der ſo höchſt Eoftipielige 
Schanzenbau bei Dresden mit dem größten Eifer fortgejeht 
werden mußte, obgleich jeit der Schlacht bei Königgräß auch 
die entjerntejte Möglichkeit eines Angriffs auf Dresden aus- 
gefchloffen und es überdies ganz zweifellos war, daß, wenn 
Dresden fünftig wirklich einmal befeſtigt werden ſollte, dieſe 
Schanzen geradezit hinderlich jein würden und jedenfalls vor— 
her wieder befeitigt werden mußten. Die Landescommiſſion 
wendete ſich daher wicderholt mit dringenden Vorſtellungen 
an den Civilcommiffar, wies darauf Hin, daß die Sträfte der 
tächjischen Staatskaſſe durch dieſe enormen Leiftungen voll: 
händig abforbirt würden und daß bei der Feititellung einer 
täglichen BZahlıng von 1000 Thalern der Gedanke maß— 
ebend gewejen ſei, dal damit die Bedürfniffe der preußischen 
ruppen in Sachſen bejtritten, nicht aber noch außerdem alle, 
zur Befriedigung dieſer Bedürfniffe erforderlichen Gegenftände 
von dem Lande unentgeltlich) geliefert werden jollten. Sie 
trug daher darauf an, daß der Betrag dieſer Naturalleiftungen 
von jenen Zahlungen abgezogen werden möge, wurde aber 
mit dieſem Gejuche abgewiejen; nur die Zittauer Eontribution 
ijt ſpäter zurfidgezahlt worden. 

u allen dicken Uebeln, die uns der Krieg mitbrachte, 
fam aber noch ein anderes — die Cholera, die in den meiſten 
Orten ded Lande, wenn auch in verichiedenem Grade der 
Heftigfeit, auftrat und jehr viel dazu beitrug, die Stimmung 
zu verdüftern und die allgemeine N edergeichlagenheit noc) zu 
vermehren. 

ine große Aufregung im Lande vief auch die Zerftörung 
einer Strede der Zwickau-Chemnitzer Eifenbahn in der Nähe 
von Chemnig um deswillen hervor, weil fie offenbar aus 
militäriichen Gründen völlig ummöthig war. Denn Die Be: 
nugung der Eiſenbahn zu einem etwaigen Angriff von 
bayeritcher Seite her, an den doch damals, nad) der Schlacht 
bei Königgräß, überhaupt gar nicht mehr gedacht werde 
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bon Engel die fofortige Einftellung jener Zerjtörunggarbeiten. 
Dieje erfolgte auch, aber erit nac) mehreren Stunden, fo daß 
die inzwifchen fortgefeßte Bejchädigung des Gartens immer: 
hin nicht unbedeutend war. Am folgenden Tage erhielten 
wir er von einer Bekanntmachung des Oberpräfidenten 
der preußiſchen Provinz Sachſen, durch welche allen ſächſiſchen 
Schiffen und Schiffern die Befahrung der preußifchen Elb- 
jtrede, die bisher unbehindert ftattgefunden Hatte, unter Straf- 
androdung verboten wurde. Dieſe Mafregel, die faum einen 
andern Zweck, als den haben konnte, ſächſiſchen Unterthanen 
Schaden zuzufügen, wurde jedod), da ſie auch für die an der 
preußiſchen Elbjtrede gelegenen Orte ſehr nachteilig war, 
bald wieder aufgehoben. 

Gegen alle .L und ähnliche Bedrüdungen gab es Feine 
Hilfe. Die Preſſe ſtand unter der jtrengften Beauffichtigung, 
Die Leipziger Zeitung war lange geit hindurch einer förm— 
lichen Cenſur unterworfen. Das Dresdner Sournal wurde 
ftreng beaufjichtigt und durfte ſelbſt Bekanntmachungen der 
Landescommiffion nur nad) vorheriger Signatur durch den 
preußijchen Civilcommiſſar aufnehmen; einer ähnlichen ftrengen 
Beauflichtigung unterlagen alle übrigen Blätter; für eine 
jede, der preußiichen Behörde mißliebige Aeuperung drohte 
nen das jofortige Verbot ferneren Erfcheinend. Wenn Diele 

aßnahme gegen die Preffe bei dem beſtehenden Kriegsſtande 
an Sich erflärlich und natürlich) war, fo machte es einen um 
% traurigeren Eindrud, daß der Preſſe der annerionijtischen 

artei gegenüber ein ganz anderes Verfahren beobachtet wurde. 
Diefe durfte in ihren Journalen und Flugſchriften alles Jagen, 
was fie wollte, jelbjt die ärgjten Schmähungen und Ber: 
dächtigungen gegen den König, die offenbarjten Majejtäts- 
beleidigungen; Herr von Wurmb verhinderte jede Verfolgung 
derjelben Seiten der Juſtizbehörde; wenn er erfuhr, daß ein 
Staatsanwalt in einem ſolchen Kalle eingefchritten war, befahl 
er unter Drohung fofortiger Abſetzung und Verhaftung die 

urüdnahme des geftellten Strafantragse. Der ärgite bieler 

älle, der die allgemeinfte Aufregung hervorrief, betraf die 
befannte Schmähfchrift Treitſchke's; doch werde ich über dieſen 
gut und den Sulanmendang, tn welchem er mit dem ganzen 

erfahren gegen Sachen Stan ‚ weiterhin ausführlicher ſprechen. 
Wenn Flathe (a. a. O. Seite 792) dieſen Thatſachen gegens 
über jagt: „die Breffe erfuhr, abgefchen von der Unterdrüdung 
der Leipziger Abendpoft und zweier Chemnitzer Blätter, Feine 
Behelligung“, jo hat er hierbei eben nur die annexioniſtiſche 
Breffe, die allerdings nicht behelligt, ſondern beſchützt wurde, 
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23. Juli, nachdem die Bedenfen des preußijchen Civilcom- 
mifjard, der anfänglich jolhe Wahlen während der Oceu— 
pation für unftatthaft hielt, nicht ohne Mühe überwunden 


waren. 
® 


Siebenter Abschnitt. 


Die Friedensverhandlungen in Berlin. 


m Sonntag den 5. Augujt 1866, jpät Abends, bejuchte 
mid) Sraf Adolph Hohenthal; cr fam eben von Wien zurüd, 
wo er den Auftrag erhalten hatte, nach Berlin zu gehen und 
dort zunächit über die Modalität der nad) Maßgabe der 
Nidolsburger Präliminarien zwifchen Sachſen und Wreufen 
nunmehr einzuleitenden Verhandlungen vorläufige Rückſprache 
u nehmen und die Mittheilung der Forderungen fi) zu er: 
itten, welche Preußen bei den Seiebenäverhanblungen zu 
jtellen beabfichtige. Vorher war aber über Patie in Berlin 
angefragt worden, ob man ihn dort zu dieſem Behufe em— 
pfangen wolle, worauf eine Antwort noch nicht eingegangen 
war. Zugleich überbrachte Graf Hohenhal mir den Berchl 
des Königs, mit den preußijchen Forderungen, die er, Hohen⸗ 
thal, in Berlin erfahren werde, nad) Wien zu fommen und 
mir dort die nöthige Iuftruction zu holen, da ich in Ge: 
meinjchaft mit ihm, Hohenthal, beftimmt jet, die Friedens— 
verhandlungen in Berlin zu führen. Diefe Nachricht über: 
tafchte, ja erichredte mich in Hohem Grade; die ganze 
Schwierigkeit der Aufgabe trat mir Icbhaft vor die Mugen 
und zugleich war ich mir vollkommen bewußt, daß gerade ic) 
zu ihrer Zöfung nur wenig geeignet war; ich war zwar daran 
gewöhnt, in parlamentartichen Kämpfen meine Anjichten zu 
vertheidigen und hatte auf diefem Gebiete manche Erfolge 
aufsuveiten; aber für diplomatische Verhandlungen durfte ich 
mir nicht die nöthige Befähigung zutrauen, diefe Thätigfeit 
war mir perjönlich nicht ſympathiſch; Durch meinen ganzen 
Bildungsgang, durch meine bisherige amtliche Thätigkeit war 
ich daran] nicht vorbereitet. Indeſſen, damals war feine Zeit, 
um fich bei jeithen Bedenken und Zweifeln aufzuhalten; ich 


wußte auch Teinen Anderen zu diefem Behufe vorzuschlagen 
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und ergeben, und vor Allem voll jenes ſicheren und heiteren 
Gottvertrauens, welches ihn auch in den ſchwerſten Brüfungen 
des Leben? nie verlaffen hat. Während Beuft Jich in Die 
neue Lage noch gar nicht zurecht finden konnte und in auf- 
fallender Selbittäufchung nach allen Seiten Eleinliche Auswege 
und Mittelchen juchte, ftand der König "den Verhältniffen 
hon ganz objectio gegenüber; fein Wort der Klage oder des 
orwurfs fam aus Tenem Munde; er war fichtlich erhoben 
durch die vortreffliche Haltung des Landes während der ganzen 
Beit der Dccupation umd durch die unziweideutigen und zahl: 
reichen Beweiſe der Liebe und Anhänglichkeit des Volkes zu 
ihm und der Dynaſtie, die ſich fo allgemein uud entjchieden 
gezeigt hatten. Sein Entſchluß in der Hauptjache war be= 
reits gefaßt, cr hatte fchon an den König von Preußen ge: 
fchrieben, aber noch feine Antwort darauf erhalten. Er ſprach 
mir den Ideengang, den er in dieſem Briefe entwickelt hatte 
und auf dem Fein fefter Entſchluß für die Zukunft beruhte, 
in folgender Weiſe aus: Er habe feit und treu an dem alten 
deutfchen Bunde gehalten und feine Bflichten gegen denselben 
bi3 zum legten Augenblide gewiſſenhaft erfüllt, weil der Bund 
u Recht beitanden habe und, troß aller feiner unläugbaren 
GRän el, doch das einzige nationale Band für das ganze 
Deuttchland gewejen ſei. Er habe aber Diele — >. ſtets 
anerkaunt und ſei fortwährend bereit geweſen, Theile ſeiner 
Souveränetätsrechte zum Opfer zu bringen, um eine Umge— 
ſtaltung des Bundes und eine Stärkung der Centralgewalt 
unter Beibehaltung des föderativen Princips herbeizuführen. 
Diefer Weg jei durch den Ausgang des Krieges unmöglic) 
geworden; wie die Verhältuiffe jept lägen, habe Sachjen feine 
andere Wahl, als den Angcon an den norddeutſchen Bund; 
er unterwerfe ſich dieſer Nothwendigkeit; das Wohl Sachſens 
erheiſche aber, daß dieſer Anſchluß ein ganz ehrlicher, lohaler 
und von jedem Hintergedanken freier ſei, da Sachſen für die 
ufunft nur in einem engen und treuen aAnſcuſſe an Preußen 
ortbeſtehen könne. Damit aber er, der König, dies durch— 
ühren könne, müſſe er in dem neuen Bunde eine chrenhafte 
Stellung und einen verhältnigmäßigen Antheil an der Central: 
ewalt erhalten. Eine ſolche Stellung ihm vertragsmäßig zu 
—* werde die Hauptaufgabe der Friedensverhandlungen ſein. 
Dem Könige gegenüber war hiernach meine Aufgabe eine 
leichte; ich fand ihn bereits auf dem Standpunkte ſtehend, den 
auch ıch für den allein richtigen hielt. In diefer Richtung 
blieb mir daher nichts zu thun übrig. Deſto ſchwieriger war 
es aber, zu einer gehörigen, gejchäftsmäßigen Behandlung der 
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uftrete, gerade den entgegengeſetzten Erfolg haben werde uud 
sch bis jetzt fchon gehabt Habe. Dann trat ich feiner poli- 
ſchen Auffaſſung über die zufünftige Haltung Sachſens über- 
ıupt entgegen. Der König aber machte allen weiteren Dis— 
iſſionen über at Punkt durch die beſtimmte Erklärung 
n Ende: „er fei feſt entchloffen, das, was er jet Preußen : 
:genüber veriprechen und übernehmen werde, auch treu und 
nverbrüchlich zu halten; damit ev dies aber thun Fünne, dürfe 
: nicht8 verjprechen, was unvereinbar mit jeiner Ehre und 
3ürde, oder mit dem Wohle des Landes fei; wenn es nicht 
ı einer chrenhaften Weife gefchehen könne, wolle er licber 
ır nicht ın dag Land zurüdfehren.” 

So wurden denn die Hauptpunfte der Inftruction in 
eſein Sinne feitgeftellt und ich arbeitete die letztere noch am 
bende und in der folgenden Nacht aus und legte jie am 
>. Auguft Vormittagd dem Könige in Hießing vor, worauf 
e von Demjelben genehmigt und paraphirt wurde. Da ic) 
och an demſelben Tage, Nachmittag, abreifen wollte, jo wurde 
stimmt, daß der Gcheime an? von Hobel, der nid) 
ich Berlin begleiten jollte, einen Tag jpäter reifen und mir 
e vollzogene Reinjchrift der Inftruction, ſowie einen Ar- 
el für das „Dresdner Journal” über die erfolgte Entlaffung 
8 Miniſters von Beuft nachbringen folle.*) 

Am 16. Abends fam ich in Vresden an, wurde aber in 
rjelben Nacht noch frank; cin ziemlich Heftiger Anfall der 
holera war die Folge des fehr unruhigen und bewegten 
ufenthalt3 in Wien, wo damals die Cholera berrichte, und 





*) Ju Bezug auf die vorjiehende Erzählung findet es Herr Graf 
euſt (a. a. D. Seite 62) aufiallend, daß ich Seite 240 der eriten Auj- 
e erzähle, wie cr jeine Entlaſſung gegeben babe, die aud) jofort an: 
nommen worden, dann aber wieder Seite 243, daß ih mit ihm nad) 
eging gefahren fei und endlich Scite 245, daß er auf einmal wieder 
iniſter getvorden und an einem Minijterrath theilgenommen habe. Dem 
gt er die Bemerkung bei: „Ein wenig Chronologie hielt man bisher 
re Geſchichtsſchreibung für erforderlich.” — Wer num aber die fraglichen 
tellen auch nur mit einiger Aufmertfamteit liejt, der wird jofort bemerken, 
B ich die beiden Yegenjtände, deren Beſprechung in Wien neben einander 
Bing. nämlich die Entlajjung Beuſt's und meine Injtruirung für die 

överhandlungen, der nothwendigen Stlarheit wegen gefondert und 
ch einander behandle und daß id) daher, nachdem id) von der Entlaſſung 
euft's bis Seite 240 der erſten (Scite 238 der ziveiten) Auflage erzählt 
be, Seite 241 der erjten (Seite 239 der zweiten) Auflage, wie id) dort 
Sdrũcklich bemerkte, auf die Frage wegen meiner Inſtruirung übergehe 
d babei natürlich wieder vom Anfang, d. h. vom erjten Tage meines 
sfenthalts in Wien anfangen mug. Wie Jemand in diejem, allgemein 
Verfahren einen Berjtog gegen die Chronologie finden kann, ijt 

ir räthſelhaft. 
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enthielt zugleich für die Landescommiffion und die einzelnen 
Miniiter wörtlich) folgende Weiſung: „Se. Majejtät fegen zu= 
gleihh voraus, daß die Staat3minifter bei der ihnen über— 
tragenen Gejchäftsführung Sr. Königlichen Majeftät Inten— 
tionen gemäß und in der Hoffnung, daß cin entiprechendes 
Bündniß mit Preußen zu Stande fommen wird, auf ein ehr— 
liches und freundliche Zuſammengehen mit Preußen Bedacht 
nehmen und dadurch die Spuren eines für das Land mit 
großen Opfern verbundenen Krieges bald zu tilgen bedacht 
ſein werden“.. 
Außerdem überbrachte Herr von Zobel eine Notiz über 
die Entlaſſung des Miniſters von Beuſt, ſowie Abſchriften 
ſeines Entlaſſungsgeſuchs und eines Briefes Sr. Majeſtät 
des Königs an gem von Beujt, nebſt einer, von Letzterem 
unterzeichneten Verfügung mit, durch welche die Landescom— 
miſſion veranlaßt wurde, dieſe Schriftftüde ſofort durch das 
„Dresdner Journal“ veröffentlichen zu laffen. Da ich noch 
zu unwohl war, um auszugehen, fand die Berathung darüber 
in der Landescommiſſion ohne meine Theilmahme ftatt; da= 
gegen war Graf Hohenthal daber anwejend. Ueber das Er: 
ebniß der Berathung theilten mir aber der letztere und 
enerallieutenant von Engel jofort nach) der Situng mit, 
daß die Landescommiſſion befchloffen babe, jeßt nur den offi— 
ciellen Erlaß des Königs an fie und die Notiz über die Ent- 
lafjung Beuſts im Journale zu veröffentlichen, in Bezug auf 
den Brief des Königs an Beuſt aber, unter Hervorhebung der 
Nachtheile, die aus deſſen Bekanntmachung entjtehen könnten, 
bei St. Majeſtät dringend zu beantragen, daß don der Ver: 
Öffentlichung desjelben abgejcehen werden möge Ich konnte 
mid) mit diefem Bejchluffe nur vollfommen einverftehen. Denn 
jo volljtändig ich auc die Geſinnung des Königs veritand, 
die ihn bei der Abfaſſung dieſes Briefes geleitet hatte und 
die durchaus mit jenen, mir in Hießing eröffneten Anfichten 
übereinjtinmte, ſo jehr ich es auch anerfennen und achten 
mußte, daß der König, indem er in Folge der totalen Ber: 
änderung aller Verhältniſſe in eine nene politifche Bahn ein— 
lenkte, ſich nicht entſchließen konnte, jeine bisherige Politik 
al3 eine nad) den früheren Verhältniſſen faliche und unge: 
techtfertigte zu derdammen und den Mann, auf deſſen Rath— 
Schlägen ſie weſentlich beruhte, jet ohne ein Zeichen der An: 
erfennung und Dankbarkeit für feine vieljährigen, treuen und 
ausgezeichneten Dienjte zu entlajien, jo lag doch Far am Täge, 
daß die Beröffentlichung dieſes Briefes gerade in dem 
Augenblide, in weldyem der König bejchlojjen hatte, ſeine bis— 
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„D nein! mißverftehen S t! Den König trifit 
gar fein Vorwurf, er rede eh Brie jüteien, 
er wäre nicht der edle Menjch, als den ich ihn kenne 
und verehre, wenn er anders ge —— wenn er 
nicht einen folden Brief gel Piel en Hätte. Aber 
die Beröffentlihung des Briefes bleibt unverant- 
wortlid, die hätte Beuſt unbedingt verhindern 
müjjen, anjtatt jie jelbjt zu bewirken. Er konnte ja 
gar nicht im Zweifel darüber — daß er durch dieſe Ver— 

itlichung und a ———————— —— viel ſchade.“ 
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los und man macht ſich ein Vergnügen daraus, alles das, 
worüber man ſich Oeſterreich gegenüber beklagt, uns entgelten 
zu laſſen. Herr von Swign hat ſchon vor einigen Tagen 
uns vorausgeſagt, daß jene Vorkommniſſe auf den weiteren 
Gang der Verhandlungen von Einfluß fein würden, und ſchon 
an demselben Tage zeigte jich die durch die neuen Schwierig- 
feiten, die erhoben wurden. Noch geitern hat Herr von 
Savigny den Grafen Hohenthal daran) aufmerfjam gemacht, 
daß die Gegner Sachſens aus dem Berweilen des fächlifchen 
Hofes bei Wien fortwährend Anlaß nähmen, um an Aller: 
höchiter Stelle Mißtrauen zu erweden. Sollte e8 nun ge- 
ingen, die Militär-Eonvention demnächſt zum Abjchluß zu 
bringen, ſo würden die Truppen alsbald nad) Sachjen zurüd- 
fehren und hier demobilifirt werden können, während Ew. 
Majeität nicht wohl vor Auswechjelung der Ratificationen 
des Friedensvertrag zurückkehren fünnen, da erft mit dieſem 
geitpunfie nad) $ 7 de8 militärischen Vertrags die preußiſche 
tvilverwaltung in Sachſen aufhören ſoll, und Ew. Majertät 
doch nicht wohl im Lande fein fünnen, jo lange noch ein 
preußifcher Civilcommiſſar in Dresden fungirt. Yun gehört 
war dieſer leßtere Punkt eigentlich nicht in die Militär: 
Sonvention, er ijt aber einmal dort mit aufgenommen und 
nicht beanjtandet worden. Es würde daher für Ew. Majeftät 
faum etwas Anderes übrig bleiben, als in einem, der Grenze 
nahen Orte Böhmens einjtweilen Reſidenz zu nehmen, und 
wenn ſich Ew. Majeftät Hierzu entjchließen könnten, jo würde 
es gewiß ebenfo zur Erleichterung der hiefigen Verhandlungen, 
wie zur Vereinfachung der Gefchäfte überhaupt dienen, wenn 
die bald, womöglich noch vor Abmarjch der Truppen aus 
der Gegend von Wien, geichehen fünnte. Es würde Diez 
geroiß auch im Lande einen ſehr guten Eindrud machen und 
ie Hoffnungen neu beleben.“ 

Der Brief an Miniſter von Falkenſtein lautete in feinem 
wejentlihen Theile folgendermaßen: „ww. Um Sie, lieber 
College, über den Stand unjerer Verhandlungen vollftändig 
au courant zu erhalten, würde ich Ihnen ſchon vor einigen 
Tagen wieder gejchrieben haben, wenn ich nicht fo viel mit 
Berichten nach Wien und häufigen Beiprehungen zu thun 
gehabt hätte, daß ich nicht dazu kommen konnte. Heute 
nüpfe ich nun an meine Mittheilung vom 11. dieſes Monats 
an. Am 12. hatte Generalmajor von Dr jeine erſte Be— 
ſprechung mit dem preußiſchen ent ar Generalmajor von 
Podbielski, der im Wefentlichen denjelben Standpunft ein— 
hielt, wie die Generale von Roon und von Moltke Fabrice 
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rium zu gehen, fic zu erkundigen, woher die neuen Bedenken 
fümen und, wenn irgend möglich, die Sache wieder in Ord— 
nung zu bringen. Zugleich deutete er mir an, daß dieſe neuen 
Bedenten — die wahrfcheinlid) aug dem Militärcabinet gefom- 
men — jedenfall® durch die neuejten Nachrichten aus Wien 
(daß die Öfterreichijchen Negimenter, die den Namen preußifcher 
Prinzen führen, diefe Namen verlieren jollen und daß dic 
Öjterreichifchen Erzherzöge auf ihre preußischen NRegimenter 
verzichtet haben) veranlagt worden feien, die hier aufs 
Aeuperfte erbittert Hätten und nun auc) auf die füchjilche 
Stage eine ungünjtige Wirkung äußerten, weil man immer 
noch und jo lange, als der König und die Armee bei Wien 
wären, eine gewilfe Solidarität zwijchen Dejterreih und 
Sachſen annähme. Savigny hat mir auch Wort gehalten, 
it im Kriegsminiſterium gewejen, und fchon am 17. Abend? 
hatten Sich die beiden Militärs ſoweit veritändigt, daß jebt 
nur noch die definitive Nedaction, die Podbielski entwirft, 
bon und zu prüfen iſt und dann St. Majeltät dem König 
von Preußen vorgelegt werden full. Genehmigt legterer die— 
jelbe, jo unterzeichnet Fabrice, da die etbieichungen der neuen 
Faſſung von dem in Wien genehmigten Exemplare theils 
unmejentliche, theils zwar terentliche find, aber doch noch 
innerhalb der Grenzen fallen, bis zu welchen zu gehen wir 
durch unſere erite Inſtruction bereit3 ermächtigt waren 20.“ 

„Hiernach kann alſo die Jächjiiche Armee Jofort und un— 
erwartet des Friedensſchluſſes zurückkommen, jobald nur die 


Böhmens vorübergehend Aufenthalt zu nehmen 20.“ 

„%. Graf Bismarck iſt ernitlich franf, bejorgt feine Ge— 
ale und nimmt feine Bejuche an. Da er aber die Ge— 
äfte noch nicht abgegeben, jo ftodt momentan alles, was 

einer perjönlichen Entjcheidung bedarf. Sollte diefer Zujtand 
längere Zeit dauern, jo fünnte dadurd) eine neue Zögerung 
in unſere Sache fommen.“ 

Da nun aber aud) die neue Faſſung der Militär-Con- 

vention, welche in Folge der Beiprechung vom 17. September 
entworfen worden war, um damit die gegen die erſte Faſſung 
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Schanzenbau auf dem rechten Elbufer erwachſenden Koſten, 
die zwar noch nicht genau anzugeben, im Verhältniß zu 
den Koſten des Schanzenbaues auf dem linken Elbufer 
aber auf mindeſtens 500000 Thaler zu veranſchlagen ſind. 
Die pöbe bieler gejammten, aus der Staatzfaffe noch zu 
leiftenden Zahlungen läßt fih zur Beit nicht mit Genauig- 
feit angeben, doc) wird man jedenfall unter der Wahrheit 
bleiben, wenn man fie in runder Summe auf 1500000 bie 
1800000 Thaler annimmt, jo daß fich dann, außer den an 
den Königlich preußifchen Civilcommiffar geleisteten baaren 
Yahlungen, der Betrag der die ſächſiſche Staatskaſſe treffenden 
Zeitungen für Königlich preußische Truppen in runder Summe 
auf mindeiten® 2500000 Thaler ftellen wird. Dabei ijt 
augdrüdlich zu bemerken, daß die gefamnte Einquartirung?- 
lajt,. welche von dem Einzelnen und bezichentlich von den Ge— 
meinden zu tragen iſt und wahrjcheinlid) vom Staate nicht 
wird entfchädigt werden fünnen, hierunter nicht mit inbegriffen 
iſt. Eine Analogie zwiichen den jüddeutjchen Staaten und 
dem SKönigreiche Sachjen erjcheint Hiernächit in Betreff der 
Frage wegen der feriegstoften- Entichädigun in feiner Weife 
uläſſig. Jene Staaten erhalten durch Die Sricbensabfchlif e 
ihre völlige Unabhängigkeit, und, wenn man von den geringen 
Territorialabtretungen von Bayern und Heſſen-Darmſtadt ab— 
ſieht, jo iſt die von ihnen zu zahlende Kriegskoſten-Entſchä— 
digung die einzige materielle Leiſtung, die ihnen von Breußen 
gu deflen eigenem Nußen und für dejjen eigene Yivede aufer: 
egt wird. Wollen die jüddeutichen Staaten außerdem nod) ihre 

ilitärmacht verntehren und ihre Heere vergrößern, jo geſchieht 
dies lediglich aus eigenem Antriebe und im eigenen Intereffe. 
Sadjen dagegen tritt dem norddeutichen Bunde bei und 
dadurd) in eine unbedingte militärtiche Abhängigkeit von diejem 
leteren, vder was dastelbe it, von Preußen; die fehr weſent— 
liche Vergrößerung der Armee, zu welcher Sachjen hierdurd) 
verpflichtet wird, und die höchit bedeutende Vermehrung der 
dadurch erwachjenden Koſten dienen aber nicht einem eciell 
ſächſiſchen Intereife, jondern dem gemeinsamen Interefje des 
norddeutichen Bundes und ftchen daher in Kricgszeiten aut 
unbedingten Verfügung des Oberfeldherrn des leßteren, Sr. 
Majeſtät des Königs von Preußen. Die in der nädjjten ut 
von etwa ſechs Monaten erforderliche Vermehrung der In— 
fanterie von 20 auf 28 Bataillone, der Kavallerie von 4 auf 
6 NRegimenter und der Artillerie von 60 auf 90 Kanonen 
wird einen einmaligen jofortigen Aufwand von etwa 1’ 
Millionen Thaler verurfachen, während jich das Militärbudget, 
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formelle Behandlung der Sache eine neue Einrichtung ge— 
troffen werden. Nach dem, was in den letzten Tagen vor- 
efommen ſei, könne er mit dem Kriegsminiſterium oder einem 
Sommiffar dezjelben nicht weiter zujammenwirfen. Er werde 
heute noch den König bitten, ihn feine Auftrags zu ent- 
heben und einen andern Commifjar für die Verhandlungen 
mit ung zu ernennen. Wolle der König Died nicht thun, jo 
werde er, Savigny, den Auftrag nur unter der Vorausſetuns 
und Bedingung beibehalten, daß die Militärs von den Ver— 
andlungen ganz entfernt blieben und er allein und aus— 
—2— dazu beauftragt werde. Für die wichtigen mili— 
täriſchen Fragen könne dann eine eg gebildet werden, 
die, ohne an den Berhandlungen jelbft Theil zu nehmen, 
ihm, Herrn von Savigny, berathend zur Seite ftche. Wenn 
dies, wie er hoffe, genehmigt werde, jo müſſe er aber auch 
verlangen, daß von unferer Seite nur Graf Hohenthal und 
ich an den Berhandlungen Theil nähmen, General von Fabrice 
aber dabei unbetheiligt "bleibe, der ja überhaupt für Die 
Friedensverhandlungen nicht bevollmächtigt ſei. Er bemerkte 
dabei ausdrücklich, daß er bei dieſem Verlangen nicht im Ent- 
fernteften von einem Mißtrauen oder einer perfünlichen Ab- 
neigung gegen den General von Fabrice geleitet werde, daß 
er aber, wenn auf unferer Seite ein Militär mit verhandle, 
die Betheiligung eines preußiſchen Militärs auch nicht ab— 
lehnen könne, er aber jetzt völlig außer Stande ſei, mit einem 
ſolchen gemeinſchaftlich zu wirken. 

Aus der ganzen Mittheilung Savigny's mußte ich mich, 
zu meinem tiefen Bedauern, davon überzeugen, daß nicht nur 
überhaupt noch ein wesentliches Mißtrauen gegen Sachfen be— 
jtehe, jondern auch die preußische Regierung noch gar feine 
bejtimmte und flare Anficht darüber habe, was ſie eigentlich von 
Sachſen perlangen und wie ſie ſich uns gegenüber für die Zu— 
kunft ſtellen wolle. Von dem Augenblicke an, wo Graf Bismard 
abgereiſt oder wegen Krankheit verhindert war, an den Geſchäften 
Antheil zu nehmen, hatte in den Verhandlungen mit uns eigent— 
lich jede zuſammenhängende und in ſich conſequente, oberſte 
Leitung aufgehört, hatte jedes Miniſterium, jeder Commiſſar 
nur nach ſeinem eigenen Gutdünken gehandelt. Unſere mehr 
als fünf Wochen dauernde Anweſenheit in Berlin war aldo 
biß8 dahin ganz fruchtlos geweſen! wir hatten von dem 
Momente an, an welchem ein preußiſcher Commiſſar zu den 
Verhandlungen mit uns ernannt worden war und die letzteren 
wirklich begonnen hatten, jofort und ohne Ausnahme Alles 
zugejtanden, was von ung verlangt worden war und dennoch 
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tigung der von den national-liberalen Blättern eifrig ver- 
breiteten Unwahrheiten unmöglich, fo lange Herr von Wurmb 
die ſächſiſche greife beauflichtigte. 

Am 27. September Abends traf ic in Brag ein, wo an 
demjelben Abende aud) der König ankam. Ic) fand denjelben 
durch die Reije von Wien über Regensburg nad) Prag bei ſehr 
ſchlechtem Wetter etwas angegriffen und leidend, im Uebrigen 
zwar gefaßt und in fein Schickſal ergeben, aber doch in einer ſehr 
ernten und trüben Stimmung, die id) durch) meine mündlichen 
Berichte und Erläuterungen natürlic) nicht zu erheitern ver- 
mochte. Da der Aufenthalt in Prag ſehr wenig angenchm war, 
jo bejchloß der König, dort nicht zu bleiben, jondern nad) 
Karlsbad zu ar wohin auch Ihre Meajeftät die Königin 
fam. Am 29. früh verlich ich Prag und kam, nach einem 
eintägigen Aufenthalt in Dresden, am 30. Abends wieder in 
Berlin an. In Prag hatte mir der König die erfte, ganz 
vertrauliche Mittheilung davon gemacht, dal Bert von Beuft 
zum dfterreichifchen Deinifter der auswärtigen Angelegenheiten 
beitimmt fei, die wirkliche Ernennung aber erjt nach Abſchluß 
des Friedens zwiſchen Preußen und Sachjen erfolgen und 
befannt gemacht werden folle. 

In Berlin fand ich Alles noch genau in demfelben Zus 
Itande, wie ich e8 am 26. verlaffen hatte; nichts hatte jich 
geändert. Am 1. October bejuchte (Seneral von gebrice den 
Seneral von Podbielski und brachte ſehr ungünjtige Nachrichten 
zurüd; es ſei Alles wieder in Frage geitellt, der König fer auch mit 
dem materiellen Inhalte des Conventionsentwurfg nicht allent- 
halben einverstanden. Herr von Savigny, den ich von meiner 
Rückkehr in Kenntniß gejegt, hatte mic) am 1. October Abends 
et aufgefucht, ich befuchte ihn daher am 2. October, wo 
ich eine fajt dreiftündige Unterredung mit ihm Hatte. Hierbei 
jegte er mir noc) einmal ausführlich auseinander, daß an der 
neuejten unglüdlichen Wendung der Berhandlungen zwei Dinge 
Schuld ſeien. Zunächſt das gänzlich unberechtigte und ebento 
ungeſchickte Verfahren des Kriegsminiſteriums, was er wiederum 
mit den grelliten Farben jchtlderte, und fodann die große 
Aufregung, die Hier neuerdings wieder gegen Sachſen herriche. 
Diefe letztere jei zum Theil durch das verfrühte „ſächſiſche 
Zriumpbgejchrei” über dic günftige Milttärconvention, zum 
Theil aber durd) Nachrichten hervorgerufen worden, welche über 
das Auftreten des Grafen Vitzthum in Yondon und des Herrn 
von Beuſt an den Berliner Hof gelangt fein. Der Eritere 
jolle in London eine für Preußen höchſt nachtheilige Politik 
treiben und eine verlegende Sprache führen; Herr von Bent 
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ſo könnten wir ſofort die Verhandlungen wieder beginnen, 
nur müſſe er als die Bedingung für eine jede Mitwirkung 
von einer Seite dabei vorausfeßen, daß die weiteren Ver: 
bandlungen, und ziwar auch die über die proviſoriſche Militär- 
convention, allein und augfchließlich zwiſchen ihm auf der 
einen und Graf Hohenthal und mir auf der anderen Seite 
geführt würden, jeder Militär aber davon außgejchloffen 
bliebe; denn er fönne, wie er wiederholt erklärte, jet mit 
feinem preußifchen Deilitär zufammenwirfen und müffe daher 
verlangen, daß auch General von Fabrice dabei nicht zu— 
gezogen werde. Da nun leßterer, wenn auch nicht als. Be- 
vollmädjtigter für die Friedensverhandlungen beauftragt, ung 
doc zur Unterjtügung und Berathung bet allen militärischen 
ragen beigegeben war, p konnte ich ſelbſtverſtändlich zwar 
nicht darauf beſtehen, da berjelbe an den Friedensverhand⸗ 
lungen jelbjt perfünlich Antheil nehme, mußte aber ausdrück— 
fi) und beitimmt aussprechen, daß ich, wenn das nicht ge- 
jchehe, dann überhaupt feine Erflärung über irgend welche 
militärtfche Dinge abgeben fünne, ohne vorher deſſen Ein- 
verſtändniß dazu erlangt zu haben. Schlüßlich ftellte Savigny 
mir für morgen oder übermorgen eine fchriftliche Mittheilung 
in Ausficht, empfahl aber mir und Hohenthal dringend die 
unbedingte Geheimhaltung alles deſen was zwiſchen uns 
beſprochen worden, ſowie die größte Vorſicht in allen unſeren 
Aeußerungen und ſonſt überhaupt, da alles, was wir vor- 
nähmen, thäten und fprächen, genau beobachtet und weiter 
berichtet werde. 

Bei dieſer Gelegenheit theilte mir Savigny noch mit, 
daß demnächſt in Frankfurt eine Commiſſion zur Liquidirung 
de Bundeseigenthums zwiſchen den deutichen Staaten zu— 
jammentreten werde, daß die anmtfichen norddeutichen Staaten 
die preußifche Regierung bevollmächtigt hätten, in ihren Namen 
zu verhandeln und daß letztere cine jolche Vollmacht aud) 
von Sadjjen wünsche. So eigenthümlich nun auch die Idee 
war, daß ein Staat die Vertretung jeiner Intereſſen bet einer 
Verhandlung mit anderen Staaten einer Regierung übertragen 
jolle, mit welcher er ic nach deren eigener Kuffaffung noc) 
im Kriegszuftande befand, Jo hielt ich es doc) für befjer, über 
diefe untergeordneten Dinge feine Schwierigkeiten zu erheben 
und fchrieb daher deshalb noch an deimtelben age nad) 
Carlsbad. 

Während des 3., 4. und 5. October ließ Savigny nichts 
von ſich hören, doch erhielten wir von verſchiedenen Seiten 
her die Nachricht, daß die Sache vorwärts gehe und am 4. 


v. Frieſen, Erinnerungen. II. Zweite Auflage. 20 
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fünnen, werden, wenn fic in beitimmter Faſſung vorliegen, 
näher zu discutiren fein; es dürfte fi) aber feiner darunter 
befinden, der nicht jchlichlich in der einen oder andern Form 
zugejtanden werden müßte, da der Friedensſchluß felbft daran 
unmöglich fcheitern fan. Was dagegen die militärischen Ber: 
hältniffe anlangt, jo war der batrefſende Paſſus, ſoweit er bei 
einmaligem raſchen und ſehr leiſen Vorleſen verſtanden werden 
konnte, etwa 1 gefaßt: ‚Sachfen tritt dem norddeutfchen Bunde 
auf Grund der NReformvorjchläge vom 10. Juni 1866 bei. 
Die hiernach erforderliche Reorganifation der Königlich ſächſi— 

hen Armee auf Grund der Heformorfchläge vom 10. Suni 
erfolgt nad) Conjtituirung des norddeutichen Bundesftaats.‘ 
In den beiliegenden Auflage, auf welchen die ehrerbietigit 
Unterzeichneten 19 beziehen zu dürfen bitten, find die Gründe 
ausführlid) entwidelt, aus denen die Auffchiebung der defini- 
tiven Regulirung der militärifchen Verhältniffe bis zur Con— 
ſtituirung des norddeutjchen Bundes nicht al® nachtheilig 
hir Sadjen anzufehen —* dürfte. Iſt nun aber in dem 
Entwurfe, was nach dem Geſpräche mit Herrn von Savigny 
am 2. October kaum noch zu hoffen war, die Bezugnahme 
auf die Vorſchläge vom 10. Juni ausdrücklich aufgenommen 
worden, jo glauben die ehrerbietigſt Unterzeichneten Ew. Ma: 
jeftät die Annahme dieſes Punktes um jo mehr anrathen zu 
Follen, als die Vorjchläge vom 10. Suni, wenn fie getreu: 
Lich gehalten und in loyaler Weiſe ausgeführt wer- 
den, Ew. Majeſtät Friegsherrliche Rechte beifer wahren und 
der Armee eine günjtigere Stellun gewähren, als dies felbft 
nad) der vorläufig verabredeten Wilitärconvention der Fall 
gewejen jein würde ꝛc. zc. 

Berlin, am 7. October 1866. 
Hohenthal.“ 


riefen. 

Der übrige Theil os Schreiben, den 16 bier wegtafft, 
bezog fi) auf die, uns ebenfalls nur mündlid) in ganz kurzen 
allgemeinen Umriffen mitgetheilten Vorſchläge über die Art 
und Weije, in welcher die Uebergabe des Königſteins, ſowie 
die Rüdfehr und Demobilifirung der ſächſiſchen Truppen ere 
folgen jolle, ferner auf die Verhältniffe, welche Hinfichtlic) 
der Bejegung von Dresden und einiger anderen Orte des 
Landes durd preußifche, und 2 der Garniſonsver— 
hältniffe der ſächſiſchen Truppen in der Zwiſchenzeit zwiſchen 
dem Friedenzichluffe und der Conftituirung des norddeutſchen 
Bundes eintreten jollten. Gegen diefe Vorjchläge, die eben— 
falls eine jpecielle Discuſſion nicht cher zuliegen, als bis ſie 
ung in einer beftimmten Faſſung mitgetheilt wurden, mußten 
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die Verfaſſung des letteren definitiv regulirt werden folle, 
daß es Sich aber auch dann nur um die Vertretung des 
norddeutfchen Bundes, als folchen, handeln werde, da man 
das Recht des Königs von Sachjen, Gefandte zu fchiden und 
anzunehmen, gar nicht in Frage jtellen wolle und zwar fchon 
um Deöwillen nicht, weil man Differenzen mit den Groß: 
mächten vermeiden wolle, die ihre Gejandten in Dresden 
lafjen würden. Dabei jprach Herr von Savigny zugleich den 
dringenden Wunſch aus, daß Seiten Sachſens jchon jet und 
für die Zwiſchenzeit bis zur Sonftitutenng des norddeutichen 
Bundes etwas gejchehen möge, um das Mißtrauen zu bejei- 
tigen, welche in Berlin gegen einzelne Katie Geſandte 
obwalte, und den guten Willen der ſächſiſchen Regierung zu 
beweisen, ſich auch in diefer Richtung Preußen anzufchlichen. 
ing eutete er auf cine allgemeine Beurlaubung der 
ſächſiſchen Gejandten und Uebertragung der Geſchäfte an die 
preußifchen Miffionen hin, was ic) als unthunlich ablehnte, 
und endlich erklärte er fi mit einem Vorſchlage von mir 
einverjtanden, wonad) Sachjen ſich bereit erklären würde, an 
den Höfen, wo e2 jegt Feine diplomatische Vertretung habe, 
diefelde den betreffenden preußischen Geſandten zu übertragen 
und dasjelbe auch an den Höfen, wo ſächſiſche Millionen 
beitehn, für den Fall eintretender Vacanzen temporär zu 
thun. sch behielt ınir damals weitere Envägung vor. We— 
nige Tage nach dieſer Beſprechung jagte aber Herr von Sa: 
big dem Grafen Hohenthal, dab er dringend wünjche, daß 
der Entwurf eines bezüglicdhen Protokolls von uns ausgche 
und ihm nod) an Demfelben Abend zufomme, um die nod) 
zu rechter Zeit an geeigneter Stelle verwerthen zu können, 
und Graf Hohenthal hatte ihm dies zugefagt. iv legten 
daher Herrn von Savigny den Entwurf eines Separatproto- 
folld vor, mit welchem er einverstanden war und welches |päter 
zugleich mit dem Friedensſchluſſe unterzeichnet und mit dem— 
jelben veröffentlicht worden iſt (Geſetze und Verordnungsblatt 
für dag Königreich) Sachſen vom Jahre 1866, Seite 220). 

Am 14. October begaben wir uns, Graf Hohenthal und 
ich, der erhaltenen Einladung gemäß zu Herin von Savigny. 
Nach einer langen Erörterung über die Sacjlage und dar— 
über, wie fie entjtanden, ſowie über viele andere Dinge, die 
wir ſchon oft gehört hatten, aber heute wieder mit anhören 
mußten, legte ung derjelbe endlich zwei Entwürfe vor, den 
eines Friedensvertrag! und den eines bejonderen Brotofollg 
über die interimiftiiche Ordnung der ſächſiſchen Militärver: 
hältniffe bis zur Organijation des norddeutichen Bundes. 
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oder mit der Möglichkeit, dem Lande eine haltbare und cr: 
trägliche Stellung im norddeutschen Bunde zu gewähren. 
Wir übernahmen daher die große Verantwortung und erflärten 
ung ohne Injtruction zu den einzelnen Punkten definitiv, 
theils zujtimmend, theils ablchnend oder Modificationen ver: 
langend. Dagegen gelang es ung, in Bezug auf die Militär: 
convention wenigſtens jo viel zu erreichen, daß Herr von Savigny 
uns gejtattete, noch mit Herrn von Fabrice zu ſprechen, aber 
unbedingt verlangte, dar wir ihm noch an demfelben 
Abend unfere definitive Erklärung abgeben follten. 

E3 war bereit3 gegen acht Uhr Abends, als diefe Verhand⸗ 
lung beendet wurde. Wir, Graf Hohenthal und ich, eilten 
daher fofort zu Herrn General von Fabrice, um demfelben 
die gemachten Vorjchläge mitzutheilen, welche von dem, was 
uns am 6. vorläufig und nur in ganz allgemeinen Umeiljen 
mitgetheilt worden war, in den meilten Sunften wejentlich 
abwichen und daher aud) ihm größtentheil® ganz neu waren. 
Er ſprach auch mehrfache Zweifel und Bedenken dagegen aus, 
die wir nicht zu löſen, nicht zu bejeitigen vermochten; er wies 
und aber auch nad), daß die, jedenfalls von Herrn von Savigny 
allein ausgehenden Vorſchläge, ohne die nöthige militärit e 
Sachkenntniß gemacht, zum Theil geradezu unausführbar, zum 
Theil mit ganz enormen und zugleich ganz unnöthigen Koſten 
für uns verbunden ſein würden. Da es nun bei dem jetzigen 
Stande der Verhandlungen für uns ganz unmöglich war, 
eine blos negative Erklärung abzugeben, ſo mußten wir in 
Bezug auf dieſe Punkte Gegenvorſchläge machen und nach— 
weiſen, daß der beabſichtigte Zweck auch durch dieſe ebenſo 
gut und mit weniger Koſten und Schwierigkeiten erreicht wer— 
den fünne Das Alles nahm aber um jo mehr Zeit in Ans 
Ipruch, als General von Fabrice ebenſo, wie wir, unvorbereitet 
war und das Bedürfniß fühlte, einige Details dieſer Borjchläge 
nod) einer eingehenden und ruhigen Prüfung zu unterwerfen. 
Ueber allen dieſen Verhandlungen verging der Abend, und da 
ich mich überzeugte, day wir jedenfalls, Schon um uns vor 
künftiger Berantwortlichfeit ficher zu jtellen und unfere Zus 
gejtändniffe actenmäßig zu conjtativen, eine gehörig motivirte 
Ichriftliche Erklärung nicht blos über diefe militärischen Bunte, 
jondern über den gefammten Entwurf des Friedensvertrags 
abgeben mußten, dies aber noch an demſelben Abend zu thım 
Ihlechthin unmöglid) war, jo jchrieb ich nod) gegen 10 Uhr 
Abends an Herrn von Savigny und bat ihn, heute Abend 
nicht länger auf cine Erflärung von uns zu warten, da ſich 
in Bezug auf die militärischen Punkte nod) einige Fleine 
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St. Majeftät dem König von Preußen definitiv genchmigt 
worden und daher irgend eine weitere Abänderung fchlechter: 
dings unzuläffig jei. Am Nachmittag befprach ich diefe neue 
Faffung mit meinen Herren Mitcommiffaren, und obgleich 
gegen die neuen Suläbe noch manche Bedenken erhoben wurden, 
o fonnten wir doch nicht verfennen, daß in diefer Richtung 
nicht3 weiter zu erreichen jet und beichloffen daher, zumal 
auch unjere erheblichiten Eimvendungen gegen die frühere 
Faſſung durch die neue Redaction erledigt waren, Diefelbe 
nunmehr Sr. Majeftät dem König zur Genehmigung zu em— 
pfehlen. Zu fen Behufe reifte Herr von Fabrice mit 
Hauptmann Winkler am 17. nach Carlsbad ab, nachdem ich, 
der getroffenen Verabredung gemäß, Se. Königliche Hoheit 
den Sronprinzen und den Minifter von SFalfenftein tele= 
graphiſch erjucht Hatte, ſich ebenfalls fofort nach) Carlsbad 
u begeben. Herr General von Fabrice nahın dabei ein aus: 
—* amtliches Schreiben an Geheimen Rath von Boſe 
mit, in welchem wir uns dringend für die Annahme dieſer 
Convention verwendeten, indem wir darauf hinwieſen, daß, 
möge man aud) die Nachtheile und Llebeljtände der jet frag. 
lichen Uebereinfunft noch jo hoch anfchlagen, die Nachtheile, 
die aus einer Ablehnung derjelben entjtchen müßten und 
aus einer Verzögerung der Zuſtimmung wenigftens entjtchen 
fönnten, fehr viel bedeutender und von ganz unberechenbaren 
Conſequenzen jein würden. Nur in Bezug auf zwei Bunte, 
aus welchen möglicher Weiſe eine Zujtimmung des Königs dazu 
hätte gefolgert werden fünnen, daß Dresden Feſtung werden 
solle, erklärten wir, daß wir bei der endlichen Redaction noch 
verjuchen wollten, eine Nenderung der Faſſung zu erlangen, 
eventucll aber eine Verwahrung dagegen zu PBrotofoll geben 
würden, daß in jenen Worten ein Anerkenntniß, daß Dres- 
den geltung jet oder werden ſolle, enthalten jet. 

n jenen Tagen hatte mir auch) Herr von Savigny mit- 
getheilt, daß man beabjichtige, ſofort nach Abſchluß des Frie— 
densvertragd wiederum einen Geſandten nad) Dresden zu 
| iden und wünſche, daß dann auch jofort ein neuer ſäch— 
iſcher Geſandter nad) Berlin fonume. Da wir beide darın 
übereinftimmten, daß es ſich nicht empfehle, daß die beiden 
üheren Gefandten, Graf Hohenthal und Herr von Schulen: 
urgs Priemern, nad) dem Kriege wieder in ihre früheren 
Stellungen einträten, erſterer die auch bereits entichteden ab- 
elehnt Hatte, jo wurden wir auch bald darüber einig, daß 
der Freiherr von Könnerig, damals in München, als ſäch— 
ſiſcher Gejandter nad) Berlin verjegt werden jolle, wo er, 
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Leipzig nit feinen Umgebungen oder den jüdlichen Theil der 
Saufis mit Zittau und Löbau im Auge hatte. 

Da nun jene Vorjchläge, die mir Herr von Savigny im 
Ganzen als Ultimatum bezeichnete, nad) Wegfall der an— 
fänglich verlangten Abtretung der lag und bei Gewährung 
einer Entjchädigung für die abzutretende Eifenbahnftrede, wenn 
fie auch an ſich immer noch ſehr Hart und für Sachſen 
drüdend waren, doch nicht das erreichten, wag wir im Anfang 
und während des größten Theile® der Verhandlungen be- 
fürchten mußten, da ferner der König und das ganze Land 
den Frieden dringend wünjchten und überdic® zu beforgen 
war, daß bei längerer Fortdauer des ungemiffen und um- 
Jicheren Zujtandes, in dem wir uns befanden, die fortwähren: 
den Wühlereien und Heßereien der annerioniftischen Partei 
in Sachſen doch endlid) in der Meinung des Volkes Boden 
gewinnen fünnten,. dadurch aber nicht nur unfere Stellung 
in Berlin, fondern auch die Lage des Königs Preußen gegen- 
über immer fchwieriger und faſt unhaltbar werden mußte, jo 
entfchloß ich mich, die große und ſchwere Berantwortung, 
deren ich mir in jenem Augenblide vollfommen Far bewußt 
war, auf mid) zu nehmen und unter Vorbehalt der Zuftim- 
mung meincd Herrn Fe a des Grafen Hohenthal, 
die auch unmittelbar darauf erfolgte, ſowie der Allerhöchiten 
Ratification Sr. Majejtät des Königs, den Friedensvertrag, 
wie er aus der heutigen Beſprechung hervorging, ohne vor— 
herige Ipecielle Initruction anzunehmen. Herr von Savigny 

egab Sich hierauf Jofort zu Sr. Majeität dem König von 

Preußen, und brachte mir wenige Stunden darauf in meine 
Wohnung mündlich, aber officiell die Nachricht, dak Sc. Ma— 
jettät den Vertrag genehmigt habe und bereit fei, denjelben 
zu ratificiren. Ich telegraphirte daher fofort nach Carlsbad, 
daß die Unterzeichnung des Dertrags am folgenden Tage, 
dem 21. October, Abends erfolgen ſollte. 

Am 21. befam ic die Nachricht, daß Se. ajeität der 
König am 23. Abende in Tepliß eintreffen werde Ich 
hatte nämlich, da der möglichlt fchnelle Austaufch der 
Ratificationg-UÜrfunden dringend wünſchenswerth war, indem 
jeder Tag des Auffchubs dem Lunde 10000 Thaler fojtete, 
Se. Majeſtät gebeten, jo bald als möglich nach Teplig zu 
fommen, da ic) diefen Ort von Berlin aus jchneller erreichen 


*) Diejelbe ift, ebenfo wie die preußiſche und die thurn- und taxis'ſche 
Poſt bei der Gründung des norddeutichen Bundes auf diefen übertragen 
worden. 
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während der ganzen Dcenpationgzeit eine mufterhafte geweſen; 
jegt feierte man in der langerfehnten Rückkehr des geliebten 
Königs zugleich die Befreiung von einem fchweren, von einem 
fajt unerträglich gevordenen Drude, feierte man die Rückkehr 
zu ficheren, gefeglichen Zuftänden. Saft in noch ftärferer und 
erhebenderer Weile trat die allgemeine Freude hervor, als der 
König und die Königin, der Prinz und die PBrinzeffin Georg 
einige Tage darauf zum erſten Male wieder nach Dresden 
famen. Da war nichts künſtlich Gemachtes, da war alles der 
wahre Ausdruck der Sreube des Volkes. 

Es müſſen hierüber auch ganz unparteiiſche, wahrheits— 
getreue Berichte nach Berlin gekommen ſein, denn einige 
Wochen ſpäter, als ich dort einmal Herrn von Savigny 
meine Freude darüber ausſprach, daß ich jetzt in den höheren 
und höchſten Kreiſen Berlins ganz andere und gerechtere An— 
ſichten und Geſinnungen über den König von Sachſen und 
das ſächſiſche Volk vorfände, ala früher, antwortete er mir: 
„Ja! feit der Rückkehr Ihres Königs hat ſich in diefer Be- 
zichung hier vieles geändert; ein folcher Empfang, wic 
ihn Ihr König bei der Rückkehr in fein Land gefunden hat, 
fonnte auch hier feinen Eindrud nicht verfehlen; man hat 
es jet hier doch eingefehen, daß man Sich über die ſächſiſchen 
Berhältniffe getäufcht hatte und iſt ſehr mißtrauifch geworden 
gegen Diejenigen, welche hier glauben machen wollten, dag 
aloe Bolt wünsche nicht? fehnlicher, al3 die Annerion an 

reußen.“ 

Nur die kleine Partei in Sachſen ſelbſt, welche dieſe 
Annexion wünſchte und während der Occupation Alles auf: 
geboten Hatte, um fie zu erlangen, hatte ihre Beltrebungen 
noch nicht aufgegeben; fie hatte ihr Hauptquartier in Leipzig, 
deffen Gemeindevertreter mehr oder weniger unter ihrem Ein— 
fluffe ftanden. Während aus allen Städten und größeren 
Drten des Landes, aus allen Kreifen und Bezirken Depu— 
tationen und Peglicheinfchtinge Adreſſen an den König 
famen, verharrte das officiclle, d. 5. dag durch den Stadtratl) 
und die Stadtverordneten vertretene Leipzig, unter Leitung 
des Bürgermeijterd Koch, Schwagers des Profeſſors Bicder: 
mann, in mißmuthigem, ärgerlichem Schweigen und juchte da= 
durd) feine Unzufriedenheit mit dem Erfolge des Friedens— 
chluffes zu erkennen zu geben. Das hinderte freilich den, 
jener Partei nicht angehörenden, immerhin noch jehr zahl: 
reichen Theil der Bevölferung Leipzigs nicht, feine, denen des 
Stadtraths und der Stadtverordneten direct entgegengefeßten 
Anfichten, feine Treue und Liebe zum angeftammten Königs: 
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Aufgabe fein, dieſem neu fich bildenden Verhältniffe mit 
friſchem Muthe, mit Offenheit und aller Redlichfeit entgegen 
zu fommen und für feine günjtige Gejtaltung auch ander- 
weite Opfer nicht zu ſcheuen.“ 

Der übrige, Theil der Thronrede enthielt einen Hinweis 
auf die zu erwartenden einzelnen Vorlagen, ſowie dic Be— 
merkung, daß in Folge der veränderten Bundeseinrichtungen 
auch Umänderungen der ſächſiſchen Verfaſſung und des ſäch— 
ſiſchen Wahlgefegeg nothwendig werden würden, hierüber aber 
nicht. eher als nach TFeititellung der Verfaffung des nord» 
deutschen Bundes eine definitive Entjchliegung gefaßt werden 
fünne. Der Friedensvertrag wurde nach langem und fehr 
lebhaften Debatten, in welchen ic) in der zweiten Sammer ge— 
nöthigt war, den Standpunkt der Regierung und die Gründe 
ausführlich darzulegen, aus welchen jie jenen Vertrag ohne 
Borbehalt der jtändischen Genehmigung abfthfichen mußte, von 
beiden Kammern genehmigt. 

In der Situng der zweiten Kammer am 28. November 
ſprach ic) in einer längeren Rede unter Anderen folgende 
Worte: „Wir ftehn am Schlujfe einer großen, verhängnißvollen 
Krifis! Wir stehn hinſichtlich der ganzen fächjischen Politik 
an einem Sceidepunfte, wo cine Bergangenheit abjdlicht, 
eine neue Zeit beginnt. Wir haben treu und feit an dem 
deutjchen Bunde gehalten, wie er bisher bejtanden hat; wir 
haben viel dafür gethan, alles, was wir thun fonnten, um 
diefen Bund geachtet und aufrecht zu erhalten. Ich will mich 
in dieſem Augenblide nicht in eine Bertheidigung unjerer bis— 
herigen Politik einlaffen; Mancher von Ihnen, meine Herren, 
hält fie vielleicht für faljch, Für unrichtig! Mag das fein! id) 
jage jet nur: es war dies unsere Bolitif der Ber: 
gangenheit! Sie tjt dahin! dahin mit dem Bunde, 
auf dem fie beruhte! Wir jtehn heute an dem Anfange 
einer neuen Zeit, in der wir ung gar nicht zurecht finden 
fünnen, wenn wir nicht mit frischem Muthe, nicht mit dem 
feften Entſchluſſe in die neuen Verhältniſſe eintreten, 
ehrlich und offen an denjelben Felt zu Halten und das Ber: 
gangene zu vergeſſen.“ 

Die Reiſe, welche Se. Majeſtät der König in Begleitung 
Sr. Königlichen Sogn des Kronprinzen am 16. December 
zum Beſuche Sr. Majeſtät des Königs von Preußen unter: 
nahm, war von dem giünftigjten Erfolge begleitet. Die 
Gefühle der Hochachtung und Freundſchaft, welche beide 
Meonarchen feit langer Zeit Schon zu einander hegten, be— 
ruhten zu feit auf dem Grunde gegenfeitiger, genauer 
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Itand für die Anhänger diefer Richtung in zweiter Linie, war 
ihnen jedenfall® weniger wichtig, als die Itraffe Einheit des 
von ihnen zumächit angeitrebten Staated. Der durd) die da— 
mals neue Militärorganijation im Innern Preußens hervor- 
gerufene Conflict und die Art und Weise, in welcher Graf 

ismarck zu jener Zeit den Abgeordnetenhaufe gegenüber 
aufgetreten war, hatten das Verhältniß des liberalen Theile 
jener Partei zu der preußischen Regierung wohl erfältet und 
gelodert, im Wejentlichen aber an den politischen Beftrebungen 
desfelben und an feiner Gefammtauffaffung der Verhältniffe 
nicht? geändert. Als daher in den eriten Monaten des 
Jahres 1866 ich immer deutlicher herauzitellte, daß die Abficht 
der preußiichen Regierung wirklich dahin gehe, den deutfchen 
Bund mit Waffengewalt zu fprengen und feine Trümmer 
zur Vergrößerung Preußens zu benugen, da wurde es aud) 
jenem liberalen Theile der kleindeutſchen Partei nicht ſchwer, 
jeine vollitändige Uebereinftimmung mit diefer Wendung der 
preußiſchen Bolitit offen und unummwunden auszuſprechen. 
Die vo Itändige Scheidung desfelben von dem großdeutjchen 
- Theile der liberalen Partei erfolgte in Sachſen bald nad) 
dem Ausbruche de Krieges; die Anhänger jener Richtung 
vereinigten fi zu ciner lebhaften Unterjtügung der da— 
maligen ARE NR Politik, nannten fich aber, um das nicht 
jo offen auzzujprechen, erſt „deutſch-liberal“, dann „national- 
liberal”; während der andere Theil der liberalen Bartei in 
Sachſen, der Sich ſpäter der deutjchen Fortfchritt3partei an— 

loß, gegen die gewaltjame Berreißung Deutjchlandg pro- 
tejtirte und ein allgemeines Parlament für ganz Deutjchland, 
wenn irgend möglich mit Einjchluß Oeſterreichs, verlangte. 
Diele Iegtere Partei mußte ſich der Natur der Sache nad) 
in Sachſen während des Kriegs ſehr zurüdhalten; ſie würde 
bei offener Ausſprache ihrer Gefinnungen jofort mit der 
reußiſchen Verwaltung in den heftigjten Conflict gefommen 
kin Defto offener und freier fonnte die erjtgenannte, die 
ergrößerung Preußens bezwedende Partei auch in Sadjjen 
ihre Thätigfeit entfalten. 

E3 war damals allgemein befannt, daß man in Preußen 
beim Beginn des Krieges des Erfolges nicht völlig ſicher ge- 
weſen war, daß es viele und einflußreiche Perſonen gegeben 
hatte, welche mit der kriegeriſchen Politik Bismarck's nicht 
einverjtanden waren und dem Ausgange des Krieges anfänglich 
mit Beſorgniß entgegenjahen. Darüber aber, day dann, wenn 
der Krieg fiegreih für Preußen endige, die Annerion von 
Sadjjen der —* des Sieges ſein müffe, darüber waren in 
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dadurch doch noch dahin zu gelangen hoffte, daß der König, 
ehe er ſich ſolchen Forderungen unterwerfe, lieber dem Throne 
entſagen und ſein Land freiwillig an Preußen abtreten werde. 
Er hatte auch bei der erſten und einzigen Beſprechung, die wir, 
Graf Hohenthal und ich, während der ganzen Fricdensver— 
bandlungen mit ihın hatten, eine folche Sorberung wirklich an 
ung gejtellt. War dies aber der Plan des Grafen Bismard 
— und nad) alle dem, was id) damals in Berlin gehört, kann 
ich nicht daran zweifeln — jo läßt es ſich aud) begreifen und 
erklären, daß er die Unterftügung der annexioniſtiſchen Partei 
in Sadjen, die ja von ihrem politiichen Standpunkte aus 
ganz auf dasſelbe Ziel losſteuerte, nicht zurückwies, ſon— 
dern annahm und benugte. Wenn daher diefe Partei wäh— 
rend der Friedensverhandlungen durch ihre Preſſe, durch 
Parteiverfammlungen und Betitionen, welche im Zande in 
Umlauf gejeßt wurden, die Meinung zu verbreiten fuchte, 
da es der König Johann jei, der durch die Hartnädigkeit, 
mit welcher er fich in dynaſtiſchem Intereſſe weigere, Ke{bf! 
den billigiten und nothwendigſten Forderungen Preußens 
nacjzugeben, den Abjchluß des Friedens verhindere, und cr 
allen daher durch dieſe einſeitige Voranftellung und Ver: 
folgung dynaſtiſcher Intereffen das Unglück und die Roth 
des Landes verjchulde, und wenn die Bartet hoffte, daß es 
ihr auf diefe Weile doch nod) gelingen werde, die Liebe und 
Anhänglichkeit de Volkes an den König zu untergraben und . 
foweit zu überwinden, um aus der Mitte des Volkes ſelbſt 
Anträge auf Annerion an Preußen hervorzurufen, jo lag für 
den Grafen Bismard und im Intereffe jeiner Politik fein 
Grund vor, Dielen Beitrebungen entgegen zu treten und Die 
Unterjtügung, die fie ihm gewährten, zurüczuweifen. Ja, ic) 
möchte Han glauben, daß Graf Bismard durch die auf: 
dringliche Freundschaft diefer Partei und ihre falfchen Dar: 
jtellungen über Die Lage der Dinge in Sachſen ſelbſt ge 
täufcht worden ſei und insbeſondere die Verhältniſſe der jäch- 
fifchen Dynaftie zum Lande in Folge deffen anders beurtheilt 
habe, als jie wirklich waren. 

Jedenfalls aber geht aus meiner Darjtellung der Friedens— 
verhandlungen jovicl hervor, daß Graf Bismarck, wenn er 
jenen Plan Anfangs wirklich gehabt, denfelben doch etwa 
feit Anfang des Monats September aufgegeben Hatte; 
wenigſtens ift jeit dieſem Zeitpunkte in den Verband: 
lungen nicht? weiter vorgefommen, was auf die Erijtenz 
einer folchen Abficht jchließen ließ. Ganz anders dagegen 
handelte die — wie fie ſich damals noch nannte — „deutſch— 
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der die Annexion an Preußen anſtrebenden Partei in Sachſen 
die unbedingte Sicherheit zu gewähren, daß ſie gegen die 
Perſon und die Ehre des Königs von Sachſen und gegen 
die Verfaſſung des Landes reden, ſchreiben und thnun konnten, 
was Sic wollten, ohne deshalb jemals einer jtrafrechtlichen 
Berantwortung ausgeicht zu fein. 

Am 2. September verbot der General-Bouverneur von 
Sachſen, General der Infanterie von Schad, mit Rüdficht 
auf den bejtehenden Kriegsſtand und auf die Dauer desfelben 
für das ganze Königreich die Abhaltung öffentlicher Verſamm— 
lungen, welche den ag: hatten, politische Angelegenheiten 
zu verhandeln. Dieſes Berbot, welches an fi unter den 
damaligen Berhältniffen gewiß gerechtfertigt war, entſprach 
jedoch den Wünfchen der Annerionzpartei durchaus nicht, denn 
jie wurde eigentlich allein durch dasselbe betroffen und in 
ihrer Agitation behindert, da die Parteien, welche entgegen— 
gejebte Anfichten vertraten, ja ohnedies niemals von der 
preußijchen Civilverwaltung die polizeiliche Erlaubniß zu folchen 
Verſammlungen erhielten. Aber auch die preußifche Regierung 
ſchien damit nicht einverstanden zu fein, wenigſtens fprach fi) 
fur; darauf Herr von Savigny mir gegenüber in feiner ges 
wöhnlichen jchroffen Weiſe über dag, Sehner Anficht nach viel 
zu milde und den preußifchen Intereffen durchaus nicht ent- 
Iprechende Auftreten des General von Schaf in Sachfen aus, 
ohne freilich gerade dieſes Verbot jpeciell au betonen. Dagegen 
erflärte unmittelbar darauf die „Konftitutionelle Zeitung“, 
deren Redacteur, Advokat Siegel, fortwährend in genauer Ver: 
bindung mit dem Civilcommiffar ftand, jenes Verbot habe 
große Verwunderung erregt, und zwar gerade an der Stelle 
am meijten, von der cine ſolche Maßregel eigentlich hätte aus— 
gehen müſſen, — d. h. alfo beim Civilcommiffar — wo man 
aber gar nicht davon gewußt habe. Da das Verbot jedoch 
an fc correct und von dem General-Gouverneur innerhalb 
jeiner Befugniſſe erlafjen worden war, jo konnte dagegen zus 
nächit nichts gejchehen und die Partei mußte fich einige Zeit 
mit ihrer Wirkfamfeit in der Prefje begnügen. Dieſe wurde 
aber in um fo Iebhafterer Weiſe fortgefegt, und ich fühle 
mich zur richtigen Kennzeichnung des damaligen Zuſtandes 
verpflichtet hier wenigjtens einige vereinzelte Beiſpiele davon 
u geben. 
i m 9. September, alſo zu der Zeit, wo die Verhand— 
lungen zwifchen den beiden militärifchen Commiſſaren eben 
begonnen hatten, und noch, wie oben dargelegt worden, einen 
günftigen Erfolg verjprachen, wiederholte die „Konftitutiontelle 
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des Königs Johann, um derentwillen Sachen wohl füglic 
weitergehende Zu eändutjje gemacht werden könnten, in der 
Auverficht, dag das gegebene Wort auf dag Heiligjte werde 
ehalten werden. Das ift, und man begreift das ficher in 

erlin, eine leicht zu durchichauende Berechnung. Gerade 
weil man für nöthig erachtet, diefe Verficherung zu geben, tt 
ihr durchaus fein Boden zu geftatten. Der & des Kron— 
prinzen wird hier (d. h. alſo in Dresden, von wo der Artikel 
datirt iſt) nicht als bindend betrachtet, wie ſchon mehrfache 
Aeußerungen in Kreiſen, die als maßgebend betrachtet werden 
müſſen, beweiſen; denn ‚was iſt ein Eid‘, heißt es da, ‚er 
wird je nad) den Berhältniffen zu umgehn fein‘. Aber der 

hneneid der Truppen, direct dem Könige von Preußen ge— 
eiſtet, das iſt etwas, wo taufend Skrupel laut werden würe 
den, wollte man eine That verfuchen, die am Soldaten ein 
weite® Gewiffen vorausſetzt. Darum darf und wird man 
gerade don diefer Forderung fein Sota nachlaffen, will man 
Jichh nicht dem Vorwurfe der Nadjwelt ausfegen, einen Augen 
blid lang die hohe Miffion, die Preußen zu erfüllen unter 
nommen, dem Gefühle des Mitleids mit einer feindlich ge= 
finnten Dynastie untergeordnet zu haben. Und wie jehr wir 
mit Ddiefen unſeren Antichten recht haben, das beweilt eine, 
erit kürzlich gethane Aeußerung, die bis in die allernächite 
Nähe des Kronprinzen hinaufreiht und fi dahın 
ufpigt: ‚Wenn wir Später in Dresden einen preußifchen 

eneral haben, jo wäre derjelbe im gegebenen Falle unfer 
eriter Gefangener.‘ * 

Dieje Beifpiele mögen genügen, um den Geiſt, in weldyem 
jene Blätter damals redigirt wurden, und zugleich. die Art 
und Weise zu charafterifiren, in welcher die NRedactionen der— 
jelben_die im Voraus zugejicherte Amneftie benugten und für 
ihre Zwecke auzbeuteten.*) 

ach den Tode des Generals von Schad war der Generals 
fteutenant von Tümpling interimiftiich an deſſen Stelle getreten 
und hatte eine Bekanntmachung erlaffen, durch welche mit Rück— 
Jjiht auf die bevorftchenden Wahlen zum norddentichen Parla— 
mente und zum ſächſiſchen Landtage die Abhaltung öffent: 
fiher Berfammlungen in Sacjjen im Allgemeinen wieder 
geitattet wurde. Seloftverftändlich war dadurd) nur das 


*) Der obige, die Haltung der „Deutſchen Allgemeinen Zeitung“ 
betreffende Abſchnitt hat eine, gegen die der erjten Auflage wefentlich vers 
änderte Faſſung engalten. Dean vergleiche deshalb die bezüglichen Bes 
mertungen in der Vorrede zur zweiten Auflage. 





o lange beides nicht zugeftanden und nicht ausgeführt fei, 
ogar den Beginn der Verhandlungen über den Friedensſchluß 
verweigert hatte, davon war in Berlin nach allen Richtungen 
hin ofen gejprochen worden, es war daher allgemein befannt; 
daß aber der König von Sacjjen diefe Bedingungen fofort 
und ohne Weitered zugeftanden, inöbefondere den Comman— 
danten des Königſteins zur Uebergabe der Feſtung bereits 
angewiejen hatte, daß wir died auch der Königlich preußiichen 
Regierung und zwar erſt mündlich dem Herrn von Savigny, 
ala damaligem Stellvertreter des beurlaubten Unterjtaats- 
ſekretärs der auswärtigen Angelegenheiten, und ſodann am 
1. September dem Grafen Bismarck officiell und jchriftlic) 
angezeigt hatten, davon wurde nicht gejprochen, dies wurde 
nicht bekannt. Daß nun aber diefe von dem Grafen Bismard 
aufgejtellten Präjudtetalforderungen von dem Commiſſar des 
Kriegsminiſteriums, mit welchen hierauf deshalb verhandelt 
werden mußte, nicht als ſolche, d. h. als Präjudicialpunkte, 
anerkannt, vielmehr theils als ganz zweck- und bedentungslog, 
theils als dem Interefje Preußens geradezu widerjprechend 
erflärt wurden, der preußiſche Commiſſar ſich fogar entjchieden 
weigerte, über die Aueführung unſerer Zugeſtändniſſe eher zu 
verhandeln, als bis alle anderen Punkte des gene es 
in Ordnung ſeien, das habe ich oben ausführlich erzählt. Es 
konnte daher weder die Uebergabe des Königſteins noch 
die Entlaſſuut der Reſerviſten erfolgen, obgleich wir nicht 
nur dazu vollſtändig bereit waren, Wlbenn die letztere auch 
dringend wünſchten. Durch den oben erwähnten Befehl 
des Generals von Tümpling, wonach jeder nach Sachſen 
zurückkehrende ſächſiſche Soldat arretirt werden ſollte, wurde 
ſogar die Entlaſſung einzelner Reſerviſten, die außerdem nach 
und nach vielleicht hätte ſtattfinden können, unmöglich gemacht. 
Auch alle dieſe Dinge waren nicht allgemein bekannt und von 
unferer Seite durfte nichts davon veröffentlicht werden. 
Nach Außen Yin war alfo nur befannt, daß die beiden 
Forderungen an uns gejtellt und daß jie noch nicht erfüllt 
waren, und diefer Umjtand wurde zunächſt von der Breffe 
in Ichroffiter Weife benugt, um die öffentliche Meinung in 
Sadjjen gegen den König und uns, jeine Commiffare, aufzu— 
regen und die maßloſeſten, aber völlig grundloſen Beſchul— 
sigungen zu verbreiten. So brachte 3. B. die „Norddeutiche 
Allgemeine Zeitung“, deren nahe, ganz ſpecielle Beziehungen 
In preußijchen Regierung allgemein bekannt waren, und deren 
ittheilungen daher eine officiöſe Färbung und eine gewiffe 
Autorität hatten, in den erjten Tagen des October eine Notiz 
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bedingungen aufzugeben und diefelben anzunchmen, um das 
Land endlich von den unerträglichen Lajten zu befreien, von 
denen es faſt erdrüdt werde”. Sn folcher Weile war es aljo 
der Annerionspartei gelungen, durch Fortwährende Verbreitung 
unwahrer Nachrichten in der Breffe die öffentliche Meinung 
in Sachjen zu täuschen und irre zu führen, daß ſelbſt die 
achtbaren Männer und Meagiftratöperfonen, welche dieſe 
Deputation bildeten, alles Ernſtes glaubten, die Der: 
zögerung des Friedens werde durch den zu weit gehenden 
Widerftand des Königs veranlaßt. Diefer antwortete dar: 
auf, daß es ihm, den Kumdgebungen der Preſſe gegenüber, 
als ob Er die Schuld an der Verzögerung des Zricdensichluffes 
trage, erwünscht jet, Ti) deshalb auszusprechen. Dies fei 
durchaus nicht der Fall. Wenn die Verhandlungen bisher 
zu einem Abſchluſſe nicht geführt Hätten, jo Liege dies nicht 
an ihm; er jelbjt Fenne die preußischen Forderungen zur Zeit 
noch nicht, werde jedoch, foviel ihn betreffe, zur Förderung 
des Abſchluſſes — das Möglichſte beitragen, da ihm 
der Frieden ebenſo ſehr am Herzen liege, wie dem Volke (Leip⸗ 
ziger Zeitung Nr. 246 vom 15. October, ©. 5369). Als 
nun die Deputation nach ihrer Rückkehr diefe Antwort des 
Königs öffentlich befannt machte, folgerten die nationalzlibe- 
ralen Blätter daraus nicht etwa, daß ihre früheren Nach: 
richten über den Widerjtand des Königs „gegen alle, auch die 
gerechtejten und billigſten Forderungen Preußens“ unbegründet 
geweſen jeien, jondern befchuldigten ung, die in Berlin an— 
wejenden Kommifjare, den Grafen Hohenthal und mich, daß 
wir den König nicht volljtändig von dem Gange der Ber: 
handlungen in Kenntniß erhalten und die preupifchen For— 
derungen, ohne fie dem Könige mitzutheilen, abgelehnt hätten. 
Wir jelbft aber hatten erſt am Abende des 6. Detobers die eriten 
vorläufigen Andeutungen über die preußiſchen Forderungen 
von Herr von Savigny mündlich erhalten, unſer Bericht an 
den König, der deshalb auch noch nichts Beſtimmtes darüber, 
fondern nur allgemeine Andeutungen enthalten fonnte, war 
am 7. Abends in Berlin abgegangen und daher zur Zeit der 
Audienz der Zwidauer Deputation in Carlsbad noch nicht in 
den Händen des Könige. 

Es ift nun beſonders auffallend und bemerkenswerth, daß 
die Thätigkeit der, die Annerion Sachſens an Preupen ans 
jtrebenden Partei, die während der ganzen Dauer der Frie— 
densverhandlungen nicht geruht hatte, gerade in der legten 
Periode derfelben, im Monat October, noch mit bejonderer 
Heftigfeit hervortrat. Diefe Bartei hielt nad) ihrer politiſchen 
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niemal3 der Gegenjtand tier Verhandlungen geweſen iſt. 
ür die ei entlichen, politil en Ziele der klein-deutſchen 
Bartei, die Serfte ung eines, den ganzen Norden Deutſchlands 
umfafjenden —— bahn war alſo damals nichts mehr zu 
erreichen, man hätte daher wohl annehmen dürfen, dab die 
Partei eg unter diefen Umftänden aufgegeben hätte, durch die 
fortwährende Verbreitung wahrheitäwidriger Darftellungen und 
rundlojer Bejchuldigungen in ihrer Wreffe und in öffent- 
ichen Verfammlungen die Bevölkerung Sachjen® gegen den 
König aufzuregen und Unruhe und Beforgniffe im Lande zu 
verbreiten, dadurch aber auf ung, Die fächtt en Commiffare, 
für die Friedensverhandlungen einen ſchweren, den Intereſſen 
Sachſens höchſt nachtheiligen Drud auszuüben. Die Partei 
handelte aber anders; das oben gejchilderte gehäffige Ver— 
fahren wurde unverändert und gerade dann mit befonderem 
Nachdrude fortgeſetzt, als es zu gar nicht? weiter führen 
fonnte, al3 dazu, die Opfer, die Sachjen beim Friedensſchluß 
bringen mußte, und zwar nicht etwa zu Gunſten der von 
der Wartei angejtrebten politischen Geſtaltung Deutſchlands, 
Sondern lediglich im particularen Intereſſe Preußens, zu ver- 
rößern. Denn ob Sachſen einige Millionen Thaler mehr an 
Breuhen zahlen mußte. ala vielleicht ohne jenen Drud nöthig 
geworden wäre, ob es jogar gezwungen werden fonnte, eine 
partielle Landabtretung an grauen zu machen, dag Alles 
hatte für die fünftige Geftaltung der deutſchen Angelegen— 
heiten jelbit im Sinne der klein-deutſchen Partei nicht die 
geringjte Bedeutung. 
ine gerechte Beurtfeitung dieſes Verfahten⸗ der Partei 
und ihrer wird freilich nicht eher möglich ſein, als bis 
die Frage beantwortet werden kann: Kannten die Redacteure 
jener Blätter, die Leiter und Redner jener Verſammlungen 
ie wahre Sachlage, den wahren Stand der Berliner Ver—⸗ 
handlungen, oder fannten fie ihn nicht? Wußten fie * B., 
indem ſie die Hartnäckigkeit anklagten, mit welcher der König 
die Uebergabe des Königſteins und die — der Re⸗ 
ſerviſten verweigere und den Grund dieſer Hartnäckigkeit 
auf lediglich dynaſtiſche Intereſſen zurückführten, daß der 
König beide Forderungen ſchon längſt zugeſtanden hatte und 
die Ausführung ſeines ———— von den preußiſchen 
Unterhändlern verhindert wurde? Schrieben und —* en 
ſie daher in vollem Bewußtſein, daß das, was ſie ſchrieben 
und ſagten, unwaht war? oder hielten fie e8 für wahr? 
Wollten fie wifjentlich das ſächſiſche Volk täuschen oder waren 
fie ſelbſt getäuſcht? 


v. Frieſen, Erinnerungen. II. Zweite Auflage. W 
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niemals der Gegenſtand liter Berhandlungen gewesen tft. 
ür die ei entlichen, politil en Biele der Hein=deutjchen 
artei, die Serfte ung eines, den ganzen Norden Deutſchlands 
umfafjenden Einheitsſtaates, war aljo damals nichts mehr zu 
erreichen, man hätte daher wohl annehmen dürfen, daß Die 
Partei es unter diefen Umftänden aufgegeben hätte, durch die 
fortwährende Verbreitung wahrheitäwidriger Darftellungen und 
rundlojer Beſchuldigungen in ihrer Preſſe und in öffent- 
ichen Berjammlungen die Bevölferung Sachſens gegen den 
König aufzuregen und Unruhe und Beforgniffe im Lande zu 
verbreiten, dadurd) aber auf ung, Die Sich en Commiffare, 
für die Friedendverhandlungen einen jchweren, den Sutereffen 
Sachſens höchſt nachtheiligen Drud auszuüben. Die Partei 
handelte aber ander; das oben gefchilderte gehäfjige Ver- 
(ren wurde unverändert und gerade dann mit bejonderem 
achdrude jortgeieht, als es zu gar nichts weiter führen 
fonnte, al® dazu, die Opfer, die Sachſen beim Friedenzfchluß 
bringen mußte, und zwar nicht etwa zu Gunſten der von 
der Wartei angejtrebten politiichen Geſtaltung Deutjchlandg, 
ſondern lediglich im particularen Intereffe Preußens, zu ver: 
rößern. Denn ob Sadjjen einige Millionen Thaler mehr an 
Breupen zahlen mußte. als vielleicht ohne jenen Drud nöthig 
geworden wäre, ob es ſogar gezwungen werden fonnte, eine 
partielle Landabtretung an greußen zu machen, das Alles 
hatte für Die künftige Gejtaltung der deutjchen Angelegen- 
heiten jelbit im Sinne der klein-deutſchen Partei nicht die 
geringjte Bedeutung, 
ine gerechte Beurtheilung dieſes Derfahrens der Bartei 
und ihrer fi wird freilid) nicht eher möglich fein, ala bis 
die Frage beantwortet werden kann: Kannten die Redacteure 
jener Blätter, die Leiter und Redner jener Berfammlungen 
ie wahre Sadjlage, den wahren Stand der Berliner Ber: 
handlungen, oder fannten jie ihn nicht? Wußten fie * B., 
indem ſie die Hartnäckigkeit anklagten, mit welcher der König 
die Uebergabe des Königſteins und die Entlaſſung der Re— 
ſerviſten verweigere und den Grund dieſer Hartnäckigkeit 
auf lediglich dynaſtiſche Intereſſen zurückführten, daß der 
König beide Forderungen ſchon längſt zugeſtanden hatte und 
die Ausführung ſeines Zugeſtändniſſes von den preußiſchen 
Unterhändlern verhindert wurde? Schrieben und ſprachen 
ſie daher in vollem Bewußtſein, daß das, was ſie ſchrieben 
und ſagten, unmwaht war? oder hielten fie ed für wahr? 
Wollten jie le: ich das ſächſiſche Volk täufchen oder waren 
fie ſelbſt getäufcht? 


v. Friefen, Erinnerungen. I. Zweite Auflage. 23 
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die Kundgebungen der ſächſiſchen Preſſe und die Erklärungen 
öffentlicher Verſammlungen, nach welchen das Land offenbar 
zu weit größeren Opfern bereit ſei und mit der Erinnerung 
an die ſchwere Verantwortlichkeit zu begegnen, der wir uns 
ausſetzen würden, wenn wir, den Wünfchen des Landes zuwider, 
unwillfährig wären; foviel aber tft zweifellos, daß durch 
dieſen Drud ung die Erlangung befjerer Bedingungen völlig 
unmöglich gemacht wurde. Wir hatten aber auch fein Mittel, 
um die verbreiteten Unwahrheiten zu widerlegen, da weder in 
Sachen noch in Preußen eine Berichtigung gedrudt werden 
durfte. Um nur etiwas zu thun, ſchickte ich einmal den nach— 
jtehenden, jehr vorjichtig gehaltenen Artifel an die Redaction 
des Dresdner Journals, in welchem er auch aufgenommen wurde. 
„Berschiedene öffentliche Blätter enthalten feit einiger 
git Nachrichten über die Friedensverhandlungen zwifchen 
reußen und Sachjen, die, bei aller ſonſtigen Verschiedenheit, 
doch darin übereinfommen, daß fie die Schuld an der langen 
Verzögerung des Friedensſchluſſes und die dadurd) für Sachſen 
entjtehenden Nachtheile ausfchlichlich den ſächſiſchen Bevollmäd)- 
tigten und den ihnen ertheilten Inſtructionen zur Laſt legen. 
Nun haben aber, wie wir erfahren, die beiderjettigen Bevollmäch- 
tigten fich das Verfprechen gegeben, über die Verhandlungen, 
welche befanntlich erjt vor Kurzem wirklich begonnen Haben 
nach Außen Hin nicht? befannt werden zu laffen. Hieraus 
folgt, daß die Verfaffer jener Artikel über den wahren Ber: 
lauf der Verhandlungen gar nicht unterrichtet fein können, 
zugleich aber auch, daß wir nicht in der Zage find, jene Nach— 
richten durch Anführung der wahren Thatjachen zu wider: 
legen. Wir richten daher für jegt nur die dringende Bitte an 
unjere Mitbürger, alle jene Nachrichten ohne Ausnahme nur 
für das anzufchen, was fie wirflich find, nämlid) Ver— 
muthungen und zum Theil Erfindungen Einzelner, die nad) 
der politifchen Tendenz des Blattes eingerichtet werden, in dem 
jte erjcheinen. Die Verhandlungen werden, nachdem fie ein— 
mal begonnen, hoffentlich bald zu einem Abſchluſſe führen, 
und Davon darf jeder Sachſe feit ünerzeugt fein,‘ daß Se. 
Majeität der König, wenn Er in die Lage kommt, über ihm 
vorgelegte Forderungen eine Entjchliegung zu fallen, Sich 
vor allen anderen Rüdfichten von der auf dad Wohl des Lan⸗ 
des und don dem Wunfche beftimmen lafjen wird, den Drud, 
der jeßt auf ihm lajtet, möglichjt abzufürzen und zu erleichtern.“ 
Die Folge der Aufnahme dieſes Artikels in das „Dresdner 
Sournal“ war, daß Herr von Wurmb dem Redacteur dieſes 
Blattes bedeutete, daß, wenn er noch einmal irgend etwas 
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